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SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG  Drucksache 16/694 
16. Wahlperiode 06-04-07 

Kleine Anfrage 
 

des Abgeordneten Karl-Martin Hentschel (Bündnis 90/Die Grünen) 
 

und 
 

Antwort 
 

der Landesregierung - Minister für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche 
                                              Räume 
 

Landesnaturschutzgesetz 

 

 

Die Landesregierung plant ein neues Landesnaturschutzgesetz. Die Information hat 
den Landtag mit der Unterrichtung 16/38 erreicht.  
 
 

1. Welche Bestimmungen aus dem alten LNatSchG sind weggefallen? 
 
Folgende Bestimmungen sind weggefallen: 

- Landschaftsrahmenpläne, §§ 5, 5 a, 

- Grünordnungspläne, § 6, 

- zum Teil Verfahrensvorschriften für die Aufstellung von Landschaftsplänen,  
§ 6 Abs.1 Satz 4, § 6 Abs. 4, 

- „Positivliste“ für Eingriffstatbestände, § 7 Abs. 2 , 

- Boden, § 10, 

- Wege-, Straßen- und Gewässerränder, § 12, 

- vorrangige Flächen für den Naturschutz, § 15, 
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- Bachschluchten, § 15 a Abs. 1 Nr. 5; Steilhänge im Binnenland, § 15 a Abs. 1 
Nr. 8; zum Teil Staudenfluren, § 15 a Abs. 1 Nr. 9; sonstige Sukzessionsflä-
chen, § 15 a Abs. 1 Nr. 10, 

- Besondere Vorschriften für Knicks, § 15 b, 

- Allgemeine Vorschriften, § 20 a, 

- Begehung von Naturschutzgebieten, § 21 a, 

- Veränderungen oder Störungen in geschützten Teilen der Natur, § 21 c  
Abs. 2, 

- Artenschutzgebiete, § 25 Abs. 1, 

- Naturerlebnisräume, § 29, 

- Wander- und Reitwege, § 32, 

- Skilifte und Seilbahnen, § 38 a , 

- Vorkaufsrecht, § 40,  

- Enteignung, § 41, 

- Akademie für Natur und Umwelt des Landes Schleswig-Holstein, § 50 a , 

- Erhebung und Verarbeitung personen- und Betriebs bezogener Daten, § 50 b , 

- Rechtsbehelfe von Vereinen, § 51 c, 

- Unbeachtlichkeit von Mängeln, Behebung von Fehlern, § 54 a, 

- Verwaltungsvereinfachende Vorschriften, § 54 b, 

- Bootsliegeplätze, § 59. 
 

Durch die Straffung des Gesetzestextes sind weiterhin zahlreiche Satzteile, Sät-
ze, Absätze und Paragrafen im Wortlaut weggefallen. Eine Abgrenzung zwischen 
„weggefallen“, „neu“ und „verändert“ kann nicht trennscharf gezogen werden, sie 
ist vielmehr fließend. Einzelheiten sind aus der tabellarischen Übersicht (Anlage) 
zu entnehmen. 
 
 
2. Welche Bestimmungen sind neu? 
 
- Prüfpflicht für die Naturschutzbehörden, ob der Zweck einer Maßnahme auch 

durch vertragliche Vereinbarungen erreicht werden kann, § 3 Abs. 3 Entwurf, 

- Erleichterte Nutzbarkeit von Ökokonten (Anspruch auf Anerkennung, Handel-
barkeit des Anspruches), § 12 Abs. 6 Entwurf, 

- Genehmigungsfiktion, § 13 Abs. 4 Entwurf, 

- Vorbescheid, § 13 Abs. 7 Entwurf, 
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- gesetzlicher Schutz von Natura 2000-Gebieten, § 29 Entwurf, 

- Alleen als gesetzlich geschützte Biotope, § 25 Abs. 1 Nr. 8 Entwurf, 

- Gentechnisch veränderte Organismen, § 31 Entwurf, 

- Genehmigungsfiktion für Altstege, § 45 Abs.2 Entwurf, 

- Bestehende Landschaftsplanungen, § 76 Entwurf, 

- Übergangsvorschrift für Sukzessionsflächen, § 77 Entwurf. 
 

Eine Abgrenzung zwischen „weggefallen“, „neu“ und „verändert“ kann nicht trenn-
scharf gezogen werden, sie ist vielmehr fließend. Einzelheiten sind aus der tabel-
larischen Übersicht (Anlage) zu entnehmen. 
 
 
3. Welche Bestimmungen wurden verändert?  
 
Eine Abgrenzung zwischen „weggefallen“, „neu“ und „verändert“ kann nicht trenn-
scharf gezogen werden, sie ist vielmehr fließend. Aufgrund der grundlegenden 
Novellierung wurden fast alle Bestimmungen verändert, es wird auf die tabellari-
sche Übersicht (Anlage) verwiesen. Bis auf die Paragrafenreihenfolge inhaltlich 
unverändert wurden fo lgende Bestimmungen übernommen: 
 

- § 6 Entwurf (Begriffsbestimmungen, § 3 c LNatSchG), 

- § 46 Entwurf (Golfplätze, § 38 LNatSchG), 

- § 56 Entwurf (Naturschutzdienst, § 50 LNatSchG), 

- § 66 Entwurf (Einschränkung von Grundrechten, § 56 LNatSchG). 

 

Bitte erstellen Sie eine tabellarische Übersicht, in der die Paragraphen der alten 
und der neuen Regelung sowie die entsprechende Regelung im Bundesnatur-
schutzgesetz jeweils gegenübergestellt sind! 

 

Die tabellarische Übersicht ist als Anlage beigefügt. 
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Anlage: Tabellarische Übersicht 
 

LNatSchG-Entwurf Stand 28.02.2006 LNatSchG BNatSchG 

Artikel 1 
Gesetz zum Schutz der Natur - Landesnatur-
schutzgesetz -  

  

Abschnitt I 
Allgemeine Vorschriften 
 
§ 1 
Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege 
(zu §§ 1 und 2 Bundesnaturschutzgesetz) 
 

Die Ziele des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege nach § 1 des Bundesnaturschutzgesetzes 
sind insbesondere nach Maßgabe der in § 2 
Abs. 1 und 2 des Bundesnaturschutzgesetzes 
genannten Grundsätze zu verwirklichen, soweit es 
im Einzelfall zur Verwirklichung erforderlich, mög-
lich und unter Abwägung aller sich aus den Zi elen 
ergebenden Anforderungen untereinander und 
gegen die sonstigen Anforderungen der Allge-
meinheit an Natur und Landschaft angemessen 
ist. 

 

Abschnitt I 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 
Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege   
(zu den §§ 1 und 2 Bundesnaturschutzgesetz) 

(1) Natur und Landschaft sind aufgrund ihres ei-
genen Wertes und als Lebensgrundlagen des 
Menschen auch in Verantwortung für die künftigen 
Generationen im besiedelten und unbesiedelten 
Bereich so zu schützen, zu pfl egen, zu entwickeln 
und, soweit erforderlich, wiederherzustellen, dass 

1. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts,  

2. die Regenerationsfähigkeit und nachhalti-
ge Nutzungsfähigkeit der Naturgüter,  

3. die Tier- und Pflanzenwelt einschließlich 
ihrer Lebensstätten und Lebensräume 
sowie  

4. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie 
der Erholungswert von Natur und Land-
schaft  

auf Dauer gesichert sind (Ziele des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege). 

(2) Die Ziele des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege sind insbesondere nach Maßgabe 
der Grundsätze in § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 15 des 

Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften 
 
§ 1 
Ziele des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege 
 
Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eige-
nen Wertes und als Lebensgrundlagen des Men-
schen auch in Verantwortung für die künftigen 
Generationen im besiedelten und unbesiedelten 
Bereich so zu schützen, zu pflegen, zu entwickeln 
und, soweit erforderlich, wiederherzustellen, dass 

1. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts, 

2. die Regenerationsfähigkeit und nachhalti-
ge Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, 

3. die Tier- und Pflanzenwelt einschließlich 
ihrer Lebensstätten und Lebensräume 
sowie 

4. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie 
der Erholungswert von Natur und Land-
schaft 

auf Dauer gesichert sind. 
 
 
§ 2 
Grundsätze des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege 

(1) Die Ziele des Naturschutzes und der Land-
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Bundesnaturschutzgesetzes vom 25. März 2002 
(BGBl. I S. 1193) sowie folgender Grundsätze zu 
verwirklichen, soweit es im Einzelfall zur Verwirkli-
chung erforderlich, möglich und unter Abwägung 
aller sich aus den Zielen nach Absatz 1 ergeben-
den Anforderungen untereinander und gegen die 
sonstigen Anforderungen der Allgemeinheit an 
Natur und Landschaft angemessen ist: 

 

1. Der Naturhaushalt ist als Wirkungsgefüge von 
Boden, Wasser, Luft, Klima, Tieren und Pflanzen 
in seinen räumlich abgrenzbaren Teilen so zu 
sichern, dass die den Standort prägenden biologi-
schen Funktionen, Stoff- und Energieflüsse sowie 
landschaftlichen Strukturen erhalten, entwickelt 
oder wiederhergestellt werden. 

2. Bei der Nutzung der Naturgüter, welche die 
Natur beeinträchtigt, ist die Möglichkeit weniger 
beeinträchtigender Verfahren oder des Einsatzes 
von Substituten zu berücksichtigen. 

 

3. Mit dem Boden ist schonend umzugehen. Die 
verschiedenen Bodenformen sind mit ihren ökolo-
gischen Funktionen, ihrem natürlichen Nährstoff-
gehalt und übrigen chemischen, physikalischen, 
biologischen und auch natur- und kulturgeschicht-
lichen Eigenarten zu erhalten. Der natürliche Auf-
bau der Böden und ihre Pflanzendecke sind zu 
sichern. Maßnahmen, die zu Bodenerosionen 
führen können, sind zu vermeiden. 

4. Mit den Bodenflächen ist sparsam umzugehen. 
Unbebaute Bereiche sind wegen ihrer Bedeutung 
für den Naturhaushalt in der dafür erforderlichen 

schaftspflege sind insbesondere nach Maßgabe 
folgender Grundsätze zu verwirklichen, soweit es 
im Einzelfall zur Verwirklichung erforderlich, mög-
lich und unter Abwägung aller sich aus den Zielen 
nach § 1 ergebenden Anforderungen untereinan-
der und gegen die sonstigen Anforderungen der 
Allgemeinheit an Natur und Landschaft angemes-
sen ist: 

1. Der Naturhaushalt ist in seinen räumlich ab-
grenzbaren Teilen so zu sichern, dass die den 
Standort prägenden biologischen Funktionen, 
Stoff- und Energieflüsse sowie landschaftlichen 
Strukturen erhalten, entwickelt oder wiederherge-
stellt werden. 

2. Die Naturgüter sind, soweit sie sich nicht 
erneuern, sparsam und schonend zu nutzen. Der 
Nutzung sich erneuernder Naturgüter kommt be-
sondere Bedeutung zu; sie dürfen nur so genutzt 
werden, dass sie nachhaltig zur Verfügung stehen. 

3. Böden sind so zu erhalten, dass sie ihre 
Funktionen im Naturhaushalt erfüllen können. 
Natürliche oder von Natur aus geschlossene 
Pflanzendecken sowie die Ufervegetation sind zu 
sichern. Für nicht land- oder forstwirtschaftlich 
oder gärtnerisch genutzte Böden, deren Pflanzen-
decke beseitigt worden ist, ist eine standortge-
rechte Vegetationsentwicklung zu ermöglichen. 
Bodenerosionen sind zu vermeiden. 

4. Natürliche oder naturnahe Gewässer sowie 
deren Uferzonen und natürliche Rückhalteflächen 
sind zu erhalten, zu entwickeln oder wiederherzu-
stellen. Änderungen des Grundwasserspiegels, 
die zu einer Zerstörung oder nachhaltigen Beein-
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Größe und Beschaffenheit frei von baulichen An-
lagen zu halten. Der Verbrauch von Landschaft, 
insbesondere durch Versiegelung, Abbau von 
Bodenbestandteilen oder Zerschneidungen durch 
Trassen und oberirdische Leitungen aller Art, ist 
auf das notwendige Maß zu beschränken. Die 
Wiedernutzung von Gewerbe-, Industrie- und Inf-
rastrukturflächen sowie die Bebauung innerörtli-
cher unbebauter Flächen, die nicht für Grünflä-
chen vorgesehen oder geeignet sind, hat Vorrang 
vor der Inanspruchnahme von noch nicht zersie-
delten Bereichen im Außenbereich. Nicht mehr 
benötigte Gewerbe-, Industrie- und Infrastruktur-
flächen sollen entweder wieder für bauliche Zw e-
cke genutzt oder renaturiert werden. Mehrfachnut -
zungen von Bodenflächen, insbesondere für Zwe-
cke von Freizeit und Erholung, sind anzustreben. 

5. Straßenausbauten haben Vorrang vor Neubau-
ten; dies gilt nicht für Umgehungsstraßen. Stra-
ßenneubauten sind so zu planen, dass die durch 
sie entlasteten Verkehrsflächen entsprechend 
ihrer geänderten Verkehrsfunktion zurückgebaut 
oder als entbehrlich renaturiert werden können. 
Dasselbe gilt für andere Verkehrswege und Ener-
gieleitungen. 

6. Natürliche und künstliche Abgrenzungen zwi-
schen Ortschaften und der freien Landschaft sol-
len nicht mit baulichen Anlagen überschritten wer-
den. Umgehungsstraßen sollen in größtmöglicher 
Ortsnähe vorbeigeführt werden. Im Umgehungs-
bereich dürfen keine Wohngebäude errichtet oder 
vorhandene Splittersiedlungen verfestigt werden. 
Trassen aller Art sind zu bündeln. 

7. Beim Aufsuchen und bei der Gewinnung von 
oberflächennahen Bodenschätzen, bei Abgrabun-

trächtigung schutzwürdiger Biotope führen kön-
nen, sind zu vermeiden; unvermeidbare Beein-
trächtigungen sind auszugleichen. Ein Ausbau von 
Gewässern soll so naturnah wie möglich erfolgen. 

5. Schädliche Umwelteinwirkungen sind auch 
durch Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege gering zu halten; empfindliche 
Bestandteile des Naturhaushalts dürfen nicht 
nachhaltig geschädigt werden. 

6. Beeinträchtigungen des Klimas sind zu ver-
meiden; hierbei kommt dem Aufbau einer nachhal-
tigen Energieversorgung insbesondere durch zu-
nehmende Nutzung erneuerbarer Energien be-
sondere Bedeutung zu. Auf den Schutz und die 
Verbesserung des Klimas, einschließlich des örtli-
chen Klimas, ist auch durch Maßnahmen des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege hinzuwir-
ken. Wald und sonstige Gebiete mit günstiger 
klimatischer Wirkung sowie Luftaustauschbahnen 
sind zu erhalten, zu entwickeln oder wiederherzu-
stellen. 

7. Beim Aufsuchen und bei der Gewinnung von 
Bodenschätzen, bei Abgrabungen und Aufschüt-
tungen sind dauernde Schäden des Naturhaus-
halts und Zerstörungen wertvoller Landschaftsteile 
zu vermeiden. Unvermeidbare Beeinträchtigungen 
von Natur und Landschaft sind insbesondere 
durch Förderung natürlicher Sukzession, Renatu-
rierung, naturnahe Gestaltung, Wiedernutzbarma-
chung oder Rekultivierung auszugleichen oder zu 
mindern. 
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gen und Aufschüttungen sind dauernde Schäden 
des Naturhaushalts und Beeinträchtigungen wert-
voller Landschaftsteile zu vermeiden. Unvermeid-
bare Beeinträchtigungen der Natur sind durch 
Renaturierungsmaßnahmen so zu mindern oder 
auszugleichen, dass eine natürliche Entwicklung 
gefördert wird; ausgebeutete Flächen sollen Zwe-
cken des Naturschutzes zugeführt werden. 

8. Luftverunreinigungen und Lärmeinwirkungen 
sind auch durch Maßnahmen des Naturschutzes 
gering zu halten; Luftverunreinigungen sind insge-
samt soweit zu verringern, dass auch empfindliche 
Bestandteile des Naturhaushalts nicht nachhaltig 
geschädigt werden. 

9. Beeinträchtigungen des Klimas sind zu vermei-
den; unvermeidbare Beeinträchtigungen sind auch 
durch Maßnahmen des Naturschutzes zu mindern 
oder auszugleichen. Gebiete mit günstiger klein-
klimatischer Wirkung sowie Luftaustauschbahnen 
sind zu erhalten, wiederherzustellen oder zu ent-
wickeln. 

10. Mit Gewässern ist schonend umzugehen. Als 
Bestandteile des Naturhaushalts sind Gewässer 
mit ihren Ufern, ihrer Vegetation, ihren typischen 
Strukturen und Funktionen zu schützen. Ihre öko-
logische Funktionsfähigkeit und natürliche Selbst-
reinigungskraft ist zu erhalten oder wiederherzu-
stellen. Gewässer sind vor Nährstoffanreicherung 
und Schadstoffeintrag zu schützen. Biologische 
Wasserbaumaßnahmen haben Vorrang vor ande-
ren wasserbaulichen Maßnahmen. Auch das 
Grundwasser ist durch Maßnahmen des Natur-
schutzes zu schützen. 

11. Die Tiere und Pflanzen und ihre Lebensge-
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meinschaften sind in ihrer natürlichen und histo-
risch gewachsenen Vielfalt zu schützen. Ihre Le-
bensräume (Biotope) und sonstigen Lebensbedin-
gungen sind zu schützen und soweit wie möglich 
wiederherzustellen. Die Biotope sollen nach Lage, 
Größe und Struktur eine natürliche Häufigkeit der 
Tiere und Pflanzen sowie den Austausch der Po-
pulationen mit anderen Lebensräumen ermögli-
chen und so die innerartliche Vielfalt sicherstellen. 
Hierfür sind im erforderlichen Umfang zusammen-
hängende Biotopverbundsysteme zu bilden. Sie 
tragen auch zur Verbesserung der Kohärenz des 
Europäischen ökologischen Netzes "Natura 2000" 
nach § 20 a bei. 

12. Die Biotope sind nach wissenschaftlichen 
Grundsätzen als Grundlage für den Ökosystem-
schutz zu erfassen und zu bewerten. Der Gefähr-
dungsgrad von Ökosystemtypen ist festzustellen. 
Die Biotope sind so zu schützen und zu entwi-
ckeln, dass alle Ökosystemtypen mit ihrer struktu-
rellen und geographischen Vielfalt in einer reprä-
sentativen Verteilung erhalten bleiben. Auch nicht 
mehr regenerierbare, aber gefährdete Ökosyste-
me dürfen nicht weiter beeinträchtigt werden. Die 
Erhaltung vorhandener Biotope hat Vorrang vor 
der Schaffung neuer Biotope. 

13. Auf mindestens 15 % der Landesfläche ist 
unter Einschluss des landesweiten Biotopver-
bunds ein Vorrang für den Naturschutz (vorrangi-
ge Flächen für den Naturschutz) zu begründen. 
Die Gemeinden haben bei ihren Planungen im 
Rahmen überörtlicher Abstimmung sicherzustel-
len, dass dafür die geeigneten Flächen des Ge-
meindegebiets vorgesehen werden und das Bio-
topverbundsystem verwirklicht werden kann. 
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14. Wälder sind naturnah zu bewirtschaften. 

15. Ortsfeste bauliche Anlagen, Verkehrswege, 
oberirdische Energieleitungen und ähnliche Vor-
haben sind der Natur und der Landschaft anzu-
passen; die natürlichen Landschaftsstrukturen 
sind zu beachten. 

16. Die Natur ist in ihrer Vielfalt, Eigenart und 
Schönheit auch als Erlebnis- und Erholungsraum 
für eine naturverträgliche Erholung des Menschen 
zu sichern. Beeinträchtigungen des Landschafts-
bildes sind, wenn sie nicht unterlassen werden 
können, auszugleichen. Zusätzlich sollen in aus-
reichendem Maße nach ihrer Größe, Beschaffen-
heit und Lage geeignete Flächen als Naturerleb-
nisräume geschaffen und zugänglich gemacht 
werden. 

17. Historische Kulturlandschaften (z.B. Knick-
landschaften, Gutslandschaften oder halboffene 
Weidelandschaften) und Kulturlandschaftsteile von 
besonders charakteristischer Bedeutung sind zu 
erhalten. Dies gilt auch für die Umgebung ge-
schützter oder schützenswerter Kulturdenkmale, 
sofern dies für die Erhaltung des Denkmals erfor-
derlich ist. 

18. Nicht genutzte oder bewirtschaftete Flächen 
sind, soweit eine andere Zweckbestimmung nicht 
entgegensteht, für Zwecke des Naturschutzes 
bereitzustellen, insbesondere der natürlichen Ent-
wicklung zu überlassen. Flächen, auf denen die 
Nutzung aus anderen Gründen beschränkt ist, 
insbesondere aus Gründen des Hochwasser- oder 
des Gewässerschutzes, oder deren Nutzung die 
Mitverwirklichung von Naturschutzzwecken nicht 
ausschließt, sollen für Zwecke des Naturschutzes 
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mitgenutzt werden; dies gilt insbesondere für Ge-
wässer-, Wege- und Straßenränder und für Flä-
chen, die durch Energieleitungen oder Windkraft-
anlagen genutzt werden. 

19. Landschaften oder Landschaftsteile mit erdge-
schichtlich bedeutsamen geologischen und geo-
morphologischen Erscheinungsformen sind zu 
erhalten. 

 

(3) Die Errichtung des Europäischen ökologischen 
Netzes "Natura 2000" ist zu fördern. Sein Zusam-
menhalt ist zu wahren und, auch durch die Pflege 
und Entwicklung eines Biotopverbunds, zu 
verbessern. Der Erhaltungszustand der Biotope 
von gemeinschaftlichem Interesse, insbesondere 
der dem Netz "Natura 2000" angehörenden Ge-
biete, der Arten von gemeinschaftlichem Interesse 
und der europäischen Vogelarten ist zu überwa-
chen. Die besonderen Funktionen der Gebiete von 
gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäi-
schen Vogelschutzgebiete innerhalb des Netzes 
"Natura 2000" sind zu erhalten und bei unver-
meidbaren Beeinträchtigungen soweit wie möglich 
wiederherzustellen. 

 
  8. Zur Sicherung der Leistungs- und Funktions-

fähigkeit des Naturhaushalts ist die biologische 
Vielfalt zu erhalten und zu entwickeln. Sie umfasst 
die Vielfalt an Lebensräumen und Lebensgemein-
schaften, an Arten sowie die genetische Vielfalt 
innerhalb der Arten. 

9. Die wild lebenden Ti ere und Pflanzen und 
ihre Lebensgemeinschaften sind als Teil des Na-
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turhaushalts in ihrer natürlichen und historisch 
gewachsenen Artenvielfalt zu schützen. Ihre Bio-
tope und ihre sonstigen Lebensbedingungen sind 
zu schützen, zu pflegen, zu entwickeln oder wie-
derherzustellen. 

10.  Auch im besiedelten Bereich sind noch vor-
handene Naturbestände, wie Wald, Hecken, Weg-
raine, Saumbiotope, Bachläufe, Weiher sowie 
sonstige ökologisch bedeutsame Kleinstrukturen 
zu erhalten und zu entwickeln. 

11.  Unbebaute Bereiche sind wegen ihrer Be-
deutung für den Naturhaushalt und für die Erho-
lung insgesamt und auch im Einzelnen in der dafür 
erforderlichen Größe und Beschaffenheit zu erhal-
ten. Nicht mehr benötigte versiegelte Flächen sind 
zu renaturieren oder, soweit eine Entsiegelung 
nicht möglich oder nicht zumutbar ist, der natürli-
chen Entwicklung zu überlassen. 

12.  Bei der Planung von ortsfesten baulichen 
Anlagen, Verkehrswegen, Energieleitungen und 
ähnlichen Vorhaben sind die natürlichen Land-
schaftsstrukturen zu berücksichtigen. Verkehrs-
wege, Energieleitungen und ähnliche Vorhaben 
sollen so zusammengefasst werden, dass die 
Zerschneidung und der Verbrauch von Landschaft 
so gering wie möglich gehalten werden. 

13.  Die Landschaft ist in ihrer Vielfalt, Eigenart 
und Schönheit auch wegen ihrer Bedeutung als 
Erlebnis- und Erholungsraum des Menschen zu 
sichern. Ihre charakteristischen Strukturen und 
Elemente sind zu erhalten oder zu entwickeln. 
Beeinträchtigungen des Erlebnis- und Erholungs-
werts der Landschaft sind zu vermeiden. Zum 
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Zweck der Erholung sind nach ihrer Beschaffen-
heit und Lage geeignete Flächen zu schützen und, 
wo notwendig, zu pflegen, zu gestalten und zu-
gänglich zu erhalten oder zugänglich zu machen. 
Vor allem im siedlungsnahen Bereich sind ausrei-
chende Flächen für die Erholung bereitzustellen. 
Zur Erholung im Sinne des Satzes 4 gehören auch 
natur- und landschaftsverträgliche sportliche Betä-
tigungen in der freien Natur. 

14.  Historische Kulturlandschaften und -
landschaftsteile von besonderer Eigenart, ein-
schließlich solcher von besonderer Bedeutung für 
die Eigenart oder Schönheit geschützter oder 
schützenswerter Kultur-, Bau- und Bodendenkmä-
ler, sind zu erhalten. 

15.  Das allgemeine Verständnis für die Ziele und 
Aufgaben des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege ist mit geeigneten Mitteln zu fördern. 
Bei Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege ist ein frühzeitiger Informati-
onsaustausch mit Betroffenen und der interessier-
ten Öffentlichkeit zu gewährleisten. 

(2) Bund und Länder unterstützen die internationa-
len Bemühungen und die Verwirklichung der 
Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaften auf 
dem Gebiet des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege. Die Errichtung des Europäischen 
ökologischen Netzes "Natura 2000" ist zu fördern. 
Sein Zusammenhalt ist zu wahren und, auch 
durch die Pflege und Entwicklung eines Biotop-
verbunds, zu verbessern. Der Erhaltungszustand 
der Biotope von gemeinschaftlichem Interesse, 
insbesondere der dem Netz "Natura 2000" ange-
hörenden Gebiete, der Arten von gemeinschaftli-
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chem Interesse und der europäischen Vogelarten 
ist zu überwachen. Die besonderen Funktionen 
der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung 
und der Europäischen Vogelschutzgebiete inner-
halb des Netzes "Natura 2000" sind zu erhalten 
und bei unvermeidbaren Beeinträchtigungen, so-
weit wie möglich, wiederherzustellen. 

(3) Die Länder können die Grundsätze ergänzen 
und weitere Grundsätze aufstellen. 

 
§ 2 
Allgemeine Verpflichtung zum Schutz von Na-
tur und Landschaft 
(zu §§ 4 und 6 Bundesnaturschutzgesetz) 
 
(1) Jeder soll nach seinen Möglichkeiten zur Ver-

wirklichung der Ziele und Grundsätze des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege beitra-
gen und sich so ve rhalten, dass Natur und 
Landschaft nicht mehr als nach den Umstän-
den unvermeidbar beeinträchtigt werden. 

 
(2) Bildungs-, Erziehungs- und Informationsträger 

haben über die Bedeutung von Natur und 
Landschaft sowie über die Aufgaben des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege zu in-
formieren, das Verantwortungsbewusstsein für 
ein pflegliches Verhalten gegenüber Natur und 
Landschaft zu wecken und für einen verant-
wortungsvollen Umgang mit Natur und Land-
schaft zu werben. 

 

§ 2 
Allgemeine Verpflichtung zum Schutz der Na-
tur 

(1) Jeder hat nach Maßgabe dieses Gesetzes zur 
Verwirklichung der Ziele und Grundsätze des Na-
turschutzes beizutragen und sich so zu verhalten, 
dass die Natur nicht mehr als nach den Umstän-
den unvermeidbar beeinträchtigt wird. 

(2) Die Naturschutzbehörden sollen prüfen, ob bei 
Maßnahmen zur Durchführung der im Rahmen 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften 
der Zweck auch durch vertragliche Vereinbarun-
gen erreicht werden kann. Darüber hinaus soll der 
Eigentümerin oder dem Eigentümer oder den Nut-
zungsberechtigten von Grundstücken die eigen-
verantwortliche Verwirklichung von Maßnahmen 
des Naturschutzes ermöglicht werden, insbeson-
dere durch Beratung oder Angebote zum Ankauf; 
die hoheitlichen Befugnisse der Naturschutzbe-
hörde bleiben unberührt. 

§ 3 
Aufgaben der Behörden und öffentlichen Stel-
len 

§ 4 
Beachtung der Ziele und Grundsätze 

Jeder soll nach seinen Möglichkeiten zur Verwirk-
lichung der Ziele und Grundsätze des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege beitragen und sich 
so verhalten, dass Natur und Landschaft nicht 
mehr als nach den Umständen unvermeidbar 
beeinträchtigt werden. 

 

 

 

 

 

 

 

§ 6 
Aufgaben der Behörden 
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(zu § 6 Bundesnaturschutzgesetz) 

 

s. u. zu § 3 des Entwurfes 

 

s.u. zu § 3 des Entwurfes 

 

§ 3 
Aufgaben der Behörden und öffentlichen Stel-
len,  
Vertragsnaturschutz 
(zu §§ 6 und 8 Bundesnaturschutzgesetz) 
 
(1) Die Organe, Behörden und sonstigen Stellen 

der Träger öffentlicher Verwaltung haben im 
Rahmen ihrer Zuständigkeiten die Verwirkli-
chung der Ziele und Grundsätze des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege zu unter-
stützen. Sie sind verpflichtet, bereits bei der 
Vorbereitung aller öffentlichen Planungen und 
Maßnahmen, die die Belange des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege berühren kön-
nen, die Naturschutzbehörden zu unterrichten 
und anzuhören, soweit nicht eine weiterge-
hende Form der Mitwirkung vorgeschrieben 
ist. 

(2) Die Beteiligungspflicht nach Absatz 1 Satz 2 
gilt entsprechend für die zuständigen Natur-
schutzbehörden und die Träger der Land-
schaftsplanung gegenüber anderen Behörden 
und öffentlichen Stellen, soweit Planungen 
und Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege deren Aufgabenbereiche 
berühren können. 

 
 
 

§ 3 
Aufgaben der Behörden und öffentlichen Stel-
len 
(zu § 6 Bundesnaturschutzgesetz) 

 

Die Organe, Behörden und sonstigen Stellen der 
Träger öffentlicher Verwaltung haben bei der Erfül-
lung ihrer Aufgaben und im Rahmen ihrer Zustän-
digkeit die Ziele des Naturschutzes mit zu verwirk -
lichen. Zur Umsetzung der europarechtlichen Vor-
gaben sowie zur Verwirklichung der Ziele und 
Grundsätze des Naturschutzes ist die wissen-
schaftliche Forschung und Umweltbeobachtung im 
Sinne des § 12 Abs. 2 des Bundesnaturschutzge-
setzes zu unterstützen und zu fördern. Dies gilt 
entsprechend für die Aus- und Fortbildung und die 
Öffentlichkeitsarbeit im Bereich des Naturschut-
zes. Das Verantwortungsbewusstsein für ein 
pflegliches Verhalten gegenüber Natur und Land-
schaft und für einen verantwortungsvollen Um-
gang mit den Naturgütern soll gefördert werden. 

 

§ 46 
Beteiligungspflicht anderer Behörden und Stel-
len 

(1) Andere Behörden und Stellen haben die Na-
turschutzbehörden bereits bei der Vorbereitung 
aller öffentlichen Planungen und Maßnahmen, die 

§ 6 
Aufgaben der Behörden 

(1) Die Durchführung dieses Gesetzes und der im 
Rahmen und auf Grund dieses Gesetzes erlasse-
nen Rechtsvorschriften obliegt den für Naturschutz 
und Landschaftspflege zuständigen Behörden, 
soweit in anderen Rechtsvorschriften nichts ande-
res bestimmt ist. 

(2) Behörden des Bundes haben im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit die Verwirklichung der Ziele und 
Grundsätze des Naturschutzes und der Land-
schaftspfl ege zu unterstützen. Sie haben die für 
Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen 
Behörden bereits bei der Vorbereitung aller öffent -
lichen Planungen und Maßnahmen, die die Belan-
ge des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
berühren können, zu unterrichten und ihnen Gele-
genheit zur Stellungnahme zu geben. 

(3) Die Länder erlassen entsprechende Rechts-
vorschriften. Sie regeln die Beteiligung anderer 
Behörden bei Planungen und Maßnahmen der für 
Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen 
Behörden. Darüber hinaus erlassen die Länder 
Vorschriften, nach denen Erziehungs-, Bildungs- 
und Informationsträger auf allen Ebenen über die 
Bedeutung von Natur und Landschaft sowie über 
die Aufgaben des Naturschutzes informieren, das 
Verantwortungsbewusstsein für ein pflegliches 
Verhalten gegenüber Natur und Landschaft we-
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(3) Die Naturschutzbehörden haben zu prüfen, ob 

bei Maßnahmen zur Durchführung dieses Ge-
setzes oder der aufgrund dieses Gesetzes er-
lassenen Rechtsvorschriften der Zweck auch 
durch vertragliche Regelungen erreicht wer-
den kann. Die sonstigen Befugnisse der Na-
turschutzbehörden nach diesem Gesetz blei-
ben hiervon unberührt. 

 

Belange des Naturschutzes berühren können, zu 
unterrichten und anzuhören. Soweit die Beteili-
gung der Naturschutzbehörden in einem anderen 
gesetzlichen Verfahren geregelt ist, ist Satz 1 nicht 
anzuwenden. 

(2) Die Naturschutzbehörden und die Träger der 
Landschaftsplanung haben bei der Vorbereitung 
der Planungen und Maßnahmen des Naturschut-
zes, die den Aufgabenbereich anderer Behörden 
berühren können, diese Behörden zu unterrichten 
und anzuhören. 

(3) Vorschriften, die eine weitergehende Form der 
Beteiligung vorsehen, bleiben unberührt. 

 

§ 2 
Allgemeine Verpflichtung zum Schutz der Na-
tur 

Abs. 1 s.o. zu § 2 des Entwurfes 

(2) Die Naturschutzbehörden sollen prüfen, ob bei 
Maßnahmen zur Durchführung der im Rahmen 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften 
der Zweck auch durch vertragliche Vereinbarun-
gen erreicht werden kann. Darüber hinaus soll der 
Eigentümerin oder dem Eigentümer oder den Nut-
zungsberechtigten von Grundstücken die eigen-
verantwortliche Verwirklichung von Maßnahmen 
des Naturschutzes ermöglicht werden, insbeson-
dere durch Beratung oder Angebote zum Ankauf; 
die hoheitlichen Befugnisse der Naturschutzbe-
hörde bleiben unberührt. 

 

 

cken und für einen verantwortungsvollen Umgang 
mit den Naturgütern werben. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 8 
Vertragliche Vereinbarungen 

Das Landesrecht stellt sicher, dass bei Maßnah-
men zur Durchführung der im Rahmen dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften geprüft 
wird, ob der Zweck auch durch vertragliche Ver-
einbarungen erreicht werden kann. Die sonstigen 
Befugnisse der Naturschutzbehörden nach diesem 
Gesetz bleiben hiervon unberührt. 

 



Drucksache 16/694 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 16. Wahlperiode 
 

16 

LNatSchG-Entwurf Stand 28.02.2006 LNatSchG BNatSchG 

§ 4 
Grundflächen der öffentlichen Hand 
(zu § 7 Bundesnaturschutzgesetz) 
 
Auf die Bewirtschaftung von Grundflächen im Ei-
gentum oder Besitz der öffentlichen Hand findet 
§ 7 des Bundesnaturschutzgesetzes Anwendung. 
 

§ 3 a 
Grundflächen der öffentlichen Hand 

(1) Ökologisch bedeutsame Grundflächen im Ei-
gentum des Bundes, der Länder, Kreise, Gemein-
den und der sonstigen juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts haben den Zielen des Natur-
schutzes zu dienen. Andere geeignete Grundfl ä-
chen dieser juristischen Personen sollen in ange-
messenem Umfang für Zw ecke des Naturschutzes 
sowie der Erholung bereitgestellt werden. 

(2) Die in Absatz 1 genannten juristischen Perso-
nen des öffentlichen Rechts sollen bei der Nut -
zung oder Bewirtschaftung der in ihrem Eigentum 
oder Besitz stehenden Grundflächen die Ziele und 
Grundsätze des Naturschutzes in vorbildlicher 
Weise verwirklichen. 

(3) Für den Naturschutz besonders wertvolle 
Grundflächen sollen, soweit angemessen, in ihrer 
ökologischen Beschaffenheit nicht nachteilig ver-
ändert werden. Die Erfüllung einer bestehenden 
oder in öffentlich-rechtlichen Plänen rechtsve r-
bindlich festgelegten künftigen Zweckbestimmung 
bleibt unberührt. 
 

§ 7 
Grundflächen der öffentlichen Hand 

Bei der Bewirtschaftung von Grundflächen im Ei-
gentum oder Besitz der öffentlichen Hand sollen 
die Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege in besonderer Weise be-
rücksichtigt werden. Für den Naturschutz beson-
ders wertvolle Grundflächen sollen, soweit ange-
messen, in ihrer ökologischen Beschaffenheit 
nicht nachteilig verändert werden. Die Sätze 1 und 
2 stehen der Erfüllung bestimmter öffentlicher 
Zweckbestimmungen von Grundflächen nicht 
entgegen. 

 

§ 5 
Land-, Forst - und Fischereiwirtschaft 
(zu § 5 Bundesnaturschutzgesetz) 
 
(1) Bei Maßnahmen des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege ist die besondere Bedeu-
tung einer natur- und landschaftsverträglichen 
Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft für die 
Erhaltung der Kultur- und Erholungslandschaft 
zu berücksichtigen. 

 

§ 3 b 
Land-, Forst - und Fischereiwirtschaft 
(zu § 5 Bundesnaturschutzgesetz) 

(1) Bei Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege ist die besondere Bedeutung 
einer natur- und landschaftsverträglichen Land-, 
Forst- und Fischereiwirtschaft für die Erhaltung der 
Kultur- und Erholungslandschaft zu berücksichti-
gen. 

(2) Der Ausgleich von Nutzungsbeschränkungen 

§ 5 
Land-, Forst - und Fischereiwirtschaft 

(1) Bei Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege ist die besondere Bedeutung 
einer natur- und landschaftsverträglichen Land-, 
Forst- und Fischereiwirtschaft für die Erhaltung der 
Kultur- und Erholungslandschaft zu berücksichti-
gen. 

(2) Die Länder erlassen Vorschriften über den 
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(2) Die oberste Naturschutzbehörde setzt die zur 
Vernetzung von Biotopen erforderlichen Min-
destdichten von linearen und punktförmigen 
Elementen nach Beteiligung der Gemeinden 
und der Verbände aus Land-, Forst- und Fi-
schereiwirtschaft sowie der nach § 59 des 
Bundesnaturschutzgesetzes und § 58 dieses 
Gesetzes anerkannten Naturschutzvereine 
fest, gibt sie im Amtsblatt für Schleswig-
Holstein bekannt und schreibt sie fort. Bei der 
Unterschreitung von festgelegten Mindestdich-
ten soll darauf hingewirkt werden, dass insbe-
sondere die in Landschaftsplänen vorgesehe-
nen Maßnahmen ergriffen werden. 

 

aufgrund dieses Gesetzes bestimmt sich nach den 
§§ 42 und 43. 

(3) Die oberste Naturschutzbehörde setzt regiona-
le Mindestdichten von zur Vernetzung von Biot o-
pen erforderlichen linearen und punktförmigen 
Elementen (Saumstrukturen, Trittsteinbiot ope) 
nach Beteiligung der Gemeinden und der Verbän-
de aus Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft sowie 
der Verbände nach § 59 des 
Bundesnaturschutzgesetzes und § 51 dieses 
Gesetzes fest, gibt sie im Amtsblatt für Schleswig-
Holstein bekannt und schreibt sie bei Bedarf fort. 
Zu den linearen und punktförmigen Lebensräumen 
und Landschaftselementen gehören insbesonde-
re: 

1. Knicks, Alleen und landschaftsbestim-
mende Einzelbäume; 

2. naturnahe Feldgehölze, Waldmäntel, 
Kratts, unbewirtschaftete Naturwaldzellen, 
Vorrangfl ächen und Waldbiotope nach 
dem Landeswaldgesetz; 

3. Gewässerränder und Feldraine; 

4. Mergelkuhlen, Tümpel, Weiher und ande-
re stehende Kleingewässer. 

Bei der Unterschreitung von festgelegten Mindest-
dichten soll darauf hingewirkt werden, dass insbe-
sondere die in Landschaftsplänen vo rgesehenen 
Maßnahmen ergriffen werden.  

(4) Die Landwirtschaft hat neben den Anforderun-
gen, die sich aus den für die Landwirtschaft gel-
tenden Vorschriften und § 17 Abs. 2 des Bundes-
Bodenschutzgesetzes ergeben, insbesondere die 
folgenden Grundsätze der guten fachlichen Praxis 

Ausgleich von Nutzungsbeschränkungen in der 
Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft. 

(3) Die Länder setzen eine regionale Mindestdich-
te von zur Vernetzung von Biotopen erforderlichen 
linearen und punktförmigen Elementen (Saum-
strukturen, insbesondere Hecken und Feldraine 
sowie Trittsteinbiotope) fest und ergreifen geeig-
nete Maßnahmen (planungsrechtliche Vorgaben, 
langfristige Vereinbarungen, Förderprogramme 
oder andere Maßnahmen), falls diese Mindest-
dichte unterschritten ist und solche Elemente neu 
einzurichten sind. 

(4) Die Landwirtschaft hat neben den Anforderun-
gen, die sich aus den für die Landwirtschaft gel-
tenden Vorschriften und § 17 Abs. 2 des Bundes-
Bodenschutzgesetzes ergeben, insbesondere die 
folgenden Grundsätze der guten fachlichen Praxis 
zu beachten: 

- Bei der landwirtschaftlichen Nutzung muss die 
Bewirtschaftung standortangepasst erfolgen und 
die nachhaltige Bodenfruchtbarkeit und langfristi-
ge Nutzbarkeit der Flächen gewährleistet werden. 

- Vermeidbare Beeinträchtigungen von vorhande-
nen Biotopen sind zu unterlassen. 

- Die zur Vernetzung von Biotopen erforderlichen 
Landschaftselemente sind zu erhalten und nach 
Möglichkeit zu vermehren. 

- Die Tierhaltung hat in einem ausgewogenen 
Verhältnis zum Pflanzenbau zu stehen und 
schädliche Umweltauswirkungen sind zu vermei-
den. 



Drucksache 16/694 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 16. Wahlperiode 
 

18 

LNatSchG-Entwurf Stand 28.02.2006 LNatSchG BNatSchG 

zu beachten: 

1. Bei der landwirtschaftlichen Nutzung muss 
die Bewirtschaftung standortangepasst er-
folgen und die nachhaltige Bodenfrucht-
barkeit und langfristige Nutzbarkeit der 
Flächen gewährleistet werden, 

2. vermeidbare Beeinträchtigungen von Bio-
topen sind zu unterlassen, 

3. die zur Vernetzung von Biotopen erforder-
lichen Landschaftselemente sind zu erhal-
ten und nach Möglichkeit zu vermehren, 

4. die Tierhaltung hat in einem ausgewoge-
nen Verhältnis zum Pflanzenbau nach 
Maßgabe des Fachrechts zu stehen und 
schädliche Umwelteinwirkungen zu ve r-
meiden, 

5. auf erosionsgefährdeten Hängen, in Über-
schwemmungsgebieten, auf Standorten 
mit hohem Grundwasserstand sowie auf 
Moorstandorten ist ein Grünlandumbruch 
zu unterlassen, 

6. die natürliche Ausstattung der Nutzfläche 
(Boden, Wasser, Flora, Fauna) darf nicht 
über das zur Erzielung eines nachhaltigen 
Ertrages erforderliche Maß hinaus beein-
trächtigt werden, 

7. eine schlagspezifische Dokumentation 
über den Einsatz von Dünge- und Pflan-
zenschutzmitteln ist nach Maßgabe des 
landwirtschaftlichen Fachrechts zu führen. 

(5) Das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Landwirtschaft kann durch Verordnung die Grund-

- Auf erosionsgefährdeten Hängen, in Über-
schwemmungsgebieten, auf Standorten mit ho-
hem Grundwasserstand sowie auf Moorstandor-
ten ist ein Grünlandumbruch zu unterlassen. 

- Die natürliche Ausstattung der Nutzfläche (Bo-
den, Wasser, Flora, Fauna) darf nicht über das 
zur Erzielung eines nachhaltigen Ertrages erfor-
derliche Maß hinaus beeinträchtigt werden. 

- Eine schlagspezifische Dokumentation über den 
Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist 
nach Maßgabe des landwirtschaftlichen Fach-
rechts zu führen. 

(5) Bei der forstlichen Nutzung des Waldes ist das 
Ziel zu verfolgen, naturnahe Wälder aufzubauen 
und diese ohne Kahlschläge nachhaltig zu bewirt-
schaften. Ein hinreichender Anteil standortheimi-
scher Forstpflanzen ist einzuhalten. 

(6) Bei der fischereiwirtschaftlichen Nutzung der 
oberirdischen Gewässer sind diese einschließlich 
ihrer Uferzonen als Lebensstätten und Lebens-
räume für heimische Tier- und Pflanzenarten zu 
erhalten und zu fördern. Der Besatz dieser Ge-
wässer mit nicht heimischen Tierarten ist grund-
sätzlich zu unterlassen. Bei Fischzuchten und 
Teichwirtschaften der Binnenfischerei sind Beein-
trächtigungen der heimischen Tier- und Pflanzen-
arten auf das zur Erzielung eines nachhaltigen 
Ertrages erforderliche Maß zu beschränken. 
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sätze der guten fachlichen Praxis nach Absatz 4 
Nr. 2, 3 und 5 näher konkretisieren. 
 

§ 6  
Begriffsbestimmungen 
(zu § 10 Bundesnaturschutzgesetz) 
 
Die Begriffsbestimmungen des § 10 Abs. 1 bis 5 
des Bundesnaturschutzgesetzes finden Anwen-
dung. 
 

§ 3 c 
Begriffsbestimmungen 
Die Begriffsbestimmungen des § 10 Abs. 1 bis 5 
des Bundesnaturschutzgesetzes finden Anwen-
dung. 

 

§ 10 
Begriffe 

(1) Im Sinne dieses Gesetzes bedeutet 

1. Naturhaushalt 

seine Bestandteile Boden, Wasser, Luft, Klima, 
Tiere und Pflanzen sowie das Wirkungsgefüge 
zwischen ihnen, 

2. Biotope 

Lebensstätten und Lebensräume wild lebender 
Tiere und Pflanzen, 

3. Biotope von gemeinschaftlichem Interesse 

die in Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG des Ra-
tes vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürli-
chen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere 
und Pflanzen (ABl. EG Nr. L 206 S. 7), die zuletzt 
durch die Richtlinie 97/62/EG vom 27. Oktober 
1997 (ABl. EG Nr. L 305 S. 42) geändert worden 
ist, aufgeführten Lebensräume, 

4. prioritäre Biotope 

die in Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG mit ei-
nem (*) gekennzeichneten Biotope, 

5. Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung 

die in die Liste nach Artikel 4 Abs. 2 Unterabs. 3 
der Richtlinie 92/43/EWG eingetragenen Gebiete, 
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auch wenn sie noch nicht zu Schutzgebieten im 
Sinne dieses Gesetzes erklärt worden sind, 

6. Europäische Vogelschutzgebiete 

Gebiete im Sinne des Artikels 4 Abs. 1 und 2 der 
Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 
1979 über die Erhaltung der wild lebenden Vogel-
arten (ABl. EG Nr. L 103 S. 1), die zuletzt durch 
die Richtlinie 97/49/EG vom 29. Juli 1997 (ABl. EG 
Nr. L 223 S. 9) geändert worden ist, 

7. Konzertierungsgebiete 

einem Konzertierungsverfahren nach Artikel 5 der 
Richtlinie 92/43/EWG unterliegende Gebiete von 
der Einleitung des Verfahrens durch die Kommis-
sion bis zur Beschlussfassung des Rates, 

8. Europäisches ökologisches Netz "Natura 2000" 

das kohärente Europäische ökologische Netz "Na-
tura 2000" gemäß Artikel 3 der Richtlinie 
92/43/EWG, das aus den Gebieten von gemein-
schaftlicher Bedeutung und den Europäischen 
Vogelschutzgebieten besteht, 

9. Erhaltungsziele 

Erhaltung oder Wiederherstellung eines günstigen 
Erhaltungszustands 

a) der in Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG 
aufgeführten natürlichen Lebensräume und der in 
Anhang II dieser Richtlinie aufgeführten Tier- und 
Pflanzenarten, die in einem Gebiet von gemein-
schaftlicher Bedeutung vorkommen, 
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b) der in Anhang I der Richtlinie 79/409/EWG 
aufgeführten und der in Artikel 4 Abs. 2 dieser 
Richtlinie genannten Vogelarten sowie ihrer Le-
bensräume, die in einem Europäischen Vogel-
schutzgebiet vorkommen, 

10. Schutzzweck 

der sich aus Vorschriften über Schutzgebiete er-
gebende Schutzzweck, 

11. Projekte 

a) Vorhaben und Maßnahmen innerhalb eines 
Gebiets von gemeinschaftlicher Bedeutung oder 
eines Europäischen Vogelschutzgebiets, sofern 
sie einer behördlichen Entscheidung oder einer 
Anzeige an eine Behörde bedürfen oder von einer 
Behörde durchgeführt werden, 

b) Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne 
des § 18, sofern sie einer behördlichen Entschei-
dung oder einer Anzeige an eine Behörde bedür-
fen oder von einer Behörde durchgeführt werden 
und 

c) nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
genehmigungsbedürftige Anlagen sowie Gewäs-
serbenutzungen, die nach dem Wasserhaushalts-
gesetz einer Erlaubnis oder Bewilligung bedürfen, 

soweit sie, einzeln oder im Zusammenwirken mit 
anderen Projekten oder Plänen, geeignet sind, ein 
Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung oder ein 
Europäisches Vogelschutzgebiet erheblich zu 
beeinträchtigen; ausgenommen sind Projekte, die 
unmittelbar der Verwaltung der Gebiete von ge-
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meinschaftlicher Bedeutung oder der Europäi-
schen Vogelschutzgebiete dienen, 

12. Pläne 

Pläne und Entscheidungen in vorgelagerten Ver-
fahren, die bei behördlichen Entscheidungen zu 
beachten oder zu berücksichtigen sind, soweit sie, 
einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen 
Plänen oder Projekten, geeignet sind, ein Gebiet 
von gemeinschaftlicher Bedeutung oder ein Euro-
päisches Vogelschutzgebiet erheblich zu beein-
trächtigen; ausgenommen sind Pläne, die unmit-
telbar der Verwaltung der Gebiete von gemein-
schaftlicher Bedeutung oder der Europäischen 
Vogelschutzgebiete dienen, 

13. Erholung 

natur- und landschaftsverträglich ausgestaltetes 
Natur- und Freizeiterleben einschließlich natur- 
und landschaftsverträgliche sportliche Betätigung 
in der freien Natur, die die Verwirklichung der 
sonstigen Ziele und Grundsätze des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege nicht beeinträchti-
gen. 

(2) Im Sinne dieses Gesetzes bedeutet 

1. Tiere 

a) wild lebende, gefangene oder gezüchtete und 
nicht herrenlos gewordene sowie tote Tiere wild 
lebender Arten, 

b) Eier, auch im leeren Zustand, Larven, Puppen 
und sonstige Entwicklungsformen von Tieren wild 
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lebender Arten, 

c) ohne weiteres erkennbare Teile von Tieren wild 
lebender Arten und 

d) ohne weiteres erkennbar aus Tieren wild leben-
der Arten gewonnene Erzeugnisse, 

2. Pflanzen 

a) wild lebende, durch künstliche Vermehrung 
gewonnene sowie tote Pflanzen wild lebender 
Arten, 

b) Samen, Früchte oder sonstige Entwicklungs-
formen von Pflanzen wild lebender Arten, 

c) ohne weiteres erkennbare Teile von Pflanzen 
wild lebender Arten und 

d) ohne weiteres erkennbar aus Pflanzen wild 
lebender Arten gewonnene Erzeugnisse, 

3. Art 

jede Art, Unterart oder Teilpopulation einer Art 
oder Unterart; für die Bestimmung einer Art ist ihre 
wissenschaftliche Bezeichnung maßgebend, 

4. Population 

eine biologisch oder geographisch abgegrenzte 
Zahl von Individuen, 

5. heimische Art 

eine wild lebende Tier- oder Pflanzenart, die ihr 
Verbreitungsgebiet oder regelmäßiges Wande-
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rungsgebiet ganz oder teilweise 

a) im Inland hat oder in geschichtlicher Zeit hatte 
oder 

b) auf natürliche Weise in das Inland ausdehnt; 

als heimisch gilt eine wild lebende Tier- oder 
Pflanzenart auch, wenn sich verwilderte oder 
durch menschlichen Einfluss eingebürgerte Tiere 
oder Pflanzen der betreffenden Art im Inland in 
freier Natur und ohne menschliche Hilfe über meh-
rere Generationen als Population erhalten, 

6. gebietsfremde Art 

eine wild lebende Tier- oder Pflanzenart, wenn sie 
in dem betreffenden Gebiet in freier Natur nicht 
oder seit mehr als 100 Jahren nicht mehr vor-
kommt, 

7. Arten von gemeinschaftlichem Interesse 

die in den Anhängen II, IV oder V der Richtlinie 
92/43/EWG aufgeführten Tier- und Pflanzenarten, 

8. prioritäre Arten 

die in Anhang II der Richtlinie 92/43/EWG mit ei-
nem Sternchen (*) gekennzeichneten Tier- und 
Pflanzenarten, 

9. europäische Vogelarten 

in Europa natürlich vorkommende Vogelarten im 
Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 79/409/EWG, 
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10. besonders geschützte Arten 

a) Tier- und Pflanzenarten, die in Anhang A 
oder B der Verordnung (EG) Nr. 338/97 des Rates 
vom 9. Dezember 1996 über den Schutz von Ex-
emplaren wild lebender Tier- und Pflanzenarten 
durch Überwachung des Handels (ABl. EG 1997 
Nr. L 61 S. 1, Nr. L 100 S. 72, Nr. L 298 S. 70), die 
zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 1579/2001 
vom 1. August 2001 (ABl. EG Nr. L 209 S. 14) 
geändert worden ist, aufgeführt sind, 

b) nicht unter Buchstabe a fallende 

 aa) Tier- und Pflanzenarten, die in Anhang 
IV der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführt sind, 

 bb) "europäische Vogelarten", 

c) Tier- und Pflanzenarten, die in einer 
Rechtsverordnung nach § 52 Abs. 1 aufgeführt 
sind, 
11.  streng geschützte Arten 

besonders geschützte Arten, die 

 a) in Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 
338/97, 

 b) in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG, 

 c) in einer Rechtsve rordnung nach § 52 
Abs. 2 

aufgeführt sind, 

12. gezüchtete Tiere 
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Tiere, die in kontrollierter Umgebung geboren oder 
auf andere Weise erzeugt und deren Elterntiere 
rechtmäßig erworben worden sind, 

13. künstlich vermehrte Pflanzen 

Pflanzen, die aus Samen, Gewebekulturen, Steck-
lingen oder Teilungen unter kontrollierten Bedin-
gungen herangezogen worden sind, 

14. Anbieten 

Erklärung der Bereitschaft zu verkaufen oder zu 
kaufen und ähnliche Handlungen, einschließlich 
der Werbung, der Veranlassung zur Werbung oder 
der Aufforderung zu Verkaufs- oder 
Kaufverhandlungen, 

15. Inverkehrbringen 

das Anbieten, Vorrätighalten zur Abgabe, Feilhal-
ten und jedes Abgeben an andere, 

16. rechtmäßig 

in Übereinstimmung mit den jeweils geltenden 
Rechtsvorschriften zum Schutz der betreffenden 
Art im jeweiligen Staat sowie mit Rechtsakten der 
Europäischen Gemeinschaften auf dem Gebiet 
des Artenschutzes und dem Washingtoner Arten-
schutzübereinkommen im Rahmen ihrer jeweiligen 
räumlichen und zeitlichen Geltung oder 
Anwendbarkeit, 

17. Mitgliedstaat 

ein Staat, der Mitglied der Europäischen Union ist, 
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18. Drittland 

ein Staat, der nicht Mitglied der Europäischen 
Union ist, 

19. Zoo 

dauerhafte Einrichtung, in der lebende Tiere wild 
lebender Arten zwecks Zu rschaustellung während 
eines Zeitraumes von mindestens sieben Tagen 
im Jahr gehalten werden; nicht als Zoo im Sinne 
des Satzes 1 gelten 

a) Zirkusse, 

b) Tierhandlungen und 

c) Gehege zur Haltung von nicht mehr als fünf 
Arten des im Geltungsbereich des Bundesjagdge-
setzes heimischen Schalenwildes oder Einrichtun-
gen, in denen nicht mehr als fünf Tiere anderer 
wild lebender Arten gehalten werden. 

 

(3) Dem Verkaufen im Sinne dieses Gesetzes 
stehen das Tauschen und das entgeltliche Über-
lassen zum Gebrauch oder zur Nutzung gleich. 

 

(4) Wenn die in Absatz 2 Nr. 10 genannten Arten 
bereits auf Grund der bis zum 8. Mai 1998 gelten-
den Vorschriften unter besonderem Schutz stan-
den, gilt als Zeitpunkt der Unterschutzstellung 
derjenige, der sich aus diesen Vorschriften ergibt. 
Entsprechendes gilt für die in Absatz 2 Nr. 11 ge-
nannten Arten, soweit sie nach den bis zum 8. Mai 
1998 geltenden Vorschriften als vom Aussterben 
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bedroht bezeichnet waren. 

 

(5) Die Begriffsbestimmungen der Verordnung 
(EG) Nr. 338/97 bleiben unberührt. Soweit in die-
sem Gesetz auf Anhänge der Verordnung (EG) 
Nr. 338/97, der Verordnung (EWG) Nr. 3254/91 
des Rates vom 4. November 1991 zum Verbot von 
Tellereisen in der Gemeinschaft und der Einfuhr 
von Pelzen und Waren von bestimmten Wildtierar-
ten aus Ländern, die Tellereisen oder den interna-
tionalen humanen Fangnormen nicht entspre-
chende Fangmethoden anwenden (ABl. EG Nr. L 
308 S. 1), der Richtlinien 92/43/EWG und 
79/409/EWG und der Richtlinie 83/129/EWG des 
Rates vom 28. März 1983 betreffend die Einfuhr in 
die Mitgliedstaaten von Fellen bestimmter Jung-
robben und Waren daraus (ABl. EG Nr. L 91 S. 
30), zuletzt geändert durch die Richtlinie 
89/370/EWG vom 8. Juni 1989 (ABl. EG Nr. L 163 
S. 37), oder auf Vorschriften der genannten 
Rechtsakte verwiesen wird, in denen auf Anhänge 
Bezug genommen wird, sind diese jeweils in der 
sich aus den Veröffentlichungen im Amtsblatt Teil 
L der Europäischen Gemeinschaften ergebenden 
geltenden Fassung maßgeblich. 

 

(6) Das Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit gibt 

1. die Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung und die Europäischen Vogelschutzgebiete 
sowie die Konzertierungsgebiete im Bundesanzei-
ger, 

2. die besonders geschützten und die streng 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 16. Wahlperiode Drucksache 16/694 
 

29 

LNatSchG-Entwurf Stand 28.02.2006 LNatSchG BNatSchG 

geschützten Arten mit dem Zeitpunkt ihrer jeweili-
gen Unterschutzstellung 

bekannt. 

 
Abschnitt II 
Landschaftsplanung 
 
§ 7 
Aufgaben, Inhalte und Verfahren der Land-
schaftsplanung 
(zu §§ 13,14 Bundesnaturschutzgesetz) 
 
(1) Landschaftsplanung hat die Aufgabe, die Er-

fordernisse und Maßnahmen des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege darzustellen 
und zu begründen. 

(2) Die Inhalte der Landschaftsplanung sind in den 
Planungen und Verwaltungsverfahren, deren 
Entscheidungen sich auf Natur und Landschaft 
im Planungsraum auswirken können, zu be-
rücksichtigen. Soweit den Inhalten der Land-
schaftsplanung in den Entscheidungen nicht 
Rechnung getragen werden kann, ist dies zu 
begründen. 

 

 

 

 

 

Abschnitt II 
Landschaftsplanung 
 
§ 4 
Aufgaben der Landschaftsplanung 
 

(1) Die Landschaftsplanung hat die Aufgabe, die 
Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung 
der Ziele des Naturschutzes auf Landes-, Regio-
nal- und Gemeindeebene zu ermitteln und darzu-
stellen.  

(2) Die Landschaftsplanung dient der Verwirkli-
chung der Ziele des Naturschutzes auch in den 
Planungen und Verwaltungsverfahren anderer 
Behörden und Stellen, deren Planungen und Ent-
scheidungen sich auf die Natur im Planungsraum 
auswirken können. Die Inhalte der Landschafts-
planung sind in diesen Planungen und Verwal-
tungsverfahren sowie bei der Beurteilung der Um-
weltverträglichkeit und der Verträglichkeit im Sinne 
des § 20 e der zur Entscheidung gestellten Maß-
nahme zu berücksichtigen. 

(3) Abweichungen von den Ergebnissen der Land-
schaftsplanung sind nur zulässig, wenn dadurch 
die Ziele des Naturschutzes nicht oder nicht er-
heblich beeinträchtigt werden oder andere Belan-
ge bei der Abwägung den Belangen des Natur-
schutzes bei Würdigung aller Umstände im Range 
vorgehen. Abweichungen sind in den Entschei-

Abschnitt 2 
Umweltbeobachtung, Landschaftsplanung 
 
§ 13 
Aufgaben der Landschaftsplanung 

 

(1) Landschaftsplanung hat die Aufgabe, die Er-
fordernisse und Maßnahmen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege für den jeweiligen Pla-
nungsraum darzustellen und zu begründen. Sie 
dient der Verwirklichung der Ziele und Grundsätze 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
auch in den Planungen und Verwaltungsverfahren, 
deren Entscheidungen sich auf Natur und Land-
schaft im Planungsraum auswirken können. 
 
(2) Die Länder erlassen Vorschriften über die 
Landschaftsplanung und das dabei anzuwenden-
de Verfahren nach Maßgabe der §§ 13 bis 17. 
 
 
§ 14 
Inhalte der Landschaftsplanung 
(1) Die Erfordernisse und Maßnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege sind in Land-
schaftsprogrammen oder Landschaftsrahmenplä-
nen sowie in Landschaftsplänen darzustellen. Die 
Pläne sollen Angaben enthalten über 

1. den vorhandenen und den zu erwartenden Zu-
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(3) Die oberste Naturschutzbehörde wird ermäch-
tigt, durch Verordnung für die einzelnen Ebe-
nen der Landschaftsplanung das Nähere über 
die formalen und inhaltlichen Anforderungen 
an die Pläne, das Verfahren, die Beteiligung 
und Mitwirkung die Bekanntgabe der Pläne 
sowie die Notwendigkeit ihrer Fortschreibung 
zu regeln. 

 

dungen darzustellen und zu begründen; dabei ist 
darzulegen, wie Beeinträchtigungen der Natur 
vermieden und unvermeidbare Beeinträchtigungen 
ausgeglichen werden sollen.  

(4) Bei der Aufstellung der Programme und Pläne 
nach den §§ 4 a bis 6 ist darauf Rücksicht zu 
nehmen, dass die Verwirklichung der Ziele und 
Grundsätze des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege in benachbarten Ländern und im 
Bundesgebiet in seiner Gesamtheit sowie die Be-
lange des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege in benachbarten Staaten nicht erschwert 
werden. 

(5) Ist aufgrund der natürlichen Gegebenheiten 
eine die Grenze des Landes überschreitende Pla-
nung erforderlich, sind mit den benachbarten Län-
dern bei der Erstellung der Programme und Pläne 
nach den §§ 4 a bis 6 die Erfordernisse und Maß-
nahmen für die betreffenden Gebiete zu vereinba-
ren. 

 

§ 6 a 

(2) Die oberste Naturschutzbehörde wird ermäch-
tigt, durch Verordnung das Nähere über 

1. die formalen und inhaltlichen Anforderungen an 
die Pläne,  

2. die Erfassung der notwendigen Grundlagen,  

3. das Verfahren, die Beteiligung und Mitwirkung 
und  

stand von Natur und Landschaft, 

2. die konkretisierten Ziele und Grundsätze des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege, 

3. die Beurteilung des vorhandenen und zu erwar-
tenden Zustands von Natur und Landschaft nach 
Maßgabe dieser Ziele und Grundsätze, einschließ-
lich der sich daraus ergebenden Konflikte, 

4. die Erfordernisse und Maßnahmen 

a) zur Vermeidung, Minderung oder Beseitigung 
von Beeinträchtigungen von Natur und Land-
schaft, 

b) zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
bestimmter Teile von Natur und Landschaft im 
Sinne des Abschnitts 4 sowie der Biotope und 
Lebensgemeinschaften der Tiere und Pflanzen 
wild lebender Arten, 

c) auf Flächen, die wegen ihres Zustands, ihrer 
Lage oder ihrer natürlichen Entwicklungsmöglich-
keiten für künftige Maßnahmen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege oder zum Aufbau eines 
Biotopverbunds besonders geeignet sind, 

d) zum Aufbau und Schutz des Europäischen öko-
logischen Netzes "Natura 2000", 

e) zum Schutz, zur Verbesserung der Qualität und 
zur Regeneration von Böden, Gewässern, Luft 
und Klima, 

f) zur Erhaltung und Entwicklung von Vielfalt, Ei-
genart und Schönheit von Natur und Landschaft, 
auch als Erlebnis- und Erholungsraum des Men-
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4. die Bekanntmachung der Pläne 

zu regeln. 

 

schen. 

Auf die Verwertbarkeit der Darstellungen der 
Landschaftsplanung für die Raumordnungspläne 
und Bauleitpläne ist Rücksicht zu nehmen. 

(2) In Planungen und Verwaltungsverfahren sind 
die Inhalte der Landschaftsplanung zu berücksich-
tigen. Insbesondere sind die Inhalte der Land-
schaftsplanung für die Beurteilung der Umweltver-
träglichkeit und der Verträglichkeit im Sinne des § 
34 Abs. 1 heranzuziehen. Soweit den Inhalten der 
Landschaftsplanung in den Entscheidungen nicht 
Rechnung getragen werden kann, ist dies zu be-
gründen. 

 
§ 8 
Landschaftsprogramm 
(zu § 15 Bundesnaturschutzgesetz) 
 

(1) Die landesweiten Erfordernisse und Maßnah-
men des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege sowie des Biotopverbundes gemäß § 3 
Bundesnaturschutzgesetz sind im Land-
schaftsprogramm darzustellen. Dabei sind die 
Ziele der Raumordnung zu beachten; die 
Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der 
Raumordnung sind zu berücksichtigen. 

(2) Das Landschaftsprogramm wird von der obers-
ten Naturschutzbehörde erarbeitet und fortge-
schrieben; es wird im Amtsblatt für Schleswig-
Holstein bekannt gemacht. 

(3) Die raumbedeutsamen Inhalte nach Absatz 1 
werden unter Abwägung mit anderen raumbe-

§ 4 a 
Landschaftsprogramm 
(zu § 15 Bundesnaturschutzgesetz) 
 

(1) Die überörtlichen Erfordernisse und Maßnah-
men zur Verwirklichung der Ziele des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege auf Landesebene 
werden von der obersten Naturschutzbehörde in 
einem Landschaftsprogramm dargestellt. Dabei 
sind die Ziele der Raumordnung zu beachten; die 
Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der 
Raumordnung sind zu berücksichtigen. Das Land-
schaftsprogramm soll auch Aussagen über die 
organisatorischen, finanziellen und zeitlichen Er-
fordernisse und Auswirkungen enthalten. Bei der 
Aufstellung sind die betroffenen Träger öffentlicher 
Belange und die nach § 59 des Bundesnatur-
schutzgesetzes sowie § 51 dieses Gesetzes aner-
kannten Naturschutzvereine sowie der Landes-
sportverband Schleswig-Holstein e.V. zu beteili-

§ 15 
Landschaftsprogramme und Landschaftsrah-
menpläne  
 
(1) Die überörtlichen Erfordernisse und Maßnah-
men des Naturschutzes und der Landschaftspfle-
ge werden für den Bereich eines Landes im Land-
schaftsprogramm oder für Teile des Landes in 
Landschaftsrahmenplänen, die für die gesamte 
Fläche eines Landes erstellt werden, dargestellt. 
Dabei sind die Ziele der Raumordnung zu beach-
ten; die Grundsätze und sonstigen Erfordernisse 
der Raumordnung sind zu berücksichtigen. 
 
(2) Die raumbedeutsamen Erfordernisse und 
Maßnahmen nach Absatz 1 werden unter Abwä-
gung mit den anderen raumbedeutsamen Planun-
gen und Maßnahmen nach Maßgabe der landes-
planungsrechtlichen Vorschriften der Länder in die 
Raumordnungspläne aufgenommen. 
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deutsamen Planungen und Maßnahmen nach 
Maßgabe des Landesplanungsgesetzes in der 
Fassung vom 10. Februar 1996 (GVOBl. Schl.-
H. S. 232, (Zuständigkeiten und Ressortbe-
zeichnungen zuletzt ersetzt durch Verordnung 
vom 16. September 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 
503), in die Raumordnungspläne aufgenom-
men. Weichen die übernommenen Inhalte von 
den Darstellungen im Landschaftsprogramm 
ab, sind die Gründe darzulegen. 

gen. 

(2) Das Landschaftsprogramm ist in geeigneter 
Form bekannt zu machen und bei der Durchfüh-
rung dieses Gesetzes und des Bundesnatur-
schutzgesetzes zu beachten. 

(3) Die raumbedeutsamen Erfordernisse und 
Maßnahmen des Landschaftsprogramms werden 
unter Abwägung mit den anderen raumbedeutsa-
men Planungen und Maßnahmen nach Maßgabe 
des Landesplanungsgesetzes und des § 4 Abs. 2 
und 3 in die Raumordnungspläne übernommen. 

(4) Das Landschaftsprogramm ist spätestens im 
Zusammenhang mit der Anpassung des Landes-
raumordnungsplans fortzuschreiben. 

 
 § 5 

Landschaftsrahmenpläne 
(zu § 15 Bundesnaturschutzgesetz) 

(1) Die überörtlichen Erfordernisse und Maßnah-
men zur Verwirklichung der Ziele des Naturschut-
zes werden für die Planungsräume der Regional-
pläne von der obersten Naturschutzbehörde unter 
Beachtung der Grundsätze und Ziele der Raum-
ordnung und Landesplanung in Landschaftsrah-
menplänen dargestellt. Dabei sind die Ziele der 
Raumordnung zu beachten; die Grundsätze und 
sonstigen Erfordernisse der Raumordnung sind zu 
berücksichtigen. Bei der Aufstellung sind insbe-
sondere die unteren Naturschutzbehörden, die 
Kreise und Gemeinden sowie die sonstigen Träger 
öffentlicher Belange sowie die nach § 59 des Bun-
desnaturschutzgesetzes sowie § 51 dieses Geset-
zes anerkannten Naturschutzvereine sowie der 
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Landessportverband Schleswig-Holstein e.V. zu 
beteiligen.  

(2) Die Landschaftsrahmenpläne werden von der 
obersten Naturschutzbehörde festgestellt und 
veröffentlicht. Sie können bei der betroffenen Na-
turschutzbehörde eingesehen werden. 

(3) Die festgestellten Landschaftsrahmenpläne 
sind bei der Durchführung dieses Gesetzes und 
des Bundesnaturschutzgesetzes zu beachten. Die 
raumbedeutsamen Inhalte der Landschaftsrah-
menpläne sind nach Maßgabe des 
Landesplanungsgesetzes und des § 4 Abs. 2 und 
3 in die Regionalpläne zu übernehmen. 

(4) Landschaftsrahmenpläne sind dem Land-
schaftsprogramm anzupassen. Landschaftsrah-
menpläne sind spätestens im Zusammenhang mit 
der Überarbeitung des jeweiligen Regionalplans 
fortzuschreiben. 

 

§ 5 a 
Aufstellung des Landschaftsrahmenplans 
durch kommunale 
Zweckverbände 

(1) Auf Antrag kann die oberste Naturschutzbe-
hörde die Aufgabe nach § 5 für einen Planungs-
raum einem kommunalen Zweckverband übertra-
gen, dem die Kreise und kreisfreien Städte des 
Planungsraums angehören müssen. Vorausset-
zung für die Übertragung ist, dass der Zweckver-
band die Gewähr für eine sach- und fristgerechte 
Erfüllung der Aufgabe bietet und Planungsergeb-
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nisse einer bereits für den Planungsraum nach 
dem bisher geltenden Landschaftspflegegesetz 
begonnenen Landschaftsrahmenplanung über-
nimmt. Die Übertragung der Aufgabe kann wider-
rufen werden, wenn die der Übertragung zugrunde 
liegenden Voraussetzungen nicht mehr vorliegen. 

(2) Solange ein Landschaftsprogramm nach § 4 a 
noch nicht aufgestellt oder eine Verordnung nach 
§ 6 a Abs. 2 noch nicht erlassen ist, kann die o-
berste Naturschutzbehörde dem Zweckverband 
entsprechende Inhalte vorgeben oder § 6 a Abs. 1 
entsprechende Anordnungen treffen. 

(3) Die Beteiligung richtet sich nach § 5 Abs. 1 
Satz 2 und den näheren Regelungen nach § 6 a 
Abs. 2. 

(4) Der Zweckverband legt nach Abschluss des 
vorgeschriebenen Verfahrens den Entwurf des 
Landschaftsrahmenplans mit den Stellungnahmen 
aller Beteiligten unter Beifügung einer eigenen 
Beurteilung der obersten Naturschutzbehörde vor, 
die den Plan feststellt und veröffentlicht. Soll dabei 
von dem vorgelegten Entwurf abgewichen werden, 
ist der Zweckverband zu unterrichten und ihm 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

 

§ 9 
Landschaftspläne 
(zu § 16 Bundesnaturschutzgesetz) 
 

(1) Die örtlichen Erfordernisse und Maßnahmen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
sind in Landschaftsplänen flächendeckend 

§ 6 
Landschaftspläne 
(zu § 16 Bundesnaturschutzgesetz) 
 

1) Die Gemeinden haben die örtlichen Erforder-
nisse und Maßnahmen zur Verwirklichung der 
Ziele des Naturschutzes auf der Grundlage des 

§ 16 
Landschaftspläne 
 
(1) Die örtlichen Erfordernisse und Maßnahmen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind 
auf der Grundlage des Landschaftsprogramms 
oder der Landschaftsrahmenpläne in Land-
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darzustellen. 

 

(2) Landschaftspläne werden unter Beachtung des 
Landschaftsprogramms von den Gemeinden 
für ihr Gebiet aufgestellt. Um Naturräumen ge-
recht zu werden und gemeindeübergreifende 
Planungen zu erleichtern, können mehrere 
Gemeinden einen gemeinsamen Landschafts-
plan aufstellen. 

 

(3) Landschaftspläne bestehen aus einem Grund-
lagenteil und einem Planungsteil, der nach 
Abwägung von den aufstellenden Gemeinden 
zu beschließen ist. Die Landschaftspläne sind 
mit den Nachbargemeinden abz ustimmen. Die 
Gemeinden beteiligen bei der Aufstellung der 
Landschaftspläne die Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange, die Naturschutz-
behörden, die nach § 59 des Bundesnatur-
schutzgesetzes sowie § 56 dieses Gesetzes 
anerkannten Naturschutzvereine, die auf örtli-
cher Ebene tätigen Naturschutzvereine und die 
Öffentlichkeit. 

 

(4) Die geeigneten Inhalte werden nach Abwä-
gung im Sinne des § 1 Abs. 7 des Baugesetz-
buches als Darstellungen oder Festsetzungen 
in die Bauleitpläne übernommen. Wesentliche 
Abweichungen sind zu begründen. 

(5) Von der Erstellung eines Landschaftsplanes 
kann in Teilen von Gemeinden abgesehen 
werden, soweit die vorherrschende Nutzung 
den Zielen und Grundsätzen des Naturschut-

Landschaftsrahmenplans und unter Beachtung der 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung fl ä-
chendeckend in Landschaftsplänen und für Teilbe-
reiche, die eine vertiefende Darstellung erfordern, 
in Grünordnungsplänen darzustellen. Ein Land-
schafts- oder Grünordnungsplan ist umgehend 
aufzustellen, wenn  

1. ein Bauleitplan aufgestellt, geändert oder er-
gänzt werden soll und Natur und Landschaft da-
durch erstmalig oder schwerer als nach der bishe-
rigen Planung beeinträchtigt werden können,  

2. im Gemeindegebiet agrarstrukturelle oder grö-
ßere Teile des Gemeindegebiets betreffende nut-
zungsändernde Planungen beabsichtigt sind. 

Ein Landschafts- oder Grünordnungsplan kann 
auch gleichzeitig mit dem Bauleitplan aufgestellt 
werden. Auf Antrag einer Gemeinde kann die un-
tere Naturschutzbehörde im Einzelfall Ausnahmen 
von der Verpflichtung zur Aufstellung eines Land-
schafts- oder Grünordnungsplans zulassen, soweit 
die vorherrschende Nutzung den Zielen und 
Grundsätzen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege entspricht und dies planungsrecht-
lich gesichert ist.  

(2) Die Gemeinde beteiligt bei der Aufstellung der 
Landschafts- und Grünordnungspläne die betrof-
fenen Träger öffentlicher Belange, die nach § 59 
des Bundesnaturschutzgesetzes sowie § 51 die-
ses Gesetzes anerkannten Naturschutzvereine 
sowie den Landessportverband Schleswig-
Holstein e.V., die auf örtlicher Ebene tätigen Na-
turschutzvereine und die Öffentlichkeit. 

schaftsplänen flächendeckend darzustellen. Die 
Landschaftspläne sind fortzuschreiben, wenn we-
sentliche Veränderungen der Landschaft vorgese-
hen oder zu erwarten sind. Die Ziele der Raum-
ordnung sind zu beachten; die Grundsätze und 
sonstigen Erfordernisse der Raumordnung sind zu 
berücksichtigen. 
 
(2) Die Länder regeln die Verbindlichkeit der 
Landschaftspläne, insbesondere für die Bauleit-
planung. Sie können bestimmen, dass Darstellun-
gen des Landschaftsplans als Darstellungen oder 
Festsetzungen in die Bauleitpläne aufgenommen 
werden. Sie können darüber hinaus vorsehen, 
dass von der Erstellung eines Landschaftsplans in 
Teilen von Gemeinden abgesehen werden kann, 
soweit die vorherrschende Nutzung den Zielen 
und Grundsätzen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege entspricht und dies planungs-
rechtlich gesichert ist. 
 
(3) Werden in den Ländern Berlin, Bremen und 
Hamburg die örtlichen Erfordernisse und Maß-
nahmen des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege im Landschaftsprogramm oder in Land-
schaftsrahmenplänen dargestellt, so ersetzen 
diese Pläne die Landschaftspläne. 
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zes und der Landschaftspflege entspricht und 
dies planungsrechtlich gesichert ist. 

 
(6) Landschaftspläne sind bekannt zu machen.  Sie 

sind bei Bedarf fortzuschreiben. 
 

(3) Die Gemeinde legt nach Abschluss des vorge-
schriebenen Verfahrens den Entwurf des Land-
schafts- oder Grünordnungsplans der unteren 
Naturschutzbehörde zur Stellungnahme vor. 
Macht diese keine Änderungs- oder Ergänzungs-
vorschläge, gilt der Plan als festgestellt. Anderen-
falls entscheidet die Gemeinde über die Ände-
rungs- oder Ergänzungsvorschläge und zeigt den 
Plan der unteren Naturschutzbehörde an. Diese 
kann innerhalb von drei Monaten nach der Fest-
stellung widersprechen. 

(4) Die festgestellten Landschaftspläne sind bei 
der Durchführung dieses Gesetzes und des 
Bundesnaturschutzgesetzes zu beachten. Die zur 
Übernahme geeigneten Inhalte der Landschafts- 
und Grünordnungspläne sind nach Maßgabe des 
§ 1 Abs. 6 des Baugesetzbuchs und des § 4 Abs. 
2 und 3 als Darstellungen oder Festsetzungen in 
die Bauleitpläne zu übernehmen. Abweichungen 
eines Flächennutzungsplans vom Landschaftsplan 
bedürfen der Genehmigung der für die Genehmi-
gung des Plans zuständigen Behörde im Beneh-
men mit der Naturschutzbehörde gleicher Verwal-
tungsebene. Die nach diesem Gesetz oder durch 
Verordnung oder Satzung nach dem IV. Abschnitt 
dieses Gesetzes geschützten Bereiche sind nach-
richtlich in die Bauleitpläne zu übernehmen. 

(5) Landschaftspläne sind dem Landschaftspro-
gramm und den Landschaftsrahmenplänen anzu-
passen. Landschaftspläne sind fortzuschreiben, 
wenn und sobald dies erforderlich ist. Dies ist 
dann der Fall, wenn wesentliche Änderungen der 
Landschaft vorgesehen oder zu erwarten sind, es 
sei denn, die Änderung wird durch eine Fachpla-
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nung mit landschaftspflegerischem Begleitplan 
ausgelöst. 

 

§ 6 a 
Inhalte der Landschaftsplanung 
(zu § 16 Bundesnaturschutzgesetz) 

(1) Die Ergebnisse der Landschaftsplanung sind in 
Landschaftsrahmenplänen und Landschaftsplänen 
in Text und Karte mit Begründung zusammenhän-
gend für den betroffenen Raum darzustellen und 
zwar  

1. der vorhandene und der aufgrund von Selbst-
entwicklung oder Gestaltung zu erwartende Zu-
stand der Natur einschließlich der Auswirkungen 
der vergangenen, gegenwärtigen und vorausseh-
baren Raum- und Flächennutzungen,  

2. die Konkretisierung der Ziele und Grundsätze 
des Naturschutzes,  

3. die Beurteilung des Zustandes nach Maßgabe 
dieser Ziele, einschließlich der sich daraus erge-
benden Konflikte,  

4. die Erfordernisse und Maßnahmen, insbeson-
dere 

a) zur Sicherung und Schaffung von Biotopver-
bundsystemen einschließlich des Netzes "Natura 
2000",  

b) zum Schutz, zur Wiederherstellung, Erweite-
rung, Entwicklung und zur Pflege bestimmter Teile 
von Natur und Landschaft (Maßnahmen des Na-
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turschutzes), auch zur Sicherung einer naturver-
träglichen Erholung sowie der Mindestdichten von 
zur Vernetzung von Biotopen erforderlichen linea-
ren und punktförmigen Elementen,  

c) zum Schutz, zur Wiederherstellung, zur Ent-
wicklung und gegebenenfalls zur Pflege der Bioto-
pe und Lebensgemeinschaften der Tiere und 
Pflanzen wild lebender Arten und der in §§ 15 a 
und 15 b genannten Biotope,  

d) zum Schutz, zur Verbesserung der Qualität und 
zur Regeneration von Boden, Gewässer, Luft und 
Klima,  

e) zur Vermeidung, Minderung oder Beseitigung 
von Beeinträchtigungen der Natur,  

f) zur Erhaltung und Entwicklung von Vielfalt, Ei-
genart und Schönheit der Natur,  

g) zum Schutz und zur Pflege historischer Kultur-
landschaften und -landschaftsteile von besonders 
charakteristischer Bedeutung. 

(2) s.o. 

 
Abschnitt III 
Eingriffe in Natur und Landschaft, Ausgleich 
und Ersatz 
 
 
 
 
§ 10 
Eingriffe in Natur und Landschaft 
(zu § 18 Bundesnaturschutzgesetz) 

Abschnitt III 
Mindestschutz der Natur 
 
Unterabschnitt 1: 
Ausgleich von Eingriffen in Natur und Land-
schaft 
 

§ 7 
Eingriffe in Natur und Landschaft 

Abschnitt 3 
Allgemeiner Schutz von Natur und Landschaft 
 
§ 18 
Eingriffe in Natur und Landschaft 

(1) Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne 
dieses Gesetzes sind Veränderungen der Gestalt 
oder Nutzung von Grundflächen oder Verände-
rungen des mit der belebten Bodenschicht in Ver-
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(1) Eingriffe in Natur und Landschaft (Eingriffe) im 

Sinne dieses Gesetzes sind Veränderungen 
der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen 
oder Veränderungen des mit der belebten Bo-
denschicht in Verbindung stehenden Grund-
wasserspiegels, die die Leistungs- und Funk-
tionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das 
Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen 
können. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(zu § 18 Bundesnaturschutzgesetz) 

(1) Eingriffe in Natur und Landschaft (Eingriffe in 
die Natur) im Sinne dieses Gesetzes sind Verän-
derungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflä-
chen oder Veränderungen des mit der belebten 
Bodenschicht in Verbindung stehenden Grund-
wasserspiegels, die die Leistungs- und Funktions-
fähigkeit des Naturhaushalts oder das Land-
schaftsbild erheblich beeinträchtigen können. 

(2) Unabhängig von Absatz 1 gelten als Eingriffe 

1. die Errichtung von baulichen Anlagen auf 
bisher baulich nicht genutzten Grundflächen, 
von Straßen, Bahnanlagen und sonstigen 
Verkehrsflächen außerhalb der im Zusam-
menhang bebauten Ortsteile und die wesentli-
che Änderung dieser Anlagen,  

2. die Gewinnung von oberflächennahen Bo-
denschätzen oder sonstige Abgrabungen, 
Aufschüttungen, Ausfüllungen, Auf- oder Ab-
spülungen,  

3. die Anlage oder wesentliche Änderung von 
Flug-, Lager-, Ausstellungs-, Camping-, Golf-, 
Sport-, Bootsliege- und sonstigen Plätzen so-
wie Sportboothäfen,  

4. der Ausbau, das Verrohren, das Aufstauen, 
Absenken und Ableiten von oberirdischen 
Gewässern sowie Benutzungen dieser Ge-
wässer, die den Wasserstand, den Wasserab-
fluss, die Gewässergüte oder die Fließge-
schwindigkeit nicht nur unerheblich verändern,  

bindung stehenden Grundwasserspiegels, die die 
Leistungs - und Funktionsfähigkeit des Naturhaus-
halts oder das Landschaftsbild erheblich beein-
trächtigen können. 

(2) Die land-, forst- und fischereiwirtschaftliche 
Bodennutzung ist nicht als Eingriff anzusehen, 
soweit dabei die Ziele und Grundsätze des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege berücksichtigt 
werden. Die den in § 5 Abs. 4 bis 6 genannten 
Anforderungen sowie den Regeln der guten fachli-
chen Praxis, die sich aus dem Recht der Land-, 
Forst- und Fischereiwirtschaft und § 17 Abs. 2 des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes ergeben, entspre-
chende land-, forst- und fischereiwirtschaftliche 
Bodennutzung widerspricht in der Regel nicht den 
in Satz 1 genannten Zielen und Grundsätzen. 

(3) Nicht als Eingriff gilt die Wiederaufnahme einer 
land-, forst- und fischereiwirtschaftlichen Boden-
nutzung, die auf Grund vertraglicher Vereinbarun-
gen oder auf Grund der Teilnahme an öffentlichen 
Programmen zur Bewirtschaftungsbeschränkung 
zeitweise eingeschränkt oder unterbrochen war. 
Dies gilt, soweit die land-, forst- und fischereiwirt-
schaftliche Bodennutzung innerhalb einer von den 
Ländern zu regelnden angemessenen Frist nach 
Auslaufen der Bewirtschaftungsbeschränkungen 
wieder aufgenommen wird. 

(4) Die Länder können zu den Absätzen 1 bis 3 
nähere Vorschriften erlassen. Sie können bestim-
men, dass in Absatz 1 genannte Veränderungen 
bestimmter Art, die im Regelfall nicht zu einer 
Beeinträchtigung der Leistungs- und Funktionsfä-
higkeit des Naturhaushalts oder des Landschafts-
bildes führen, nicht als Eingriffe anzusehen sind. 
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5. das Aufstauen, Absenken, Umleiten oder 
die Veränderung der Güte von Grundwasser,  

6. die Errichtung oder wesentliche Änderung 
von Küsten- und Uferschutzanlagen sowie die 
Errichtung von Hafenanlagen,  

7. die Errichtung oder wesentliche Änderung 
von Sende- und Leitungsmasten sowie das 
Verlegen oberirdischer oder unterirdischer 
Versorgungs-, Entsorgungsleitungen außer-
halb des Straßenkörpers oder Materialtrans-
portleitungen und sonstigen Leitungen im Au-
ßenbereich,  

8. die Umwandlung von Wald und die Beseiti-
gung von Parkanlagen, ortsbildprägenden o-
der landschaftsbestimmenden Einzelbäumen 
oder Baumgruppen außerhalb des Waldes, Al-
leen und Ufervegetationen,  

9. die erstmalige und nicht nur unerhebliche 
Veränderung der Entwässerung von Über-
schwemmungswiesen, feuchten Wiesen und 
Weiden, Streuwiesen und Sumpfdotterblu-
menwiesen (sonstige Feuchtgebiete), der 
Grünlandumbruch auf erosionsgefährdeten 
Hängen, in Überschwemmungsgebieten, auf 
Standorten mit hohem Grundwasserstand so-
wie auf Moorstandorten,  

10. die Errichtung oder wesentliche Änderung 
von freistehenden Einfriedigungen und Ein-
zäunungen im Außenbereich in anderer als 
der für die Weidetierhaltung üblichen und von 
Forst- oder Baumschulkulturen in anderer als 

Sie können gleichfalls bestimmen, dass Verände-
rungen bestimmter Art als Eingriffe gelten, wenn 
sie regelmäßig die Voraussetzungen des Absat-
zes 1 erfüllen. 

(5) Die Länder erlassen weitere Vorschriften nach 
Maßgabe der §§ 19 und 20 sowie zur Sicherung 
der Durchführung der im Rahmen des § 19 zu 
treffenden Maßnahmen. Schutzvorschriften über 
geschützte Teile von Natur und Landschaft im 
Sinne des Abschnitts 4 bleiben unberührt. 

 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 16. Wahlperiode Drucksache 16/694 
 

41 

LNatSchG-Entwurf Stand 28.02.2006 LNatSchG BNatSchG 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(2) Nicht als Eingriffe anzus ehen sind 

1. behördlich angeordnete oder behördlich 
geförderte Naturschutzmaßnahmen zur 
Herstellung, Pflege und Entwicklung von 
geschützten Gebieten und Landschafts-
elementen, 

2. die land-, forst- und fischereiwirtschaftliche 
Bodennutzung, soweit dabei die Ziele und 
Grundsätze des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege berücksichtigt werden, 

3. die Wiederaufnahme einer land-, forst- und 
fischereiwirtschaftliche Bodennutzung, die 
auf Grund von vertraglichen Vereinbarung 
oder auf Grund der Teilnahme an öffentli-
chen Programmen zur Bewirtschaftungs-
beschränkung zeitweise eingeschränkt o-
der unterbrochen war, innerhalb einer Frist 
von zehn Jahren nach Auslaufen der Be-
wirtschaftungsbeschränkungen. 

Die den in § 5 Absatz 4 bis 6 Bundesnaturschutz-
gesetzes genannten Anforderungen sowie den 
Regeln der guten fachlichen Praxis, die sich aus 

für diese üblichen Art,  

11. Projekte zur Verwendung von Ödland oder 
naturnahen Flächen zu intensiver Landwirt-
schaftsnutzung,  

12. die Beseitigung der Biotope naturnahe 
Feldgehölze, Waldmäntel, Kratts, unbewirt-
schaftete Naturwaldzellen, Waldbiotope nach 
dem Landeswaldgesetz, der Feldraine, Ge-
wässerränder und Mergelkuhlen. 

(3) Die land-, forst- und fischereiwirtschaftliche 
Bodennutzung ist nicht als Eingriff anzusehen, 
soweit dabei die Ziele und Grundsätze des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege berücksichtigt 
werden. Die den in § 3 b genannten Anforderun-
gen sowie den Vorschriften des Rechts der Land- 
und Forstwirtschaft einschließlich des Rechts der 
Binnenfischerei und § 17 Abs. 2 des Bundes-
Bodenschutzgesetzes entsprechende gute fachli-
che Praxis bei der land-, forst- und fischereiwirt-
schaftlichen Bodennutzung widerspricht in der 
Regel nicht den in Satz 1 genannten Zielen und 
Grundsätzen. Nicht als Eingriff gilt auch die Wie-
deraufnahme einer land-, forst- und fischereiwirt-
schaftlichen Bodennutzung, die aufgrund vertragli-
cher Vereinbarungen zeitweise eingeschränkt 
oder unterbrochen worden war. 
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dem Recht der Land-, Forst- und Fischereiwirt -
schaft und § 17 Abs. 2 des Bundes-
Bodenschutzgesetzes vom 17. März 1998 (BGBl. I 
S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 9. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3214), 
ergeben, entsprechende land-, forst- und fische-
reiwirtschaftliche Nutzung widerspricht in der Re-
gel nicht den Zielen und Grundsätzen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege. 

 
§ 11 
Genehmigung von Eingriffen 
(zu §§ 19, 20 Bundesnaturschutzgesetz) 
 
(1) Eingriffe bedürfen der Genehmigung durch die 

zuständige Behörde. Die Verursacherin oder 
der Verursacher eines Eingriffs ist verpflichtet, 
vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur 
und Landschaft zu unterlassen.  

 
(2) Eine Genehmigung nach Absatz 1 für 
 

1. die Gewinnung von Kies, Sand, Ton, Stei-
nen oder anderen selbständig verwertba-
ren Bodenbestandteilen (oberflächennahe 
Bodenschätze) oder 

2. andere Abgrabungen sowie Aufschüttun-
gen, Auf- oder Abspülungen oder das Auf-
füllen von Bodenvertiefungen 

 

ist nur erforderlich, wenn die betroffene Bodenfl ä-
che größer als 1.000 m² ist oder die zu verbrin-
gende Menge mehr als 30 m³ beträgt. Eine 
Genehmigung ist auch nicht erforderlich für die 
Gewinnung von Bodenschätzen, die nach den 

§ 7 a 
Genehmigung von Eingriffen in die Natur 

(1) Wer einen Eingriff in die Natur vornehmen will, 
bedarf der Genehmigung der nach Absatz 6 zu-
ständigen Behörde (Genehmigungsbehörde). Die 
Genehmigung kann für Projekte nach § 7 Abs. 2 
Nr. 11 nur in einem Verfahren erteilt werden, das 
den Anforderungen des Landesgesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (Landes-UVP-
Gesetz) vom 13. Mai 2003 (GVOBl. S. 246) ent-
spricht. 

(2) Die Genehmigung ist von der Verursacherin 
oder vom Verursacher zu beantragen. Verursa-
cherin oder Verursacher ist der Träger der Maß-
nahme, im Übrigen die Person, die in die Natur 
eingreift oder eingreifen lässt. 
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Vorschriften des Bundesberggesetzes vom 13. 
August 1980 (BGBl. I S. 1310), zuletzt geän-
dert durch Artikel 37 des Gesetzes vom 21. Ju-
ni 2005 (BGBl. I S. 1818), eines zugelassenen 
Betriebsplans bedarf, wenn die Zulassung im 
Einvernehmen mit der zuständigen Natur-
schutzbehörde erfolgt.(3) Die Genehmigung ist 
zu versagen, wenn und soweit 

1. Eingriffe vermeidbar sind; sie sind ver-
meidbar, wenn der Zweck des Vorhabens 
ohne Eingriffe oder mit geringeren Beein-
trächtigungen und wirtschaftlich vertretbar 
erreicht werden kann, 

2. die Beeinträchtigung nicht zu vermeiden 
oder nicht in angemessener Frist aus-
zugleichen oder in sonstiger Weise zu 
kompensieren ist und die Belange des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege bei 
der Abwägung aller Anforderungen an Na-
tur und Landschaft anderen Belangen im 
Range vorgehen, 

3. dem Eingriff andere öffentlich-rechtliche 
Rechtsvorschriften oder Erfordernisse der 
Raumordnung entgegenstehen. 

 

Liegen keine Versagensgründe nach Satz 1 vor, 
ist der Eingriff zu genehmigen. 

 
(4) Werden als Folge des Eingriffes Biotope zer-

stört, die für dort wild lebende Tiere und wild 
wachsende Pflanzen der streng geschützten 
Arten nicht ersetzbar sind, ist der Eingriff nur 
zulässig, wenn er aus zwingenden Gründen 

 

 

 

(3) Die Genehmigung ist zu ve rsagen, wenn und 
soweit 

1. Beeinträchtigungen der Natur (§ 7 Abs. 1) 
zu vermeiden sind; vermeidbar ist ein Eingriff 
auch, wenn die Verursacherin oder der Verur-
sacher nicht begründen kann, dass sie oder er 
auf den Standort angewiesen ist und nicht auf 
einen für den Naturschutz weniger wichtigen 
Standort ausweichen kann,  

2. unvermeidbare Beeinträchtigungen nicht 
ausgeglichen oder nicht in sonstiger Weise 
kompensiert werden können oder  

3. dem Eingriff andere öffentlich-rechtliche 
Rechtsvorschriften oder Ziele und Erfordernis-
se der Landesplanung und Raumordnung ent-
gegenstehen. 

Die Genehmigung ist abweichend von Nummer 2 
zu erteilen, wenn die mit dem Eingriff verfolgten 
Belange im Rahmen der Abwägung den Belangen 
des Naturschutzes im Range vorgehen. Werden 
als Folge des Eingriffs Biotope zerstört, die für dort 
wild lebende Tiere und wild wachsende Pflanzen 
der streng geschützten Arten nicht ersetzbar sind, 
ist der Eingriff nur zulässig, wenn er aus zwingen-
den Gründen des überwiegenden öffentlichen 
Interesses gerechtfertigt ist. 
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des überwiegenden öffentlichen Interesses 
gerechtfertigt ist. 

 

(4) Die Genehmigung darf im Übrigen nur erteilt 
werden, wenn die Verursacherin oder der Verur-
sacher ihre oder seine Pflichten aus § 8 erfüllen 
und dies durch Nebenbestimmungen sichergestellt 
werden kann. Solche Nebenbestimmungen kön-
nen auch nach Erteilung der Genehmigung geän-
dert oder ergänzt werden, wenn der Ausgleich 
oder Ersatz sonst nicht erreicht werden kann. Die 
zuständige Genehmigungsbehörde darf eine sol-
che nachträgliche Nebenbestimmung nicht anord-
nen, wenn sie unverhältnismäßig ist, vor allem, 
wenn der mit der Erfüllung der Nebenbestimmung 
verbundene Aufwand außer Verhältnis zu dem mit 
der Nebenbestimmung angestrebten Erfolg steht; 
§ 117 des Landesverwaltungsgesetzes bleibt un-
berührt. 

(5) Soweit nicht in anderen Rechtsvorschriften 
etwas anderes bestimmt ist, erlischt die Genehmi-
gung, wenn mit dem Eingriff nicht innerhalb dreier 
Jahre nach Erteilung begonnen worden oder ein 
begonnener Eingriff länger als ein Jahr unterbro-
chen ist; die Frist kann auf Antrag bis zu zwei Jah-
ren verlängert werden. 

(6) Genehmigungsbehörde ist die untere Natur-
schutzbehörde. Ist Verursacherin des Eingriffs 
eine Landesbehörde, ist die oberste Naturschutz-
behörde zuständig. Bedarf ein Eingriff nach ande-
ren Rechtsvorschriften einer Planfeststellung oder 
einer Genehmigung, die die Genehmigung nach 
Absatz 1 ersetzt, so entscheidet die dafür zustän-
dige Behörde über den Eingriff im Einvernehmen 
mit der zuständigen Naturschutzbehörde. Ist zu-
ständige Entscheidungsbehörde eine oberste oder 
obere Landesbehörde, entscheidet sie im Einver-
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nehmen mit der obersten Naturschutzbehörde. 

 
§ 12 
Ausgleich und Ersatz bei Eingriffen 
(zu § 19 Bundesnaturschutzgesetz) 
 

(1) Die Verursacherin oder der Verursacher ist 
zu verpflichten, unvermeidbare Beeinträchti-
gungen im Rahmen des Eingriffs zu minimie-
ren und innerhalb einer von der Genehmi-
gungsbehörde zu bestimmenden Frist durch 
Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege vorrangig auszugleichen 
(Ausgleichsmaßnahmen) oder in sonstiger 
Weise zu kompensieren (Ersatzmaßnahmen). 
Ausgeglichen ist eine Beeinträchtigung, wenn 
und sobald die beeinträchtigten Funktionen 
des Naturhaushalts wiederhergestellt sind 
und das Landschaftsbild landschaftsgerecht 
wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. In 
sonstiger Weise kompensiert ist eine Beein-
trächtigung, wenn und sobald die beeinträch-
tigten Funktionen des Naturhaushaltes in 
gleichwertiger Weise ersetzt sind oder das 
Landschaftsbild landschaftsgerecht neu ges-
taltet ist. Ein unmittelbarer räumlicher Zu-
sammenhang zwischen Eingriff und Ersatz-
maßnahmen ist nicht erforderlich. Ausgleich 
und Ersatz kann auch durch die Aufwertung 
nicht land- oder forstwirtschaftlich genutzter 
Flächen erbracht werden. 

 
(2) Soweit erforderlich, kann die Genehmigungs-

behörde im Genehmigungsbescheid die 
Durchführung von Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen ganz oder teilweise vor der 

§ 8 
Ausgleich bei Eingriffen in die Natur 
(zu § 19 Bundesnaturschutzgesetz) 

(1) Die Verursacherin oder der Verurs acher eines 
Eingriffs in die Natur hat Beeinträchtigungen der 
Natur so gering wie möglich zu halten. 

(2) Unvermeidbare Beeinträchtigungen hat die 
Verursacherin oder der Verursacher innerhalb 
einer zu bestimmenden Frist zu beseitigen oder 
vorrangig auszugleichen oder in sonstiger Weise 
zu kompensieren (Ersatzmaßnahme), dass nach 
dem Eingriff oder Ablauf der Frist keine erhebli-
chen Beeinträchtigungen des Naturhaushalts und 
des Landschaftsbildes zurückbleiben. 

(3) Wird ein nicht oder nicht vollständig ausgleich-
barer oder in sonstiger Weise kompensierbarer 
Eingriff wegen Vorrangigkeit nach § 7 a Abs. 3 
Satz 2 zugelassen, hat die Verursacherin oder der 
Verursacher eine Ausgleichszahlung für die 
verbleibenden Beeinträchtigungen nach § 8 b zu 
leisten, soweit die Durchführung von Ausgleichs-
maßnahmen oder Maßnahmen, die in sonstiger 
Weise kompensieren, der Verursacherin oder dem 
Verursacher nicht möglich ist oder diese Maß-
nahmen ökologisch nicht sinnvoll sind. § 7 a Abs. 
3 Nr. 2 findet keine Anwendung. 

(4) Die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen haben 
den Landschaftsrahmen- und Landschaftsplänen 
Rechnung zu tragen. Soweit ein Eingriff in zeitlich 
oder räumlich getrennten Abschnitten durchge-
führt wird, sollen bei der Genehmigung des Ein-

§ 19 
Verursacherpflichten, Unzulässigkeit von Ein-
griffen 

(1) Der Verursacher eines Eingriffs ist zu verpflich-
ten, vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur 
und Landschaft zu unterlassen. 

(2) Der Verursacher ist zu verpflichten, unver-
meidbare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
vorrangig auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) 
oder in sonstiger Weise zu kompensieren (Er-
satzmaßnahmen). Ausgeglichen ist eine Beein-
trächtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten 
Funktionen des Naturhaushalts wieder hergestellt 
sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht 
wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. In sonsti-
ger Weise kompensiert ist eine Beeinträchtigung, 
wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen 
des Naturhaushalts in gleichwertiger Weise ersetzt 
sind oder das Landschaftsbild landschaftsgerecht 
neu gestaltet ist. Bei der Festsetzung von Art und 
Umfang der Maßnahmen sind die Programme und 
Pläne nach den §§ 15 und 16 zu berücksichtigen. 

(3) Der Eingriff darf nicht zugelassen oder durch-
geführt werden, wenn die Beeinträchtigungen 
nicht zu vermeiden oder nicht in angemessener 
Frist auszugleichen oder in sonstiger Weise zu 
kompensieren sind und die Belange des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege bei der Ab-
wägung aller Anforderungen an Natur und Land-
schaft anderen Belangen im Range vorgehen. 
Werden als Folge des Eingriffs Biotope zerstört, 
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Durchführung des Eingriffs verlangen. 
 
(3) Kann ein Eingriff nicht ausgeglichen oder in 

sonstiger Weise kompensiert werden, ist vor 
Beginn des Eingriffes ein Ersatz in Geld (E r-
satzzahlung) an das Land Schleswig-Holstein 
zu leisten. Die Ersatzzahlung bemisst sich 
nach den Kosten, die bei Durchführung der 
erforderlichen Ausgleichs- oder Ersatzmaß-
nahmen angefallen wären. Ist dies nicht fest-
stellbar, bemisst sich die Höhe der Ersatzzah-
lung nach Dauer und Schwere des Eingriffs. 
Die Mittel sind für Maßnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege zweck-
gebunden zu verwenden. 

 

(4) Die im Rahmen dieser Bestimmungen festge-
setzten und durchgeführten Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen dürfen nur im Rahmen ei-
ner Genehmigung beseitigt oder verändert wer-
den. 

 

(5) Die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
schließen erforderliche Maßnahmen zur Siche-
rung des angestrebten Erfolges ein. Die Ge-
nehmigungsbehörde kann Sicherheitsleistung 
bis zur Höhe der für die Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen voraussichtlich entstehenden 
Kosten verlangen. Eine Sicherheitsleistung 
kann auch für eine spätere Wiederherstellung 
eines ordnungsgemäßen Zustandes von Natur 
und Landschaft (erforderliche Rückbaumaß-
nahmen) verlangt werden. 

 

griffs Regelungen über die zeitliche und räumliche 
Abfolge von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
für Teilabschnitte getroffen werden.  

(5) Die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
schließen erforderliche Maßnahmen zur Sicherung 
des angestrebten Erfolgs ein. Die Sicherungs-
maßnahmen können auch von einer Behörde, 
einer juristischen Person des öffentlichen Rechts, 
einem nach § 59 des Bundesnaturschutzgesetzes 
sowie § 51 dieses Gesetzes anerkannten Natur-
schutzverein oder einem anderen Träger auf Kos-
ten der Verursacherin oder des Verursachers 
durchgeführt werden. 

(6) Verantwortlich für die Ausführung und Siche-
rung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist 
die Verursacherin oder der Verursacher oder de-
ren oder dessen Rechtsnachfolgerin oder Rechts-
nachfolger. Erfüllt die Verursacherin oder der Ver-
ursacher oder deren oder dessen Rechtsnachfol-
gerin oder Rechtsnachfolger die ihr oder ihm auf-
erlegten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nicht 
oder nicht vollständig, so sind für die Ausführung 
dieser Maßnahmen auch die Eigentümerin oder 
der Eigentümer oder sonst Nutzungsberechtigte 
des betroffenen Grundstücks verantwortlich. 

(7) Soweit erforderlich, kann die Genehmigungs-
behörde die Durchführung der Ausgleichsmaß-
nahmen vor der Durchführung des Eingriffs ver-
langen. Die im Rahmen dieser Vorschriften fest-
gesetzten und durchgeführten Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen dürfen nur im Rahmen einer 
weiteren Genehmigung der unteren Naturschutz-
behörde beseitigt oder verändert werden.  

die für dort wild lebende Tiere und wild wachsende 
Pflanzen der streng geschützten Arten nicht er-
setzbar sind, ist der Eingriff nur zulässig, wenn er 
aus zwingenden Gründen des überwiegenden 
öffentlichen Interesses gerechtfertigt ist. 

(4) Die Länder können zu den Absätzen 1 bis 3 
weitergehende Regelungen erlassen; insbesonde-
re können sie Vorgaben zur Anrechnung von 
Kompensationsmaßnahmen treffen und vorsehen, 
dass bei zuzulassenden Eingriffen für nicht aus-
gleichbare oder nicht in sonstiger Weise kompen-
sierbare Beeinträchtigungen Ersatz in Geld zu 
leisten ist (Ersatzzahlung). 

 

§ 20 
Verfahren 

(1) Voraussetzung für die Verpflichtung nach § 19 
ist, dass der Eingriff einer behördlichen Entschei-
dung oder einer Anzeige an eine Behörde bedarf 
oder von einer Behörde durchgeführt wird. 

(2) Die für die Entscheidung, die Entgegennahme 
einer Anzeige oder die Durchführung eines Ein-
griffs zuständige Behörde trifft zugleich die Ent -
scheidungen nach § 19 im Benehmen mit der für 
Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen 
Behörde, soweit nicht eine weitergehende Form 
der Mitwirkung vorgeschrieben ist oder die für 
Naturschutz und Landschaftspflege zuständige 
Behörde selbst entscheidet. 

(3) Soll bei Eingriffen in Natur und Landschaft, 
denen Entscheidungen nach § 19 von Behörden 
des Bundes vorausgehen oder die von Behörden 
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(6) Wer ohne öffentlich-rechtliche Verpflichtung 
oder Förderung Maßnahmen durchführt, von 
denen dauerhaft günstige Wirkungen auf die 
Schutzgüter des § 10 Abs. 1 ausgehen, kann 
insoweit von der zuständigen Behörde eine An-
rechnung als Ersatzmaßnahme bei künftigen 
Eingriffen verlangen (Öko-Konto). Der An-
spruch auf Anrechnung ist handelbar. Maß-
nahmen der Gemeinden nach § 135 a Abs. 2 
Satz 2 des Baugesetzbuches oder eines 
Vorhabenträgers aufgrund eines städtebauli-
chen Vertrages nach § 11 oder § 12 des Bau-
gesetzbuches bleiben unberührt. 

 
(7) Die für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

bestimmten Flächen sowie Flächen nach Ab-
satz 6 werden von der unteren Naturschutzbe-
hörde in ein Verzeichnis eingetragen (Aus-
gleichsfl ächenkataster). Die Behörden teilen 
der unteren Naturschutzbehörde die Flächen 
sowie Art und Umfang der darauf durchzufüh-
renden Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
mit. Dies gilt nicht für Flächen, 

1. die kleiner als 1000 m² sind, 

2. auf denen der Eingriff durchgeführt wird 
oder 

3. die im Gebiet desselben Bebauungsplans 
festgesetzt sind. 

Die untere Naturschutzbehörde stellt Behörden 
und Einrichtungen des Landes sowie kommu-
nalen Gebietskörperschaften auf Verlangen 
Auszüge aus dem Ausgleichsflächenkataster 
zur Verfügung. 

(8) Die Landesregierung kann durch Verordnung 
Inhalt, Art und Umfang von Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen bei bestimmten Eingriffen oder 
Eingriffsarten allgemein durch Standards festle-
gen. 

 

§ 8 a 
Verhältnis zum Baurecht 

Sind aufgrund der Aufstellung, Änderung, Ergän-
zung oder Aufhebung von Bauleitplänen Eingriffe 
in die Natur zu erwarten, ist über die Belange des 
Naturschutzes im Bauleitplan nach § 21 des Bun-
desnaturschutzgesetzes zu entscheiden. 

 

§ 8 b 
Ausgleichszahlung 

(1) Die Ausgleichszahlungen nach § 8 Abs. 3 für 
die verbleibenden Beeinträchtigungen sind an die 
für die Genehmigung des Eingriffs zuständige 
Naturschutzbehörde zu leisten, bei Verfahren 
nach § 20 Abs. 3 des Bundesnaturschutzgesetzes 
an die oberste Naturschutzbehörde. Sie hat die 
Zahlungen zweckgebunden für die Finanzierung 
von Maßnahmen des Naturschutzes zu verwen-
den, die in einem sachlichen und möglichst auch 
räumlichen Bezug zu dem Eingriff stehen und für 
deren Vornahme keine Verpflichtung aus anderen 
Rechtsgründen besteht; im Übrigen fi nden die für 
die Durchführung von Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen geltenden Vorschriften des § 8 Abs. 
4 Satz 1, Abs. 5 und 6 und § 9 Abs. 5 entspre-

des Bundes durchgeführt werden, von der Stel-
lungnahme der für Naturschutz und Landschafts-
pflege zuständigen Behörde abgewichen werden, 
so entscheidet hierüber die fachlich zuständige 
Behörde des Bundes im Benehmen mit der obers -
ten Landesbehörde für Naturschutz und Land-
schaftspflege, soweit nicht eine weitergehende 
Form der Beteiligung vorgesehen ist. 

(4) Bei einem Eingriff, der auf Grund eines nach 
öffentlichem Recht vo rgesehenen Fachplans vor-
genommen werden soll, hat der Planungsträger 
die zur Vermeidung, zum Ausgleich und zur Kom-
pensation in sonstiger Weise nach § 19 erforderli-
chen Maßnahmen im Fachplan oder in einem 
landschaftspflegerischen Begleitplan in Text und 
Karte darzustellen. Der Begleitplan ist Bestandteil 
des Fachplans. 

(5) Handelt es sich bei dem Eingriff um ein Vorha-
ben, das nach dem Gesetz über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung unterliegt, so muss das Verfahren, in dem 
Entscheidungen nach § 19 Abs. 1 bis 3 getroffen 
werden, den Anforderungen des genannten Ge-
setzes entsprechen. 
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(8) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch 

Verordnung 

1. Inhalt, Art und Umfang von Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen, insbesondere für 
vergleichbare Eingriffsarten, allgemein 
durch Standards festzulegen, 

2. die Höhe der Ersatzzahlung und das Ver-
fahren zu ihrer Erhebung und 

3. das Nähere zu Inhalt, Verfahren und An-
rechnung als Ersatzmaßnahme bei künft i-
gen Eingriffen (Öko-Konto) sowie zur Ein-
richtung des Ausgleichsflächenkatasters 

zu regeln. 
 

chende Anwendung.  

(2) Die oberste Naturschutzbehörde kann auf An-
trag die Ausgleichszahlung der durch den Eingriff 
betroffenen Gemeinde oder dem Kreis oder auch 
der Stiftung Naturschutz Schleswig-Holstein oder 
anderen Körperschaften des öffentlichen Rechts 
für die Durchführung von geeigneten Maßnahmen 
des Naturschutzes zur Verfügung stellen. 

(3) Die Höhe der Ausgleichszahlung nach § 8 Abs. 
3 bemisst sich nach den Kosten, die die Verursa-
cherin oder der Verursacher für Ersatzmaßnah-
men hätte aufwenden müssen. Ist dies nicht fest-
stellbar, wie bei der Beeinträchtigung des Land-
schaftsbildes, bemisst sich die Höhe der Aus-
gleichszahlung nach Dauer und Schwere des Ein-
griffs. Die Schwere des Eingriffs ist bei der Be-
rechnung der Ausgleichszahlung in der Regel 
anhand der beanspruchten Fläche, der Menge der 
entnommenen oder verlagerten Bodenbestandtei-
le oder des verbauten Materials zu berücksichti-
gen. 

(4) Das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Landwirtschaft kann durch Verordnung die Höhe, 
das Erhebungsverfahren und die Verwendung der 
Ausgleichszahlung regeln. 

 
§ 13 
Genehmigungsverfahren 
 

(1) Die Genehmigung ist von der Verursacherin 
oder vom Verursacher zu beantragen. Verur-
sacher ist der Träger der Maßnahme, im Übri-
gen ist Verursacherin oder Verursacher die 

§ 9 
Verfahrensvorschriften, Effizienzkontrolle 

(1) Der Antrag auf Genehmigung eines Eingriffs in 
die Natur muss alle Angaben enthalten, die zur 
Beurteilung des Eingriffs in die Natur erforderlich 
sind; hierzu gehören auch Pläne und Beschrei-
bungen. Die Genehmigungsbehörde kann sich bei 
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Person, die in die Natur und Landschaft ein-
greift oder eingreifen lässt. Bedarf ein Vorha-
ben, dessen Durchführung einen Eingriff be-
dingt, nach anderen Rechtsvorschriften einer 
Planfeststellung, einer Genehmigung, die die 
Genehmigung nach § 11 Abs. 1 Satz 1 ersetzt, 
einer Baugenehmigung oder einer Genehmi-
gung nach § 35 Abs. 1 Satz 3, § 56 oder § 68 
Abs. 2 Landeswassergesetzes, entscheidet die 
dafür zuständige Behörde über den Ausgleich, 
den Ersatz oder die Ersatzzahlung im Einver-
nehmen, im Übrigen im Benehmen mit der zu-
ständigen Naturschutzbehörde. § 21 Bundes-
naturschutzgesetz bleibt unberührt. 

 

(2) Der Antrag auf Genehmigung eines Eingriffs 
muss neben den Unterlagen (Pläne und Be-
schreibungen) alle Angaben enthalten, die zur 
Beurteilung des Eingriffs einschließlich der 
nach § 12 vorgesehenen Maßnahmen erfor-
derlich sind. Soll aufgrund eines nach öffentli-
chem Recht vorgesehenen Fachplans in die 
Natur und Landschaft eingegriffen werden, hat 
die Verursacherin oder der Verursacher in Text 
und Karte im Fachplan oder in einem land-
schaftspflegerischen Begleitplan, der Bestand-
teil des Fachplans ist, alle Angaben zu ma-
chen, die zur Beurteilung des Eingriffs erfor-
derlich sind. Bei anderen Eingriffen kann die 
Genehmigungsbehörde einen landschaftspfle-
gerischen Begleitplan verlangen, soweit es 
wegen des Umfangs oder der Schwere des 
Eingriffs erforderlich ist. Wenn die zuständige 
Naturschutzbehörde nicht innerhalb von vier 
Wochen weitere Unterlagen nachfordert, gilt 

Prüfung des Antrags nach vorheriger Anhörung 
der Antragstellerin oder des Antragstellers und auf 
ihre oder seine Kosten Sachverständiger bedie-
nen, wenn die Entscheidung dies erfordert. Die 
oberste Naturschutzbehörde ist ermäc htigt, durch 
Verordnung Form und Inhalt des Antrags näher zu 
regeln. 

(2) Soll aufgrund eines nach öffentlichem Recht 
vorgesehenen Fachplans in die Natur eingegriffen 
werden, hat die Verursacherin oder der Verursa-
cher in Text und Karte im Fachplan oder in einem 
landschaftspflegerischen Begleitplan, der Be-
standteil des Fachplans ist, alle Angaben zu ma-
chen, die zur Beurteilung des Eingriffs erforderlich 
sind. Erforderlich sind insbesondere 

1. die Darstellung und Bewertung der ökologi-
schen und landschaftsbildlichen Gegebenhei-
ten vor Beginn des Eingriffs unter Berücksich-
tigung der Ziele und Grundsätze des Natur-
schutzes,  

2. die Prüfung der Vermeidbarkeit des Ein-
griffs,  

3. die Darstellung von Art, Umfang und zeitli-
chem Ablauf des Eingriffs,  

4. die Darstellung der Beeinträchtigungen 
durch den Eingriff und die Folgenutzungen un-
ter zeitbezogener Einschätzung der ange-
strebten Entwicklung,  

5. die Darstellung von Art, Umfang und zeitli-
chem Ablauf der erforderlichen Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen sowie der Vorkehrun-

§ 21 

Verhältnis zum Baurecht 

(1) Sind auf Grund der Aufstellung, Änderung, 
Ergänzung oder Aufhebung von Bauleitplänen 
oder von Satzungen nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 
des Baugesetzbuchs Eingriffe in Natur und Land-
schaft zu erwarten, ist über die Vermeidung, den 
Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften 
des Baugesetzbuchs zu entscheiden. 

(2) Auf Vorhaben in Gebieten mit Bebauungsplä-
nen nach § 30 des Baugesetzbuchs, während der 
Planaufstellung nach § 33 des Baugesetzbuchs 
und im Innenbereich nach § 34 des Baugesetz-
buchs sind die §§ 18 bis 20 nicht anzuwenden. 
Für Vorhaben im Außenbereich nach § 35 des 
Baugesetzbuchs sowie für Bebauungspläne, so-
weit sie eine Planfeststellung ersetzen, bleibt die 
Geltung der Vorschriften über die Eingriffsrege-
lung unberührt. 

(3) Entscheidungen über Vorhaben nach § 35 
Abs. 1 und 4 des Baugesetzbuchs und über die 
Errichtung von baulichen Anlagen nach § 34 des 
Baugesetzbuchs ergehen im Benehmen mit den 
für Naturschutz und Landschaftspflege zuständi-
gen Behörden. Äußert sich in den Fällen des § 34 
des Baugesetzbuchs die für Naturschutz und 
Landschaftspflege zuständige Behörde nicht bin-
nen eines Monats, kann die für die Entscheidung 
zuständige Behörde davon ausgehen, dass Be-
lange des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege von dem Vorhaben nicht berührt werden. 
Das Benehmen ist nicht erforderlich bei Vorhaben 
in Gebieten mit Bebauungsplänen und während 
der Planaufstellung nach den §§ 30 und 33 des 
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der Antrag als vollständig. 

 

(3) Mit einem Antrag auf Genehmigung für den 
Abbau von oberflächennahen Bodenschätzen, 
Abgrabungen und Aufschüttungen gelten alle 
nach anderen öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften für die Gewinnung von 
oberflächennahen Bodenschätzen, für 
Abgrabungen oder Aufschüttungen 
erforderlichen Anträge auf behördliche 
Zulassungen oder Anzeigen als gestellt; die 
Frist des § 9 Abs. 2 des 
Denkmalschutzgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. November 1996 
(GVOBl. Schl.-H. S. 676), geändert durch 
Gesetz vom 16. Dezember 2002 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 264), Zuständigkeiten und 
Ressortbezeichnungen ersetzt durch 
Verordnung vom 12. Oktober 2005 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 487), beginnt mit dem Eingang der 
Anfrage bei der zuständigen 
Denkmalschutzbehörde zu laufen. Die 
Naturschutzbehörde hat die nach anderen 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften 
erforderlichen Zulassungen anderer Behörden 
einzuholen und gleichzeitig mit ihrer 
Genehmigung auszuhändigen. Versagt eine 
andere Behörde, die nach anderen öffentlich-
rechtlichen Vorschriften dazu befugt ist, ihre 
Zulassung, teilt sie dies unter 
Benachrichtigung der Naturschutzbehörde der 
Antragstellerin oder dem Antragsteller durch 
schriftlichen Bescheid unmittelbar mit. Die 
Vorschriften dieses Absatzes gelten nicht für 
Planfeststellungsverfahren und für 

gen gegen vermeidbare Beeinträchtigungen,  

6. Maßnahmen zur dauerhaften Sicherung des 
Ausgleichs oder des Ersatzes. 

Bei anderen Eingriffen kann die Genehmigungs-
behörde einen landschaftspflegerischen Begleit-
plan verlangen, soweit es wegen des Umfangs 
oder der Schwere des Eingriffs erforderlich ist. 

(3) Die Genehmigungsbehörde kann von der Ve-
rursacherin oder dem Verursacher 

1. eine Sicherheitsleistung bis zur Höhe der 
für die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
voraussichtlich entstehenden Kosten verlan-
gen; für die Sicherheitsleistung gelten die Vor-
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs sinn-
gemäß mit der Maßgabe, dass die Behörde 
die Form der Sicherheitsleistung bestimmt.  

2. das Einverständnis der von dem Eingriff 
oder den Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
betroffenen Eigentümerinnen und Eigentü-
mern oder sonst Nutzungsberechtigten ver-
langen oder den Nachweis der Verfügungsbe-
fugnis über die Grundflächen, auf denen die 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen durchge-
führt werden sollen. 

(4) Erfüllt die Verursacherin oder der Verursacher 
nach Aufforderung und angemessener Fristset-
zung Auflagen nicht oder nicht vollständig oder 
leistet sie oder er eine von der Genehmigungsbe-
hörde verlangte Sicherheit nicht, hat diese die 
Fortsetzung des Eingriffs bis zur Erfüllung der 
Auflagen zu untersagen oder die Genehmigung zu 

Baugesetzbuchs und in Gebieten mit Satzungen 
nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 des Baugesetz-
buchs. 
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Genehmigungen nach § 31 Abs. 3 des 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes vom 
27. September 1994 (BGBl. I S. 2705), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 § 3 Abs. 3 des 
Gesetzes vom 01. September 2005 (BGBl. I 
S. 2618). 

 
(4) Die Genehmigung der beantragten Eingriffe 

einschließlich der vorgesehenen Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen gilt als erteilt, wenn die 
zuständige Naturschutzbehörde nicht innerhalb 
von sechs Wochen nach Eingang des voll-
ständigen Antrages entschieden hat. Dies gilt 
nicht in Verfahren, in denen die Gemeinde 
nach § 36 Baugesetzbuch zu beteiligen ist, 
sowie in Verfahren, die aufgrund ihres Umfan-
ges, wegen notwendiger Beteiligung Dritter 
oder wegen besonderer Schwierigkeiten eines 
längeren Prüfungs- und Entscheidungszeit-
raums bedürfen; die zuständige Naturschutz-
behörde teilt dies vor Ablauf der in Satz 1 ge-
nannten Frist der Antragstellerin oder dem An-
tragsteller mit. Satz 1 und 2 gelten entspre-
chend für die Erteilung des Einvernehmens in 
Verfahren nach Absatz 1 Satz 3. 

 
(5) Die Genehmigung für Vorhaben nach Anlage 1 

des Landes-UVP-Gesetzes vom 13. Mai 2003 
(GVOBl. Schl.-H. S. 246) kann nur in einem 
Verfahren erteilt werden, das den dort genann-
ten Anforderungen entspricht. 

 
(6) Soweit nicht in anderen Rechtsvorschriften 

etwas anderes bestimmt ist, erlischt die Ge-
nehmigung, wenn mit dem Eingriff nicht inner-
halb von drei Jahren nach Erteilung begonnen 

widerrufen. Widerruft die Genehmigungsbehörde 
die Genehmigung, gilt § 9 a Abs. 2 Satz 1 und 2. 

(5) Die Genehmigungsbehörde überprüft nach 
Beendigung des Eingriffs die Durchführung der 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen; sie soll auch 
die Wirksamkeit überprüfen. 

(6) Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspfl ege, die ohne rechtliche Verpflichtung 
bereits vor dem Beginn eines Eingriffs durchge-
führt werden sollen, können auf Antrag vor ihrer 
Durchführung von der unteren Naturschutzbehör-
de zur Aufnahme in ein Ökokonto anerkannt wer-
den, wenn von ihnen dauerhaft günstige Wirkun-
gen auf die in § 7 Abs. 1 genannten Schutzgüter 
ausgehen und sie dem Landschaftsrahmen- und 
Landschaftsplan Rechnung tragen; sie können bei 
späteren Eingriffen als Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen herangezogen werden. Maßnahmen 
der Gemeinden nach § 135 a Abs. 2 Satz 2 des 
Baugesetzbuchs oder eines Vorhabenträgers auf-
grund eines städtebaulichen Vertrages nach § 11 
oder § 12 des Baugesetzbuchs bleiben unberührt. 

(7) Die für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
bestimmten Flächen sowie Flächen nach Absatz 6 
werden in ein Verzeichnis eingetragen (Aus-
gleichsfl ächenkataster). Die Behörden teilen der 
zuständigen Stelle die Flächen sowie Art und Um-
fang der darauf durchzuführenden Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen mit. Dies gilt nicht für die 
Flächen, 

1. die kleiner als 1000 m² sind,  

2. auf denen der Eingriff durchgeführt wird o-
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oder ein begonnener Eingriff länger als ein Jahr 
unterbrochen worden ist. Die Frist kann auf An-
trag auch wiederholt jeweils bis zu einem Jahr 
verlängert werden; sie kann rückwirkend ver-
längert werden, wenn der Antrag vor Fristab-
lauf eingegangen ist. 

 
(7) Auf Antrag kann die zuständige Naturschutz-

behörde durch Vorbescheid über einzelne Ge-
nehmigungsvoraussetzungen entscheiden, so-
fern die Auswirkungen des geplanten Eingriffes 
ausreichend beurteilt werden können. Der Vor-
bescheid gilt drei Jahre. Absatz 6 Satz 2 und 3 
gilt entsprechend. 

 

der  

3. die im Gebiet desselben Bebauungsplans 
festgesetzt sind.  

(8) Die zuständige Stelle stellt Behörden und Ein-
richtungen des Landes sowie kommunalen Ge-
bietskörperschaften auf Verlangen Auszüge aus 
dem Ausgleichsflächenkataster zur Verfügung. 

(9) Das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Landwirtschaft regelt die Einrichtung des Aus-
gleichsflächenkatasters im Einvernehmen mit dem 
Innenministerium durch Verordnung. Es können 
insbesondere Bestimmungen getroffen werden 
über 

1. die Führung des Ökokontos,  

2. Art und Form der in das Ausgleichsflächen-
kataster aufzunehmenden Daten und  

3. die für die Führung des Ausgleichsflächen-
katasters zuständige Stelle. 

 
§ 14 
Ungenehmigte Eingriffe 
 
(1) Bei ungenehmigten Eingriffen ergreift die zu-

ständige Naturschutzbehörde unbeschadet 
der Zuständigkeit anderer Behörden unver-
züglich die erforderlichen Maßnahmen. Sie 
kann insbesondere die Einstellung anordnen 
und jede Nutzung untersagen und die Einhal-
tung dieser Verfügung durch geeignete Maß-
nahmen, zum Beispiel Versiegeln, Sperren 
oder Verschließen, sicherstellen. 

§ 9 a 
Ungenehmigte Eingriffe 

(1) Wird ein Eingriff ohne Genehmigung nach § 7 
a begonnen oder durchgeführt, hat die Genehmi-
gungsbehörde die Einstellung anzuordnen und 
jede Nutzung unverzüglich zu untersagen und die 
Einhaltung dieser Verfügung durch geeignete 
Maßnahmen, insbesondere Versiegeln, Sperren 
oder Verschließen, sicherzustellen. 

(2) Die untere Naturschutzbehörde hat die Verur-
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(2) Ist das Vorhaben nicht genehmigungsfähig, ist 

der ursprüngliche Zustand wiederherzustellen. 
Soweit eine Wiederherstellung des früheren 
Zustandes nicht oder nur mit unverhältnismä-
ßigem Aufwand möglich ist, hat die Verursa-
cherin oder der Verursacher die Beeinträchti-
gungen durch Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen auszugleichen. Soweit dies nicht 
möglich ist, ist eine Ersatzzahlung entspre-
chend § 12 Abs. 3 zu entrichten. Die zuständi-
ge Naturschutzbehörde kann die Maßnahmen 
auf Kosten der Verursacherin oder des Verur-
sachers oder der Eigentümerin oder des Ei-
gentümers auch von einem Dritten vornehmen 
lassen. Anordnungen nach den Sätzen 1 bis 4 
können nur innerhalb eines halben Jahres, 
nachdem die zuständige Naturschutzbehörde 
Kenntnis von dem Eingriff erlangt hat, erfol-
gen. 

 

sacherin oder den Verursacher zu verpflichten, 
den früheren Zustand wiederherzustellen, wenn 
nicht auf andere Weise rechtmäßige Zustände 
hergestellt werden können. Soweit eine Wieder-
herstellung des früheren Zustandes nicht oder nur 
mit unve rhältnismäßigem Aufwand möglich ist, hat 
die Verursacherin oder der Verursacher die Beein-
trächtigungen durch Ausgleichs - und 
Ersatzmaßnahmen auszugleichen. Soweit dies 
nicht möglich ist, ist eine Ausgleichszahlung 
entsprechend § 8 b zu entrichten. Ist die 
Verursacherin oder der Verursacher nicht zu 
ermitteln, so ist für die Erfüllung dieser 
Verpflichtungen auch die Eigentümerin oder der 
Eigentümer verantwortlich, falls sie oder er mit 
dem Eingriff einverstanden war oder dieses Ein-
verständnis nach den Umständen des Falls anzu-
nehmen ist. Die untere Naturschutzbehörde kann 
die Maßnahmen auf Kosten der Verursacherin 
oder des Verursachers oder der Eigentümerin 
oder des Eigentümers auch von einem Dritten 
vornehmen lassen. 
(3) Die Wiederherstellung des ursprünglichen Zu-
standes kann nur innerhalb von drei Jahren, 
nachdem der Eingriff der unteren Naturschutzbe-
hörde bekannt geworden ist, verlangt werden. 

 
 Unterabschnitt 2: 

Ergänzende Vorschriften 
 
§ 10 
Boden 

(1) Bei allen Planungen und Maßnahmen, mit 
denen Eingriffe in die Natur verbunden sind, ist 
der Flächenverbrauch auf das notwendige Maß zu 
beschränken und darauf hinzuwirken, dass Bo-
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denarten, Bodentypen und der Bodenhaushalt 
nicht wesentlich verändert werden und bei unver-
meidbaren Veränderungen eine natürliche Boden-
struktur so weit wie möglich wiederhergestellt wird. 

(2) Vorrangige Flächen für den Naturschutz (§ 15) 
und andere ökologisch bedeutsame Wald-, Ufer- 
und sonstige Flächen dürfen nicht für eine Über-
bauung jedweder Art in Anspruch genommen 
werden. 

§ 11 
Gewässer- und Erholungsschutzstreifen 

(siehe unten zu § 26 des Entwurfes ) 

 

§ 12 
Wege-, Straßen- und Gewässerränder 

(1) Wege- und Straßenränder sollen durch den 
Träger der Straßen- und Wegebaulast so erhalten 
und gestaltet werden, dass sie sich naturnah ent-
wickeln können. Die Unterhaltung dieser Ränder 
soll auf die Bedeutung als Teil der lokalen Biotop-
verbundsysteme ausgerichtet werden. 

(2) Absatz 1 gilt für die Gewässerränder und -
randstreifen entsprechend. 

 

§ 13 
Besondere Vorschriften für den Abbau von 
oberflächennahen 
Bodenschätzen, Abgrabungen und 
Aufschüttungen 
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tungen 

(1) Eine Genehmigung der unteren Naturschutz-
behörde nach § 7 a für 

1. die Gewinnung von Kies, Sand, Ton, Stei-
nen oder anderen selbständig verwertbaren 
Bodenbestandteilen (oberflächennahe Boden-
schätze) oder  

2. andere Abgrabungen sowie Aufschüttun-
gen, Auf- oder Abspülungen oder das Auffül-
len von Bodenvertiefungen 

ist nur erforderlich, wenn die betroffene Bodenfl ä-
che größer als 1.000 m2 ist oder die zu verbrin-
gende Menge mehr als 30 m3 beträgt. Das Gleiche 
gilt ohne Rücksicht auf die Größe oder die Menge, 
wenn ein Fischteich oder ein anderes vom Lan-
deswassergesetz ausgenommenes Gewässer neu 
geschaffen oder beseitigt werden soll. 

(2) Zu den nach Absatz 1 genehmigungsbedürft i-
gen Vorhaben zählen auch solche im Bereich des 
Meeresgrundes und des Meeresuntergrundes. Die 
Gewinnung umfasst den Abbau und die vorberei-
tenden, begleitenden und nachfolgenden Tätigkei-
ten auch unter der Wasseroberfläche. 

(3) Eine Genehmigung ist nicht erforderlich für 
Baugruben, die unmittelbar zur Aufnahme von 
Baukörpern dienen. Eine Genehmigung ist auch 
nicht erforderlich für die Gewinnung von Boden-
schätzen, die nach den Vorschriften des Bundes-
berggesetzes eines zugelassenen Betriebsplans 
bedarf, wenn die Zulassung im Einvernehmen mit 
der zuständigen Naturschutzbehörde erfolgt. Ab-
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satz 1 Satz 2 bleibt unberührt. 

(4) Die Genehmigung ist zu ve rsagen, wenn 

1. dem Vorhaben öffentlich-rechtliche Rechts-
vorschriften oder Erfordernisse der Landes-
planung und Raumordnung entgegenstehen,  

2. das Vorhaben andere öffentliche Belange 
beeinträchtigt, insbesondere eine sparsame 
und planmäßige Gewinnung von Bodenschät-
zen gefährdet wird,  

3. in Gewässern die Lebensgrundlage für Fi-
sche, insbesondere Nahrungs- und Laichplät-
ze, die sonstigen Meeresorganismen sowie 
die Gewässergüte erheblich beeinträchtigt 
werden,  

4. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass 
die Antragstellerin oder der Antragsteller oder 
die mit der Leitung des Betriebes oder der 
Zweigniederlassung beauftragten Personen 
die erforderliche Zuverlässigkeit nicht besit-
zen. Die erforderliche Zuverlässigkeit besitzt in 
der Regel nicht, wer in den letzten fünf Jahren 
vor Stellung des Antrags wiederholt seine 
Verpflichtungen aus Genehmigungen nach 
Absatz 1 in erheblichem Umfang nicht erfüllt 
hat oder wiederholt gegen naturschutzrechtli-
che Bestimmungen verstoßen hat. 

(5) Die Naturschutzbehörde hat durch Nebenbe-
stimmungen sicherzustellen, dass die Verursache-
rin oder der Verursacher die für Eingriffe in die 
Natur geltenden Verpflichtungen erfüllt. Der Aus-
gleich nach § 8 gilt in der Regel als bewirkt, wenn 
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der betroffene Bereich der natürlichen Entwicklung 
überlassen und ohne Nutzungen bleibt (nährstoff-
arme Sukzessionsfläche); Auflagen zur land-
schaftsgerechten Einbindung und Ausgleichs-
maßnahmen für die Langfristigkeit von Abbauvor-
haben bei oberirdischem Abbau und Abgrabungen 
bleiben unberührt. 

(6) Der Beginn einzelner Abschnitte des Abbaus 
kann davon abhängig gemacht werden, dass Aus-
gleichs- oder Ersatzmaßnahmen für andere Ab-
schnitte fertiggestellt sind. 

(7) Die Genehmigung wird der Antragstellerin oder 
dem Antragsteller unbeschadet privater Rechte 
Dritter erteilt. Sie ist der Antragstellerin oder dem 
Antragsteller und der Eigentümerin oder dem Ei-
gentümer sowie Nießbrauchern oder 
Erbbauberechtigten zuzustellen. Sie wirkt für und 
gegen die in Satz 1 Genannten und deren 
Rechtsnachfolgerinnen oder Rechtsnachfolger.  

 

§ 14 
Genehmigungsverfahren 

(1) Dem Antrag auf Genehmigung nach § 13 ist 
ein fachgerecht erarbeiteter Nutzungsplan, ein 
landschaftspflegerischer Begleitplan und eine 
schriftliche Erklärung der Eigentümerin oder des 
Eigentümers, der dinglich Berechtigten und der 
Besitzerin oder des Besitzers beizufügen, dass sie 
mit dem Vorhaben und den vorgesehenen Maß-
nahmen im Sinne des § 8 und der Nutzung nach 
Beendigung des Vorhabens oder Teilen davon 
einverstanden sind. Für Vorhaben, die in einem 
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räumlichen Zusammenhang stehen, kann die Vor-
lage eines gemeinsamen oder zusammenfassen-
den Nutzungsplans und landschaftspflegerischen 
Begleitplans ve rlangt werden. Die Genehmigung 
kann für Vorhaben, die in Nummer 4 der Anlage 1 
zu § 3 Landes-UVP-Gesetz aufgeführt sind, nur in 
einem Verfahren erteilt werden, das den dort ge-
nannten Anforderungen entspricht. Im Übrigen 
finden die Vorschriften des § 8 Anwendung; die 
oberste Naturschutzbehörde kann durch Verord-
nung nähere Vorschriften über Umfang, Inhalt und 
Form des Antrags und der Pläne erlassen. 

(2) Die untere Naturschutzbehörde soll den Antrag 
auf Genehmigung nach § 13 Abs. 1 unverzüglich 
zurückweisen, wenn die Antragsunterlagen erheb-
liche Mängel aufweisen. 

(3) Mit dem Antrag gelten alle nach anderen öf-
fentlich-rechtlichen Vorschriften für die Gewinnung 
von oberflächennahen Bodenschätzen, für Abgra-
bungen oder Aufschüttungen erforderlichen Anträ-
ge auf behördliche Zulassungen oder Anzeigen 
als gestellt; die Frist des § 9 Abs. 2 des Denkmal-
schutzgesetzes beginnt mit dem Eingang der An-
frage bei der zuständigen Denkmalschutzbehörde 
zu laufen. Die Naturschutzbehörde hat die nach 
anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften erfor-
derlichen Zulassungen anderer Behörden einzu-
holen und gleichzeitig mit ihrer Genehmigung 
auszuhändigen. Versagt eine andere Behörde, die 
nach anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften 
dazu befugt ist, ihre Zustimmung, so teilt sie dies 
unter Benachrichtigung der Naturschutzbehörde 
der Antragstellerin oder dem Antragsteller durch 
schriftlichen Bescheid unmittelbar mit. Die Vor-
schriften dieses Absatzes gelten nicht für die Bau-
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genehmigung, gesetzlich geregelte Planfeststel-
lungsverfahren und für Genehmigungen nach § 31 
Abs. 3 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgeset-
zes vom 27. September 1994 (BGBl. I S. 2705), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. August 
2002 (BGBl. I S. 3322). 

(4) Auf schriftlichen Antrag kann ein vorzeitiger 
Beginn des Vorhabens zugelassen werden; § 9 a 
des Wasserhaushaltsgesetzes gilt sinngemäß. 

 

Abschnitt IV 
Schutz, Pflege und Entwicklung bestimmter 
Teile von Natur und Landschaft 

Abschnitt IV 
Besonderer Schutz bestimmter Teile der Natur 

Abschnitt 4 
Schutz, Pflege und Entwicklung bestimmter 
Teile von Natur und Landschaft 

 Unterabschnitt 1: 
Vorrangige Flächen für den Naturschutz 

§ 15 

Biotopverbund und vorrangige Flächen für den 
Naturschutz 

(1) Der Biotopverbund dient der nachhaltigen Si-
cherung von heimischen Tier- und Pflanzenarten 
und deren Populationen einschließlich ihrer Le-
bensräume und Lebensgemeinschaften sowie der 
Bewahrung, Wiederherstellung und Entwicklung 
funktionsfähiger ökologischer Wechselbeziehun-
gen. 

(2) Der Biotopverbund besteht aus Kernflächen, 
Entwicklungsflächen, Verbindungsflächen und 
Verbindungselementen. Bestandteile des Biotop-
verbundes können sein: 

1. festgesetzte Nationalparke, 
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2. gesetzlich geschützte Biotope, 

3. Naturschutzgebiete, Gebiete im Sinne des 
§ 20 d ("Natura 2000") und Biosphärenreserva-
te oder Teile dieser Gebiete sowie Gebiete oder 
Flächen, die die Voraussetzungen für eine Un-
terschutzstellung erfüllen, 

4. weitere geeignete Flächen und Elemente, 
einschließlich Teilen von Landschaftsschutzge-
bieten und Naturparken nach Maßgabe der ört-
lichen und überörtlichen Landschaftsplanung. 

(3) Vorrangige Flächen für den Naturschutz (§ 1 
Abs. 2 Nr. 13) sind die in Absatz 2 Nr. 1 bis 3 ge-
nannten Bereiche mit Ausnahme der Biosphären-
reservate innerhalb und außerhalb des Biotopver-
bundes sowie weitere Flächen und Elemente ge-
mäß Absatz 2 Nr. 4 nach Maßgabe der örtlichen 
und überörtlichen Landschaftsplanung. 

(4) Für den Biotopverbund sind Flächen und Ele-
mente nach Absatz 2 auszuwählen und, soweit 
erforderlich, rechtlich zu sichern, wenn sie zur 
Erreichung des in Absatz 1 genannten Zieles ge-
eignet sind. Die Landschaftsrahmenplanung stellt 
die fachliche Eignung fest.  

(5) Mit Hilfe von Maßnahmen des Naturschutzes 
sind die Gebiete im Sinne des Absatzes 2 Nr. 1 
bis 3, die noch nicht die für einen wirksamen 
Schutz erforderliche Größe besitzen, um geeigne-
te Bereiche zu erweitern (Entwicklungsflächen) 
und durch Verbindungsflächen und Verbindungs-
elemente so miteinander zu vernetzen, dass zu-
sammenhängende Systeme entstehen können. 

(6) Flächen und Elemente des Biotopverbundes 
sowie die weiteren vorrangigen Flächen für den 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 16. Wahlperiode Drucksache 16/694 
 

61 

LNatSchG-Entwurf Stand 28.02.2006 LNatSchG BNatSchG 

Naturschutz sind in den Landschaftsrahmenplä-
nen und in den Landschaftsplänen sowie in den 
Regionalplänen und in den Flächennutzungsplä-
nen entsprechend ihrer Funktion nach Absatz 2 
darzustellen. 

(7) Die erforderlichen Kernflächen, Entwicklungs-
flächen, Verbindungsflächen und Verbindungs-
elemente sind durch Ausweisung geeigneter Ge-
biete im Sinne des § 16 Abs. 1 und § 29 a Abs. 3, 
durch planungsrechtliche Festlegungen, durch 
langfristige vertragliche Vereinbarungen (Ver-
tragsnaturschutz) oder andere geeignete Maß-
nahmen rechtlich zu sichern, um einen Biotopver-
bund dauerhaft zu gewährleisten. 

(8) Erfordert der Vollzug der Vorschriften dieses 
Abschnitts Maßnahmen der land- und forstwirt-
schaftlichen Bodenordnung, können diese auf 
Antrag der obersten Naturschutzbehörde durch 
die für die Flurbereinigung zuständigen Behörden 
nach Maßgabe des Flurbereinigungsgesetzes 
durchgeführt werden. 
 

Unterabschnitt 1 
Schutzgebiete 
 

Unterabschnitt 3: 
Unterschutzstellungen 

Abschnitt 4 
Schutz, Pflege und Entwicklung bestimmter 
Teile von Natur und Landschaft 

§ 15 
Allgemeine Vorschriften für Unterschutzstel-
lungen 
(zu § 22 Bundesnaturschutzgesetz) 
 
(1) Teile von Natur und Landschaft können nach 

den Vorschriften dieses Unterabschnitts zum 
 

1. Naturschutzgebiet, Biosphärenreservat, 

§ 16 
Allgemeine Vorschriften 
(zu §§ 22 und 24 Bundesnaturschutzgesetz) 

(1) Zur Sicherung der vorrangigen Flächen für den 
Naturschutz sind nach den Vorschriften dieses 
Unterabschnitts Teile der Natur durch Verordnung 
als Naturschutzgebiet, Landschaftsschutzgebiet, 
Naturdenkmal oder geschützte Landschaftsbe-
standteile besonders zu schützen. 

§ 22 
Erklärung zum Schutzgebiet 
 

(1) Die Länder bestimmen, dass Teile von Natur 
und Landschaft zum 

1. Naturschutzgebiet, Nationalpark, Biosphären-
reservat, Landschaftsschutzgebiet, Naturpark oder 

2. Naturdenkmal oder geschützten Landschafts-
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Landschaftsschutzgebiet, Naturpark, oder 

 

2. zum Naturdenkmal oder geschützten 
Landschaftsbestandteil 

 
erklärt werden. 

 
 
(2) Die Erklärung nach Absatz 1 bestimmt 
 

1. den Schutzgegenstand, 

2. den Schutzzweck, 

3. die zur Erreichung des Schutzzwecks 
notwendigen Gebote und Verbote, 

4. soweit erforderlich, die Pflege-, Ent-
wicklungs- oder Wiederherstellungsmaß-
nahmen oder die erforderlichen Ermächti-
gungen hierzu. 

 
(3) Gebiete nach Absatz 1 Nr. 1 können in Zonen 

mit einem dem jeweiligen Schutzzweck ent-
sprechenden abgestuften Schutz gegliedert 
werden. Die Erklärung zu einem Naturschutz-
gebiet kann auch mit der Erklärung zu einem 
Landschaftsschutzgebiet verbunden werden, 
vor allem zur Sicherung des Entwicklungsbe-
reichs für ein Naturschutzgebiet. 

 
 
 
(4) Die zuständige Naturschutzbehörde trägt die 

nach Absatz 1 geschützten Gebiete in ein Na-

 

 

 

 

 

 

(2) In der Verordnung sind 

1. der Schutzgegenstand,  

2. der Schutzzweck,  

3. die zur Erreichung des Schutzzwecks 
notwendigen Gebote oder Verbote,  

4. die unter Berücksichtigung des Schutz-
zwecks vertretbaren Ausnahmen von den 
Geboten und Verboten und  

5. die zulässigen Maßnahmen des Natur-
schutzes oder die Ermächtigung hierzu zu 
regeln. 

(3) Naturschutz- oder Landschaftsschutzgebiete 
können in Zonen mit einem dem jeweiligen 
Schutzzweck entsprechenden abgestuften Schutz 
gegliedert werden. Die Erklärung zu einem Natur-
schutzgebiet kann auch mit der Erklärung zu ei-
nem Landschaftsschutzgebiet verbunden werden, 
vor allem zur Sicherung des Entwicklungsbereichs 
für ein Naturschutzgebiet. 

(4) Verordnungen sind in regelmäßigen Abständen 
darauf zu überprüfen, ob die getroffenen Regelun-
gen weiterhin zur Erfüllung des Schutzzwecks 
geeignet sind. 

bestandteil 

erklärt werden können. 

(2) Die Erklärung bestimmt den Schutzgegens-
tand, den Schutzzweck, die zur Erreichung des 
Schutzzwecks notwendigen Gebote und Verbote 
und, soweit erforderlich, die Pflege-, Entwicklungs- 
und Wiederherstellungsmaßnahmen oder enthält 
die erforderlichen Ermächtigungen hierzu. Schutz-
gebiete im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 können in 
Zonen mit einem dem jeweiligen Schutzzweck 
entsprechenden abgestuften Schutz gegliedert 
werden; hierbei kann auch die für den Schutz not-
wendige Umgebung einbezogen werden. 

(3) Die Länder erlassen insbesondere Vorschriften 
über 

1. die einstweilige Sicherstellung der zu schüt-
zenden Teile von Natur und Landschaft, 

2. die Registrierung der geschützten und einst-
weilig sichergestellten Teile von Natur und Land-
schaft, 

3. die Kennzeichnung der geschützten Teile von 
Natur und Landschaft. 

(4) Die Länder können für Biosphärenreservate 
und Naturparke abweichende Vorschriften treffen. 
Die Erklärung zum Nationalpark ergeht im Be-
nehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit und dem Bun-
desministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungs-
wesen. 
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turschutzbuch ein. 
 
 
 
 
(5) Nach Absatz 1 geschützte sowie gemäß § 22 

einstweilig sichergestellte Teile von Natur und 
Landschaft sind kenntlich zu machen. Die Art 
der Kennzeichnung bestimmt die zuständige 
Naturschutzbehörde durch Verwaltungsvo r-
schrift und gibt sie im Amtsblatt für Schleswig-
Holstein bekannt. 
Die Kennzeichnung darf nur für die nach die-
sem Abschnitt geschützten Teile von Natur 
und Landschaft verwendet werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) Unterliegen unter Schutz gestellte Teile von 

Natur und Landschaft auch einem Schutz 
nach dem Denkmalschutzgesetz, dürfen Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwick-
lung nur im Einvernehmen mit der jeweils zu-
ständigen Naturschutzbehörde und der 

(5) Die geschützten Gebiete werden von der obe-
ren Naturschutzbehörde in ein Naturschutzbuch 
eingetragen. Das Naturschutzbuch kann bei der 
örtlich zuständigen unteren sowie bei der oberen 
Naturschutzbehörde einges ehen werden. 

(6) Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebie-
te, Biosphärenreservate, Gebiete des Europäi-
schen ökologischen Netzes "Natura 2000", Natur-
denkmale, geschützte Landschaftsbestandteile 
und sichergestellte Gebiete sollen kenntlich ge-
macht werden; die Art der Kennzeichnung be-
stimmt die oberste Naturschutzbehörde. 

(7) Nationalparke (§ 24 des Bundesnaturschutz-
gesetzes) werden aufgrund eines besonderen 
Gesetzes errichtet. 

(8) Die Bezeichnung "Nationalpark", "Naturschutz-
gebiet", "Landschaftsschutzgebiet", "Biosphären-
reservat", "Gebiete des Europäischen ökologi-
schen Netzes "Natura 2000"", "Naturpark" und 
"Naturdenkmal", "geschützter Landschaftsbe-
standteil" sowie die nach Absatz 6 vorgeschriebe-
ne Kennzeichnung darf nur für die nach diesem 
Gesetz geschützten Gebiete, Gegenstände und 
Einrichtungen verwendet werden. Bezeichnungen 
oder Kennzeichnungen, die ihnen zum Verwech-
seln ähnlich sind, dürfen für Bestandteile von Na-
tur und Landschaft nicht benutzt werden.  

(9) Unterliegen Schutzgegenstände im Sinne die-
ses Abschnitts auch einem Schutz nach dem 
Denkmalschutzgesetz, dürfen Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und Entwicklung solcher 
Schutzgegenstände nur im Einvernehmen mit der 
jeweils zuständigen Naturschutzbehörde und der 
Denkmalschutzbehörde durchgeführt oder zuge-
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Denkmalschutzbehörde durchgeführt oder zu-
gelassen werden. 

 

lassen werden. 
 

§ 16 
Naturschutzgebiete 
(zu § 23 Bundesnaturschutzgesetz) 
 
(1) Die oberste Naturschutzbehörde kann durch 

Verordnung Gebiete, in denen ein besonderer 
Schutz von Natur und Landschaft in ihrer 
Ganzheit oder in einzelnen Teilen 

 

1. zur Erhaltung, Entwicklung oder Wieder-
herstellung von Biotopen oder Lebensstät-
ten bestimmter wild lebender Tier- und 
Pflanzenarten, 

 

2. aus wissenschaftlichen, naturgeschichtli-
chen oder landeskundlichen Gründen 

 
oder 

 

3. wegen ihrer Seltenheit, besonderen Ei-
genart oder hervorragenden Schönheit 

 
erforderlich ist zu Naturschutzgebieten erklä-
ren. 

 
 
 
 
 
 
 

§ 17 
Naturschutzgebiete  
(zu § 23 Bundesnaturschutzgesetz) 

(1) Gebiete, in denen ein besonderer Schutz der 
Natur in ihrer Ganzheit oder in einzelnen Teilen 

1. zur Erhaltung oder Entwicklung bestimm-
ter oder vielfältiger Pflanzen- und Tiergesell-
schaften und ihrer Lebensräume oder bestimm-
ter Pflanzen- oder Tierarten und ihrer Bestände,  

2. wegen ihrer Seltenheit oder Vielfalt ihres 
gemeinsamen Lebensraums,  

3. wegen ihrer besonderen Eigenart oder 
Schönheit oder  

4. aus wissenschaftlichen, naturgeschichtli-
chen oder landeskundlichen Gründen 

erforderlich ist, können durch Verordnung der 
obersten Naturschutzbehörde zu Naturschutzge-
bieten erklärt werden. 

(2) Größere Gebiete mit einem überwiegenden 
Anteil an Flächen, welche die Voraussetzungen 
des Absatzes 1, der §§ 15 a, 15 b, 19 oder 20 
erfüllen und im Übrigen durch Wald, Wiesen und 
Wasserläufe oder ähnliche nicht oder wenig ge-
nutzte Flächen miteinander verbunden sind oder 
durch Maßnahmen des Naturschutzes verbunden 
werden können, können unter Berücksichtigung 
des § 16 Abs. 3 Satz 1 insgesamt als Natur-
schutzgebiet ausgewiesen werden. 

(3) In Naturschutzgebieten sind alle Handlungen 

§ 23 
Naturschutzgebiete 
 

(1) Naturschutzgebiete sind rechtsverbindlich fest-
gesetzte Gebiete, in denen ein besonderer Schutz 
von Natur und Landschaft in ihrer Ganzheit oder in 
einzelnen Teilen 

1. zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstel-
lung von Biotopen oder Lebensgemeinschaften 
bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten, 

2. aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen 
oder landeskundlichen Gründen oder 

3. wegen ihrer Seltenheit, besonderen Eigenart 
oder hervorragenden Schönheit 

erforderlich ist. 

(2) Alle Handlungen, die zu einer Zerstörung, Be-
schädigung oder Veränderung des Naturschutz-
gebiets oder seiner Bestandteile oder zu einer 
nachhaltigen Störung führen können, sind nach 
Maßgabe näherer Bestimmungen verboten. So-
weit es der Schutzzweck erlaubt, können Natur-
schutzgebiete der Allgemeinheit zugänglich ge-
macht werden. 
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(2) Alle Handlungen, die zu einer Zerstörung, Be-

schädigung oder Veränderung des Natur-
schutzgebiets oder seiner Bestandteile oder 
einer nachhaltigen Störung führen können, 
sind nach Maßgabe der nach Absatz 1 zu er-
lassenden Rechtsverordnung verboten. Natur-
schutzgebiete dürfen ohne besondere Zulas-
sung nur auf Wegen oder dafür ausgewiese-
nen Flächen betreten werden. Soweit der 
Schutzzweck es erfordert, können in der Ver-
ordnung 

 

1. bestimmte Einwirkungen, die von einem 
Naturschutzgebiet unmittelbar benachbar-
ten Flächen ausgehen, verboten werden, 

 

2. der Gemeingebrauch an Gewässern oder 
am Meeresstrand sowie die Befugnis zum 
Betreten von Wald eingeschränkt werden. 

 
Sonstige Nutzungen sind zulässig, wenn und 
soweit sie den Schutzzweck nicht gefährden. 

 

verboten, die zu einer Zerstörung, Beschädigung 
oder Veränderung des Naturschutzgebietes oder 
seiner Bestandteile oder zu einer erheblichen oder 
nachhaltigen Störung führen können. Natur-
schutzgebiete dürfen unbefugt außerhalb der We-
ge oder dafür ausgewiesener Flächen nicht betre-
ten werden. Die Jagd und Fischerei haben sich 
den Zielen des Naturschutzes für das jeweilige 
Naturschutzgebiet unterzuordnen. 

(4) In Naturschutzgebieten mit umfassendem öko-
logischem Schutzzweck soll der ungestörte Natur-
ablauf gewährleistet werden, in Gebieten mit 
schutzbedürftigen Kulturbiotopen die zum Schutze 
notwendige extensive Landbewirtschaftung. Kön-
nen bei der Unterschutzstellung dem Schutzzweck 
entgegenstehende vermögenswerte, rechtmäßige 
Nutzungen noch nicht aufgehoben oder einge-
schränkt werden, soll die Naturschutzbehörde, 
erforderlichenfalls mit Hilfe von Übergangsfristen, 
die Nutzung durch Anpacht, Entschädigung oder 
Ankauf so bald wie möglich einschränken. 

(5) In der Verordnung können auch bestimmte 
Einwirkungen, die von einem Naturschutzgebiet 
unmittelbar benachbarten Flächen ausgehen, 
verboten werden, wenn dies zur Sicherung des 
Schutzzwecks erforderlich ist. In der Naturschutz-
verordnung kann auch der Gemeingebrauch an 
Gewässern oder am Meeresstrand sowie die Be-
fugnis zum Betreten von Wald eingeschränkt wer-
den. 
 

§ 17 
Biosphärenreservate 
(zu § 25 Bundesnaturschutzgesetz) 
 

§ 18 a 
Biosphärenreservate  
(zu § 25 Bundesnaturschutzgesetz) 

§ 25 
Biosphärenreservate 
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(1) Die oberste Naturschutzbehörde kann rechts-
verbindlich Gebiete, die 

 

1. von der UNESCO anerkannt worden sind, 
 

2. großräumig und für bestimmte 
Landschaftstypen charakteristisch sind, 
 

3. in wesentlichen Teilen ihres Gebiets zum 
Nationalpark oder Naturschutzgebiet, im 
Übrigen überwiegend zum Landschafts-
schutzgebiet erklärt sind oder die Voraus-
setzungen hierfür erfüllen, 
 

4. in Teilen der Erhaltung, Entwicklung oder 
Wiederherstellung einer durch herge-
brachte vielfältige Nutzung geprägten 
Landschaft und der darin historisch ge-
wachsenen Arten- und Biotopvielfalt, ein-
schließlich Wild- und früherer Kulturfor-
men wirtschaftlich genutzter oder nutzba-
rer Tier- und Pflanzenarten, dienen, 
 

5. beispielhaft der Entwicklung und Erpro-
bung von die Naturgüter besonders scho-
nenden Wirtschaftweisen und 

 

6. beispielhaft der Umweltbildung, der ökolo-
gischen Umweltbeobachtung und For-
schung dienen 

 

(1) Biosphärenreservate sind von der UNESCO 
anerkannte und einheitlich zu schützende und zu 
entwickelnde Gebiete, die 

 
 
 

1. großräumig und für bestimmte Land-
schaftstypen charakteristisch sind,  
 

2. in wesentlichen Teilen ihres Gebiets die 
Voraussetzungen eines Nationalparks oder ei-
nes Naturschutzgebietes, im Übrigen überwie-
gend eines Landschaftsschutzgebietes erfüllen,  
 

3. in Teilen der Erhaltung, Entwicklung oder 
Wiederherstellung einer durch hergebrachte 
vielfältige Nutzung geprägten Landschaft und 
der darin historisch gewachsenen Arten- und 
Biotopvielfalt dienen,  
 
 
 
 

4. in Teilen beispielhaft der Beibehaltung, 
Entwicklung und Erprobung von Wirtschafts-
weisen dienen, die die Naturgüter besonders 
schonen und den Ansprüchen von Mensch und 
Natur gleichermaßen gerecht werden und  

5. der Umweltbildung, der ökologischen 
Umweltbeobachtung und Forschung dienen.  

 
 
 

(1) Biosphärenreservate sind rechtsverbindlich 
festgesetzte einheitlich zu schützende und zu 
entwickelnde Gebiete, die 

1. großräumig und für bestimmte Landschaftsty-
pen charakteristisch sind, 

2. in wesentlichen Teilen ihres Gebiets die Vor-
aussetzungen eines Naturschutzgebiets, im Übri-
gen überwiegend eines Landschaftsschutzgebiets 
erfüllen, 

3. vornehmlich der Erhaltung, Entwicklung oder 
Wiederherstellung einer durch hergebrachte viel-
fältige Nutzung geprägten Landschaft und der 
darin historisch gewachsenen Arten- und Biotop-
vielfalt, einschließlich Wild- und früherer Kultur-
formen wirtschaftlich genutzter oder nutzbarer 
Tier- und Pflanzenarten, dienen und 

4. beispielhaft der Entwicklung und Erprobung von 
die Naturgüter besonders schonenden Wirt-
schaftsweisen dienen. 

(2) Die Länder stellen sicher, dass Biosphärenre-
servate unter Berücksichtigung der durch die 
Großräumigkeit und Besiedlung gebotenen Aus-
nahmen über Kernzonen, Pflegezonen und Ent -
wicklungszonen entwickelt werden und wie Natur-
schutzgebiete oder Landschaftsschutzgebiete 
geschützt werden. 

 

§ 22 
Erklärung zum Schutzgebiet 
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zu Biosphärenreservaten erklären. 
 
(2) Biosphärenreservate sollen entsprechend dem 

Einfluss menschlicher Tätigkeit in Kern, Pfle-
ge- und Entwicklungszonen unterteilt werden. 

 
(3) § 16 Abs. 2 und § 18 Abs. 2 bleiben unberührt. 

Die oberste Naturschutzbehörde kann auch 
durch Verordnung die zur Verwirklichung der 
Schutzziele erforderlichen Bestimmungen er-
lassen. 

 

 
(2) Biosphärenreservate sind in Kern-, Pflege- und 
Entwicklungszonen zu gliedern. 

 
(3) Die oberste Naturschutzbehörde kann durch 
Verordnung die zur Verwirklichung der Schutzziele 
erforderlichen Bestimmungen einschließlich von 
Regelungen über die Verwaltung des Biosphären-
reservates erlassen. 

 

(1) ... – (3)... (s. oben zu § 15 Entwurf) 

(4) Die Länder können für Biosphärenreservate 
und Naturparke abweichende Vorschriften tref-
fen.... 

 

§ 18 
Landschaftsschutzgebiete 
(zu § 26 Bundesnaturschutzgesetz) 
 
(1) Die untere Naturschutzbehörde kann durch 

Verordnung Gebiete, in denen ein besonderer 
Schutz von Natur und Landschaft 

 

1. zur Erhaltung, Entwicklung oder Wieder-
herstellung der Leistungs- und Funktions-
fähigkeit des Naturhaushalts oder der Re-
generationsfähigkeit und nachhaltigen 
Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, 

 

2. wegen der Vielfalt, Eigenart und Schön-
heit oder der besonderen kulturhistori-
schen Bedeutung der Landschaft oder 

 

3. wegen ihrer besonderen Bedeutung für 
die Erholung erforderlich ist, 

 
zu Landschaftsschutzgebieten erklären. 

§ 18 
Landschaftsschutzgebiete 
(zu § 26 Bundesnaturschutzgesetz) 

(1) Gebiete, in denen ein besonderer Schutz der 
Natur 
 
 

1. zur Erhaltung, Wiederherstellung oder 
Entwicklung der Leistungs- und der Funktions-
fähigkeit des Naturhaushalts, der Regenerati-
onsfähigkeit oder der Nutzungsfähigkeit der Na-
turgüter,  
 
 

2. wegen der Vielfalt, Eigenart und Schön-
heit oder der besonderen kulturhistorischen 
Bedeutung der Landschaft oder  
 

3. wegen ihrer besonderen Bedeutung für 
die naturverträgliche Erholung 

erforderlich ist, können durch Verordnung der 
unteren Naturschutzbehörde zu Landschafts-

§ 26 
Landschaftsschutzgebiete 
 

(1) Landschaftsschutzgebiete sind rechtsverbind-
lich festgesetzte Gebiete, in denen ein besonderer 
Schutz von Natur und Landschaft 

1. zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstel-
lung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts oder der Regenerationsfähigkeit 
und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgü-
ter, 

2. wegen der Vielfalt, Eigenart und Schönheit oder 
der besonderen kulturhistorischen Bedeutung der 
Landschaft oder 

3. wegen ihrer besonderen Bedeutung für die Er-
holung 

erforderlich ist. 

(2) In einem Landschaftsschutzgebiet sind unter 
besonderer Beachtung des § 5 Abs. 1 und nach 
Maßgabe näherer Bestimmungen alle Handlungen 
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(2) Alle Handlungen, die den Charakter des Ge-

biets verändern oder dem Schutzzweck zuwi-
derlaufen, sind unter besonderer Beachtung 
des § 5 Abs. 1 und nach Maßgabe der nach 
Absatz 1 zu erlassenden Verordnung verbo-
ten. 

 
 
 
(3) In den Fällen des § 15 Abs. 3 Satz 2 erlässt die 
oberste Naturschutzbehörde die Verordnung. 
 

schutzgebieten erklärt werden. 

(2) In einem Landschaftsschutzgebiet sind unter 
besonderer Beachtung des § 3 b und nach Maß-
gabe näherer Bestimmungen alle Handlungen 
verboten, die den Charakter eines Gebiets verän-
dern oder dem besonderen Schutzzweck zuwider-
laufen, insbesondere, wenn sie den Naturhaushalt 
oder den Naturgenuss schädigen oder das Land-
schaftsbild verunstalten können. 

(3) Im Falle des § 16 Abs. 3 Satz 2 ist abweichend 
von Absatz 1 die oberste Naturschutzbehörde 
zuständig. 
 

verboten, die den Charakter des Gebiets verän-
dern oder dem besonderen Schutzzweck zuwider-
laufen. 

 

 

§ 19 
Naturparke 
(zu § 27 Bundesnaturschutzgesetz) 
 
(1) Die oberste Naturschutzbehörde kann durch 

Allgemeinverfügung großräumige Gebiete, die 
 

1. zu einem wesentlichen Teil Naturschutz-
gebiete, Landschaftsschutzgebiete oder 
Naturdenkmale enthalten, 

 

2. sich wegen ihrer landschaftlichen Voraus-
setzungen für die Erholung besonders 
eignen, 

 
zu Naturparken erklären. 

 
(2) Die Erklärung nach Absatz 1 bestimmt den 

Träger des Naturparks, den Umfang seiner 
Aufgaben sowie die Schutz- und Entwick-
lungsziele. § 15 Abs. 2 Nr. 3 ist nicht anwend-

§ 29 a 
Naturparke 
(zu § 27 Bundesnaturschutzgesetz) 

(1) Naturparke dienen dem Schutz der Natur und 
der naturverträglichen Erholung.  

(2) Zu Naturparken können Gebiete erklärt wer-
den, die 

1. großräumig sind,  

2. überwiegend Landschaftsschutzgebiete 
oder Naturschutzgebiete sind oder als solche 
ausgewiesen werden sollen,  

3. sich wegen ihrer landschaftlichen Voraus-
setzung für die naturverträgliche Erholung be-
sonders eignen und in denen ein nachhaltiger 
Tourismus angestrebt wird,  

4. nach den Erfordernissen der Raumord-
nung für den To urismus vorgesehen sind,  

5. der Erhaltung, Entwicklung oder Wieder-
herstellung einer durch vielfältigen Nutzung ge-

§ 27 
Naturparke 
 

(1) Naturparke sind einheitlich zu entwickelnde 
und zu pflegende Gebiete, die 

1. großräumig sind, 

2. überwiegend Landschaftsschutzgebiete oder 
Naturschutzgebiete sind, 

3. sich wegen ihrer landschaftlichen Vorausset-
zungen für die Erholung besonders eignen und in 
denen ein nachhaltiger Tourismus angestrebt wird, 

4. nach den Erfordernissen der Raumordnung für 
die Erholung vorgesehen sind, 

5. der Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstel-
lung einer durch vielfältige Nutzung geprägten 
Landschaft und ihrer Arten- und Biotopvielfalt die-
nen und in denen zu diesem Zweck eine dauerhaft 
umweltgerechte Landnutzung angestrebt wird, 
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bar. 
 

prägten Landschaft und ihrer Arten- und Bio-
topvielfalt dienen und in denen zu diesem 
Zweck eine dauerhaft umweltgerechte Land-
nutzung angestrebt wird,  

6. besonders dazu geeignet sind, eine nach-
haltige Regionalentwicklung zu fördern. 

(3) Naturparke werden durch die oberste Natur-
schutzbehörde durch besondere Erklärung aus-
gewiesen. Die Erklärung hat den Träger des Na-
turparks, den Umfang seiner Aufgaben, das 
Schutz- und Entwicklungsziel, zu dem die Auswei-
sung der noch nicht unter Schutz gestellten Land-
schaftsschutzgebiete und Naturschutzgebiete 
nach Absatz 2 Nr. 2 gehören müssen, zu bestim-
men. Durch die Erklärung ist die Naturverträglich-
keit der zugunsten der Erholung durchzuführen-
den Maßnahmen zu sichern. Naturparke sollen 
entsprechend ihren in Absatz 2 beschriebenen 
Zwecken unter Beachtung der Ziele und Grund-
sätze des Naturschutzes und der Landschaftspfle-
ge geplant, gegliedert, erschlossen und weiter-
entwickelt werden. 

 

6. besonders dazu geeignet sind, eine nachhaltige 
Regionalentwicklung zu fördern. 

(2) Naturparke sollen entsprechend ihren in Ab-
satz 1 beschriebenen Zwecken unter Beac htung 
der Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege geplant, gegliedert, er-
schlossen und weiterentwickelt werden. 

 

 

§ 22 
Erklärung zum Schutzgebiet 

(1) ... – (3)... (s. oben zu § 15 Entwurf) 

(4) Die Länder können für Biosphärenreservate 
und Naturparke abweichende Vorschriften tref-
fen.... 

 

 

§ 20 
Naturdenkmale 
(zu § 28 Bundesnaturschutzgesetz) 
 
(1) Die untere Naturschutzbehörde kann durch 

Verordnung Einzelschöpfungen der Natur oder 
entsprechende Flächen bis fünf Hektar, deren 
besonderer Schutz 

 

1. aus wissenschaftlichen, naturgeschichtli-
chen oder landeskundlichen Gründen 

§ 19 
Naturdenkmale 
(zu § 28 Bundesnaturschutzgesetz) 

(1) Einzelschöpfungen der Natur oder entspre-
chende Flächen bis 5 ha, deren besonderer 
Schutz 

1. wegen ihrer Seltenheit, Eigenart, reprä-
sentativen Bedeutung in einem Landschafts-
raum oder besonderer Schönheit oder  

2. aus wissenschaftlichen, naturgeschichtli-

§ 28 
Naturdenkmale 
 

(1) Naturdenkmale sind rechtsverbindlich festge-
setzte Einzelschöpfungen der Natur oder entspre-
chende Flächen bis fünf Hektar, deren besonderer 
Schutz 

1. aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen 
oder landeskundlichen Gründen oder 
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oder 

 

2. wegen ihrer Seltenheit, Eigenart, Schön-
heit oder repräsentativen Bedeutung in ei-
nem Landschaftsraum erforderlich ist, 

 
durch Verordnung zu Naturdenkmalen erklä-
ren. Soweit es zum Schutz des Naturdenk-
mals erforderlich ist, kann seine Umgebung 
mit einbezogen werden. 

 
(2) Als Einzelschöpfungen der Natur im Sinne des 

Absatzes 1 sind insbesondere Kolke, Quellen, 
Findlinge sowie alte oder seltene Bäume an-
zusehen. Als Naturdenkmale können auch 
Fundstellen der erdgeschichtlichen Pflanzen- 
und Tierwelt ausgewiesen werden. 

 
(3) Die Beseitigung des Naturdenkmals und alle 

Handlungen, die zu einer Zerstörung, Verän-
derung oder nachhaltigen Störung des Natur-
denkmals oder seiner geschützten Umge-
bung führen oder führen können, sind nach 
Maßgabe der Verordnung nach Absatz 1 ver-
boten. In der Verordnung kann auch die er-
hebliche Beeinträchtigung oder nachhaltige 
Störung der im Bereich des Naturdenkmals 
wild lebenden Pflanzen und Tiere verboten 
werden. 

 

chen oder landeskundlichen Gründen 

erforderlich ist, können durch Verordnung der 
unteren Naturschutzbehörden zu Naturdenkmalen 
erklärt werden. Einzelschöpfungen der Natur sind 
insbesondere erdgeschichtliche Aufschlüsse und 
Fundstellen, Kolke, Quellen sowie alte oder selte-
ne Bäume; als Einzelschöpfungen gelten auch 
besondere Zeugnisse des menschlichen Umgangs 
mit der Natur wie Redder, Wehle, Wallanlagen. 

 

 

 

 

 

 

 

2) Die Beseitigung des Naturdenkmals und alle 
Handlungen, die zu einer Zerstörung, Verände-
rung oder nachhaltigen Störung des Naturdenk-
mals oder seiner geschützten Umgebung führen 
oder führen können, sind verboten. In der Verord-
nung kann auch die erhebliche Beeinträchtigung 
oder nachhaltige Störung der im Bereich des Na-
turdenkmals wild lebenden Pflanzen und Tiere 
verboten werden; insoweit gilt § 17 Abs. 3 und 4 
entsprechend. 

 
(3) Die Eigentümerinnen und Eigentümer oder 
Nutzungsberechtigten haben Schäden an Natur-
denkmalen und Gefahren, die von ihnen ausge-

2. wegen ihrer Seltenheit, Eigenart oder Schönheit 

erforderlich ist. 

(2) Die Beseitigung des Naturdenkmals sowie alle 
Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädi-
gung oder Veränderung des Naturdenkmals füh-
ren können, sind nach Maßgabe näherer Bestim-
mungen verboten. 
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hen, unverzüglich der unteren Naturschutzbehör-
de anzuzeigen. Die Unterschutzstellung entbindet 
Eigentümerinnen und Eigentümer oder Nutzungs-
berechtigte nicht von der Verkehrssicherungs-
pflicht und den üblichen Pflege- und Unterhal-
tungsmaßnahmen. 
 

§ 21 
Geschützte Landschaftsbestandteile 
(zu § 29 Bundesnaturschutzgesetz) 
 
(1) Teile von Natur und Landschaft, deren beson-
derer Schutz 
 

1. zur Erhaltung, Entwicklung oder Wieder-
herstellung der Leistungs- und Funktions-
fähigkeit des Naturhaushalts, 

 

2. zur Belebung, Gliederung oder Pflege des 
Orts- oder Landschaftsbildes, 

 

3. zur Abwehr schädlicher Einwirkungen o-
der 

 

4. wegen ihrer Bedeutung als Lebensstätten 
bestimmter wild lebender Tier- und Pflan-
zenarten 

 
erforderlich ist, können zu geschützten Land-
schaftsbestandteilen erklärt werden. 
 
Der Schutz kann sich in bestimmten Gebieten 
auf den gesamten Bestand an einseitigen 

§ 20 
Geschützte Landschaftsbestandteile 
(zu § 29 Bundesnaturschutzgesetz) 

(1) Landschaftsbestandteile, deren besonderer 
Schutz 

1. zur Schaffung, Erhaltung oder Entwick-
lung von Biotopverbundstrukturen und 
saumartigen Schutzstreifen,  

2. zur Sicherung oder Entwicklung der 
Leistungs - und der Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts,  

3. zur Entwicklung, Belebung, Gliederung 
oder Pflege des Orts- oder Landschafts-
bildes,  

4. zur Abwehr schädlicher Einwirkungen auf 
die Naturgüter,  

5. wegen ihrer Bedeutung als Lebensstätten 
bestimmter wild lebender Tier- und Pflan-
zenarten und ihrer Ökosysteme oder  

6. als Zeugnis des menschlichen Umgangs 
mit der Natur (§ 19 Abs. 1) 

erforderlich ist, können zu geschützten Land-
schaftsbestandteilen erklärt werden. Der Schutz 
kann sich in bestimmten Gebieten auf den gesam-
ten Bestand von Bäumen, Hecken, Alleen, kleinen 

§ 29 
Geschützte Landschaftsbestandteile 
 

(1) Geschützte Landschaftsbestandteile sind 
rechtsverbindlich festgesetzte Teile von Natur und 
Landschaft, deren besonderer Schutz 

1. zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstel-
lung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts, 

2. zur Belebung, Gliederung oder Pflege des Orts- 
oder Landschaftsbildes, 

3. zur Abwehr schädlicher Einwirkungen oder 

4. wegen ihrer Bedeutung als Lebensstätten be-
stimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten 

erforderlich ist. Der Schutz kann sich in bestimm-
ten Gebieten auf den gesamten Bestand an Al-
leen, einseitigen Baumreihen, Bäumen, Hecken 
oder anderen Landschaftsbestandteilen erstre-
cken. 

(2) Die Beseitigung des geschützten Landschafts-
bestandteils sowie alle Handlungen, die zu einer 
Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des 
geschützten Landschaftsbestandteils führen kön-
nen, sind nach Maßgabe näherer Bestimmungen 
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Baumreihen, Bäumen, Hecken oder anderen 
Landschaftsbestandteilen erstrecken. 

 
(2) Die Beseitigung des geschützten Landschafts-

bestandteils sowie alle Handlungen, die zu 
seiner Zerstörung, Beschädigung oder Verän-
derung führen können, sind nach Maßgabe 
der Erklärung nach Absatz 1 verboten. Aus-
nahmen von diesem Verbot sind nur zulässig, 
wenn sie aus zwingenden Gründen der Ver-
kehrssicherheit durchgeführt werden und die 
Verkehrssicherheit nicht auf andere Weise er-
folgreich erhöht werden konnte. Ausgleich und 
Ersatz ist nach Maßgabe des § 12 zu leisten. 

 
 
 
(3) Die Verordnung oder Einzelanordnung nach 

Absatz 1 erlässt die untere Naturschutzbehör-
de. Solange und soweit diese keine Gebiets-
festsetzung vornimmt, kann die Gemeinde die 
entsprechenden Anordnungen treffen. In ve r-
bindlich überplanten Gebieten (§ 30 des Bau-
gesetzbuchs) sowie in im Zusammenhang be-
bauten Ortsteilen (§ 34 des Baugesetzbuchs) 
legt die Gemeinde das Gebiet durch Satzung 
fest. Die Festlegung kann als Festsetzung in 
Bebauungspläne und in Satzungen nach § 34 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 des Baugesetzbu-
ches aufgenommen werden. Die verfahrens-
rechtlichen Vorschriften des Baugesetzbuches 
gelten entsprechend. 

 

Wasserflächen, Steilufern, Rändern bestimmter 
Gewässer oder anderen Landschaftsbestandteilen 
erstrecken. 

(2) Nach Maßgabe des Schutzzwecks sind die 
Beseitigung von geschützten Landschaftsbestand-
teilen sowie alle Handlungen verboten, die zu 
einer Zerstörung, Beschädigung oder Verände-
rung des geschützten Landschaftsbestandteils 
führen können. Ausnahmen von diesem Verbot 
sind nur zulässig, wenn sie aus zwingenden 
Gründen der Verkehrssicherheit durchgeführt 
werden und keine anderen Maßnahmen zur Erhö-
hung der Verkehrssicherheit erfolgreich durchge-
führt werden konnten. Für den Fall der Bestands-
minderung besteht die Verpflichtung zu angemes-
senen und zumutbaren Ersatzpflanzungen oder 
Ausgleichszahlungen. 

(3) Zuständig für verbindlich überplante Gebiete (§ 
30 des Baugesetzbuchs) und für im Zusammen-
hang bebaute Ortsteile (§ 34 des Baugesetz-
buchs) ist die Gemeinde. Für die übrigen Gebiete 
ist die untere Naturschutzbehörde zuständig. Auch 
dort ist die Gemeinde zuständig, solange und so-
weit die Naturschutzbehörde keine Anordnungen 
trifft. Anordnungen der Naturschutzbehörde erge-
hen als Verordnung, die der Gemeinde als Sat-
zung. 

(4) Die Naturschutzbehörde oder die Gemeinde 
kann Einzelanordnungen in sinngemäßer Anwen-
dung der Absätze 1 bis 3 treffen, wenn diese für 
den Schutz eines bestimmten Landschaftsbe-
standteils ausreichen. 
 

verboten. Ausnahmen von diesem Verbot sind nur 
zulässig, wenn sie aus zwingenden Gründen der 
Verkehrssicherheit durchgeführt werden und keine 
anderen Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrs-
sicherheit erfolgreich durchgeführt werden konn-
ten. Die Länder können für den Fall der Be-
standsminderung die Verpflichtung zu angemes-
senen und zumutbaren Ersatzpflanzungen festle-
gen. 

 

 Unterabschnitt 3 b: § 22 
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§ 22 
Einstweilige Sicherstellung 
(zu § 22 Abs. 3 Bundesnaturschutzgesetz) 
 
(1) Flächen oder Objekte, deren Unterschutzstel-

lung nach den §§ 16 bis 18, 20 und 21 einge-
leitet worden ist, dürfen von der Bekanntma-
chung der Auslegung nach § 23 Absatz 2 S. 2 
an bis zum Inkrafttreten der Verordnung, 
längstens für drei Jahre, nur verändert wer-
den, soweit dies den Schutzzweck der beab-
sichtigten Schutzerklärung nicht gefährdet. Die 
im Zeitpunkt der Bekanntmachung ausgeübte 
rechtmäßige Bodennutzung bleibt unberührt. 

 
(2) Die zuständige Naturschutzbehörde kann für 

die Dauer von längstens drei Jahren durch 
Verordnung, bei betroffenen Einzelgrundstü-
cken auch durch Verwaltungsakt, die nach 
dem Schutzzweck zulässigen Verbote vorläu-
fig aussprechen, wenn zu befürchten ist, dass 
sonst der Zweck der beabsichtigten Unter-
schutzstellung gefährdet würde. Eine Verlän-
gerung der Verbotsanordnung um bis zu ein 
Jahr ist zulässig. Ist während der Geltungs-
dauer nach Satz 1 und 2 das Verfahren nach 
§ 23 eingeleitet worden, tritt die Verordnung 
erst mit dem Inkrafttreten der Unterschutzstel-
lung außer Kraft. 

 
 
 
 
 

Einstweilige Sicherstellung 
 
§ 21 
Einstweilige Sicherstellung 
 

(1) Vor dem Erlass einer Verordnung nach diesem 
Unterabschnitt kann die zuständige Naturschutz-
behörde durch Verordnung, bei betroffenen Ein-
zelgrundstücken auch durch Verwaltungsakt, die 
nach dem Schutzzweck zulässigen Verbote vor-
läufig aussprechen, wenn zu befürchten ist, dass 
sonst der Zweck der beabsichtigten Unterschutz-
stellung gefährdet würde. Der beabsichtigte Zweck 
ist in der Verordnung oder in dem Verwaltungsakt 
anzugeben. 

(2) Die Verordnung tritt nach Ablauf von drei Jah-
ren außer Kraft, sofern nicht bis zu diesem Zeit-
punkt das Verfahren nach § 53 eingeleitet worden 
ist. Die zuständige Naturschutzbehörde kann die 
Frist durch Verordnung höchstens um ein Jahr 
verlängern. 

(3) Auf Flächen im Sinne der §§ 16 bis 20, deren 
Unterschutzstellung nach § 53 eingeleitet worden 
ist, sind von der Bekanntmachung der Auslegung 
an bis zum Inkrafttreten der Verordnung, längs-
tens drei Jahre lang, alle Veränderungen verbo-
ten, die den Schutzzweck der beabsichtigten Ver-
ordnung gefährden können. Die im Zeitpunkt der 
Bekanntmachung ausgeübte rechtmäßige Boden-
nutzung bleibt unberührt. In der Bekanntmachung 
ist auf diese Wirkung hinzuweisen.  

(4) Feuchtgebiete, abgebaute Flächen oder Flä-
chen, über die sich ein Verbund von vorhandenen 
oder geschaffenen Biotopen herstellen lässt oder 

Erklärung zum Schutzgebiet 
(1) – (2)... (s. zu § 15 Entwurf) 

(3) Die Länder erlassen insbesondere Vorschriften 
über 

1. die einstweilige Sicherstellung der zu schützen-
den Teile von Natur und Landschaft, 

2. die Registrierung der geschützten und einstwei-
lig sichergestellten Teile von Natur und Land-
schaft, 

3. die Kennzeichnung der geschützten Teile von 
Natur und Landschaft. 

(4)... (s. zu §§ 17, 19 Entwurf) 
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(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 gelten 

entsprechend für Flächen und Objekte, die 
durch Satzungen von Gemeinden nach § 21 
Abs. 3 geschützt werden sollen. 

 

die geeignet sind, durch Maßnahmen des Natur-
schutzes zu Naturschutzgebieten oder geschütz-
ten Landschaftsbestandteilen entwickelt zu wer-
den, können von der obersten Naturschutzbehör-
de, mit ihrer Zustimmung auch von der unteren 
Naturschutzbehörde, durch Verordnung einstweilig 
sichergestellt werden. In der Verordnung können 
die Nutzungen und Veränderungen untersagt wer-
den, die die beabsichtigte Entwicklung zu einem 
Naturschutzgebiet verzögern oder gefährden. Die 
Verordnung tritt nach Ablauf von sieben Jahren 
außer Kraft, sofern nicht bis zu diesem Zeitpunkt 
das Verfahren nach § 53 eingeleitet worden ist; in 
besonderen Fällen kann die Frist durch Verord-
nung auf höchstens zehn Jahre verlängert wer-
den, wenn nach der Eigenart des Gebietes oder 
der Fläche ein schutzwürdiger Zustand vorher 
nicht zu erreichen ist. 

(5) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 gelten 
entsprechend für eine Gemeinde, die eine Sat -
zung nach § 20 Abs. 3 erlassen will. 

(6) Abweichend von Absatz 1 kann die oberste 
Naturschutzbehörde im Einzelfall die unteren Na-
turschutzbehörden auf deren Antrag ermächtigen, 
ein in ihrem Zuständigkeitsbereich liegendes künf-
tiges Naturschutzgebiet einstweilig zu sichern. 

 
§ 23 
Verfahren zum Erlass der Schutzverordnungen 
 
(1) Vor dem Erlass einer Verordnung nach diesem 

Unterabschnitt sind die Gemeinden, Behörden 
und sonstigen öffentlichen Planungsträger, de-
ren Aufgabenbereiche durch das Vorhaben 

§ 53 
Erlass von Schutzverordnungen 

 

(1) Vor dem Erlass von Schutzverordnungen sind 
die Behörden und öffentlichen Planungsträger zu 
beteiligen, deren Aufgabenbereich durch die Ver-
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berührt werden kann, zu hören. Die zuständi-
ge Naturschutzbehörde räumt ihnen dafür eine 
angemessene Frist ein. Äußern sich die Betei-
ligten bis zum Ablauf der Frist nicht, kann die 
zuständige Naturschutzbehörde das Verfahren 
fortführen. 

 
(2) Der Entwurf der Verordnung ist mit den dazu-

gehörenden Karten für die Dauer eines Mo-
nats in den amtsfreien Gemeinden und Äm-
tern, in deren Gebiet sich die Verordnung vor-
aussichtlich auswirkt, öffentlich auszulegen. 
Ort und Dauer der Auslegung haben die ge-
nannten Gebietskörperschaften mindestens 
eine Woche vorher mit dem Hinweis darauf 
örtlich bekannt zu machen, dass jedermann 
bis zu zwei Wochen nach Ablauf der Ausle-
gungszeit bei ihnen oder bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde schriftlich oder zur Nie-
derschrift Stellungnahmen abgeben kann. 

 
(3) Die Beteiligung nach Absatz 1 kann gleichzei-

tig mit dem Verfahren nach Absatz 2 durchge-
führt werden. 

 
(4) Die zuständige Naturschutzbehörde prüft die 

fristgerecht abgegebenen Stellungnahmen. 
Sie teilt das Ergebnis den Personen, die Stel-
lungnahmen abgegeben haben, mündlich in 
einem gemeinsamen Te rmin oder schriftlich 
mit. 

 
 
(5) Die Absätze 1 bis 4 sind nicht anzuwenden, 
wenn 
 

ordnung berührt wird. Diesen Beteiligten soll für 
die Abgabe ihrer Stellungnahme eine angemesse-
ne Frist gesetzt werden; äußern sie sich nicht 
fristgemäß, kann die zuständige Naturschutzbe-
hörde davon ausgehen, dass die von diesen Be-
teiligten wahrzunehmenden öffentlichen Belange 
durch die Schutzverordnung nicht berührt werden. 

(2) Der Entwurf der Schutzverordnung und die 
dazu gehörenden Karten sind für die Dauer eines 
Monats in den Städten, amtsfreien Gemeinden 
und Ämtern, in deren Gebiet sich das Vorhaben 
voraussichtlich auswirkt, öffentlich auszulegen. Ort 
und Dauer der Auslegung sind durch die betroffe-
nen Städte, amtsfreien Gemeinden und Ämter 
mindestens eine Woche vorher ortsüblich bekannt 
zu machen mit dem Hinweis darauf, dass Beden-
ken und Anregungen bis zwei Wochen nach Ab-
lauf der Auslegungsfrist bei der zuständigen Na-
turschutzbehörde vorgebracht werden können. 

 

(3) Die Beteiligung nach Absatz 1 kann gleichzei-
tig mit dem Verfahren nach Absatz 2 durchgeführt 
werden. 

 

(4) Die zuständige Naturschutzbehörde prüft die 
fristgerecht vorgebrachten Bedenken und Anre-
gungen, teilt das Ergebnis den Betroffenen mit 
oder führt einen Erörterungstermin durch. 

 

 

(5) Wird der Entwurf einer Verordnung räumlich 
oder sachlich erheblich erweitert, soll den davon 
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1. eine Verordnung nach § 22 Abs. 2 erlas -
sen werden soll, 
 

2. eine bestehende Verordnung nur unwe-
sentlich geändert oder nur dem geltenden 
Recht angepasst werden soll, 

 

3. es sich um ein Gebiet oder Objekt han-
delt, das zu Zwecken des Naturschutzes 
erworben oder bereitgestellt worden ist, 

 

4. ein Naturdenkmal oder ein geschützter 
Landschaftsbestandteil betroffen ist oder 
eine Verordnung nur auf Grundstücke 
weniger und bekannter Eigentümerinnen 
oder Eigentümer oder auf nach § 25 und 
26 geschützte Grundflächen erstreckt 
werden soll, 
 

5. eine bestehende Verordnung zum Zweck 
der Schutzgebietsausweisung im Rah-
men des § 28 Abs. 2 angepasst werden 
soll, 
 

6. eine bestehende Verordnung oder nach 
Durchführung des Verfahrens nach den 
Absätzen 1 bis 4 der Entwurf einer Ver-
ordnung räumlich oder sachlich nicht nur 
unwesentlich erweitert werden soll. 

 
In den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 bis 6 sind 

unmittelbar Betroffenen Gelegenheit zur Äußerung 
gegeben werden; handelt es sich um einen durch 
gemeinsame Interessen verbundenen Kreis von 
Betroffenen, soll der die Interessen repräsentie-
rende Verband gehört werden. 

 

(6) Die Absätze 1 bis 5 sind nicht anzuwenden, 
wenn 

1. eine Verordnung nach § 21 erlassen wer-
den soll,  

2. eine Verordnung über ein Naturdenkmal 
oder einen geschützten Landschaftsbe-
standteil erlassen oder eine Verordnung 
nur auf Grundstücke weniger und bekann-
ter Eigentümerinnen oder Eigentümer o-
der auf nach § 15 a geschützte Grundflä-
chen erstreckt werden soll,  

3. die von einer Verordnung betroffenen 
Grundflächen für Naturschutzzwecke er-
worben oder sonst bereitgestellt worden 
sind oder mit Einwendungen nicht zu 
rechnen ist,  

4. in einer Verordnung nur die Erhaltungszie-
le für ein Gebiet nach § 20 d Abs. 1 und 
die Schutzerklärung nach § 20 d Abs. 1 
aufgenommen werden soll. 

Die Absätze 1 bis 4 sind nicht anzuwenden, wenn 
eine Verordnung nur unwesentlich geändert oder 
nur dem geltenden Recht angepasst werden soll. 
Wird eine Verordnung räumlich oder sachlich nicht 
nur unwesentlich erweitert, gilt Absatz 5 entspre-
chend. Die betroffenen Eigentümerinnen und Ei-
gentümer, Nutzungsberechtigten und Gemeinden 
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die betroffenen Eigentümerinnen und Eigen-
tümer, Nutzungsberechtigten und Gemeinden 
innerhalb einer angemessenen Frist anzuhö-
ren. 

 
(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend für 
die Aufhebung von Verordnungen. 
 
 
(7) Die Abgrenzung eines Schutzgebietes ist in 
der Verordnung 
 

1. im einzelnen zu beschreiben oder 

 

2. grob zu beschreiben und zeichnerisch in 
Karten darzustellen, die 

 
a) als Bestandteil der Verordnung im Ge-
setz- und Verordnungsblatt abgedruckt 
werden 

 
oder 

 
b) als Ausfertigungen bei den zu benen-

nenden Naturschutzbehörden, den 
amtsfreien Gemeinden und Ämtern ein-
gesehen werden können. 

 
Die Karten müssen in hinreichender 
Klarheit erkennen lassen, welche 
Grundstücke zum Schutzgebiet gehö-
ren; bei Zweifeln gelten die Flächen als 
nicht betroffen. Bei Schutzgebieten, de-
ren Abgrenzungen durch Wasserfl ä-
chen im Gültigkeitsbereich der See-

sind innerhalb einer angemessenen Frist anzuhö-
ren. Dies gilt nicht im Falle des Satzes 1 Nr. 1. 

 

 

 

(7) Die Abgrenzung des Schutzgebiets ist in der 
Schutzverordnung 

1. im Einzelnen zu beschreiben oder  

2. grob zu beschreiben und zeichnerisch in 
Karten darzustellen, die 

a) als Bestandteil der Verordnung im Ge-
setz- und Verordnungsblatt abgedruckt 
werden oder  

b) bei den Naturschutzbehörden, den 
amtsfreien Gemeinden und Ämtern einge-
sehen werden können. Diese Stellen ha-
ben Ausfertigungen der Karten aufzube-
wahren. 

Die Karten müssen mit hinreichender Klarheit 
erkennen lassen, welche Grundflächen zum 
Schutzgebiet gehören; im Zweifel gelten die 
Flächen als nicht betroffen. 
 

(8) Verordnungen der unteren Naturschutzbehör-
den, die von einer Musterverordnung der obersten 
Naturschutzbehörde nicht nur unerheblich abwei-
chen, bedürfen der Zustimmung der obersten 
Naturschutzbehörde. Das Gleiche gilt, wenn eine 
Verordnung nach § 19 und § 20 Abs. 1 Satz 2 
ganz oder teilweise aufgehoben werden soll. 
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schifffahrtsstraßenordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 22. 
Oktober 1998 (BGBl. I S. 3209, ber. 
1999 S. 193), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 der Verordnung vom 6. August 
2005 (BGBl. I S. 2228), verlaufen, sind 
die dortigen Abgrenzungen durch Ein-
trag in eine amtliche Seekarte oder 
durch Definition der Linien anhand 
geographischer Koordinaten oder 
durch Definition der Linien anhand von 
Bezügen zu Merkmalen der amtlichen 
Seekarten darzustellen. 

 
(8) Die Gemeinden erlassen Satzungen nach § 21 

in entsprechender Anwendung der Absätze 1 
bis 7. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(9) Die Gemeinden erlassen Satzungen nach § 20 
Abs. 3 in sinngemäßer Anwendung der Absätze 1 
bis 8. 

 
 § 54 a 

Unbeachtlichkeit von Mängeln, Behebung von 
Fehlern 

(1) Eine ein Naturdenkmal ausweisende Verord-
nung ist nicht deshalb nichtig, weil es als ge-
schützter Landschaftsbestandteil hätte ausgewie-
sen werden müssen, soweit die Verordnung nach 
§ 20 unter Berücksichtigung des Schutzzwecks zu 
dem gleichen Schutz hätte führen müssen. Das 
Gleiche gilt, wenn eine Verordnung eine Einzel-
schöpfung der Natur nicht als Naturdenkmal, son-
dern als geschützten Landschaftsbestandteil aus-
gewiesen hat. 

(2) Unbeachtlich sind 

1. eine Verletzung der in § 53 bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften,  
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2. Mängel der Abwägung,  

wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres 
gegenüber der Naturschutzbehörde oder Gemein-
de geltend gemacht worden sind, die die Rechts-
vorschrift erlassen hat. Das Gleiche gilt für Mängel 
in der Beschreibung des Schutzzwecks. Der 
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
darzulegen. 

(3) Im Erörterungstermin oder durch besondere 
Nachricht ist auf die Frist nach Absatz 2 und auf 
die Rechtsfolgen aufmerksam zu machen. 

(4) Die Naturschutzbehörde kann einen Fehler, 
der sich aus Absatz 2 ergibt, beheben; dabei kann 
die Naturschutzbehörde die Verordnung durch 
Wiederholung des nachfolgenden Verfahrens in 
Kraft setzen. Eine Verordnung oder Satzung kann 
mit rückwirkender Kraft erlassen werden, wenn sie 
eine Regelung, die auf einem Verfahrens- oder 
Formfehler beruht, ersetzt. 

 

§ 24 
Betreuung geschützter Gebiete 
 
(1) Juristischen oder natürlichen Personen, die die 

Gewähr für eine sachgerechte Aufgabenerfül-
lung bieten, kann auf Antrag die fachliche 
Betreuung von geschützten Teilen von Natur 
und Landschaft übertragen werden. Über den 
Antrag entscheidet bei geschützten Land-
schaftsbestandteilen die Gemeinde, bei ande-
ren geschützten Gebieten die zuständige Na-
turschutzbehörde. 
 

 

§ 21 d 
Betreuung geschützter Gebiete 

(1) Die obere Naturschutzbehörde kann einer ju-
ristischen Person des Privatrechts, die nach ihrer 

1. Satzung vorwiegend die Ziele des Natur-
schutzes fördert und  

2. bisherigen Tätigkeit, der Mitgliedschaft 
und der Vereinsstruktur die Gewähr für eine 
sachgerechte Aufgabenerfüllung bietet (Natur-
schutzverein), 

auf Antrag in einem zu bestimmenden Umfang die 
fachliche Betreuung eines Naturschutzgebietes 
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übertragen, wenn dies dem Schutzzweck förder-
lich ist. Die Betreuung kann mehreren juristischen 
Personen übertragen werden, wobei eine juristi-
sche Person als verantwortlich benannt wird. An-
deren als den in Satz 1 genannten juristischen 
Personen kann die Betreuung übertragen werden, 
wenn sie sich eines Naturschutzvereins oder ge-
eigneter Einzelpersonen nach Absatz 4 bedienen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Naturschutzgebiete, die 
überwiegend im Eigentum einer juristischen Per-
son des öffentlichen Rechts stehen, wenn die 
Grundstücke verwaltende Stelle die Übernahme 
auch der Betreuung im Sinne dieser Vorschrift 
beantragt und sie über geeignetes Personal ver-
fügt. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für die Betreuung 
von anderen geschützten Gebieten und Land-
schaftsbestandteilen. Über den Antrag entscheidet 
bei geschützten Landschaftsbestandteilen die 
Gemeinde, bei anderen geschützten Gebieten die 
untere Naturschutzbehörde jeweils nach Anhörung 
der oberen Naturschutzbehörde. 

(4) Die für den Erlass einer Schutzverordnung 
zuständige Naturschutzbehörde kann auf Antrag 
auch einer natürlichen Person die Betreuung eines 
geschützten Gebiets oder Landschaftsbestandteils 
übertragen, wenn die Antragstellerin oder der An-
tragsteller aufgrund ihrer oder seiner Fachkennt-
nisse und der Art und des Umfangs ihrer oder 
seiner bisherigen Tätigkeit Gewähr für eine fach-
gerechte Aufgabenerfüllung bietet und die fachli-
che Betreuung durch die Antragstellerin oder den 
Antragsteller dem Schutzzweck förderlich ist. 
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(2) Die Übertragung ist zu befristen; sie kann wi-

derrufen werden. Ein Anspruch auf Erstattung 
von Kosten wird durch sie nicht begründet. 
Das Land beteiligt sich an den notwendigen 
Aufwendungen im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel. 

 
(3) Die ein Naturschutzgebiet betreuenden Perso-

nen sind vor einer Änderung oder Aufhebung 
der Schutzverordnung und vor Genehmigun-
gen der Naturschutzbehörde aufgrund der 
Schutzverordnung, welche das Naturschutz-
gebiet oder Gegenstände dieses Gebietes er-
heblich beeinträchtigen können, zu hören. 

 
 
 
 
 
(4) In Naturparken übernimmt die Betreuung der in 
der Erklärung bestimmte Träger. 
 
 
 
(5) Die Betreuung beinhaltet, 
 

1. die Entwicklung des Schutzgegenstandes 
und der Tier- und Pflanzenwelt sowie ihrer 
Ökosysteme zu beobachten und schriftlich 
festzuhalten, 
 

2. Vorschläge zur Verbesserung der Wirk-

(5) Die Naturschutzvereine und die in Absatz 4 
genannten Personen sind vor einer Änderung oder 
Aufhebung der Naturschutzverordnung, vor Ge-
nehmigungen der Naturschutzbehörde aufgrund 
der Schutzverordnung, welche das Naturschutz-
gebiet oder Gegenstände dieses Gebietes erheb-
lich beeinträchtigen können, zu hören. 

(6) Die Übertragung der Betreuung ist zu befristen 
und kann widerrufen werden. Ein Anspruch auf 
Erstattung von Kosten wird durch sie nicht be-
gründet. Das Land beteiligt sich an den notwendi-
gen Aufwendungen im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel. Die Naturschutzbehörde kann bei 
der Übertragung die entgeltliche Übernahme der 
von der Betreuerin oder dem Betreuer im Rahmen 
ihrer oder seiner Befugnisse errichteten baulichen 
Anlagen nach Beendigung der Betreuung zusa-
gen. Hoheitliche Aufgaben dürfen nicht übertragen 
werden. 

 

 

(7) Die Betreuung beinhaltet,  

1. die Entwicklung des Schutzgegenstandes 
und der Tier- und Pflanzenwelt sowie ihrer Ö-
kosysteme zu beobachten und schriftlich fest-
zuhalten,  

2. Vorschläge zur Verbesserung der Wirk-
samkeit der getroffenen Regelungen und Maß-
nahmen durch die Naturschutzbehörde zu un-
terbreiten,  

3. Maßnahmen des Naturschutzes nach 
Genehmigung durch die Naturschutzbehörde 
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samkeit der getroffenen Regelungen und 
Maßnahmen durch die Naturschutzbehör-
de zu unterbreiten, 
 

3. Maßnahmen des Naturschutzes nach Ge-
nehmigung durch die Naturschutzbehörde 
auszuführen und 
 

die Öffentlichkeit über das Schutzgebiet zu in-
formieren sowie jährlich einen Betreuungsbe-
richt zu erstellen. 

 

auszuführen und  

4. die Öffentlichkeit über das Schutzgebiet 
zu informieren. 

Hierüber ist jährlich ein Betreuungsbericht zu 
erstellen. 

Unterabschnitt 2 
Geschützte Biotope, Schutzstreifen an Gewäs-
sern 
 

Unterabschnitt 2: 
Gesetzlich geschützte Biotope 
 

 

§ 25 
Gesetzlich geschützte Biotope 
(zu § 30 Bundesnaturschutzgesetz) 
 
(1) Die folgenden Biotope sind unter besonderen 

Schutz gestellt  
 

1. natürliche oder naturnahe Bereiche flie-
ßender und stehender Binnengewässer 
mit Ausnahme von Kleingewässern ein-
schließlich ihrer Ufer und der dazugehöri-
gen uferbegleitenden natürlichen oder na-
turnahen Vegetation sowie ihrer natürli-
chen oder naturnahen Verlandungsberei-
che, Altarme und regelmäßig über-
schwemmten Bereiche, 

2. Moore, Sümpfe, Röhrichte, seggen- und 
binsenreiche Nasswiesen, Quellbereiche, 

§ 15 a 
Gesetzlich geschützte Biotope  
(zu § 30 Bundesnaturschutzgesetz) 

(1) Die folgenden Biotope sind unter besonderen 
Schutz gestellt: 

1. Moore, Sümpfe, Brüche, Röhrichtbestän-
de, binsen- und seggenreiche Nasswiesen, 
Quellbereiche und Binnenlandsalzstellen,  

2. Wattflächen, Salzwiesen, Brackwasser-
röhrichte 

3. Priele, Sandbänke, Strandseen, Seegras-
wiesen und sonstige marine Makrophyten-
bestände, Riffe sowie artenreiche Kies-, Grob-
sand- und Schillbereiche im Meeres- und Küs-
tenbereich, 

§ 30 
Gesetzlich geschützte Biotope 
 

(1) Die Länder regeln das Verbot von Maßnah-
men, die zu einer Zerstörung oder sonstigen er-
heblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigung 
folgender Biotope führen können: 

 

1. natürliche oder naturnahe Bereiche fließender 
und stehender Binnengewässer einschließlich 
ihrer Ufer und der dazugehörigen uferbegleitenden 
natürlichen oder naturnahen Vegetation sowie 
ihrer natürlichen oder naturnahen Verlandungsbe-
reiche, Altarme und regelmäßig überschwemmten 
Bereiche, 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 16. Wahlperiode Drucksache 16/694 
 

83 

LNatSchG-Entwurf Stand 28.02.2006 LNatSchG BNatSchG 

Binnenlandsalzstellen, 

3. Binnendünen, Heiden, Borstgrasrasen, 
Trockenrasen, Wälder und Gebüsche tro-
ckenwarmer Standorte, 

4. Bruch-, Sumpf-, Schlucht- und Auwälder, 

5. Fels- und Steilküsten, Küstendünen und 
Strandwälle, Strandseen, Salzwiesen und 
Wattflächen im Küstenbereich, Seegras-
wiesen und sonstige marine Makrophy-
tenbestände, Riffe, sublitorale Sandbänke 
der Ostsee sowie artenreiche Kies-, Grob-
sand- und Schillbereiche im Meeres- und 
Küstenbereich, 

6. feuchte Staudenfluren der Gewässerufer 
und der Waldränder, 

7. Knicks und natürliche und naturnahe 
Kleingewässer, 

8. Alleen. 

Maßnahmen, die zu einer Zerstörung oder sonsti-
gen erheblichen Beeinträchtigung der geschützten 
Biotope führen können, sind verboten. 
 
Satz 2 gilt nicht für  
 

1. Biotope, die während der Laufzeit vertrag-
licher Vereinbarungen oder der Teilnahme 
an öffentlichen Programmen zur Bewirt-
schaftungsbeschränkung entstanden sind; 
ausgenommen Biotope, die in diesem 
Rahmen aufgrund einer entsprechenden 

4. Bruch-, Sumpf-, Schlucht- und Auwälder, 

5. naturnahe oder natürliche Bach- und 
Flussabschnitte einschließlich ihrer Verlan-
dungsbereiche, ihrer Ufer und der dazugehö-
renden uferbegleitenden natürlichen oder na-
turnahen Vegetation, ihrer natürlichen oder na-
turnahen regelmäßig überschwemmten Berei-
che und Altarme sowie Bachschluchten, 

6. naturnahe oder natürliche Bereiche ste-
hender Binnengewässer einschließlich ihrer U-
fer und der dazugehörigen uferbegleitenden na-
türlichen oder naturnahen Vegetation, Verlan-
dungs- und Überschwemmungsbereiche sowie 
Weiher, Tümpel und andere stehende Kleinge-
wässer, 

7. Heiden, Binnen- und Küstendünen, 

8. Fels- und Steilküsten, Strandwälle und 
Steilhänge im Binnenland, 

9. Trockenrasen und Staudenfluren, 

10.  sonstige Sukzessionsflächen außerhalb 
der im Zusammenhang bebauten Ortsteile, die 
länger als fünf Jahre nicht bewirtschaftet wur-
den, es sei denn, es handelt sich um Flächen, 
die öffentlich-rechtlich verbindlich für andere 
Zwecke vorgesehen sind. 

(2) Alle Handlungen, die zu einer Beseitigung, 
Beschädigung, sonst erheblichen Beeinträchti-
gung oder zu einer Veränderung des charakteristi-
schen Zustands der geschützten Biotope führen 
können, sind verboten. 

(3) Die geschützten Biotope werden von der obe-
ren Naturschutzbehörde in eine amtliche Liste 

 

2. Moore, Sümpfe, Röhrichte, seggen- und binsen-
reiche Nasswiesen, Quellbereiche, Binnenland-
salzstellen, 

3. offene Binnendünen, offene natürliche Block-, 
Schutt- und Geröllhalden, Lehm- und Lösswände, 
Zwergstrauch-, Ginster- und Wacholderheiden, 
Borstgrasrasen, Trockenrasen, Schwermetallra-
sen, Wälder und Gebüsche trockenwarmer Stand-
orte, 

4. Bruch-, Sumpf- und Auwälder, Schlucht-, 
Blockhalden- und Hangschuttwälder, 

5. offene Felsbildungen, alpine Rasen sowie 
Schneetälchen und Krummholzgebüsche, 

6. Fels- und Steilküsten, Küstendünen und 
Strandwälle, Strandseen, Boddengewässer mit 
Verlandungsbereichen, Salzwiesen und Wattfl ä-
chen im Küstenbereich, Seegraswiesen und sons-
tige marine Makrophytenbestände, Riffe, sublitora-
le Sandbänke der Ostsee sowie artenreiche Kies-, 
Grobsand- und Schillbereiche im Meeres- und 
Küstenbereich. 

Die Länder können weitere Biotope den in Satz 1 
genannten gleichstellen. Sie sollen geeignete 
Maßnahmen treffen, um die räumliche Ausdeh-
nung und die ökologische Beschaffenheit der Bio-
tope zu erhalten. 

(2) Die Länder können Ausnahmen zulassen, 
wenn die Beeinträchtigungen der Biotope ausge-
glichen werden können oder die Maßnahmen aus 
überwiegenden Gründen des Gemeinwohls not-
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Vereinbarung zu entwickeln waren, 

 

2. die notwendigen Maßnahmen zur Unter-
haltung der Deiche, Dämme, Sperrwerke 
und des Deichzubehörs sowie der not-
wendigen Unterhaltung der Häfen, Was-
serstraßen und öffentlich gewidmeten 
Straßen, 

 

3. notwendige Vorlandarbeiten (Grüpp- und 
Lahnungsarbeiten) und die Beweidung 
von Deichvorländereien, soweit diese Ge-
biete nicht im Nationalpark „Schleswig-
Holsteinisches Wattenmeer“ liegen. 
 

 
 
 
 
 
(2) Die zuständige Naturschutzbehörde kann in 

den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 7 Aus-
nahmen zulassen, wenn ein Ausgleich nach 
Maßgabe des § 12 geleistet wird. § 30 bleibt 
unberührt. 

 
(3) Die oberste Naturschutzbehörde erlässt eine 
Verordnung, die 
 

1. die geschützten Biotoptypen anhand der 
Standortverhältnisse oder der Vegetation 
definiert und Mindestgrößen festlegt sowie 
 

(Naturschutzbuch) eingetragen, die bei der örtlich 
zuständigen unteren sowie bei der oberen Natur-
schutzbehörde eingesehen werden kann. Die Ein-
tragung wird den Eigentümerinnen und Eigentü-
mern oder Nutzungsberechtigten der Grundstü-
cke, auf denen sich die Biotope befinden, schrift-
lich und unter Hinweis auf die Verbote des Absat-
zes 2 bekannt gegeben. Bei mehr als fünf Betrof-
fenen kann die Eintragung öffentlich bekannt ge-
geben werden. Die Biotope können in der Örtlich-
keit kenntlich gemacht werden. Die Planungsträ-
ger haben die Biotope in den in § 15 Abs. 6 ge-
nannten Plänen darz ustellen.  

(4) Die Verbote des Absatzes 2 gelten auch, wenn 
die besonders geschützten Biotope noch nicht 
nach Absatz 3 eingetragen, bekannt gemacht, in 
den Plänen dargestellt oder in der Örtlichkeit 
kenntlich gemacht worden sind. Auf Anfrage teilt 
die obere Naturschutzbehörde Grundeigentüme-
rinnen und Grundeigentümern oder Nutzungsbe-
rechtigten mit, ob sich auf ihrem Grundstück ge-
setzlich geschützte Biotope befinden oder ein 
bestimmtes Vorhaben nach Absatz 2 verboten ist. 

(5) Auf Antrag kann die untere Naturschutzbehör-
de mit Zustimmung der oberen Naturschutzbehör-
de Ausnahmen von den Verboten des Absatzes 2 
zulassen, wenn 

1. die Ausnahme aus überwiegenden Grün-
den des Allgemeinwohls erforderlich ist 
und die hierdurch entstehenden Beein-
trächtigungen des Naturhaushalts oder 
des Landschaftsbildes entsprechend den 
§§ 8 und 8 b ausgeglichen werden oder  

2. dies für Maßnahmen des Naturschutzes 

wendig sind. Die Länder können auch für den Fall 
Ausnahmen zulassen, dass während der Laufzeit 
vertraglicher Vereinbarungen oder der Teilnahme 
an öffentlichen Programmen zur Bewirtschaf-
tungsbeschränkung ein Biotop im Sinne des Ab-
satzes 1 entstanden ist. § 34 ist zu beachten. 
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2. die zulässigen und erforderlichen Schutz-, 
Pflege- und Bewirtschaftungsmaßnahmen 
enthält. 

 
(4) Die zuständige Naturschutzbehörde führt eine 

flächendeckende Kartierung der in Absatz 1 
genannten Biotope durch und führt sie laufend 
fort. Die flächenscharf erfassten geschützten 
Biotope werden den Eigentümerinnen und Ei-
gentümern mitgeteilt. Bei unverhältnismäßi-
gem Aufwand kann die Mitteilung durch örtli-
che Bekanntmachung erfolgen. Die Sätze 1 
bis 3 gelten nicht für die in Absatz 1 Nr. 7 ge-
nannten Biotope. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

erforderlich ist. 

Die Zustimmung der oberen Naturschutzbehörde 
gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb von zwei 
Monaten nach Eingang des Zustimmungsersu-
chens widersprochen hat. Einer Ausnahme bedarf 
es nicht, wenn während der Laufzeit eines Vertra-
ges über Nutzungsbeschränkungen ein in Absatz 
1 genannter Biotop entstanden ist und nach Ablauf 
des Vertrages die Nutzung wieder aufgenommen 
werden soll und über die Fortsetzung der Nut-
zungsbeschränkung oder einen Ankauf keine Ei-
nigung erzielt werden kann. Eine Ausnahme kann 
auch zugelassen werden, wenn im Rahmen einer 
halboffenen Weidelandschaft vorhandene Biotope 
gepflegt und entwickelt werden können. Einer 
Ausnahme nach Satz 1 bedürfen nicht die not-
wendigen Maßnahmen zur Unterhaltung der Dei-
che, Dämme, Sperrwerke und des Deichzubehörs 
sowie der notwendigen Unterhaltung der Häfen 
und Wasserstraßen. Das Gleiche gilt für notwen-
dige Vorlandarbeiten (Grüpp- und Lahnungsarbei-
ten) und die Beweidung von Deichvorländereien, 
soweit diese Gebiete nicht im Nationalpark 
"Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer" liegen. 

(6) Sehen andere Rechtsvorschriften für bestimm-
te Maßnahmen einen Vorbehalt zugunsten von 
Naturschutzgebieten vor, so gelten die in Absatz 1 
genannten Biotope als Naturschutzgebiete im 
Sinne dieser Rechtsvorschriften. Auf entgegen-
stehende Nutzungen im Bereich der geschützten 
Biotope findet § 17 Abs. 4 Satz 2 Anwendung. 

(7) Die oberste Naturschutzbehörde wird ermäch-
tigt, durch Verordnung die besonders geschützten 
Biotope im Sinne des Absatzes 1 anhand der 
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(5) Die oberste Naturschutzbehörde wird ermäch-

tigt, durch Verordnung besondere Vorschriften 
für die Bekämpfung und Verhütung von Brän-
den zum Schutz der Moore und Heiden zu er-
lassen. § 23 Abs. 3 Satz 2 des Landeswald-
gesetzes gilt entsprechend. 

 

Standortverhältnisse, der Vegetation oder sonsti-
ger Eigenschaften näher zu umschreiben, soweit 
dies erforderlich ist. Dabei kann auf besonders 
typische Arten, eine Kombination von mehreren 
Arten sowie auf Kenn- und Trennarten des jeweili-
gen Biotops abgestellt werden. 

 

§ 58 
Brandschutz für Moore und Heiden 

Das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Landwirtschaft wird ermächtigt, durch Verordnung 
besondere Vorschriften für die Bekämpfung und 
Verhütung von Bränden zum Schutz der Moore 
und Heide zu erlassen. § 32 Abs. 4 Satz 2 des 
Landeswaldgesetzes gilt entsprechend. 

 

§ 15 b 
Besondere Vorschriften für Knicks 
(zu § 30 Bundesnaturschutzgesetz) 

(1) Die Beseitigung von Knicks ist verboten. Das 
Gleiche gilt für alle Maßnahmen, die zu einer er-
heblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigung 
dieser Landschaftsbestandteile führen können. 
Erlaubt sind das seitliche Abschneiden der Zweige 
des Knicks ab einem Meter vor dem Knickfuß oder 
ab der äußeren Kante eines am Knickfuß verlau-
fenden Grabens sowie Schutz- und Entwick-
lungsmaßnahmen. 

(2) Die Eigentümerin oder der Eigentümer oder 
Nutzungsberechtigte eines Knicks soll im Rahmen 
seiner Eigenverantwortlichkeit den Knick möglichst 
alle 10 bis 15 Jahre auf den Stock setzen (kni-
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cken); er darf ihn jedoch nicht in kürzeren Abstän-
den als 10 Jahren knicken. Beim Knicken sollen 
Überhälter stehengelassen werden; diese können 
gefällt werden, wenn für das Nachwachsen neuer 
Überhälter gesorgt ist. 

(3) Die untere Naturschutzbehörde kann Ausnah-
men zulassen, wenn die Vorschrift für die Eigen-
tümerinnen oder Eigentümer oder Nutzungsbe-
rechtigte eine unzumutbare Härte darstellt und die 
Ausnahme mit dem Zweck der Vorschrift vereinbar 
ist. Sie kann bei der Aufstellung, Änderung oder 
Ergänzung von Bebauungsplänen Ausnahmen 
zulassen, wenn dies Voraussetzung für die Ver-
wirklichung des Bebauungsplans ist. Sie kann 
auch Ausnahmen zulassen, wenn im Rahmen 
einer halboffenen Weidelandschaft Knicks in die 
extensive Beweidung einbezogen werden und 
neue Waldrandstrukturen oder Gehölzinseln sich 
entwickeln können.  

(4) Knicks sollen durch Maßnahmen des Natur-
schutzes über zusätzliche Randstreifen in ihrer 
ökologischen Bedeutung verbessert werden. 

(5) Knicks umfassen die Wälle mit ihrer gesamten 
Vegetation. Als Knicks gelten auch die zu demsel-
ben Zweck angelegten ein- oder mehrreihigen 
Gehölzstreifen zu ebener Erde; Wälle ohne Ge-
hölze stehen einem Knick gleich. 

 
§ 26 
Schutzstreifen an Gewässern 
 
(1) An Gewässern erster Ordnung sowie Seen und 

Teichen mit einer Größe von einem Hektar 
und mehr dürfen bauliche Anlagen in einem 

§ 11 
Gewässer- und Erholungsschutzstreifen 

(1) An Gewässern erster Ordnung sowie Seen und 
kleineren Gewässern mit einer Größe von mehr 
als 1 ha ist es verboten, bauliche Anlagen in ei-
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Abstand bis zu 50 m landwärts von der Uferli-
nie nicht errichtet oder wesentlich erweitert 
werden. An den Küsten ist abweichend von 
Satz 1 ein Abstand von bis zu 100 m land-
wärts von der Küstenlinie einzuhalten. Bei 
Steilufern bemessen sich die Abstände land-
wärts von der oberen Böschungskante des 
Steilufers. 

 
(2) Absatz 1 gilt nicht 
 

1. für öffentliche Häfen, 

 

2. für bauliche Anlagen, die in Ausübung 
wasserrechtlicher Erlaubnisse oder Bewil-
ligungen oder zum Zwecke des Küsten- 
und Hochwasserschutzes errichtet oder 
wesentlich geändert werden, 

 

3. für die bauliche Erweiterung eines zuläs-
sigerweise errichteten land-, forst-, fische-
reiwirtschaftlichen oder gewerblichen Be-
triebes, wenn die Erweiterung im Verhält-
nis zum vorhandenen Gebäude und Be-
trieb angemessen ist, 
 

4. für nach § 45 zugelassene Stege. 

 
(3) Ausnahmen von Absatz 1 können zugelassen 
werden 
 

1. für bauliche Anlagen, die 

nem Abstand von 50 m von der Uferlinie zu errich-
ten oder wesentlich zu ändern; an Küstengewäs-
sern gilt dieses Verbot in einem Bereich von bis zu 
100 m von der Küstenlinie. Dies gilt nicht für bauli-
che Anlagen, die in Ausübung wasserrechtlicher 
Erlaubnisse oder Bewilligungen, zum Zwecke des 
Küstenschutzes, der Unterhaltung oder des Aus-
baus eines oberirdischen Gewässers errichtet 
oder geändert werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(2) Ausnahmen von Absatz 1 können für bauliche 
Anlagen im notwendigen Umfang zugelassen wer-
den, die 
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a) dem Rettungswesen, der Landesvertei-

digung, dem fließenden öffentlichen 
Verkehr, der Schifffahrt, der Trinkwas-
serversorgung, der Abwasseraufberei-
tung und -entsorgung oder Wirt-
schaftsbetrieben, die auf einen Stand-
ort dieser Art angewiesen sind, dienen 
oder 

 
b) allein oder im Zusammenhang mit an-

deren baulichen Anlagen das Ortsbild 
oder die Stadtgestalt prägen oder von 
städtebaulicher Bedeutung sind, 

 

2. für notwendige bauliche Anlagen, die aus-
schließlich dem Badebetrieb, dem Was-
sersport oder der berufsmäßigen Fische-
rei dienen sowie für räumlich damit ver-
bundene Dienstwohnungen, wenn ständi-
ge Aufsicht oder Wartung erforderlich ist, 

 

3. für kleine bauliche Anlagen, die dem Na-
turschutz oder der Versorgung von Bade-
gästen und Wassersportlern dienen, so-
wie für einzelne Bootsschuppen und 
 

4. für die Aufstellung, Änderung, Ergänzung 
oder Durchführung von Bebauungsplänen 
und Vorhaben innerhalb im Zusammen-
hang bebauter Ortsteile. 

 
(4) Bei nach den Absätzen 2 und 3 zugelassenen 

Vorhaben gelten die Vorschriften des 3. Ab-

 

1. dem Rettungswesen, der Landesverteidi-
gung, dem öffentlichen Verkehr, der Schifffahrt, 
dem Schiffbau, lebenswichtigen Wirtschaftsbe-
trieben oder der berufsmäßigen Fischerei die-
nen, wenn die Anlagen wegen der besonderen 
Zweckbestimmung und Anforderungen nur im 
Gewässer- und Erholungsschutzstreifen errich-
tet werden können oder außerhalb dieses 
Schutzstreifens mit unve rhältnismäßig hohen 
Aufwendungen verbunden sind,  

2. der wassergebunden Freizeit- oder Erho-
lungsnutzung, insbesondere als Gemein-
schaftsanlagen, dienen, wenn diese Nutzung 
ohne diese Anlagen im Gewässer- und Erho-
lungsschutzstreifen nicht zweckentsprechend 
möglich ist oder die Natur dadurch stärker be-
lastet wird,  

3. der baulichen Erweiterung eines zulässi-
gerweise im Außenbereich errichteten gewerb-
lichen oder landwirtschaftlichen Betriebes die-
nen, wenn die Erweiterung im Verhältnis zu den 
vorhandenen Baulichkeiten und zu dem Betrieb 
angemessen ist und eine Erweiterung außer-
halb des Gewässer- und Erholungsschutzstrei-
fens nicht möglich oder nicht zumutbar ist, oder  

4. innerhalb im Zusammenhang bebauter 
Ortsteile liegen oder für Vorhaben nach § 35 
Abs. 1 Nr. 1, 4 oder 5 des Baugesetzbuchs. 

(3) Ausnahmen können zugelassen werden 

1. für die Aufstellung, Änderung oder Ergän-
zung von Bebauungsplänen,  

2. wenn das Verbot für die Antragstellerin 
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schnittes (Eingriffe in Natur und Landschaft) 
entsprechend. 

 

oder den Antragsteller zu einer unbilligen 
Härte führen würde und die Ausnahme mit 
den Belangen des Naturschutzes, insbe-
sondere mit dem Schutzzweck, ve reinbar 
ist. 

(4) Bei der Zulassung von Ausnahmen ist beson-
ders zu berücksichtigen, dass bestehende oder 
künftige Möglichkeiten der gewässernahen Erho-
lung für die Bevölkerung oder Biotopverbundmaß-
nahmen und ihre großräumigen 
Vernetzungsfunktionen nicht beeinträchtigt 
werden. 
(5) Über die Ausnahmen entscheidet die Natur-
schutzbehörde; § 14 Abs. 3 Satz 1 bis 3 gilt ent-
sprechend; § 20 Abs. 3 des Bundesnaturschutz-
gesetzes bleibt unberührt. 

(6) Die oberste Naturschutzbehörde wird ermäch-
tigt, die Regelungen der Absätze 1 bis 5 durch 
Verordnung auf Teiche unter einem Hektar und 
sonstige Gewässer 2. Ordnung auszudehnen, 
soweit dies die Ziele des Gesetzes und das Int e-
resse der Allgemeinheit an gewässernaher Erho-
lung erfordern. 

 
Unterabschnitt 3 
Natura 2000 
 

Unterabschnitt 3 a: 

Europäisches ökologisches Netz "Natura 
2000" 

§ 20 a  
Allgemeine Vorschriften 
(zu § 32 Bundesnaturschutzgesetz) 

Die oberste Naturschutzbehörde erfüllt die Be-
richtspflicht insbesondere nach Artikel 16 Abs. 2 
und Artikel 17 Abs. 1 der Richtlinie 92/43/EWG 

Abschnitt 4 
Schutz, Pflege und Entwicklung bestimmter 
Teile von Natur und Landschaft 

§ 32 
Europäisches Netz "Natura 2000" 

Die §§ 32 bis 38 dienen dem Aufbau und dem 
Schutz des Europäischen ökologischen Netzes 
"Natura 2000", insbesondere dem Schutz der Ge-
biete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der 
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des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der 
natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden 
Tiere und Pflanzen (Abl. EG Nr. L 206 S. 7), zu-
letzt geändert durch die Richtlinie 97/62/EWG vom 
27. Oktober 1997 (Abl. EG Nr. L 305 S. 42) sowie 
Artikel 9 Abs. 3 und Artikel 12 Abs. 1 der Richtlinie 
79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 über die 
Erhaltung der wild lebenden Vogelarten (Abl. EG 
Nr. L 103 S. 1), zuletzt geändert durch die Richtli-
nie 97/49/EG vom 29. Juli 1997 (Abl. EG Nr. L 223 
S. 9). 

Europäischen Vogelschutzgebiete. Die Länder 
erfüllen die sich aus den Richtlinien 92/43/EWG 
und 79/409/EWG ergebenden Verpflichtungen, 
insbesondere durch den Erlass von Vorschriften 
nach Maßgabe der §§ 33, 34, 35 Satz 1 Nr. 2 und 
des § 37 Abs. 2 und 3. 

 
§ 27 
Auswahl und Benennung der Gebiete 
(zu § 33 Bundesnaturschutzgesetz) 
 
(1) Die oberste Naturschutzbehörde wählt die 

Gebiete, die der Kommission von der Bundes-
republik Deutschland nach Art. 4 Absatz 1 der 
Richtlinie 92/43/EWG vom 21. Mai 1992 (ABl. 
EG Nr. L 206 S. 7, zuletzt ber. ABl. EG Nr. L 
031 vom 6. Februar 1998 S. 63) zu benennen 
sind, nach den in dieser Bestimmung genann-
ten Maßgaben unter Beteiligung der Betroffe-
nen einschließlich der Behörden und öffentli-
chen Planungsträger sowie der nach § 59 des 
Bundesnaturschutzgesetzes und § 58 dieses 
Gesetzes anerkannten Naturschutzvereine 
aus. Die Beteiligung erfolgt durch Bekanntma-
chung im Amtsblatt für Schleswig-Holstein. 

 
(2) Die oberste Naturschutzbehörde schätzt die 

Kosten, die zur Erfüllung der Verpflichtungen 
nach Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 
92/43/EWG entstehen. Sie leitet die Ge-
bietsauswahl und gleichzeitig die Kosten-

 

§ 20 b  
Auswahl und Benennung der Gebiete von ge-
meinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiete) 
(zu § 33 Bundesnaturschutzgesetz) 

(1) Die Gebiete, die der Kommission von der Bun-
desrepublik Deutschland nach Artikel 4 Abs. 1 der 
Richtlinie 92/43/EWG des Rates zu benennen 
sind, werden nach den in dieser Bestimmung ge-
nannten naturschutzfachlichen Maßgaben unter 
Beteiligung der Betroffenen einschließlich der 
Behörden und öffentlichen Planungsträger sowie 
der nach § 59 des Bundesnaturschutzgesetzes 
und § 51 dieses Gesetzes anerkannten Natur-
schutzvereine durch die oberste Naturschutzbe-
hörde ausgewählt. Die Beteiligung der Betroffenen 
erfolgt durch Bekanntmachung im Amtsblatt für 
Schleswig-Holstein. 

 

(2) Die oberste Naturschutzbehörde informiert die 
in Absatz 1 Satz 1 Genannten über die ausge-
wählten Gebiete und schätzt die Kosten, die zur 

§ 33 
Schutzgebiete 

(1) Die Länder wählen die Gebiete, die der Kom-
mission nach Artikel 4 Abs. 1 der Richtlinie 
92/43/EWG und Artikel 4 Abs. 1 und 2 der Richtli-
nie 79/409/EWG zu benennen sind, nach den in 
dieser Vorschrift genannten Maßgaben aus. Sie 
stellen das Benehmen mit dem Bundesministeri-
um für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
her; das Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit beteiligt die anderen 
fachlich betroffenen Bundesministerien. Die aus-
gewählten Gebiete werden der Kommission vom 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit benannt. Es übermittelt der 
Kommission gleichzeitig Schätzungen über eine 
finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft, die zur 
Erfüllung der Verpflichtungen nach Artikel 6 Abs. 1 
der Richtlinie 92/43/EWG einschließlich der Zah-
lung eines finanziellen Ausgleichs für die Land-
wirtschaft erforderlich ist. 

(2) Die Länder erklären die in die Liste der Gebiete 
von gemeinschaftlicher Bedeutung eingetragenen 
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schätzung aufgrund eines entsprechenden 
Beschlusses der Landesregierung an das für 
den Naturschutz zuständige Bundesministeri-
um weiter und gibt die Gebietsauswahl sowie 
die Erhaltungsziele einschließlich einer Über-
sichtskarte im Maßstab 1 : 250.000 unverzüg-
lich im Amtsblatt für Schleswig-Holstein be-
kannt. Die zuständige Naturschutzbehörde 
führt die Abgrenzungskarten im Maßstab 1 : 
25.000 und sichert sie archivmäßig. Verläuft 
die Abgrenzung durch Meeresflächen, ist sie 
durch Definition der Linien anhand geographi-
scher Koordinaten darzustellen. 

 
(3) Für die Auswahl und die Benennung der be-

sonderen Schutzgebiete nach Artikel 4 Abs. 1 
und 2 der Richtlinie 79/409/EWG vom 2. April 
1979 (ABl. EG Nr. L 103 S. 1, ber. ABl. EG Nr. 
L 059 vom 8. März 1996 S. 61) gilt das Ver-
fahren nach Absatz 1 und 2 Satz 2 und 3 mit 
Ausnahme der Kostenschätzung entspre-
chend. 

 

Erfüllung der Verpflichtungen nach Artikel 6 Abs. 1 
der Richtlinie 92/43/EWG entstehen. Sie leitet die 
Gebietsauswahl und die Kostenschätzung auf-
grund eines entsprechenden Beschlusses der 
Landesregierung an das Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit weiter 
und gibt die Gebietsauswahl einschließlich der 
Erhaltungsziele und der Übersichtskarte im Amts-
blatt für Schleswig-Holstein bekannt. 

 

§ 20 c  
Auswahl und Bekanntmachung von Europäi-
schen Vogelschutzgebieten 
(zu § 33 Bundesnaturschutzgesetz) 

(1) Die oberste Naturschutzbehörde wählt die 
besonderen Schutzgebiete nach Artikel 4 Abs. 1 
und 2 der Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 
2. April 1979 über die Erhaltung der wild lebenden 
Vogelarten (Abl. EG Nr. L 103 S. 1), zuletzt geän-
dert durch die Richtlinie 97/49/EG vom 29. Juli 
1997 (Abl. EG Nr. L 223 S. 9), nach naturschutz-
fachlichen Maßgaben aus. § 20 b Abs. 1 gilt ent-
sprechend. 

(2) Die oberste Naturschutzbehörde informiert die 
Betroffenen einschließlich der Behörden und öf-
fentlichen Planungsträger sowie die nach § 59 des 
Bundesnaturschutzgesetzes und § 51 dieses Ge-
setzes anerkannten Naturschutzvereine über die 
ausgewählten Gebiete und leitet die Gebietsaus-
wahl aufgrund eines entsprechenden Beschlusses 
der Landesregierung an das Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
weiter. Auf Grundlage des Beschlusses erklärt sie 

Gebiete nach Maßgabe des Artikels 4 Abs. 4 der 
Richtlinie 92/43/EWG und die Europäischen Vo-
gelschutzgebiete entsprechend den jeweiligen 
Erhaltungszielen zu geschützten Teilen von Natur 
und Landschaft im Sinne des § 22 Abs. 1. 

(3) Die Schutzerklärung bestimmt den Schutz-
zweck entsprechend den jeweiligen Erhaltungszie-
len und die erforderlichen Gebietsbegrenzungen. 
Es soll dargestellt werden, ob prioritäre Biotope 
oder prioritäre Arten zu schützen sind. Durch ge-
eignete Gebote und Verbote sowie Pflege- und 
Entwicklungsmaßnahmen ist sicherzustellen, dass 
den Anforderungen des Artikels 6 der Richtlinie 
92/43/EWG entsprochen wird. Weitergehende 
Schutzvorschriften bleiben unberührt. 

(4) Die Unterschutzstellung nach den Absätzen 2 
und 3 kann unterbleiben, soweit nach anderen 
Rechtsvorschriften, nach Verwaltungsvorschriften, 
durch die Verfügungsbefugnis eines öffentlichen 
oder gemeinnützigen Trägers oder durch vertragli-
che Vereinbarungen ein gleichwertiger Schutz 
gewährleistet ist. 

 

(5) Ist ein Gebiet nach § 10 Abs. 6 bekannt ge-
macht, sind 

1. in einem Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung bis zur Unterschutzstellung, 

2. in einem Europäischen Vogelschutzgebiet vor-
behaltlich besonderer Schutzvo rschriften im Sinne 
des § 22 Abs. 2 

alle Vorhaben, Maßnahmen, Veränderungen oder 
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die ausgewählten Gebiete zu Europäischen Vo-
gelschutzgebieten im Sinne von § 10 Abs. 1 Nr. 6 
BNatSchG (vgl. § 29 Entwurf) und gibt sie ein-
schließlich der Erhaltungsziele und der Über-
sichtskarte im Amtsblatt für Schleswig-Holstein 
bekannt. 

 

Störungen, die zu erheblichen Beeinträchtigungen 
des Gebiets in seinen für die Erhaltungsziele 
maßgeblichen Bestandteilen führen können, unzu-
lässig. In einem Konzertierungsgebiet sind die in 
Satz 1 genannten Handlungen, sofern sie zu er-
heblichen Beeinträchtigungen der in ihm vorkom-
menden prioritären Biotope oder prioritären Arten 
führen können, unzulässig. 

 
§ 28 
Schutzgebietsausweisung, vorläufiger Schutz 
(zu § 33 Bundesnaturschutzgesetz) 
 
(1) Die Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung 

nach Maßgabe des Artikels 4 Abs. 4 der Richt-
linie 92/43/EWG und die Europäischen Vogel-
schutzgebiete sind entsprechend den jeweili-
gen Erhaltungszielen zu geschützten Teilen 
von Natur und Landschaft im Sinne der §§ 16 
bis 18, 20 oder 21 zu erklären. 

 
 
(2) Die Schutzerklärung bestimmt den Schutz-

zweck entsprechend den jeweiligen Erhal-
tungszielen und die erforderlichen Gebietsab-
grenzungen. Bei Schutzgebieten, deren Ab-
grenzungen durch Wasserflächen im Gültig-
keitsbereich der Seeschifffahrtsstraßenord-
nung verlaufen, sind die dortigen Abgrenzun-
gen durch Eintrag in eine amtliche Seekarte 
oder durch Definition der Linien anhand geo-
graphischer Koordinaten oder durch Definition 
der Linien anhand von Bezügen der Merkma-
len der amtlichen Seekarten darzustellen. Es 
soll dargestellt werden, ob prioritäre Biotope 
oder prioritäre Arten zu schützen sind. Durch 

§ 20 d  
Schutzgebietsausweisung, vorläufiger Schutz  
(zu § 33 Bundesnaturschutzgesetz) 

(1) Die im Bundesanzeiger bekannt gemachten 
Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung sind 
nach Maßgabe des Artikel 4 Abs. 4 der Richtlinie 
92/43/EWG entsprechend den jeweiligen Erhal-
tungszielen als Schutzgebiete im Sinne der §§ 16 
bis 20 auszuweisen. Satz 1 gilt mit Ausnahme der 
nach der vorgenannten EU-Richtlinie einzuhalten-
den Umsetzungsfrist für die Europäischen Vogel-
schutzgebiete entsprechend. 

(2) Die Schutzerklärung bestimmt den Schutz-
zweck entsprechend den jeweiligen Erhaltungszie-
len und die erforderlichen Gebietsabgrenzungen. 
Es soll dargestellt werden, ob prioritäre Biotope 
oder prioritäre Arten zu schützen sind. Durch ge-
eignete Gebote und Verbote sowie Maßnahmen 
nach § 21 b ist sicherzustellen, dass den Anforde-
rungen des Artikels 6 der Richtlinie 92/43/EWG 
entsprochen wird. Weitergehende Schutzvorschrif-
ten bleiben unberührt. 

 

 

§ 33 
Schutzgebiete 

(1) Die Länder wählen die Gebiete, die der Kom-
mission nach Artikel 4 Abs. 1 der Richtlinie 
92/43/EWG und Artikel 4 Abs. 1 und 2 der Richtli-
nie 79/409/EWG zu benennen sind, nach den in 
dieser Vorschrift genannten Maßgaben aus. Sie 
stellen das Benehmen mit dem Bundesministeri-
um für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
her; das Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit beteiligt die anderen 
fachlich betroffenen Bundesministerien. Die aus-
gewählten Gebiete werden der Kommission vom 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit benannt. Es übermittelt der 
Kommission gleichzeitig Schätzungen über eine 
finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft, die zur 
Erfüllung der Verpflichtungen nach Artikel 6 Abs. 1 
der Richtlinie 92/43/EWG einschließlich der Zah-
lung eines finanziellen Ausgleichs für die Land-
wirtschaft erforderlich ist. 

(2) Die Länder erklären die in die Liste der Gebiete 
von gemeinschaftlicher Bedeutung eingetragenen 
Gebiete nach Maßgabe des Artikels 4 Abs. 4 der 
Richtlinie 92/43/EWG und die Europäischen Vo-
gelschutzgebiete entsprechend den jeweiligen 
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geeignete Gebote und Verbote sowie Pflege- 
und Entwicklungsmaßnahmen ist sicherzustel-
len, dass den Anforderungen des Artikels 6 
der Richtlinie 92/43/EWG entsprochen wird. 
Weitergehende Schutzbestimmungen bleiben 
unberührt. 

 
(3) Die Schutzerklärung kann unterbleiben, soweit 

durch vertragliche Vereinbarungen, nach an-
deren Rechtsvorschriften, nach Verwaltungs-
vorschriften oder durch die Verfügungsbefug-
nis eines öffentlichen oder gemeinnützigen 
Trägers ein gleichwertiger Schutz gewährleis-
tet ist. Sie kann auch unterbleiben, wenn nach 
§ 29 ein gleichwertiger Schutz gewährleistet 
ist, es sei denn, es sind zur Wahrung sonsti-
ger Interessen des Gemeinwohls, auch sol-
cher sozialer oder wirtschaftlicher Art, beson-
dere Bestimmungen erforderlich. 

 
(4) In einem Gebiet von gemeinschaftlicher Be-

deutung sind bis zur Unterschutzstellung nach 
Maßgabe der Absätze 1 bis 3 alle Vorhaben, 
Maßnahmen, Veränderungen oder Störungen, 
die zu erheblichen Beeinträchtigungen des 
Gebiets in seinen für die Erhaltungsziele 
maßgeblichen Bestandteilen führen können, 
unzulässig. In einem Konzertierungsgebiet 
nach Artikel 5 der Richtlinie 92/43/EWG sind 
die in Satz 1 genannten Handlungen unzuläs-
sig, sofern sie zu erheblichen Beeinträchti-
gungen der in ihm vorkommenden prioritären 
Biotope oder prioritären Arten führen können. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann un-
ter entsprechender Anwendung des § 30 Ab-
satz 4 Befreiungen erteilen. 

 

 

 

 

 

(3) Die Schutzerklärung nach den Absätzen 1 und 
2 kann unterbleiben, soweit nach anderen Rechts-
vorschriften, nach Verwaltungsvorschriften, durch 
die Verfügungsbefugnis eines öffentlichen oder 
gemeinnützigen Tr ägers oder durch vertragliche 
Vereinbarungen ein gleichwertiger Schutz gewähr-
leistet ist. Für die vertraglichen Vereinbarungen ist 
die oberste Naturschutzbehörde zuständig. 

 

 

 

(4) Ist ein Gebiet nach § 10 Abs. 6 des Bundesna-
turschutzgesetzes bekannt gemacht, sind  

1. in einem Gebiet von gemeinschaftlicher 
Bedeutung bis zur Unterschutzstellung,  

2. in einem Europäischen Vogelschutzgebiet 
vorbehaltlich besonderer Schutzvorschrif-
ten nach Absatz 2 

alle Vorhaben, Maßnahmen, Veränderungen oder 
Störungen, die zu erheblichen Beeinträchtigungen 
des Gebiets in seinen für die Erhaltungsziele 
maßgeblichen Bestandteilen führen können, unzu-
lässig. In einem Konzertierungsgebiet nach Artikel 
5 der Richtlinie 92/43/EWG sind die in Satz 1 ge-
nannten Handlungen, sofern sie zu erheblichen 

Erhaltungszielen zu geschützten Teilen von Natur 
und Landschaft im Sinne des § 22 Abs. 1. 

(3) Die Schutzerklärung bestimmt den Schutz-
zweck entsprechend den jeweiligen Erhaltungszie-
len und die erforderlichen Gebietsbegrenzungen. 
Es soll dargestellt werden, ob prioritäre Biotope 
oder prioritäre Arten zu schützen sind. Durch ge-
eignete Gebote und Verbote sowie Pflege- und 
Entwicklungsmaßnahmen ist sicherzustellen, dass 
den Anforderungen des Artikels 6 der Richtlinie 
92/43/EWG entsprochen wird. Weitergehende 
Schutzvorschriften bleiben unberührt. 

(4) Die Unterschutzstellung nach den Absätzen 2 
und 3 kann unterbleiben, soweit nach anderen 
Rechtsvorschriften, nach Verwaltungsvorschriften, 
durch die Verfügungsbefugnis eines öffentlichen 
oder gemeinnützigen Trägers oder durch vertragli-
che Vereinbarungen ein gleichwertiger Schutz 
gewährleistet ist. 

 

(5) Ist ein Gebiet nach § 10 Abs. 6 bekannt ge-
macht, sind 

1. in einem Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung bis zur Unterschutzstellung, 

2. in einem Europäischen Vogelschutzgebiet (vgl. 
§ 29 Entwurf)  
 
vorbehaltlich besonderer Schutzvorschriften im 
Sinne des § 22 Abs. 2 

alle Vorhaben, Maßnahmen, Veränderungen oder 
Störungen, die zu erheblichen Beeinträchtigungen 
des Gebiets in seinen für die Erhaltungsziele 
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(5) Absatz 4 gilt entsprechend für der Europäi-

schen Kommission gemeldete und im Amts-
blatt für Schleswig-Holstein nach § 27 be-
kanntgemachte, aber noch nicht in die Liste 
nach Artikel 4 Abs. 2 UnterAbs. 3 der Richtli-
nie 92/43 EWG eingetragene Gebiete. 

 

Beeinträchtigungen der in ihm vorkommenden 
prioritären Biotope oder prioritären Arten führen 
können, unzulässig. Dies gilt entsprechend für der 
Europäischen Kommission gemeldete, aber noch 
nicht nach den Absätzen 1 bis 3 geschützte Ge-
biete. Die zuständige Behörde kann unter den 
Voraussetzungen des § 20 e Abs. 4 bis 8 Aus-
nahmen von dem Verbot des Satzes 1 zulassen.  

 

maßgeblichen Bestandteilen führen können, unzu-
lässig. In einem Konzertierungs gebiet sind die in 
Satz 1 genannten Handlungen, sofern sie zu er-
heblichen Beeinträchtigungen der in ihm vorkom-
menden prioritären Biotope oder prioritären Arten 
führen können, unzulässig. 

 

§ 29 
Gesetzlicher Schutz von Natura 2000-Gebieten 
(zu § 33 Abs. 4 Bundesnaturschutzgesetz) 
 
(1) Die in der Anlage 1 zu diesem Gesetz genann-

ten Europäischen Vogelschutzgebiete werden 
zu Europäischen Vogelschutzgebieten erklärt 
und durch dieses Gesetz nach Maßgabe des 
Absatzes 2 unter Schutz gestellt. Die Anlage 1 
ist Bestandteil dieses Gesetzes. Die zuständi-
ge Naturschutzbehörde setzt die Abgren-
zungskarten nach § 27 Abs. 2 Satz 3, soweit 
erforderlich, in Karten im Maßstab 1 : 5.000 
um und verwahrt diese archivm äßig. 

 
(2) In einem nach Absatz 1 unter Schutz gestellten 

Europäischen Vogelschutzgebiet sind alle 
Vorhaben, Maßnahmen, Veränderungen oder 
Störungen, die zu erheblichen Beeinträchti-
gungen des Gebiets in seinen für die Erhal-
tungsziele maßgeblichen Bestandteilen führen 
können, verboten. Die zuständige Natur-
schutzbehörde kann unter entsprechender 
Anwendung des § 30 Abs. 4 Befreiungen er-
teilen. Satz 1 gilt nicht, soweit ein sonstiger 
gleichwertiger Schutz nach Maßgabe des § 28 
Abs. 1 bis 3 besteht. Weiter gehende Schutz-

 § 33 
Schutzgebiete 

(1) – (3) (s. §§ 27, 28 Entwurf) 

(4) Die Unterschutzstellung nach den Absätzen 2 
und 3 kann unterbleiben, soweit nach anderen 
Rechtsvorschriften, nach Verwaltungsvorschriften, 
durch die Verfügungsbefugnis eines öffentlichen 
oder gemeinnützigen Trägers oder durch vertragli-
che Vereinbarungen ein gleichwertiger Schutz 
gewährleistet ist. 
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vorschriften bleiben unberührt. 
 
(3) Die oberste Naturschutzbehörde kann durch 
Verordnung 
 

1. die Anlage nach Absatz 1 um Gebiete er-
gänzen, wenn und soweit dies erforderlich 
ist, um die Auswahlpflicht nach § 33 
Abs. 1 des Bundesnaturschutzgesetzes 
zu erfüllen, 
 

2. die jeweilige Gebietsabgrenzung anpas-
sen, insbesondere wenn und soweit dies 
wegen der tatsächlichen Entwicklung des 
betroffenen Gebietes erforderlich ist, 
 

3. Gebiete aus der Anlage nach Absatz 1 he-
rausnehmen, wenn deren Auswahl als Eu-
ropäische Vogelschutzgebiete nach Maß-
gabe der Richtlinie 79/409/EWG nicht 
mehr geboten ist. 

 
(4) Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung in 

Schleswig-Holstein, die als Entscheidung der 
Europäischen Kommission bis zum 
31.12.2009 im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaft bekannt gemacht werden, wer-
den ab dem 1. Januar 2010 zu gesetzlich ge-
schützten Gebieten von gemeinschaftlicher 
Bedeutung erklärt. Absatz 1 Satz 1 und 3 so-
wie Absatz 2 gelten entsprechend. 

 
§ 30 
Verträglichkeit und Unzulässigkeit von Projek-

§ 20 e  
Verträglichkeit und Unzulässigkeit von Projek-

§ 34 
Verträglichkeit und Unzulässigkeit von Projek-
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ten und Plänen, Ausnahmen, grenzüberschrei-
tende Behördenbeteiligung 
(zu § 34 Bundesnaturschutzgesetz) 
 
(1) Projekte sind vor ihrer Zulassung oder Durch-

führung auf ihre Verträglichkeit mit den Erhal-
tungszielen eines Gebiets von gemeinschaftli-
cher Bedeutung oder eines Europäischen Vo-
gelschutzgebiets zu überprüfen. Bei Schutz-
gebieten im Sinne des Unterabschnitts 1 er-
geben sich die Maßstäbe für die Verträglich-
keit aus dem Schutzzweck und den dazu er-
lassenen Vorschriften. 

 
(2) Die Projektträgerin oder der Projektträger muss 

in den nach den Rechtsvorschriften vorge-
schriebenen behördlichen Genehmigungs- 
oder Anzeigeverfahren alle Angaben machen, 
die zur Beurteilung der Verträglichkeit des 
Projektes erforderlich sind. 

 
 
 
 
 
(3) Ergibt die Prüfung der Verträglichkeit, dass das 

Projekt zu erheblichen Beeinträchtigungen ei-
nes in Absatz 1 genannten Gebiets in seinen 
für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck 
maßgeblichen Bestandteilen führen kann, ist 
es unzulässig. § 14 Absatz 1 und Absatz 2 
Satz 1 gilt entsprechend. 

 
(4) Abweichend von Absatz 3 darf ein Projekt nur 

zugelassen oder durchgeführt werden, soweit 
es 

ten und Plänen, Ausnahmen, grenzüberschrei-
tende Behördenbeteiligung 
(zu § 34 Bundesnaturschutzgesetz) 

(1) Projekte sind vor ihrer Zulassung oder Durch-
führung auf ihre Verträglichkeit mit den Erhal-
tungszielen eines Gebiets von gemeinschaftlicher 
Bedeutung oder eines Europäischen Vogelschutz-
gebiets zu überprüfen. Bei Schutzgebieten im 
Sinne der §§ 16 bis 20 ergeben sich die Maßstäbe 
für die Verträglichkeit aus dem Schutzzweck und 
den dazu erlassenen Vorschriften.  

(2) Bei Projekten, die ein Gebiet von gemein-
schaftlicher Bedeutung oder ein Europäisches 
Vogelschutzgebiet einzeln oder im Zusammenwir-
ken mit anderen Plänen oder Projekten erheblich 
beeinträchtigen können, muss die Projektträgerin 
oder der Projektträger in den nach den Rechtsvor-
schriften vorgeschriebenen behördlichen Gestat-
tungs- oder Anzeigeverfahren alle Angaben ma-
chen, die zur Beurteilung der Verträglichkeit des 
Projektes erforderlich sind. § 9 Abs. 2 gilt entspre-
chend. 

 

(3) Ergibt die Prüfung der Verträglichkeit, dass das 
Projekt zu erheblichen Beeinträchtigungen eines 
in Absatz 1 genannten Gebiets in seinen für die 
Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgebli-
chen Bestandteilen führen kann, ist es unzulässig. 

 

 

(4) Abweichend von Absatz 3 darf ein Projekt nur 

ten, Ausnahmen 
 
 
(1) Projekte sind vor ihrer Zulassung oder Durch-
führung auf ihre Verträglichkeit mit den Erhal-
tungszielen eines Gebiets von gemeinschaftlicher 
Bedeutung oder eines Europäischen Vogelschutz-
gebiets zu überprüfen. Bei Schutzgebieten im 
Sinne des § 22 Abs. 1 ergeben sich die Maßstäbe 
für die Verträglichkeit aus dem Schutzzweck und 
den dazu erlassenen Vorschriften. 

(2) Ergibt die Prüfung der Verträglichkeit, dass das 
Projekt zu erheblichen Beeinträchtigungen eines 
in Absatz 1 genannten Gebiets in seinen für die 
Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgebli-
chen Bestandteilen führen kann, ist es unzulässig. 

(3) Abweichend von Absatz 2 darf ein Projekt nur 
zugelassen oder durchgeführt werden, soweit es 

1. aus zwingenden Gründen des überwiegenden 
öffentlichen Interesses, einschließlich solcher so-
zialer oder wirtschaftlicher Art, notwendig ist und 

2. zumutbare Alternativen, den mit dem Projekt 
verfolgten Zweck an anderer Stelle ohne oder mit 
geringeren Beeinträchtigungen zu erreichen, nicht 
gegeben sind. 

(4) Befinden sich in dem vom Projekt betroffenen 
Gebiet prioritäre Biotope oder prioritäre Arten, 
können als zwingende Gründe des überwiegen-
den öffentlichen Interesses nur solche im Zusam-
menhang mit der Gesundheit des Menschen, der 
öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Landes-
verteidigung und des Schutzes der Zi vilbevölke-
rung, oder den maßgeblich günstigen Auswirkun-
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1. aus zwingenden Gründen des überwie-
genden öffentlichen Interesses, ein-
schließlich solcher sozialer oder wirt-
schaftlicher Art, notwendig ist und 

 

2. zumutbare Alternativen, den mit dem Pro-
jekt verfolgten Zweck an anderer Stelle 
ohne oder mit geringeren Beeinträchti-
gungen zu erreichen, nicht gegeben sind. 

 
(5) Werden von dem Projekt prioritäre Biotope 

oder prioritäre Arten betroffen, können als 
zwingende Gründe des überwiegenden öffent-
lichen Interesses nur solche im Zusammen-
hang mit der Gesundheit des Menschen, der 
öffentlichen Sicherheit einschließlich der Lan-
desverteidigung und des Schutzes der Zivilbe-
völkerung, oder den maßgeblich günstigen 
Auswirkungen auf die Umwelt geltend ge-
macht werden. Sonstige Gründe im Sinne des 
Absatzes 4 Nr. 1 können nur berücksichtigt 
werden, wenn die nach Absatz 7 zuständige 
Behörde zuvor über die jeweilige oberste Lan-
desbehörde sowie das für Naturschutz zu-
ständige Bundesministerium eine Stellung-
nahme der Kommission eingeholt hat. 

 
(6) Soll ein Projekt nach Absatz 4 auch in Verbin-

dung mit Absatz 5 zugelassen oder durchge-
führt werden, sind die zur Sicherung des Zu-
sammenhanges des Europäischen ökologi-
schen Netzes „Natura 2000“ notwendigen 
Maßnahmen dem Projektträger aufzuerlegen. 
Die Maßnahmen nach Satz 1 müssen dazu in 

zugelassen oder durchgeführt werden, soweit es 

1. aus zwingenden Gründen des überwie-
genden öffentlichen Interesses, ein-
schließlich solcher sozialer oder wirt-
schaftlicher Art, notwendig ist und  

2. zumutbare Alternativen, den mit dem Pro-
jekt verfolgten Zweck an anderer Stelle 
ohne oder mit geringeren Beeinträchti-
gungen zu erreichen, nicht gegeben sind. 

 

 

(5) Werden von dem Projekt prioritäre Biotope 
oder prioritäre Arten betroffen, können als zwin-
gende Gründe des überwiegenden öffentlichen 
Interesses nur solche im Zusammenhang mit der 
Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Si-
cherheit einschließlich der Landesverteidigung 
und des Schutzes der Zivilbevölkerung oder den 
maßgeblich günstigen Auswirkungen auf die Um-
welt geltend gemacht werden. Sonstige Gründe im 
Sinne des Absatzes 4 Nr. 1 können nur berück-
sichtigt werden, wenn die nach Absatz 7 zuständi-
ge Behörde zuvor über das Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit eine 
Stellungnahme der Kommission eingeholt hat. 

 

(6) Soll ein Projekt nach Absatz 4 oder Absatz 5 
zugelassen oder durchgeführt werden, sind die zur 
Sicherung des Zusammenhanges des Europäi-
schen ökologischen Netzes "Natura 2000" not-
wendigen Maßnahmen der Projektträgerin oder 
dem Projektträger aufzuerlegen. Die nach Absatz 
7 zuständige Behörde unterrichtet die Kommission 

gen des Projekts auf die Umwelt geltend gemacht 
werden. Sonstige Gründe im Sinne des Absatzes 
3 Nr. 1 können nur berücksichtigt werden, wenn 
die zuständige Behörde zuvor über das Bundes-
ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit eine Stellungnahme der Kommission 
eingeholt hat. 

(5) Soll ein Projekt nach Absatz 3, auch in Verbin-
dung mit Absatz 4, zugelassen oder durchgeführt 
werden, sind die zur Sicherung des Zusammen-
hangs des Europäischen ökologischen Netzes 
"Natura 2000" notwendigen Maßnahmen vorzuse-
hen. Die zuständige Behörde unterrichtet die 
Kommission über das Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit über die 
getroffenen Maßnahmen. 
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der Regel zu dem Zeitpunkt wirksam sein, in 
dem die Beeinträchtigung des Gebiets durch 
das Projekt eintritt. Die nach Absatz 7 zustän-
dige Behörde unterrichtet die Kommission ü-
ber die jeweilige oberste Landesbehörde so-
wie das für Naturschutz zuständige Bundes-
ministerium über die getroffenen Maßnahmen. 

 
(7) Die Verträglichkeit des Projektes und die Aus-

nahmevoraussetzungen werden von der Be-
hörde geprüft, die nach anderen Rechtsvo r-
schriften für die behördliche Gestattung oder 
Entgegennahme einer Anzeige zuständig ist. 
Sie trifft ihre Entscheidung im Benehmen mit 
der für die Eingriffsregelung zuständigen Na-
turschutzbehörde. Ist eine gesonderte Ent-
scheidung der Naturschutzbehörde erforder-
lich, entscheidet diese über Verträglichkeit und 
Zulässigkeit. 

 
(8) Die Absätze 1 bis 7 finden auf Pläne im Sinne 

von § 35 des Bundesnaturschutzgesetzes 
entsprechende Anwendung. 

 
(9) Wenn ein in einem anderen Land oder Mit-

gliedstaat der Europäischen Union geplantes 
Vorhaben erhebliche Auswirkungen auf Ge-
biete von gemeinschaftlicher Bedeutung oder 
Europäische Vogelschutzgebiete in Schles-
wig-Holstein haben kann, ersucht die Behör-
de, die für ein gleichartiges Verfahren in 
Schleswig-Holstein zuständig wäre, die zu-
ständige Behörde in dem anderen Land oder 
Mitgliedstaat um Unterlagen über das Vorha-
ben. § 15 des Landes-UVP-Gesetzes gilt ent-
sprechend. 

über die jeweilige oberste Landesbehörde sowie 
das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit über die getroffenen Maß-
nahmen. 

 

 

 

(7) Die Verträglichkeit des Projektes und die Aus-
nahmevoraussetzungen werden von der Behörde 
geprüft, die nach anderen Rechtsvorschriften für 
die behördliche Gestattung oder Entgegennahme 
einer Anzeige zuständig ist. Sie trifft ihre Ent-
scheidung im Benehmen mit der für die Eingriffs-
regelung zuständigen Naturschutzbehörde. Ist 
eine gesonderte Entscheidung der Naturschutz-
behörde erforderlich, entscheidet diese über Ver-
träglichkeit und Zulässigkeit. 

 

(8) Die Absätze 1 bis 7 finden auf Pläne entspre-
chende Anwendung, soweit nicht Vorschriften des 
Bundesnaturschutzgesetzes oder andere Rechts-
vorschriften vorgehen. 

(9) Wenn ein in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union geplantes Vorhaben erhebli-
che Auswirkungen auf Schutzgebiete nach § 20 a 
in Schleswig-Holstein haben kann, ersucht die 
zuständige Landesbehörde, die für ein gleicharti-
ges Verfahren in Schleswig-Holstein zuständig 
wäre, die zuständige Behörde im Mitgliedstaat um 
Unterlagen über das Vorhaben. § 15 des Landes-
UVP-Gesetzes gilt entsprechend.  

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

§ 35 
Pläne 

 

§ 34 ist entsprechend anzuwenden bei 

1. Linienbestimmungen nach § 16 des Bundes-
fernstraßengesetzes, § 13 des Bundeswasser-
straßengesetzes oder § 2 Abs. 1 des Verkehrswe-
geplanungsbeschleunigungsgesetzes sowie 
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(10) Wenn ein Vorhaben in Schleswig-Holstein 

erhebliche Auswirkungen auf Gebiete von 
gemeinschaftlicher Bedeutung oder Europäi-
sche Vogelschutzgebiete in einem anderen 
Land oder Mitgliedstaat der Europäischen U-
nion haben kann, unterrichtet die zuständige 
Behörde frühzeitig die von dem anderen Land 
oder Mitgliedstaat benannte Behörde anhand 
von geeigneten Unterlagen. § 12 des Landes-
UVP-Gesetzes gilt entsprechend. 

 

 

(10) Wenn ein Vorhaben in Schleswig-Holstein 
erhebliche Auswirkungen auf Schutzgebiete nach 
den Richtlinien 92/42/EWG oder 79/409/EWG in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union haben kann, unterrichtet die zuständige 
Behörde frühzeitig die vom Mitgliedstaat benannte 
Behörde anhand von geeigneten Unterlagen. § 12 
des Landes-UVP-Gesetzes gilt entsprechend.  

 

2. sonstigen Plänen, bei Raumordnungsplänen im 
Sinne des § 3 Nr. 7 des Raumordnungsgesetzes 
mit Ausnahme des § 34 Abs. 1 Satz 1. 

Bei Bauleitplänen und Satzungen nach § 34 Abs. 
4 Satz 1 Nr. 3 des Baugesetzbuchs ist § 34 Abs. 1 
Satz 2 und Abs. 2 bis 5 entsprechend anzuwen-
den. 

 

§ 31 
Gentechnisch veränderte Organismen 
(zu § 34 a Bundesnaturschutzgesetz) 
 
Wer 
 

1. Freisetzungen gentechnisch veränderter 
Organismen oder 
 

2. die land-, forst- und fischereiwirtschaftli-
che Nutzung von rechtmäßig in Verkehr 
gebrachten Produkten, die gentechnisch 
veränderte Organismen enthalten oder 
aus solchen bestehen, sowie den sonsti-
gen, insbesondere auch nicht erwerbs-
wirtschaftlichen, Umgang mit solchen Pro-
dukten, der in seinen Auswirkungen den 
vorgenannten Handlungen vergleichbar 
ist, innerhalb eines Gebiets von ge-
meinschaftlicher Bedeutung oder eines 
Europäischen Vogelschutzgebiets, 

 
soweit sie, einzeln oder im Zusammenwirken mit 

 § 34a 
Gentechnisch veränderte Organismen 
 

Auf 

1. Freisetzungen gentechnisch veränderter 
Organismen und 

2. die land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Nut-
zung von rechtmäßig in Verkehr gebrachten Pro-
dukten, die gentechnisch veränderte Organismen 
enthalten oder aus solchen bestehen, sowie den 
sonstigen, insbesondere auch nicht erwerbswirt-
schaftlichen, Umgang mit solchen Produkten, der 
in seinen Auswirkungen den vorgenannten Hand-
lungen vergleichbar ist, innerhalb eines Gebiets 
von gemeinschaftlicher Bedeutung oder eines 
Europäischen Vogelschutzgebiets, 

soweit sie, einzeln oder im Zusammenwirken mit 
anderen Projekten oder Plänen, geeignet sind, ein 
Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung oder ein 
Europäisches Vogelschutzgebiet erheblich zu 
beeinträchtigen, ist § 34 Abs. 1 und 2 entspre-
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anderen Projekten oder Plänen, geeignet sind, ein 
Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung oder ein 
Europäisches Vogelschutzgebiet erheblich zu 
beeinträchtigen, beabsichtigt, hat dies der zustän-
digen Naturschutzbehörde anzuzeigen. § 30 Abs. 
1 bis 3 gelten entsprechend. Die zuständige Na-
turschutzbehörde bestätigt den Eingang der An-
zeige schriftlich. Die beabsichtigte Maßnahme darf 
zwei Monate nach Eingang der Anzeige begonnen 
werden, wenn die zuständige Naturschutzbehörde 
sie nicht zuvor entsprechend § 30 Abs. 3 für unzu-
lässig erklärt hat. 
 

chend anzuwenden. 

 

§ 32 
Verhältnis zu anderen Rechtsvorschriften 
(zu § 37 Bundesnaturschutzgesetz) 
 
Für Vorhaben im Sinne des § 29 des Baugesetz-
buchs gilt § 30 nach Maßgabe des § 37 Abs. 1 
des Bundesnaturschutzgesetzes. Für geschützte 
Teile von Natur und Landschaft im Sinne der Un-
terabschnitte 1 und 2 gilt § 30 nur dann, wenn die 
Schutzvorschriften einschließlich der Vorschriften 
über Ausnahmen und Befreiungen keine strenge-
ren Regelungen für die Zulassung von Projekten 
enthalten. Handelt es sich bei den Projekten um 
Eingriffe in Natur und Landschaft, bleiben die Vor-
schriften des Abschnittes III sowie die §§ 20 und 
21 des Bundesnaturschutzgesetzes unberührt. 
 

§ 20 f  
Verhältnis zu anderen Rechtsvorschriften 
(zu § 37 BNatSchG) 

(1) Für geschützte Teile von Natur und Landschaft 
und geschützte Biotope im Sinne des § 15 a sind 
§ 20 e dieses Gesetzes und § 36 des Bundesna-
turschutzgesetzes nur insoweit anzuwenden, als 
die Schutzvorschriften einschließlich der Vorschrif-
ten über Ausnahmen und Befreiungen keine 
strengeren Regeln für die Zulassung von Projek-
ten enthalten. Die Pflichten nach § 20 e Abs. 5 
Satz 2 über die Beteiligung der Kommission und 
nach § 20 e Abs. 6 Satz 2 über die Unterrichtung 
der Kommission bleiben unberührt. 

(2) Handelt es sich bei Projekten um Eingriffe in 
Natur und Landschaft, bleiben die §§ 7 bis 9 a 
sowie die §§ 20 und 21 des Bundesnaturschutz-
gesetzes unberührt. 

 

 

§ 37 
Verhältnis zu anderen Rechtsvorschriften 

(1) § 34 gilt nicht für Vorhaben im Sinne des § 29 
des Baugesetzbuchs in Gebieten mit Bebauungs-
plänen nach § 30 des Baugesetzbuchs und wäh-
rend der Planaufstellung nach § 33 des Bauge-
setzbuchs. Für Vorhaben im Innenbereich nach § 
34 des Baugesetzbuchs, im Außenbereich nach § 
35 des Baugesetzbuchs sowie für Bebauungsplä-
ne, soweit sie eine Planfeststellung ersetzen, 
bleibt die Geltung des § 34 unberührt. 

(2) Für geschützte Teile von Natur und Landschaft 
und geschützte Biotope im Sinne des § 30 sind die 
§§ 34 und 36 nur insoweit anzuwenden, als die 
Schutzvorschriften, einschließlich der Vorschriften 
über Ausnahmen und Befreiungen, keine strenge-
ren Regelungen für die Zulassung von Projekten 
enthalten. Die Pflichten nach § 34 Abs. 4 Satz 2 
über die Beteiligung der Kommission und nach § 
34 Abs. 5 Satz 2 über die Unterrichtung der Kom-
mission bleiben jedoch unberührt. 

(3) Handelt es sich bei Projekten um Eingriffe in 
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Natur und Landschaft, bleiben die im Rahmen des 
§ 19 erlassenen Vorschriften der Länder sowie die 
§§ 20 und 21 unberührt. 

 Unterabschnitt 4: 
Vollzug der Biotopschutzvorschriften und 
Schutzverordnungen 

§ 21 a 
Begehung von Naturschutzgebieten 

(1) Die Beauftragten der unteren Naturschutzbe-
hörden sollen Naturschutzgebiete regelmäßig 
begehen und die erforderlichen Maßnahmen des 
Naturschutzes und die Wirksamkeit von durchge-
führten Maßnahmen feststellen. Von einer Bege-
hung kann abgesehen werden, wenn die Maß-
nahmen und deren Wirkung bereits anderweitig 
festgestellt und schriftlich festgehalten sind. 

(2) Die Gemeinde und Eigentümerinnen und Ei-
gentümer oder Nutzungsberechtigte sind zu der 
Begehung hinzuzuziehen. 

(3) Die untere Naturschutzbehörde empfiehlt auf-
grund des Begehungsprotokolls, der Betreuungs-
berichte (§ 21 d Abs. 7) und der Vorschläge der 
Gemeinde der oberen Naturschutzbehörde die 
erforderlichen Maßnahmen des Naturschutzes. 

§ 21 b Schutz- und Entwicklungsmaßnahmen 
auf geschützten Flächen  
(s.u. zu § 33 des Entwurfes) 

§ 21 c 
Sicherung des Schutzes bei Ausnahmen und 
Befreiungen 

(1) Soll aufgrund der Biotopschutzvorschriften 
oder Schutzverordnungen eine Genehmigung 

 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 16. Wahlperiode Drucksache 16/694 
 

103 

LNatSchG-Entwurf Stand 28.02.2006 LNatSchG BNatSchG 

erteilt oder eine Ausnahme oder Befreiung zuge-
lassen werden, finden die Vorschriften nach den 
§§ 8 und 8 b über Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen oder eine Ausgleichszahlung entspre-
chende Anwendung. 

(2) Werden Veränderungen oder Störungen in den 
geschützten oder einstweilig sichergestellten Tei-
len der Natur entgegen den Vorschriften dieses 
Abschnitts vorgenommen, ist § 9 a entsprechend 
anzuwenden. 

 

§ 21 d Betreuung geschützter Gebiete  
(s.o.zu § 24 des  Entwurfes) 

Unterabschnitt 4 
Schutz- und Entwicklungsmaßnahmen  
 
§ 33 
Schutz- und Entwicklungsmaßnahmen auf 
geschützten Flächen 
 
(1) Die zuständige Naturschutzbehörde legt die 

Maßnahmen fest, die zum Schutz und zur 
Entwicklung 

 
1. der gesetzlich geschützten Biotope, 

 
2. der Gebiete von gemeinschaftlicher Be-

deutung und der Europäischen Vogel-
schutzgebiete, 

 
3. der geschützten Gebiete und Flächen, de-

ren Schutzerklärungen keine Maßnahmen 
des Naturschutzes (§ 15 Abs. 2 Nr. 4) 
vorsehen oder 

 

 

§ 21 b 
Schutz- und Entwicklungsmaßnahmen auf 
geschützten Flächen 

(1) Die zuständige Naturschutzbehörde legt die 
Maßnahmen fest, die zum Schutz und zur Ent-
wicklung 

1. der gesetzlich geschützten Biotope,  

2. der geschützten Gebiete und Flächen, 
deren Schutzverordnungen keine Maßnahmen 
des Naturschutzes (§ 16 Abs. 2 Nr. 5) vorse-
hen oder  

3. einstweilig sichergestellter Flächen 

erforderlich sind. Die untere Naturschutzbehörde 
führt die nach Satz 1 festgelegten Maßnahmen 
nach Anhörung der Eigentümerinnen, Eigentümer 
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4. einstweilig sichergestellter Flächen 

 
erforderlich sind. In den Fällen des Satzes 1 
Nr. 2 muss die Planung und der Vollzug der 
Maßnahmen ökologische, wissenschaftliche 
und kulturelle Erfordernisse berücksichtigen, 
wobei insbesondere auch den wirtschaftlichen 
und Freizeit bedingten Erfordernissen Rech-
nung zu tragen ist. Soweit erforderlich, stellt 
die zuständige Naturschutzbehörde dabei un-
ter geeigneter Beteiligung der Betroffenen 
Maßnahmenpläne für die jeweiligen Gebiete 
auf. 

 

(2) Die unteren Naturschutzbehörden unterbreiten 
Vorschläge für Maßnahmen und setzen die 
festgelegten Maßnahmen um, soweit nicht die 
nach Absatz 1 zuständige Naturschutzbehör-
de im Einzelfall eine andere Regelung trifft. 

 

und Nutzungsberechtigten durch. 

(2) Eigentümerinnen und Eigentümer und sonstige 
Nutzungsberechtigte sind verpflichtet, die festge-
legten oder in den Schutzverordnungen vorgese-
henen Maßnahmen des Naturschutzes zu dul-
den.(vgl. § 62 Abs. 1 Entwurf) Die untere Natur-
schutzbehörde soll den Duldungspflichtigen Gele-
genheit geben, die Maßnahme selbst durchzufüh-
ren. Machen die Duldungspflichtigen hiervon nicht 
Gebrauch, soll sie den Verpflichteten bekannt 
geben, von wem und wann die Maßnahme durch-
geführt wird. 

(3) Die nach Absatz 5 zuständige Naturschutzbe-
hörde kann mit den Eigentümerinnen oder Eigen-
tümern, den sonstigen Nutzungsberechtigten oder 
mit den in einer juristischen Person zusammenge-
schlossenen Eigentümerinnen und Eigentümern 
von Grundstücken 

1. im Geltungsbereich von Schutzverord-
nungen und gesetzlich geschützten Bioto-
pen,  

2. für die Schaffung ökologischer Randstrei-
fen an Knicks, Wegen und Gewässern,  

3. im Geltungsbereich von einstweilig nach § 
21 Abs. 4 sichergestellten Gebieten und  

4. in einem Bereich, der in einem festgestell-
ten Landschaftsrahmenplan oder Land-
schaftsplan als vorrangige Fläche für den 
Naturschutz ausgewiesen ist, 

öffentlich-rechtliche Vereinbarungen treffen, die 
die Nutzungsberechtigten zur Durchführung von 
Naturschutzmaßnahmen oder zu einer nicht be-
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reits durch eine Rechtsvorschrift angeordneten 
Unterlassung oder eines Gebots gegen Zahlung 
eines angemessenen Entgelts verpflichten. Das 
Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Land-
wirtschaft kann durch Verordnung Bestimmungen 
treffen über die Ausgestaltung dieser Vereinba-
rungen, über die Höhe des Entgelts, die zur Zah-
lung verpflichtete Stelle und die Anrechnung von 
Zahlungen für das Grundstück aus anderem 
Rechtsgrund. 

(4) Die Naturschutzbehörde, bei nach den §§ 17 
und 21 geschützten Gebieten die obere Natur-
schutzbehörde, kann die Duldung nach Absatz 2 
auch anordnen, wenn die zu duldende Maßnahme 
zu einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nut-
zung des Grundstücks führt und eine Vereinba-
rung über die Inanspruchnahme des Grundstücks 
für die Durchführung der Maßnahmen des Natur-
schutzes nicht zustande kommt. Diese Anordnung 
berechtigt die Naturschutzbehörde, die Fläche 
gegen angemessene Entschädigung für die fest-
gesetzten Zwecke zu nutzen. Sie ist gegenüber 
der Rechtsnachfolgerin oder dem Rechtsnachfol-
ger wirksam. Auch Wirtschaftserschwernisse sind 
der Eigentümerin oder dem Eigentümer oder Nut-
zungsberechtigten angemessen in Geld zu ent -
schädigen. Die Eigentümerin oder der Eigentümer 
kann die Übernahme des Grundstücks nach Maß-
gabe des § 42 Abs. 2 verlangen (vg. § 62 Abs. 2 
Entwurf) 

(5) Zuständig nach den Absätzen 1 und 4 ist hin-
sichtlich der geschützten Gebiete oder Bestandtei-
le im Sinne des § 16 Abs. 1 die für die Unter-
schutzstellung zuständige Naturschutzbehörde. 
Soweit das Land die Maßnahmen finanziert, ist die 
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oberste Naturschutzbehörde oder die im Rahmen 
des § 45 a bestimmte Behörde zuständig. Die 
obere Naturschutzbehörde ist für die Festlegung 
von Schutz- und Entwicklungsmaßnahmen und für 
Maßnahmen nach Absatz 3 in nach §§ 15 a, 17 
und 21 geschützten Gebieten zuständig. Im Übri-
gen ist die untere Naturschutzbehörde zustän-
dig.(Regelung in ZustVO geplant) Die Natur-
schutzbehörden können sich bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben auch anderer Behörden oder Stel-
len bedienen. 

(6) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für 
Landschaftsbestandteile, die nach § 20 Abs. 3 
durch Satzung oder im Rahmen des § 45 c Abs. 2 
durch Verordnung der Gemeinde geschützt wer-
den. An die Stelle der Naturschutzbehörde tritt die 
zuständige Behörde der Gemeinde. 

Abschnitt V 
Artenschutz 
 
§ 34 
Allgemeine Vorschriften für den Artenschutz 
(zu §§ 39, 40, 41 Bundesnaturschutzgesetz) 
 
(1) Für die Aufgaben des Artenschutzes gilt § 39 

Abs. 1 des Bundesnaturschutzgesetzes. 
 
(2) Es ist verboten, 
 

1. wild lebende Tiere ohne vernünftigen 
Grund zu beunruhigen, zu fangen, zu ve r-
letzen oder zu töten, 

 
2. wild wachsende Pflanzen ohne vernünfti-

gen Grund zu entnehmen oder zu schädi-
gen, 

 
 
 
§ 22 
Aufgaben des Artenschutzes 

(zu § 39 Bundesnaturschutzgesetz) 

Die Vorschriften dieses Abschnitts dienen dem 
Schutz und der Pflege der wild lebenden Tier- und 
Pflanzenarten in ihrer natürlichen und historisch 
gewachsenen Vielfalt. Der Artenschutz umfasst 
insbesondere 

1. den Schutz der Tiere und Pflanzen und ihrer 
Lebensgemeinschaften vor Beeinträchtigungen 
durch den Menschen, 

2. den Schutz, die Pflege, die Entwicklung und die 
Wiederherstellung der Biotope wild lebender Tier- 

 
 
 
§ 39 
Aufgaben des Artenschutzes 
 

(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts dienen dem 
Schutz und der Pflege der wild lebenden Tier- und 
Pflanzenarten in ihrer natürlichen und historisch 
gewachsenen Vielfalt. Der Artenschutz umfasst 

1. den Schutz der Tiere und Pflanzen und ihrer 
Lebensgemeinschaften vor Beeinträchtigungen 
durch den Menschen, 

2. den Schutz, die Pflege, die Entwicklung und die 
Wiederherstellung der Biotope wild lebender Tier- 
und Pflanzenarten sowie die Gewährleistung ihrer 
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3. Lebensstätten wild lebender Tier- und 

Pflanzenarten ohne vernünftigen Grund zu 
beeinträchtigen oder zu zerstören, 

 
4. Bodenvegetation abzubrennen oder auf 

nicht land- oder forstwirtschaftlich genutz-
ten Flächen so zu behandeln, dass die 
Pflanzen- und Tierwelt nachhaltig beein-
trächtigt wird. 

 
(3) Es ist verboten, Tiere oder Pflanzen gebiets-

fremder Arten ohne Genehmigung der zustän-
digen Naturschutzbehörde in der freien Natur 
anzusiedeln oder auszusetzen. Die Genehmi-
gung ist zu versagen, wenn die Gefahr einer 
Verfälschung der Tier- oder Pflanzenwelt der 
Mitgliedstaaten oder eine Gefährdung des Be-
standes oder der Verbreitung wild lebender 
Tier- oder Pflanzenarten der Mitgliedstaaten 
oder von Populationen solcher Arten nicht 
auszuschließen ist. Keiner Genehmigung be-
darf 
 
1. der Anbau von Pflanzen in der Land- und 

Forstwirtschaft, 
 

2. das Einsetzen von Tieren 
 
a) nicht gebietsfremder Arten, 
 
b) gebietsfremder Arten, sofern das Ein-
setzen einer pflanzenschutzrechtlichen 
Genehmigung bedarf, bei der die Belange 
des Artenschutzes berücksichtigt sind, 
zum Zweck des biologischen Pflanzen-

und Pflanzenarten sowie die Gewährleistung ihrer 
sonstigen Lebensbedingungen, 

3. die Ansiedlung von Tieren und Pflanzen ve r-
drängter wild lebender Arten in geeigneten Biot o-
pen innerhalb ihres natürlichen Verbreitungsgebie-
tes. 

 

§ 24 
Allgemeiner Schutz der Pflanzen und Tiere 

(1) Es ist verboten, 

1. wild wachsende Pflanzen ohne ver-
nünftigen Grund zu entnehmen oder 
zu schädigen,  

2. wild lebende Tiere ohne ve rnünftigen 
Grund zu beunruhigen, zu fangen, zu 
verletzen oder zu töten,  

3. Lebensstätten wild lebender Tier- und 
Pflanzenarten ohne vernünftigen 
Grund zu beeinträchtigen oder zu zer-
stören,  

4. Bodenvegetation abzubrennen oder 
auf Wiesen und nicht land- und forst-
wirtschaftlich genutzten Flächen so zu 
behandeln, dass die Pflanzen- und 
Tierwelt nachhaltig beeinträchtigt wird,  

5. Bäume mit Bruthöhlen des Schwarz-
spechts oder ähnlich großen Bruthöh-
len oder mit Nestern oder Horsten von 
Schwarzstörchen, Graureihern und 

sonstigen Lebensbedingungen, 

3. die Ansiedlung von Tieren und Pflanzen ve r-
drängter wild lebender Arten in geeigneten Biot o-
pen innerhalb ihres natürlichen Verbreitungsge-
biets. 

(2) Die Vorschriften des Pflanzenschutzrechts, des 
Tierschutzrechts, des Seuchenrechts sowie des 
Forst-, Jagd- und Fischereirechts bleiben von den 
Vorschriften dieses Abschnitts und den auf Grund 
und im Rahmen dieses Abschnitts erlassenen 
Rechtsvorschriften unberührt. Soweit in jagd- oder 
fischereirechtlichen Vorschriften keine besonderen 
Bestimmungen zum Schutz und zur Pflege der 
betreffenden Arten bestehen oder erlassen wer-
den, sind vorbehaltlich der Rechte der Jagdausü-
bungs- oder Fischereiberechtigten die Vorschriften 
dieses Abschnitts und die auf Grund und im Rah-
men dieses Abschnitts erlassenen Rechtsvor-
schriften anzuwenden. 

 

§ 40 
Allgemeine Vorschriften für den Arten- und 
Biotopschutz 
 

(1) Zur Vorbereitung, Durchführung und Überwa-
chung der Aufgaben nach § 39 Abs. 1 treffen die 
Länder geeignete Maßnahmen 

1. zur Darstellung und Bewertung der unter dem 
Gesichtspunkt des Artenschutzes bedeutsamen 
Populationen, Lebensgemeinschaften und Biotope 
wild lebender Tier- und Pflanzenarten, einschließ-
lich der Arten von gemeinschaftlichem Interesse, 
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schutzes, 
 

3. das Ansiedeln von dem Jagd- oder 
Fischereirecht unterliegenden Tieren nicht 
gebietsfremder Arten. 
 

(4) Soweit es aus Gründen des Artenschutzes 
erforderlich ist, können die zuständigen Natur-
schutzbehörden anordnen, dass in der freien 
Natur ungenehmigt angesiedelte oder ausge-
setzte Tiere und Pflanzen, die eine erhebliche 
Gefahr für den Bestand oder die Verbreitung 
wild lebender Tier- und Pflanzenarten im In-
land oder im Gebiet der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union darstellen, beseitigt wer-
den. Die oberste Naturschutzbehörde kann 
das Nähere zum Verfahren, zu den betroffe-
nen Arten und zu den erforderlichen Maß-
nahmen durch Verordnung regeln. 

 
(5) Unbeschadet weitergehender Rechtsvorschrif-

ten ist es verboten, 
1. in der Zeit vom 15. März bis 30. Septem-

ber Bäume, Knicks, wildwachsende He-
cken und Gebüsch sowie Röhrichtbestän-
de zu fällen, zu roden, zurückzuschneiden 
oder auf sonstige Weise zu beseitigen, 
 

2. Bäume mit Horsten oder Bruthöhlen zu 
besteigen oder zu beseitigen. 

 
Das Verbot in Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für Maßnah-
men der Forstwirtschaft im Rahmen der guten 
fachlichen Praxis und im Gartenbau sowie für 
behördlich angeordnete oder zugelassene Maß-
nahmen, die im öffentlichen Interesse nicht zu 

Greifvögeln abzuholzen, Brut- und 
Nistplätze des Kranichs zu beschädi-
gen oder zu zerstören, die genannten 
Bruthöhlen, Nester, Horste oder Brut- 
und Nistplätze durch Abholzung der 
unmittelbaren Umgebung zu gefähr-
den oder einen Umkreis von 100 Me-
tern um die genannten Bäume oder 
Brut- und Nistplätze in der Zeit vom 1. 
Januar bis 31. Juli zu betreten. 

Von dem Verbot der Nummer 5 kann die Natur-
schutzbehörde Ausnahmen zulassen. 

(2) Zulässig bleibt, soweit die Arten nicht beson-
ders geschützt sind, das Pflücken eines Hand-
straußes an Stellen, die betreten werden dürfen. 
Auch das Sammeln von nicht besonders ge-
schützten Kräutern, Pilzen und Wildfrüchten zum 
eigenen Verbrauch ist an diesen Stellen zulässig. 

(3) Das gewerbsmäßige Sammeln von wild leben-
den Tieren, Pflanzen, Pilzen und Früchten, auch 
der nicht besonders geschützten Arten, oder Tei-
len davon ist verboten. Die obere Naturschutzbe-
hörde kann Ausnahmen zulassen, wenn eine Be-
einträchtigung des Naturhaushalts, der natürlichen 
Bestände und Vorkommen oder eine Verkleine-
rung des Verbreitungsgebietes auszuschließen ist 
und für den Antrag auf Ausnahme ein im Interesse 
des Gemeinwohls bedeutsamer Grund vorge-
bracht werden kann. Die Verbote gelten vorbehalt-
lich anderer Schutzvorschriften nicht, soweit im 
Rahmen der guten fachlichen Praxis bei der land-, 
forst- und fischereiwirtschaftlichen Bodennutzung 
eine Beeinträchtigung nicht vermieden werden 

der europäischen Vogelarten sowie der besonders 
geschützten oder sonst in ihrem Bestand gefähr-
deten Arten, 

2. zur Festlegung von Schutz-, Pflege- und Ent-
wicklungszielen und zu deren Verwirklichung. 

(2) Die Länder erlassen zur Verwirklichung des 
Arten- und Biotopschutzes weitere Vorschriften, 
insbesondere über den Schutz von Biotopen wild 
lebender Tier- und Pflanzenarten. 

 

§ 41 
Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und 
Pflanzen 
 

(1) Die Länder erlassen Vorschriften über den 
Schutz der wild lebenden Tiere und Pflanzen. 
Dabei ist insbesondere zu regeln, 

1. Tiere nicht mutwillig zu beunruhigen oder ohne 
vernünftigen Grund zu fangen, zu verletzen oder 
zu töten, 

2. Pflanzen nicht ohne vernünftigen Grund von 
ihrem Standort zu entnehmen oder zu nutzen oder 
ihre Bestände niederzuschlagen oder auf sonstige 
Weise zu verwüsten, 

3. Lebensstätten nicht ohne vernünftigen Grund zu 
beeinträchtigen oder zu zerstören, 

soweit sich aus § 42 Abs. 1 kein strengerer Schutz 
ergibt. 

(2) Die Länder treffen unter Beachtung des Arti-
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anderer Zeit oder auf andere Weise mit dem glei-
chen Ergebnis durchgeführt werden können. Das 
Verbot gilt auch nicht, wenn die Genehmigung für 
ein Bauvorhaben in die Verbotsfrist fällt und nur 
geringfügiger Gehölzbewuchs zur Verwirklichung 
der Baumaßnahme beseitigt werden muss. Von 
dem Verbot in Satz 1 Nr. 2 kann die zuständige 
Naturschutzbehörde Ausnahmen zulassen. 
 
(6) Jedermann ist berechtigt, in geringen Mengen 

Beeren, Blumen, Kräuter, Gräser, Zweige, 
Nüsse und Pilze für den eigenen Bedarf zu 
sammeln, soweit die Arten nicht geschützt 
sind. Das gewerbsmäßige Sammeln wild le-
bender Tiere und Pflanzen bedarf der Ge-
nehmigung durch die zuständige 
Naturschutzbehörde. 

 

kann. 

(4) Unbeschadet weitergehender Rechtsvorschrif-
ten, insbesondere des Abschnitts IV dieses Ge-
setzes, ist es in der Zeit vom 15. März bis zum 30. 
September verboten, Bäume, Knicks, Hecken, 
anderes Gebüsch sowie Röhrichtbestände und 
sonstige Gehölze zu fällen, zu roden, auf den 
Stock zu setzen oder auf sonstige Weise zu besei-
tigen. Dieses Verbot gilt nicht für Maßnahmen 
einer ordnungsgemäßen Forstwirtschaft und im 
Gartenbau sowie für behördlich angeordnete oder 
zugelassene Maßnahmen, die im öffentlichen 
Interesse nicht zu anderer Zeit oder auf andere 
Weise mit dem gleichen Ergebnis durchgeführt 
werden können. Die Verbote des Satzes 1 gelten 
auch nicht, wenn die rechtswirksame Genehmi-
gung für ein Bauvorhaben in die Verbotsfrist fällt 
und nur geringfügiger Gehölzbewuchs zur Ver-
wirklichung der Baumaßnahme beseitigt werden 
muss. 

(5) Es ist verboten, 

1. Tiere oder 

2. Pflanzen außerhalb ihres natürlichen Verbrei-
tungsgebietes 

ohne Genehmigung der oberen Naturschutzbe-
hörde in der freien Natur anzusiedeln oder auszu-
setzen. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 
die Gefahr einer Verfälschung der Tier- oder 
Pflanzenwelt der Mitgliedstaaten oder eine Ge-
fährdung des Bestandes oder der Verbreitung wild 
lebender Tier oder Pflanzenarten der Mitgliedstaa-
ten oder von Populationen solcher Arten nicht 

kels 22 der Richtlinie 92/43/EWG und des Artikels 
11 der Richtlinie 79/409/EWG sowie des Artikels 8 
Buchstabe h des Übereinkommens über die 
biologische Vielfalt vom 5. Juni 1992 (BGBl. 1993 
II S. 1471) geeignete Maßnahmen, um die Gefah-
ren einer Verfälschung der Tier- oder Pflanzenwelt 
der Mitgliedstaaten durch Ansiedlung und 
Ausbreitung von Tieren und Pflanzen gebietsfrem-
der Arten abzuwehren. Sie erlassen insbesondere 
Vorschriften über die Genehmigung des An-
siedelns 
1. von Tieren und 

2. von Pflanzen gebietsfremder Arten 

in der freien Natur. Die Genehmigung ist zu ver-
sagen, wenn die Gefahr einer Verfälschung der 
Tier- oder Pflanzenwelt der Mitgliedstaaten oder 
eine Gefährdung des Bestands oder der Verbrei-
tung wild lebender Tier- oder Pflanzenarten der 
Mitgliedstaaten oder von Populationen solcher 
Arten nicht auszuschließen ist. Von dem Erforder-
nis einer Genehmigung sind auszunehmen 

1. der Anbau von Pflanzen in der Land- und 
Forstwirtschaft, 

2. das Einsetzen von Tieren 

a) nicht gebietsfremder Arten, 

b) gebietsfremder Arten, sofern das Einsetzen 
einer pflanzenschutzrechtlichen Genehmigung 
bedarf, bei der die Belange des Artenschutzes 
berücksichtigt sind, 

zum Zweck des biologischen Pflanzenschutzes, 
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auszuschließen ist. Von dem Erfordernis einer 
Genehmigung sind auszunehmen 

1. der Anbau von Pflanzen in der Land- und 
Forstwirtschaft, 

2. das Einsetzen von Tieren 

a) nicht gebietsfremder Arten, 

b) gebietsfremder Arten, sofern das Einsetzen 
einer pflanzenschutzrechtlichen Genehmigung 
bedarf, bei der die Belange des Artenschutzes 
berücksichtigt sind, 

zum Zweck des biologischen Pflanzenschutzes, 

3. das Ansiedeln von dem Jagd- oder Fischerei-
recht unterliegenden Tieren nicht gebietsfremder 
Arten. 

(6) Soweit es aus Gründen des Artenschutzes 
zwingend erforderlich ist, können die Naturschutz-
behörden anordnen, dass in der freien Natur un-
genehmigt angesiedelte oder ausgesetzte Tiere 
und Pflanzen, die eine erhebliche Gefahr für den 
Bestand oder die Verbreitung wild lebender Tier- 
und Pflanzenarten im Inland oder im Gebiet der 
Mitgliedsstaaten der Europäischen Union darstel-
len, beseitigt werden. Die oberste Naturschutzbe-
hörde kann das Nähere, insbesondere zum Ver-
fahren und den betroffenen Arten, durch Verord-
nung regeln. 

 

3. das Ansiedeln von dem Jagd- oder Fischerei-
recht unterliegenden Tieren nicht gebietsfremder 
Arten. 

(3) Die Länder können weitere Vorschriften erlas-
sen; sie können insbesondere die Voraussetzun-
gen bestimmen, unter denen die Entnahme von 
Tieren oder Pflanzen wild lebender nicht beson-
ders geschützter Arten aus der Natur zulässig ist. 

 

§ 35 
Besondere Schutzvorschriften 
(zu § 41 Bundesnaturschutzgesetz) 

§ 25 
Besondere Schutzvorschriften 

§ 41 
Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und 
Pflanzen 
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Die zuständigen Naturschutzbehörden können im 
Einzelfall 
 

1. besondere Schutz- und Pflegemaßnah-
men anordnen sowie 
 

2. bestimmte Handlungen untersagen, 
 

um besonders geschützten Pflanzen oder Tie-
ren oder vielfältigen oder großen Pflanzen- 
und Tierbeständen Lebensstätten oder Le-
bensmöglichkeiten zu erhalten oder zu ve r-
schaffen. 

 
Der Geltungsbereich von Anordnungen nach Satz 
1 soll örtlich kenntlich gemacht werden. 
 

(1) Die oberste Naturschutzbehörde wird ermäch-
tigt, durch Verordnung für bestimmte Bereiche 

1. besondere Schutz- und Pflegemaß-
nahmen anzuordnen und Eigentüme-
rinnen und Eigentümer und Nut-
zungsberechtigte zur Duldung solcher 
Maßnahmen zu verpflichten,  

2. bestimmte Handlungen zu untersa-
gen, 

um besonders geschützten Pflanzen oder Tieren 
oder vielfältigen oder großen Pflanzen- und Tier-
beständen Lebensstätten oder Lebensmöglichkei-
ten zu erhalten oder zu verschaffen; § 42 bleibt 
unberührt. 

(2) Die Naturschutzbehörden können Einzelan-
ordnungen im Sinne des Absatzes 1 treffen, wenn 
diese für den Schutz einer bestimmten Lebens-
stätte oder eines Bestandes ausreichen. 

(3) Der Geltungsbereich der Verordnung nach 
Absatz 1 Nr. 1 soll örtlich kenntlich gemacht wer-
den; die oberste Naturschutzbehörde bestimmt die 
Art der Kennzeichnung. 

(4) Die oberste Naturschutzbehörde kann durch 
Verordnung den besonderen Schutz weiterer wild 
lebender heimischer Tier- und Pflanzenarten, 
insbesondere in Anhang V der Richtlinie 
92/43/EWG aufgeführter Arten, regeln, soweit dies 
wegen der Gefährdung des Bestands durch den 
menschlichen Zugriff oder zur Sicherung der in 
Artikel 14 Abs. 1 dieser Richtlinie genannten 
Zwecke in dem jeweiligen Land erforderlich ist. 
Satz 1 gilt nicht für Tierarten, die nach § 2 Abs. 1 

 

(1) Die Länder erlassen Vorschriften über den 
Schutz der wild lebenden Tiere und Pflanzen. 
Dabei ist insbesondere zu regeln, 

1. Tiere nicht mutwillig zu beunruhigen oder ohne 
vernünftigen Grund zu fangen, zu verletzen oder 
zu töten, 

2. Pflanzen nicht ohne vernünftigen Grund von 
ihrem Standort zu entnehmen oder zu nutzen oder 
ihre Bestände niederzuschlagen oder auf sonstige 
Weise zu verwüsten, 

3. Lebensstätten nicht ohne vernünftigen Grund zu 
beeinträchtigen oder zu zerstören, 

soweit sich aus § 42 Abs. 1 kein strengerer Schutz 
ergibt. 

(2) Die Länder treffen unter Beachtung des Arti-
kels 22 der Richtlinie 92/43/EWG und des Artikels 
11 der Richtlinie 79/409/EWG sowie des Artikels 8 
Buchstabe h des Übereinkommens über die biolo-
gische Vielfalt vom 5. Juni 1992 (BGBl. 1993 II S. 
1471) geeignete Maßnahmen, um die Gefahren 
einer Verfälschung der Tier- oder Pflanzenwelt der 
Mitgliedstaaten durch Ansiedlung und Ausbreitung 
von Tieren und Pflanzen gebietsfremder Arten 
abzuwehren. Sie erlassen insbesondere Vorschrif-
ten über die Genehmigung des Ansiedelns 

1. von Tieren und 

2. von Pflanzen gebietsfremder Arten 

in der freien Natur. Die Genehmigung ist zu ve r-
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Tierarten, die nach § 2 Abs. 1 des Bundesjagdge-
setzes dem Jagdrecht unterliegen. 

 

sagen, wenn die Gefahr einer Verfälschung der 
Tier- oder Pflanzenwelt der Mitgliedstaaten oder 
eine Gefährdung des Bestands oder der Verbrei-
tung wild lebender Tier- oder Pflanzenarten der 
Mitgliedstaaten oder von Populationen solcher 
Arten nicht auszuschließen ist. Von dem Erforder-
nis einer Genehmigung sind auszunehmen 

1. der Anbau von Pflanzen in der Land- und 
Forstwirtschaft, 

2. das Einsetzen von Tieren 

a) nicht gebietsfremder Arten, 

b) gebietsfremder Arten, sofern das Einsetzen 
einer pflanzenschutzrechtlichen Genehmigung 
bedarf, bei der die Belange des Artenschutzes 
berücksichtigt sind, 

zum Zweck des biologischen Pflanzenschutzes, 

3. das Ansiedeln von dem Jagd- oder Fischerei-
recht unterliegenden Tieren nicht gebietsfremder 
Arten. 

(3) Die Länder können weitere Vorschriften erlas-
sen; sie können insbesondere die Voraussetzun-
gen bestimmen, unter denen die Entnahme von 
Tieren oder Pflanzen wild lebender nicht beson-
ders geschützter Arten aus der Natur zulässig ist. 

 
§ 36 
Rote Liste, Artenschutzprogramme 
(zu § 40 Bundesnaturschutzgesetz) 

 
(1) Die zuständige Naturschutzbehörde erfasst die 

§ 22 a 
Allgemeine Vorschriften für den Arten- und 
Biotopschutz 

(zu § 40 Bundesnaturschutzgesetz) 

§ 40 
Allgemeine Vorschriften für den Arten- und 
Biotopschutz 
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in Schleswig-Holstein bedeutsamen wild le-
benden Tier- und Pflanzenarten mit ihren we-
sentlichen Lebensgemeinschaften und Le-
bensräumen sowie deren Veränderungen und 
stellt den Gefährdungsgrad fest (Rote Liste 
der Arten und Ökosysteme). 

 
(2) Die oberste Naturschutzbehörde kann zur Vor-

bereitung, Durchführung und Überwachung 
von Maßnahmen, die dem Schutz und der 
Entwicklung der Bestände wild lebender Tier- 
und Pflanzenarten in ihrer natürlichen und his-
torisch gewachsenen inner- und zwischenartli-
chen Vielfalt dienen, Artenschutzprogramme 
erarbeiten. 

 

(1) Zur Vorbereitung, Durchführung und Überwa-
chung der Aufgaben nach § 22 trifft die oberste 
Naturschutzbehörde außerdem geeignete Maß-
nahmen 

1. zur Darstellung und Bewertung der unter dem 
Gesichtspunkt des Artenschutzes bedeutsamen 
Populationen, Lebensgemeinschaften und Biotope 
wild lebender Tier- und Pflanzenarten, einschließ-
lich der Arten von gemeinschaftlichem Interesse, 
der europäischen Vogelarten sowie der besonders 
geschützten oder sonst in ihrem Bestand gefähr-
deten Arten, 

2. zur Festlegung von Schutz-, Pflege- und Ent-
wicklungszielen und zu deren Verwirklichung. 

(2) Die oberste Naturschutzbehörde kann durch 
Verordnung weitere Vorschriften zur Verwirkli-
chung des Arten- und Biotopschutzes, insbeson-
dere über den Schutz von Biotopen wild lebender 
Tier- und Pflanzenarten, erlassen. 

 

§ 23 
Artenschutzprogramm 

Zur Vorbereitung, Durchführung und Überwa-
chung von Maßnahmen, die dem Schutz und der 
Entwicklung der Bestände von wild lebenden Tier- 
und Pflanzenarten in ihrer natürlichen und histo-
risch gewachsenen Vielfalt dienen, werden von 
der oberen Naturschutzbehörde  

1. die im Landesgebiet vorkommenden 
frei lebenden höheren Tier- und Pflan-

(1) Zur Vorbereitung, Durchführung und Überwa-
chung der Aufgaben nach § 39 Abs. 1 treffen die 
Länder geeignete Maßnahmen 

1. zur Darstellung und Bewertung der unter dem 
Gesichtspunkt des Artenschutzes bedeutsamen 
Populationen, Lebensgemeinschaften und Biotope 
wild lebender Tier- und Pflanzenarten, einschließ-
lich der Arten von gemeinschaftlichem Interesse, 
der europäischen Vogelarten sowie der besonders 
geschützten oder sonst in ihrem Bestand gefähr-
deten Arten, 

2. zur Festlegung von Schutz-, Pflege- und Ent-
wicklungszielen und zu deren Verwirklichung. 

(2) Die Länder erlassen zur Verwirklichung des 
Arten- und Biotopschutzes weitere Vorschriften, 
insbesondere über den Schutz von Biotopen wild 
lebender Tier- und Pflanzenarten. 
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zenarten mit ihren wesentlichen Le-
bensgemeinschaften und Lebensräu-
men sowie deren Veränderungen er-
fasst,  

2. die im Landesgebiet verdrängten oder 
in ihrem Bestand gefährdeten Arten 
und Lebensgemeinschaften und die 
Ursachen hierfür dargestellt (Rote Lis-
ten der Arten und Ökosysteme) und  

3. Richtlinien, Vorschläge und Hinweise 
zur Förderung der Bestandsentwick-
lung gefährdeter Arten erarbeitet. 

§ 37 
Kennzeichnung wildlebender Tiere  

 
(1) Wild lebende Tiere dürfen nur mit Genehmi-

gung der zuständigen Naturschutzbehörde 
und ausschließlich zu wissenschaftlichen 
Zwecken gekennzeichnet werden. Bei Tieren, 
die dem Fischereirecht unterliegen, erteilt die 
obere Fischereibehörde die Genehmigung. 

 
(2) Die oberste Naturschutzbehörde kann zum 

Schutz und zur Pflege bestimmter Arten wild 
lebender Tiere deren Kennzeichnung zu wis-
senschaftlichen Zwecken durch Verordnung 
regeln. 

 

§ 26 
Kennzeichnung wild lebender Tiere  
 

(1) Wild lebende Tiere dürfen nur mit schrift licher 
Genehmigung der oberen Naturschutzbehörde 
und nur zu wissenschaftlichen Zw ecken beringt 
oder auf andere Weise gekennzeichnet werden. 

(2) Wer einen ersichtlich zur Kennzeichnung ver-
wendeten Fußring oder ein anderes derartiges 
Zeichen findet, ist verpflichtet, Ring oder Zeichen 
bei einer Naturschutzbehörde, einer Forst- oder 
Polizeidienststelle abzuliefern. 

(3) Die oberste Naturschutzbehörde wird ermäch-
tigt, durch Verordnung nähere Vorschriften über 
die Kennzeichnung zu wissenschaftlichen Zwe-
cken zu erlassen, soweit es zum Schutz und zur 
Pflege bestimmter Arten wild lebender Tiere erfor-
derlich ist. 

 

§ 43 
Ausnahmen 
 

(1) Von den Besitzverboten sind, soweit sich aus 
einer Rechtsverordnung nach § 52 Abs. 5 nichts 
anderes ergibt, ausgenommen 

1. Tiere und Pfl anzen der besonders geschützten 
Arten, die rechtmäßig 

a) in der Gemeinschaft gezüchtet und nicht her-
renlos geworden sind, durch künstliche Vermeh-
rung gewonnen oder der Natur entnommen wor-
den sind, 

b) aus Drittländern in die Gemeinschaft gelangt 
sind, 

2. Tiere und Pflanzen der in § 42 Abs. 3 Nr. 2 ge-
nannten Arten, die vor ihrer Aufnahme in eine 
Rechtsverordnung nach § 52 Abs. 4 rechtmäßig in 
der Gemeinschaft erworben worden sind. 
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Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b gilt nicht für Tiere und 
Pflanzen der Arten im Sinne des § 10 Abs. 2 Nr. 
10 Buchstabe b, die nach dem 3. April 2002 ohne 
eine Ausnahmegenehmigung nach Absatz 8 Satz 
2 oder eine Befreiung nach § 62 aus einem Dritt-
land unmittelbar in das Inland gelangt sind. Ab-
weichend von Satz 2 dürfen tote Vögel der in § 10 
Abs. 2 Nr. 10 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb 
genannten europäischen Vogelarten, soweit diese 
nach § 2 Abs. 1 des Bundesjagdgesetzes dem 
Jagdrecht unterliegen, zum persönlichen 
Gebrauch oder als Hausrat ohne eine Ausnahme-
genehmigung oder Befreiung aus einem Drittland 
unmittelbar in das Inland verbracht werden. 

 

(2) Soweit nach Absatz 1 Tiere und Pflanzen der 
besonders geschützten Arten keinen Besitzverbo-
ten unterliegen, sind sie auch von den Vermark-
tungsverboten ausgenommen. Dies gilt vorbehalt-
lich einer Rechtsverordnung nach § 52 Abs. 5 
nicht für der Natur entnommene 

1. Tiere und Pflanzen der streng geschützten Ar-
ten, 

2. Vögel europäischer Arten. 

 

(3) Von den Vermarktungsverboten sind abwei-
chend von Absatz 2 Satz 2 ausgenommen 

1. Tiere und Pflanzen der streng geschützten Ar-
ten, die vor ihrer Unterschutzstellung als vom 
Aussterben bedrohte oder streng geschützte Arten 
rechtmäßig erworben worden sind, 
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2. Vögel europäischer Arten, die vor dem 6. April 
1981 rechtmäßig erworben worden oder in An-
hang III Teil 1 der Richtlinie 79/409/EWG aufge-
führt sind, 

3. Tiere und Pflanzen der den Richtlinien 
92/43/EWG und 79/409/EWG unterliegenden Ar-
ten, die in einem Mitgliedstaat in Übereinstimmung 
mit den Richtlinien zu den in § 42 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 genannten Handlungen freigegeben worden 
sind. 

(4) Die Verbote des § 42 Abs. 1 und 2 gelten nicht 
für den Fall, dass die Handlungen bei der guten 
fachlichen Praxis und den in § 5 Abs. 4 bis 6 ge-
nannten Anforderungen entsprechenden land-, 
forst- und fischereiwirtschaftlichen Bodennutzung 
und bei der Verwertung der dabei gewonnenen 
Erzeugnisse oder bei der Ausführung eines nach § 
19 zugelassenen Eingriffs, bei der Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
oder einer nach § 30 zugelassenen Maßnahme 
vorgenommen werden, soweit hierbei Tiere, ein-
schließlich ihrer Nist-, Brut-, Wohn- oder Zuflucht-
stätten und Pflanzen der besonders geschützten 
Arten nicht absichtlich beeinträchtigt werden. Wei-
tergehende Schutzvorschriften der Länder bleiben 
unberührt. 

(5) Abweichend von den Besitz- und Vermark-
tungsverboten ist es vorbehaltlich jagd- und fi-
schereirechtlicher Vorschriften zulässig, tot aufge-
fundene Tiere und Pflanzen der Natur zu entneh-
men und an die von der nach Landesrecht zu-
ständigen Behörde bestimmte Stelle abzugeben 
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oder, soweit sie nicht zu den streng geschützten 
Arten gehören, für Zwecke der Forschung oder 
Lehre oder zur Präparation für diese Zwecke zu 
verwenden. 

(6) Abweichend von den Verboten des § 42 Abs. 1 
Nr. 1 sowie den Besitzverboten ist es vorbehaltlich 
jagdrechtlicher Vorschriften ferner zulässig, ver-
letzte, hilflose oder kranke Tiere aufzunehmen, um 
sie gesund zu pflegen. Die Tiere sind unverzüglich 
in die Freiheit zu entlassen, sobald sie sich dort 
selbständig erhalten können. Im Übrigen sind sie 
an die von der nach Landesrecht zuständigen 
Behörde bestimmten Stelle abzugeben. Handelt 
es sich um Tiere der streng geschützten Arten, so 
hat der Besitzer die Aufnahme des Tieres der 
nach Landesrecht zuständigen Behörde zu mel-
den. Die nach Landesrecht zuständige Behörde 
kann die Herausgabe des aufgenommenen Tieres 
verlangen. 

(7) Die nach den §§ 44 und 45 Abs. 1 oder nach 
Landesrecht zuständigen Behörden können Aus-
nahmen von den Besitz- und Vermarktungsverbo-
ten zulassen, soweit dies für die Verwertung be-
schlagnahmter oder eingezogener Tiere und 
Pflanzen erforderlich ist und Rechtsakte der Euro-
päischen Gemeinschaften nicht entgegenstehen. 

 

(8) Die nach Landesrecht zuständigen Behörden 
können im Einzelfall weitere Ausnahmen von den 
Verboten des § 42 zulassen, soweit dies 

1. zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fische-
rei-, wasser- oder sonstiger gemeinwirtschaftlicher 
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Schäden, 

2. zum Schutz der heimischen Tier- und Pflan-
zenwelt oder 

3. für Zwecke der Forschung, Lehre oder Wieder-
ansiedlung oder diesen Zwecken dienende Maß-
nahmen der Aufzucht oder künstlichen Vermeh-
rung 

erforderlich ist. Das Bundesamt für Naturschutz 
kann im Falle des Verbringens aus Drittländern im 
Einzelfall weitere Ausnahmen von den Verboten 
des § 42 zulassen, um unter kontrollierten Bedin-
gungen eine vernünftige Nutzung von Tieren und 
Pflanzen bestimmter Arten im Sinne des § 10 Abs. 
2 Nr. 10 Buchstabe b sowie für gezüchtete und 
künstlich vermehrte Tiere oder Pflanzen dieser 
Arten zu ermöglichen. Ausnahmen nach den Sät-
zen 1 und 2 dürfen nur zugelassen werden, soweit 
der Bestand und die Verbreitung der betreffenden 
Population oder Art dadurch nicht nachteilig beein-
flusst wird, Artikel 16 Abs. 1 der Richtlinie 
92/43/EWG und Artikel 9 Abs. 1 und 2 der Richtli-
nie 79/409/EWG beachtet sind und Vorschriften 
einer Rechtsverordnung nach § 52 Abs. 5, sonsti-
ge Belange des Artenschutzes oder Verpflichtun-
gen aus internationalen Artenschutzübereinkom-
men nicht entgegenstehen. Die Landesregierun-
gen können die Ausnahmen nach Satz 1 allge-
mein durch Rechtsverordnung zulassen, soweit es 
sich nicht um Tiere und Pflanzen der streng ge-
schützten Arten handelt. Die Landesregierungen 
können die Befugnis nach Satz 3 durch Rechts-
verordnung auf andere Landesbehörden übertra-
gen. 
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§ 38 
Tiergehege und Zoos 
(zu § 51 Bundesnaturschutzgesetz) 

 
(1) Tiergehege im Sinne dieses Gesetzes sind 

ortsfeste Anlagen, die zur Haltung von Tieren 
wild lebender Arten in Gefangenschaft be-
stimmt sind, ausgenommen Fischzuchtanla-
gen. 

 
(2) Die Einrichtung, Änderung und der Betrieb von 

Tiergehegen bedürfen der Genehmigung 
durch die untere Naturschutzbehörde. Ge-
nehmigungspflichtig ist auch der Wechsel der 
Betreiberin oder des Betreibers des Tiergehe-
ges. 

 
(3) Die oberste Naturschutzbehörde bestimmt 

Verfahren, Voraussetzungen und wesentliche 
Inhalte der Genehmigung von Zoos und sons-
tigen Tiergehegen sowie deren Überwachung 
und Ausnahmen von der Genehmigungspflicht 
durch Verordnung. Die Genehmigungsvoraus-
setzungen sind so festzusetzen, dass die An-
forderungen der öffentlichen Sicherheit, des 
Tier- und Artenschutzes, des Natur- und 
Landschaftsschutzes sowie der Richtlinie 
1999/22/EG des Rates vom 29. März 1999 
über die Haltung von Wildtieren in Zoos (ABl. 
EG Nr. L 94 vom 9.4.1999 S. 24) erfüllt wer-
den. 

 
(4) Die obere Naturschutzbehörde ist zuständige 

Landesbehörde nach § 4 Nr. 20 Buchst. a 
Satz 2 des Umsatzsteuergesetzes in der Fas-

§ 27 
Tiergehege und Zoos 

(1) Tiergehege im Sinne dieses Gesetzes sind 
ortsfeste Anlagen, die unabhängig von ihrer 
Zweckbestimmung im Übrigen zur Haltung von 
Tieren wild lebender Arten in Gefangenschaft be-
stimmt sind. Als Tiergehege gelten auch alle Anla-
gen zur Haltung von Greifvögeln, Eulen, Singvö-
geln und Papageien. Jagdgatter und gewerbliche 
Fischhaltungen sind keine Tiergehege. 

(1a) Zoos sind dauerhafte Tiergehege, in denen 
lebende Tiere wild lebender Arten zwecks Zu r-
schaustellung während eines Zeitraumes von 
mindestens sieben Tagen im Jahr gehalten wer-
den. Nicht als Zoo gelten: 

1. Zirkusse, 

2. Tierhandlungen, 

3. Gehege zur Haltung von im Geltungsbereich 
des Bundesjagdgesetzes heimischem Schalenwild 
oder 

4. Einrichtungen im Sinne von Satz 1, in denen 
nicht mehr als fünf Tiere anderer wild lebender 
Arten gehalten werden. 

(2) Die Errichtung, Änderung und der Betrieb von 
Tiergehegen bedürfen der Genehmigung durch 
die untere Naturschutzbehörde im Einvernehmen 
mit der örtlich zuständigen Tierschutzbehörde. Bei 
Tiergehegen, in denen besonders oder streng 
geschützte Arten nach § 10 Abs. 2 Nr. 10 und 11 
des Bundesnaturschutzgesetzes gehalten werden 

§ 51 
Zoos 

Die Länder erfüllen die sich aus der Richtlinie 
1999/22/EG des Rates vom 29. März 1999 über 
die Haltung von Wildtieren in Zoos (ABl. EG Nr. L 
94 S. 24) ergebenden Verpflichtungen, insbeson-
dere durch den Erlass von Vorschriften, soweit 
diese nicht bereits durch das Tierschutzgesetz 
oder durch auf Grund des Tierschutzgesetzes 
erlassene Vorschriften erfüllt sind. Hierbei haben 
sie sicherzustellen, dass die Zoos die in Artikel 3 
der Richtlinie genannten Erhaltungsmaßnahmen 
durchführen. Die Länder können bestimmen, dass 
eine nach landesrechtlichen Vorschriften zur Erfül-
lung der Verpflichtungen nach Satz 1 vorgesehene 
Genehmigung für das Errichten und das Betreiben 
eines Zoos die Erlaubnis nach § 11 Abs. 1 Nr. 2a 
des Tierschutzgesetzes einschließt. Soweit im 
Hinblick auf das Halten von Tieren in Zoos keine 
tierschutzrechtlichen Vorschriften des Bundes 
bestehen, können die Länder in entsprechender 
Anwendung des § 2a Abs. 1 des Tierschutzgeset-
zes Vorschriften über Anforderungen an das Hal-
ten der Tiere erlassen. 
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sung der Bekanntmachung vom 21. Februar 
2005 (BGBl. I S. 386), geändert durch Artikel 4 
Abs. 31 des Gesetzes vom 22. September 
2005 (BGBl. I S. 2809), soweit Tiergehege be-
troffen sind. 

 
(5) Die Haltung von Tieren wild lebender Arten, die 

Menschen lebensgefährlich werden können, 
insbesondere von Tieren aller großen Katzen- 
und Bärenarten, Wölfen, Krokodilen und Gift-
schlangen, ist unzulässig. Die zuständige Na-
turschutzbehörde kann Ausnahmen zulassen. 

 

sollen, ist das Einvernehmen mit der oberen Na-
turschutzbehörde herzustellen. Mit dem Antrag auf 
Genehmigung gelten alle anderen nach öffentlich-
rechtlichen Vorschriften erforderlichen Anträge auf 
behördliche Zulassung als gestellt; § 14 Abs. 3 
Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Genehmigungs-
pflichtig ist auch der Wechsel der Betreiberin oder 
des Betreibers des Tiergeheges. 

(3) Die Genehmigung wird für bestimmte Anlagen, 
bestimmte Betreiberinnen und Betreiber und für 
Höchstzahlen von Tieren bestimmter Arten erteilt. 
Sie darf nur erteilt werden, wenn 

1. die Tiere so gehalten werden, dass den 
biologischen und den Erhaltungsbedürf-
nissen der jeweiligen Art Rechnung getra-
gen wird, insbesondere die jeweiligen Ge-
hege nach Lage, Größe, Gestaltung und 
inneren Einrichtungen verhaltensgerecht 
ausgestaltet sind,  

2. gewährleistet ist, dass die Haltung der 
Tiere stets hohen Anforderungen genügt, 
die Tiere den Anforderungen des Tier-
schutzes und der Tierseuchenhygiene 
entsprechend untergebracht, ernährt, ge-
pflegt und fac hkundig betreut werden und 
ein gut durchdachtes Programm zur tier-
medizinischen Vorbeugung und Behand-
lung sowie zur artgemäßen Ernährung 
und Pflege vorliegt,  

3. nicht anzunehmen ist, dass beim Betrieb 
des Tiergeheges Vorschriften des Arten- 
oder Tierschutzes verletzt werden,  
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4. durch die Anlage und den Betrieb der Na-
turhaushalt, das Landschaftsbild, die frei 
lebende Tier- und Pflanzenwelt und die 
Zugänglichkeit der freien Landschaft nicht 
beeinträchtigt werden,  

5. von dem Tiergehege keine Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit ausgehen, ins-
besondere dem Entweichen von Ti eren 
vorgebeugt wird,  

6. das Tiergehege mit dem öffentlichen 
Baurecht im Einklang steht,  

7. die für die Anlage verantwortliche Person 
die erforderliche Sachkunde und Zuver-
lässigkeit besitzt,  

8. dem Eindringen von Schadorganismen 
vorgebeugt wird,  

9. in Zoos die Aufklärung und das Bewusst-
sein der Öffentlichkeit in Bezug auf den 
Erhalt der biologischen Vielfalt, insbeson-
dere durch Informationen über die zur 
Schau gestellten Arten und ihre natürli-
chen Lebensräume, gefördert werden und  

10.  Zoos sich zumindest an einer der nachfol-
gend genannten Aufgaben beteiligen: 
a) Forschungsaktivitäten, die zur Erhal-
tung der Arten beitragen, einschließlich 
dem Austausch von Informationen über 
die Arterhaltung,  
b) der Aufzucht in Gefangenschaft, der 
Bestandserneuerung und der Wiederein-
bürgerung von Arten in ihrem natürlichen 
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Lebensraum oder 
c) der Ausbildung in erhaltungsspezifi-
schen Kenntnissen und Fertigkeiten. 

Die Genehmigung kann mit Nebenbestimmungen 
versehen werden. Es soll insbesondere vorge-
schrieben werden, dass der Tierbestand und die 
Zu- und Abgänge in einem Gehegebuch unver-
züglich verzeichnet werden; das Gehegebuch ist 
sorgfältig aufzubewahren und den Beauftragten 
der Naturschutzbehörden oder den Tierschutzbe-
hörden auf Verlangen vorzulegen. Die Einhaltung 
der Betriebserlaubnis ist durch regelmäßige In-
spektionen zu überwachen und sicher zu stellen. 
Den Naturschutzbehörden sind alle notwendigen 
Auskünfte zu erteilen und Unterlagen vorzulegen. 

(4) Die Genehmigung ist widerruflich zu erteilen; 
sie ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen 
des Absatzes 3 ganz oder teilweise nicht mehr 
vorliegen. In diesem Fall sind die erforderlichen 
Maßnahmen anzuordnen, um die betroffenen Tie-
re im Einklang mit den Bestimmungen des Arten-
schutz- und des Tierschutzrechts anderweitig 
unterzubringen oder zu beseitigen. 

(5) Die Genehmigung ist nicht erforderlich für Ge-
hege auf Flächen, die zum engeren Wohnbereich 
gehören und in denen ausschließlich für private 
Zwecke und in geringer Anzahl wild lebende Tiere 
der Arten gehalten werden, die verhaltensgerecht 
auch in Zimmerkäfigen, Aquarien, Terrarien oder 
vergleichbaren Behältnissen gehalten werden 
können. 

(6) Die obere Naturschutzbehörde ist auch zu-
ständige Landesbehörde nach § 4 Nr. 20 Buchst. 
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a Satz 2 des Umsatzsteuergesetzes für Tiergehe-
ge. 

(7) Die Haltung von Tieren wild lebender Arten, die 
Menschen in freier Wildbahn durch Körperkraft, 
Gifte oder ihr Verhalten gefährden können, insbe-
sondere von Tieren aller großen Katzen- und Bä-
renarten, von Wölfen, Krokodilen und Giftschlan-
gen, ist verboten. Die Haltung dieser Tiere darf nur 
für zoologische Gärten oder vergleichbare Einrich-
tungen, Zirkusbetriebe und Dompteure durch die 
obere Naturschutzbehörde zugelassen werden; 
die obere Naturschutzbehörde kann weitere Aus-
nahmen zulassen. 

 

 § 29 
Naturerlebnisräume 

(1) Naturerlebnisräume sollen den Besucherinnen 
und Besuchern ermöglichen, Natur, Naturzusam-
menhänge und den unmittelbaren Einfluss des 
Menschen auf die Natur zu erfahren. Das Betreten 
erfolgt auf eigene Gefahr. 

(2) Als Naturerlebnisräume können begrenzte 
Landschaftsteile anerkannt werden, die sich we-
gen 

1. der vorhandenen oder entwicklungs-
fähigen natürlichen Strukturen und  

2. der Nähe zu Naturschutzgebieten o-
der sonst bedeutsamen vorrangigen 
Flächen für den Naturschutz oder  

3. der Nähe zu Gemeinde- oder Informa-
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tionszentren 

dazu eignen, den Besucherinnen und Besuchern 
mit Hilfe einer räumlichen Gliederung und ent-
sprechenden Einrichtungen die in Absatz 1 ge-
nannten Zusammenhänge zu vermitteln. 

(3) Naturerlebnisräume werden auf Antrag eines 
Trägers von der obersten Naturschutzbehörde 
oder mit ihrer Zustimmung auch von der unteren 
Naturschutzbehörde anerkannt. Als Träger kom-
men vor allem Gemeinden und sonstige juristische 
Personen des öffentlichen oder privaten Rechts in 
Betracht. 

 

Abschnitt VI 
Erholung in Natur und Landschaft 
 
§ 39 
Betreten der freien Landschaft 
(zu § 56 Bundesnaturschutzgesetz) 
 
(1) Jeder darf in der freien Landschaft auf eigene 

Gefahr Privatwege (private Straßen und Wege 
aller Art) sowie Wegeränder zum Zwecke der 
Erholung unentgeltlich betreten und sich dort 
vorübergehend aufhalten. 

 
(2) Privatwege dürfen auch zum Radfahren und 

Fahren mit dem Krankenfahrstuhl genutzt 
werden. Reiterinnen und Reiter dürfen Privat-
wege nur benutzen, wenn diese trittfest oder 
als Reitwege gekennzeichnet sind. Die Befug-
nisse nach Absatz 1 und Satz 1 bestehen 
nicht für eingefriedigte Grundstücke, die mit 

§ 30 
Betreten der freien Landschaft 

(1) Jeder darf in der freien Landschaft (Flur) auf 
eigene Gefahr Privatwege (private Straßen und 
Wege aller Art) und Wegeränder zum Zwecke der 
naturverträglichen Erholung betreten und sich dort 
vorübergehend aufhalten. 

(2) Die Privatwege dürfen auch zum Radfahren 
und Fahren mit dem Krankenfahrstuhl benutzt 
werden. Reiterinnen und Reiter dürfen Privatwege 
nur benutzen, wenn die Wege trittfest oder als 
Reitwege gekennzeichnet sind. 

(3) Die Regelungen der Absätze 1 und 2 gelten 
nicht für Flächen innerhalb eingefriedigter 
Grundstücke, auf denen Tiere weiden, Gartenbau 
oder Teichwirtschaft betrieben wird. 

(4) Weitergehende Befugnisse zum Betreten der 

§ 56 
Betreten der Flur 

Die Länder gestatten das Betreten der Flur auf 
Straßen und Wegen sowie auf ungenutzten 
Grundflächen zum Zweck der Erholung auf eigene 
Gefahr. Sie können weitergehende Vorschriften 
erlassen. Sie können auch das Betreten aus wich-
tigen Gründen, insbesondere aus solchen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege, des 
Feldschutzes und der landwirtschaftlichen Bewirt-
schaftung, zum Schutz der Erholungsuchenden 
oder zur Vermeidung erheblicher Schäden oder 
zur Wahrung anderer schutzwürdiger Interessen 
des Grundstücksbesitzers einschränken sowie 
andere Benutzungsarten ganz oder teilweise dem 
Betreten gleichstellen. Die erlaubnisfreie Benut-
zung von oberirdischen Gewässern richtet sich 
nach den §§ 23 und 24 des Wasserhaushaltsge-
setzes sowie den Wassergesetzen der Länder. 
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Wohngebäuden bebaut sind oder auf denen 
Gartenbau oder Teichwirtschaft betrieben 
wird. Das Betreten von Naturschutzgebieten 
und anderen geschützten Flächen richtet sich 
nach den jeweiligen Schutzverordnungen und 
Anordnungen. 

 

Flur und zum Reiten in ihr sowie private Abspra-
chen mit den Nutzungsberechtigten und der Ge-
meinde bleiben unberührt. 

(5) Das Betreten hat sich im Rahmen einer allge-
meinen Verträglichkeit zu halten; Gegenstände 
dürfen nicht in der Natur zurückgelassen, die na-
turverträgliche Erholung anderer darf nicht gestört 
und die land- und forstwirtschaftliche Bewirtschaf-
tung und Nutzung der Grundstücke nicht beein-
trächtigt werden. 

(6) Das Betreten von Naturschutzgebieten und 
anderen geschützten Flächen richtet sich nach 
den jeweiligen Schutzverordnungen und Anord-
nungen. Im Übrigen gelten für das Betreten des 
Waldes § 20 des Landeswaldgesetzes, für den 
Umfang des wasserrechtlichen Gemeingebrauchs 
die Vorschriften des Landeswassergesetzes. 

 

 

§ 40 
Sperren von Wegen in der freien Landschaft 
(zu § 56 Bundesnaturschutzgesetz) 
 
(1) Wege, die gemäß § 39 benutzt werden dürfen, 

können mit Genehmigung der Gemeinde be-
fristet gesperrt werden, soweit der Schutz der 
Erholungssuchenden oder des Naturschutzes 
oder schutzwürdige Interessen der 
Grundstücksbesitzerinnen und Grundstücks-
besitzer dies erfordern. Aus den in Satz 1 ge-
nannten Gründen kann auch die Gemeinde 
eine befristete Sperrung anordnen. 

 
(2) Gesperrte Wege und Flächen sind zu kenn-

zeichnen; die Art der Kennzeichnung bestimmt 

§ 31 
Sperren von Flächen in der freien Landschaft 

(1) Wer Wege oder Flächen in der freien Land-
schaft, die nach § 30 betreten oder benutzt wer-
den dürfen, sperren will, bedarf der Genehmigung 
der Gemeinde; dies gilt nicht, wenn ein Weg nicht 
länger als einen Tag zur Abwendung einer vorü-
bergehenden Gefahr für den Erholungsverkehr 
gesperrt werden muss. 

(2) Die Genehmigung darf nur erteilt werden, 
wenn dies zur Wahrung 

1. schutzwürdiger Interessen der Eigentüme-
rinnen oder Eigentümer oder von Nut-
zungsberechtigten, insbesondere aus 

§ 56 
Betreten der Flur 
 
s.o. zu § 39 des Entwurfes 
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die oberste Naturschutzbehörde. 
 

wichtigen Gründen der Bewirtschaftung 
oder zur Vermeidung erheblicher Schäden 
oder  

2. überwiegender Interessen der Allgemein-
heit, insbesondere aus wichtigen Gründen 
des Naturschutzes oder zum Schutze der 
Erholungssuchenden 

erforderlich ist. Die Genehmigung ist zu befristen. 

(3) Aus Gründen des Absatzes 2 Nr. 2 kann die 
Gemeinde Privatwege oder sonstige betretbare 
Flächen in der freien Landschaft unter Wahrung 
von Eigentümer- und Anliegerrechten von Amts 
wegen sperren. 

(4) Gesperrte Wege und Flächen sind zu kenn-
zeichnen; die oberste Naturschutzbehörde be-
stimmt die Art der Kennzeichnung. 

(5) Sperren umfasst alle Einrichtungen oder Maß-
nahmen, die dazu bestimmt sind, das Betreten 
oder Benutzen nach § 30 zu verhindern oder er-
heblich zu erschweren. 

 
 § 32 

Wander- und Reitwege 

(1) Gemeinden und Kreise sollen geeignete und 
zusammenhängende Wander- und Reitwege im 
Verbund mit sonstigen Straßen, Wegen und Flä-
chen, die betreten werden dürfen oder auf denen 
das Reiten zulässig ist, einrichten oder auf ihre 
Einrichtung hinwirken, wenn ein Bedarf besteht 
und Belange des Naturschutzes nicht entgegen-
stehen. § 21 Abs. 3 und 4 des Landeswaldgeset-
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zes gilt entsprechend, die Leistungsfähigkeit der 
Gemeinden und Kreise ist hierbei zu berücksichti-
gen. 

(2) Wanderwege und Reitwege sind durch Kenn-
zeichnung auszuweisen; die oberste Naturschutz-
behörde bestimmt die Art der Kennzeichnung. 
Eigentümerinnen und Eigentümer oder sonstige 
Berechtigte haben Markierungen zu dulden. Wan-
derwege sowie Lehrpfade dürfen nicht als Reitwe-
ge gekennzeichnet werden. 

(3) Die Vorschriften des Landeswaldgesetzes über 
die Kennzeichnung von Reitwegen bleiben unbe-
rührt. 

 

§ 41 
Gemeingebrauch am Meere sstrand 
 
(1) Jeder darf den Meeresstrand auf eigene Ge-

fahr betreten und sich dort aufhalten. Das Mit-
führen kleiner Boote für die Zeit des Strandbe-
suchs sowie das Aufstellen von Strandkörben 
durch Strandanlieger für den eigenen Bedarf 
während der Badesaison sind gestattet, soweit 
der allgemeine Badebetrieb nicht beeinträch-
tigt wird. 

 
(2) Das Reiten und das Mitführen von Hunden mit 

Ausnahme von Blindenhunden ist auf Strand-
abschnitten mit regem Badebetrieb in der Zeit 
vom 1. April bis zum 30. September verboten, 
wenn nicht die Gemeinde im Rahmen einer 
zugelassenen Sondernutzung etwas anderes 
bestimmt.  

§ 33 
Gemeingebrauch am Meere sstrand 

(1) Jeder darf den Meeresstrand auf eigene Ge-
fahr betreten und sich dort aufhalten. 

(2) Kleine Wasserfahrzeuge dürfen für die Zeit des 
Strandbesuchs auf dem Meeresstrand gelagert 
werden. Der Gemeingebrauch am Meeresstrand 
darf dadurch nicht wesentlich beeinträchtigt wer-
den. 

(3) Strandkörbe darf der Strandanlieger während 
der Badesaison für den eigenen Bedarf aufstellen, 
wenn der Gemeingebrauch am Meeresstrand 
dadurch nicht beeinträchtigt wird. 

(4) Das Reiten und das Mitführen von Hunden ist 
auf Strandabschnitten mit regem Badebetrieb 
verboten, wenn nicht die Gemeinde im Rahmen 
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(3) Geschützte Bereiche dürfen nicht betreten 

oder beeinträchtigt werden. § 40 gilt entspre-
chend. 

 

einer zugelassenen Sondernutzung etwas ande-
res bestimmt. 

 

§ 42 
Schutz des Meeresstrandes, der Küstendünen 
und Strandwälle 
 

(1) Es ist verboten, 

1. auf dem Meeresstrand mit Fahrzeugen zu 
fahren oder solche aufzustellen, ausge-
nommen Rettungsfahrzeuge und Kran-
kenfahrstühle, 

2. auf dem Meeresstrand zu zelten oder 
Strandkörbe oder ähnliche Einrichtungen 
aufzustellen, ausgenommen im Rahmen 
des § 41 Abs. 1 Satz 2, oder 

3. in Küstendünen oder auf Strandwällen 
außerhalb der gekennzeichneten Wege zu 
fahren, zu zelten, Wohnwagen, Wohnmo-
bile oder andere Fahrzeuge aufzustellen. 

(2) Die untere Naturschutzbehörde kann Ausnah-
men von dem Verbot in Absatz 1 zu lassen. 
Sie kann Teile des Strandes aus den in § 40 
Abs. 1 Satz 1 genannten Gründen ganz oder 
teilweise sperren sowie auf Strandabschnitten 
das Reiten einschränken oder untersagen. 

(3) Weitergehende Rechtsvorschriften bleiben 
unberührt. 

 

§ 34 
Schutz des Meeresstrandes, der Küstendünen 
und Strandwälle 

(1) Es ist verboten,  

1. auf dem Meeresstrand mit Fahrzeugen zu 
fahren oder solche aufzustellen, ausge-
nommen Krankenfahrstühle,  

2. auf dem Meeresstrand zu zelten oder 
Strandkörbe oder ähnliche Einrichtungen 
aufzustellen, ausgenommen im Rahmen 
des § 33 Abs. 3, oder  

3. in Küstendünen oder auf Strandwällen 
außerhalb der gekennzeichneten Wege zu 
fahren, zu zelten, Wohnwagen, Wohnmo-
bile oder andere Fahrzeuge aufzustellen. 

(2) Die untere Naturschutzbehörde kann Teile des 
Strandes aus den in § 31 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 ge-
nannten Gründen ganz oder teilweise sperren 
sowie auf Strandabschnitten das Reiten ein-
schränken oder untersagen. 

(3) Weitergehende Vorschriften, insbesondere 
nach dem Abschnitt IV, bleiben unberührt. 
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§ 43 
Sondernutzung am Meeresstrand 
 
(1) Die zuständige Naturschutzbehörde kann einer 

Gemeinde auf Antrag widerruflich das Recht 
einräumen, einen bestimmten Teil des Mee-
resstrandes für den Badebetrieb oder für an-
dere Zwecke zu nutzen (Sondernutzung). Bei 
der Einräumung der Sondernutzung ist ein 
angemessenes Verhältnis zwischen abgabe-
pflichtigem Strand einerseits und abgabefrei-
em Strand andererseits zu gewährleisten. 

 
(2) Die oberste Naturschutzbehörde bestimmt 

Inhalte und Beschränkungen der Sondernut -
zung sowie das Genehmigungsverfahren 
durch Verordnung. 

 

§ 35 
Sondernutzung am Meeresstrand 

(1) Die untere Naturschutzbehörde kann einer 
Gemeinde auf Antrag widerruflich das Recht ein-
räumen, einen bestimmten Teil des Meeresstran-
des für den Badebetrieb zu nutzen (Sondernut-
zung). Die Gemeinde ist ermächtigt, im Rahmen 
der eingeräumten Sondernutzung durch Satzung 
den Gemeingebrauch einzuschränken, soweit dies 
zur Verwirklichung der Sondernutzung erforderlich 
ist. Die Sondernutzung kann nur der Gemeinde 
eingeräumt werden, zu deren Gemeindegebiet der 
Meeresstrand gehört, es sei denn, dass eine be-
nachbarte Gemeinde, zu deren Gemeindegebiet 
der Meeresstrand gehört, der Einräumung der 
Sondernutzung zustimmt oder es sich um ge-
meindefreies Gebiet handelt. Eine Sondernutzung 
auf gemeindefreiem Gebiet ist nur nach Zustim-
mung des Staatlichen Umweltamtes zulässig. Bei 
der Einräumung der Sondernutzung ist ein ange-
messenes Verhältnis zwischen abgabepflichtigem 
Strand einerseits und abgabefreiem Strand oder 
Freistrand andererseits zu gewährleisten. 

(2) Die untere Naturschutzbehörde hat die beab-
sichtigte Einräumung einer Sondernutzung in 
sinngemäßer Anwendung des § 53 bekannt zu 
machen und Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben. 

(3) Die Gemeinde darf bei der Verwirklichung der 
Sondernutzung das Wandern am Meeresstrand 
über einen abgabepflichtigen Strand entlang der 
Wasserlinie nicht hindern, es sei denn, dass eine 
Umwanderung des Strandes auf eigens dafür 
vorgesehenen Wegen möglichst in Sichtweite des 
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Meeres möglich ist. Bestehende Einschränkungen 
des Gemeingebrauchs, die das Wandern nach 
Satz 1 hindern, bleiben aufgehoben. 

(4) Die untere Naturschutzbehörde kann eine 
Sondernutzung am Meeresstrand auch für andere 
Zwecke als den Badebetrieb einräumen, soweit 
nicht Belange des Naturschutzes oder andere 
Belange des Gemeinwohls entgegenstehen. Son-
dernutzungen für das Abstellen von kleinen Was-
serfahrzeugen oder sonstige wassersportliche 
Zwecke dürfen jedoch in der Gemeinde nur einge-
räumt werden, wenn andere Stellfl ächen nicht 
vorhanden sind, der Zugang zum Meeresstrand 
und die Ausübung des Gemeingebrauchs nicht 
unangemessen beeinträchtigt werden, die erfor-
derlichen Sicherheitsvorkehrungen gewährleistet 
sind und Belange des Naturschutzes nicht entge-
genstehen. 

(5) Strandflächen, für die eine Sondernutzung 
eingeräumt worden ist, sollen von der Gemeinde 
gekennzeichnet werden. 

§ 44 
Zelten und Aufstellen von beweglichen Unter-
künften 
 
(1) Zelte oder sonstige bewegliche Unterkünfte 

(Wohnwagen, Wohnmobile) dürfen nur auf 
den hierfür zugelassenen Plätzen aufgestellt 
und benutzt werden. Verkehrsrechtliche Rege-
lungen bleiben unberührt. Die Gemeinde kann 
außerhalb von Zelt- und Campingplätzen die 
Aufstellung und Benutzung von insgesamt 
nicht mehr als fünf Zelten oder nach dem 
Straßenverkehrsrecht zugelassenen bewegli-

§ 36 
Zelten und Aufstellen von beweglichen Unter-
künften 

(1) Zelte oder sonstige bewegliche Unterkünfte 
(Wohnwagen) dürfen nur auf einem Zelt- und 
Campingplatz aufgestellt und benutzt werden. 

(2) Nicht motorisierte Wanderer dürfen abseits von 
Zelt- und Campingplätzen einmal in Zelten über-
nachten, wenn sie privatrechtlich dazu befugt sind 
und keine besonderen Schutzvorschriften entge-
genstehen. Auf Grundstücken, die zum engeren 
Wohnbereich gehören, dürfen Zelte und nach dem 
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chen Unterkünften für einen Zeitraum von bis 
zu sechs Monaten genehmigen. Satz 2 gilt 
entsprechend für Zeltlager mit mehr als fünf 
Zelten, die im Rahmen einer Jugend-, Sport- 
oder ähnlichen Veranstaltung für kurze Zeit 
außerhalb von geschlossenen Ortschaften 
aufgeschlagen werden sollen. Die nach Satz 2 
und 3 zugelassenen Zelte und beweglichen 
Unterkünfte gelten nicht als bauliche Anlagen 
im Sinne der Landesbauordnung. 

 
(2) Nichtmotorisierte Wanderer dürfen außer in 

Nationalparken und Naturschutzgebieten ab-
seits von Zelt- und Campingplätzen für eine 
Nacht zelten, wenn sie privatrechtlich dazu be-
fugt sind und keine anderen Rechtsvorschrif-
ten entgegenstehen. Auf Grundstücken, die 
zum engeren Wohnbereich gehören, dürfen 
Zelte und sonstige bewegliche Unterkünfte nur 
für den persönlichen Gebrauch der Nutzungs-
berechtigten aufgestellt werden. 

 

(3) Wer einen Zelt- oder Campingplatz errichten 
oder wesentlich ändern will, benötigt die Ge-
nehmigung der zuständigen Naturschutzbe-
hörde. Mit dem Antrag auf Genehmigung gel-
ten alle nach anderen öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften für die Errichtung oder Änderung 
eines Zelt- und Campingplatzes erforderlichen 
Anträge auf behördliche Zulassung als ge-
stellt. § 13 Abs. 3 gilt entsprechend. Die Ge-
nehmigung darf nur erteilt werden, wenn 

1. der Zelt- und Campingplatz in einem Be-
bauungsplan oder, wenn öffentliche Be-
lange nicht entgegenstehen, in einem Flä-

Straßenverkehrsrecht zugelassene Wohnwagen 
zur ausschließlich privaten Benutzung aufgestellt 
werden, längstens jedoch für einen Zeitraum von 6 
Wochen. Durch Satzung der Gemeinde kann zur 
Wahrung der Wohnruhe, der Belange des Frem-
denverkehrs oder des Orts- und Landschaftsbildes 
der Zeitraum eingeschränkt werden. 

(3) Die Gemeinde kann außerhalb von Zelt- und 
Campingplätzen die Aufstellung und Benutzung 
von insgesamt nicht mehr als fünf Zelten oder 
nach dem Straßenverkehrsrecht zugelassenen 
Wohnwagen bis zu sechs Monaten genehmigen, 
wenn 

1. Belange des Naturschutzes und andere 
Belange des allgemeinen Wohls nicht be-
einträchtigt werden,  

2. die genutzte Stelle und ihre Umgebung 
sauber gehalten und vor dem Verlassen 
wieder in einen ordnungsgemäßen Zu-
stand gebracht werden und  

3. ordnungsgemäße sanitäre Verhältnisse 
und sonstige Belange der öffentlichen Si-
cherheit und Ordnung gewährleistet sind. 

Satz 1 gilt sinngemäß für Zeltlager mit mehr als 
fünf Zelten, die im Rahmen einer Jugend-, Sport- 
oder ähnlichen Veranstaltung für kurze Zeit au-
ßerhalb von geschlossenen Ortschaften aufge-
schlagen werden sollen. Die zugelassenen Zelte 
und Wohnwagen gelten nicht als bauliche Anlagen 
im Sinne der Landesbauordnung. 

(4) Wer einen Zelt- oder Campingplatz errichten 
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chennutzungsplan ausgewiesen ist,  

2. der Zelt- und Campingplatz ohne erhebli-
che Beeinträchtigung der Belange des Na-
turschutzes und ohne Gefährdung für die 
Benutzerinnen und Benutzer und des 
Wohls der Allgemeinheit betrieben und 
benutzt werden kann und  

3. die durch Verordnung nach Absatz 4 be-
stimmten Mindestanforderungen erfüllt 
oder nach dem Antrag vorgesehen sind. 

(4) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch 
Verordnung die Mindestanforderungen an die 
Ausstattung und den Betrieb von Zelt- und 
Campingplätzen zu bestimmen, insbesondere 

1. Art und Größe der Belegungsflächen der 
Zelte und anderen beweglichen Unter-
künfte sowie die Dauer der Aufstellung, 

2. Art und Umfang der Ausstattung, die er-
forderlich ist, um die Anforderungen der 
Hygiene, die ordnungsgemäße Ver- und 
Entsorgung, die Erste Hilfe und den 
Brandschutz sicherzustellen, 

3. die Anlage von Grünflächen und Stellflä-
chen für Fahrzeuge und 

4. die Pflichten der Betreiberin oder des 
Betreibers und der Benutzerinnen und 
Benutzer des Zelt- und Campingplatzes. 

In der Verordnung können das Genehmigungsve r-
fahren, der Inhalt des Abnahmescheins (Absatz 5) 

oder wesentlich ändern will, benötigt die Geneh-
migung der unteren Naturschutzbehörde. Mit dem 
Antrag auf Genehmigung gelten alle nach anderen 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften für die Errich-
tung oder Änderung eines Zelt- und Campingplat-
zes erforderlichen Anträge auf behördliche Zulas-
sung als gestellt. § 14 Abs. 2 und 3 gilt entspre-
chend. Die Genehmigung darf nur erteilt werden, 
wenn 

1. der Zelt- und Campingplatz in einem Be-
bauungsplan oder, wenn öffentliche Be-
lange nicht entgegenstehen, in einem Flä-
chennutzungsplan ausgewiesen ist,  

2. der Zelt- und Campingplatz ohne erhebli-
che Beeinträchtigung der Belange des Na-
turschutzes und ohne Gefährdung für die 
Benutzerinnen und Benutzer und des 
Wohls der Allgemeinheit betrieben und 
benutzt werden kann und  

3. die durch Verordnung nach Absatz 5 be-
stimmten Mindestanforderungen erfüllt 
oder nach dem Antrag vorgesehen sind. 

(5) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch 
Verordnung die Mindestanforderungen an die 
Ausstattung und den Betrieb von Zelt- und 
Campingplätzen zu bestimmen, insbesondere  

1. Art und Größe der Belegungsflächen und 
der Zelte und anderen beweglichen Un-
terkünfte sowie die Dauer der Aufstellung,  

2. Art und Umfang der Ausstattung, die er-
forderlich ist, um die Anforderungen der 
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und die für die Durchführung der Verordnung zu-
ständigen Behörden bestimmt werden. 

(5) Der Zelt- und Campingplatz darf erst in Betrieb 
genommen werden, wenn die zuständige Be-
hörde einen Abnahmeschein ausgestellt hat. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann den 
weiteren Betrieb des Zelt- und Campingplat-
zes untersagen, sofern die Betreiberin oder 
der Betreiber ihren oder seinen Verpflichtun-
gen aus der Genehmigung oder der Verord-
nung nach Absatz 4 nicht nachkommt. 

(6) Zelt- und Campingplätze sind Grundstücke, auf 
denen mehr als 5 Zelte oder Wohnwagen zum 
Zwecke der Benutzung aufgestellt sind oder 
aufgestellt werden sollen. 

 

Hygiene, die ordnungsgemäße Ver- und 
Entsorgung, die Erste Hilfe und den 
Brandschutz sicherzustellen,  

3. die Anlage von Grünflächen und Stellflä-
chen für Fahrzeuge und  

4. die Pflichten der Betreiberin oder des 
Betreibers und der Benutzerinnen und 
Benutzer des Zelt- und Campingplatzes. 

In der Verordnung können das Genehmigungsve r-
fahren, der Inhalt des Abnahmescheins (A bsatz 6) 
und die für die Durchführung der Verordnung zu-
ständigen Behörden bestimmt werden. 

(6) Der Zelt- und Campingplatz darf erst in Betrieb 
genommen werden, wenn die zuständige Behörde 
einen Abnahmeschein ausgestellt hat. Die untere 
Naturschutzbehörde kann den weiteren Betrieb 
des Zelt- und Campingplatzes untersagen, sofern 
die Betreiberin oder der Betreiber ihren oder sei-
nen Verpflichtungen aus der Genehmigung oder 
der Verordnung nach Absatz 5 nicht nachkommt. 

(7) Zelt- und Campingplätze sind Grundstücke, auf 
denen mehr als 5 Zelte oder Wohnwagen zum 
Zwecke der Benutzung aufgestellt sind oder auf-
gestellt werden sollen. 

§ 45 
Bootsliegeplätze und Sportboothäfen 

 
(1) Wer eine Wasserfläche mit Hilfe einer Boje, 

eines Steges oder einer anderen Anlage als 
Liegeplatz für ein Sportboot außerhalb eines 
Hafens benutzen will, benötigt die Genehmi-
gung der zuständigen Naturschutzbehörde. 

§ 37 
Bootsliegeplätze und Sportboothäfen 

(1) Wer eine Wasserfläche mit Hilfe einer Boje, 
eines Steges oder einer anderen Anlage als Lie-
geplatz für ein Sportboot außerhalb eines Hafens 
benutzen will, benötigt die Genehmigung der unte-
ren Naturschutzbehörde. Die Genehmigung soll 
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Sportboote sind, unabhängig von der An-
triebsart, Wasserfahrzeuge jeder Art, die für 
Sport- und Freizeitzwecke bestimmt sind. Die 
Genehmigung ersetzt alle anderen nach Na-
turschutzrecht erforderlichen Gestattungen. 
Sie ist zu erteilen, wenn naturschutzrechtliche 
Vorschriften nicht entgegenstehen und die 
Nutzung eines Hafens oder einer Gemein-
schaftsanlage in zumutbarer Entfernung nicht 
möglich ist. Andere Rechtsvorschriften bleiben 
unberührt. 

 
(2) Anlagen, die vor dem 19. November 1982 er-

richtet worden sind, gelten als genehmigt. Die 
zuständige Naturschutzbehörde kann die Be-
seitigung von Anlagen im Sinne von Satz 1 
anordnen, wenn diese die Natur oder Land-
schaft in besonderem Maße beeinträchtigen. 

 

(3) Wer einen Sportboothafen errichten oder we-
sentlich ändern will, bedarf der Genehmigung 
der zuständigen Naturschutzbehörde. Dies gilt 
auch, wenn der Sportboothafen teilweise in-
nerhalb von nicht eingemeindeten Gewässern 
errichtet oder wesentlich geändert werden soll; 
Satz 3 Nr. 1 ist insoweit nicht anzuwenden. 
Die Genehmigung darf nur erteilt werden, 
wenn 

1. der Sportboothafen in einem Bebauungs-
plan oder, wenn öffentliche Belange nicht 
entgegenstehen, in einem Flächennut-
zungsplan ausgewiesen ist, 

2. der Sportboothafen ohne erhebliche Be-
einträchtigung der Belange des Natur-

nur für gemeinschaftliche Anlagen erteilt werden, 
wenn im Übrigen die in § 36 Abs. 3 genannten 
Voraussetzungen vorliegen und die Antragstellerin 
oder der Antragsteller nicht auf eine Gemein-
schaftsanlage oder einen Hafen in zumutbarer 
Entfernung verwiesen werden kann; andere 
Rechtsvorschriften bleiben unberührt. 

(2) Wer einen Sportboothafen errichten oder we-
sentlich ändern will, bedarf der Genehmigung der 
unteren Naturschutzbehörde. Dies gilt auch, wenn 
der Sportboothafen teilweise innerhalb von nicht 
eingemeindeten Gewässern errichtet oder wesent-
lich geändert werden soll; Satz 3 Nr. 1 ist insoweit 
nicht anzuwenden. Die Genehmigung darf nur 
erteilt werden, wenn 

1. der Sportboothafen in einem Bebauungs-
plan oder, wenn öffentliche Belange nicht 
entgegenstehen, in einem Flächennut-
zungsplan ausgewiesen ist,  

2. der Sportboothafen ohne erhebliche Be-
einträchtigung der Belange des Natur-
schutzes und ohne Gefährdung für die 
Benutzerinnen und Benutzer und das 
Wohl der Allgemeinheit betrieben und be-
nutzt werden kann,  

3. der Sportboothafen einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung nach dem Landes-UVP-
Gesetz unterzogen worden ist und  

4. die durch Verordnung nach Absatz 4 be-
stimmten Mindestanforderungen erfüllt 
sind oder die Erfüllung nach dem Antrag 
vorgesehen ist. 
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schutzes und ohne Gefährdung für die 
Benutzerinnen und Benutzer und das 
Wohl der Allgemeinheit betrieben und be-
nutzt werden kann, 

3. der Sportboothafen einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem 
Landes-UVP-Gesetz unterz ogen worden 
ist und 

4. die durch Verordnung nach Absatz 5 be-
stimmten Mindestanforderungen erfüllt 
sind oder die Erfüllung nach dem Antrag 
vorgesehen ist. 

(4) Mit einem Antrag auf Genehmigung nach den 
Absätzen 1 und 3 gelten alle nach anderen öf-
fentlich-rechtlichen Vorschriften für die Errich-
tung oder Änderung eines Sportboothafens 
oder eines Bootsliegeplatzes erforderlichen 
Anträge auf behördliche Zulassung als ge-
stellt. § 13 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(5) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch 
Verordnung Mindestanforderungen an die 
Ausstattung und den Betrieb von Sportboothä-
fen zu bestimmen sowie die Erhebung von 
Entgelten für die Nutzung von Sportboothäfen 
zu regeln. Insbesondere können Vorschriften 
über 

1. Art und Umfang der Anlagen und Einrich-
tungen, die erforderlich sind, um die An-
forderungen der Hygiene, die ordnungs-
gemäße Abwasser-, Altöl- und Abfallbe-
seitigung, die Wasserversorgung, die Ers-
te Hilfe und den Brandschutz sicherzustel-
len, 

(3) Mit einem Antrag auf Genehmigung nach den 
Absätzen 1 und 2 gelten alle nach anderen öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften für die Errichtung oder 
Änderung eines Sportboothafens oder eines 
Bootsliegeplatzes erforderlichen Anträge auf be-
hördliche Zulassung als gestellt. § 14 Abs. 2 und 3 
gilt entsprechend. 

(4) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch 
Verordnung die Mindestanforderungen an die 
Ausstattung und den Betrieb von Sportboothäfen 
zu bestimmen, insbesondere Vorschriften über 

1. Art und Umfang der Anlagen und Einrich-
tungen, die erforderlich sind, um die An-
forderungen der Hygiene, die ordnungs-
gemäße Abwasser-, Altöl- und Abfallbe-
seitigung, die Wasserversorgung, die Ers-
te Hilfe und den Brandschutz sicherzustel-
len,  

2. die Errichtung von Stellplätzen für Fahr-
zeuge,  

3. die Pflichten der Betreiberin oder des 
Betreibers und der Benutzerinnen und 
Benutzer des Sportboothafens 

zu erlassen. In der Verordnung können das Ge-
nehmigungsverfahren, der Inhalt des Abnahme-
scheines (Absatz 5) und die für die Durchführung 
der Verordnung zuständigen Behörden bestimmt 
werden. 

(5) § 36 Abs. 6 gilt entsprechend für die Inbetrieb-
nahme. 
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2. die Errichtung von Stellplätzen für Fahr-
zeuge, 

3. die Pflichten der Betreiberin oder des 
Betreibers und der Benutzerinnen und 
Benutzer des Sportboothafens und 

4. die Erhebung und den Rahmen von Ab-
gaben und Nutzungsentgelten 

erlassen werden. In der Verordnung können 
das Genehmigungsverfahren, der Inhalt des 
Abnahmescheines (Absatz 6) und die für die 
Durchführung der Verordnung zuständigen 
Behörden bestimmt werden. Für die Festset-
zung von Hafenabgaben für kommunale Hä-
fen gilt das Kommunalabgabengesetz des 
Landes Schleswig-Holstein vom 10. Januar 
2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 27). 

(6) § 44 Abs. 5 gilt entsprechend für die Inbetrieb-
nahme. 

(7) Sportboothäfen sind Wasser- und Grundfl ä-
chen, die als ständige Anlege- oder zusam-
menhängende Liegeplätze für mindestens 20 
Sportboote bestimmt sind oder benutzt wer-
den. 

 

(6) Sportboote sind alle Wasserfahrzeuge, die für 
Sport- oder Erholungszwecke benutzt werden. 
Sportboothäfen sind Wasser- und Grundflächen, 
die als ständige Anlege- oder zusammenhängen-
de Liegeplätze für mindestens 20 Sportboote be-
stimmt sind oder benutzt werden. 

 

§ 46 
Golfplätze 
 

(1) Wer einen Golfplatz errichten oder wesentlich 
ändern will, bedarf der Genehmigung der zu-
ständigen Naturschutzbehörde. Die Genehmi-

§ 38 
Golfplätze 

(1) Wer einen Golfplatz errichten oder wesentlich 
ändern will, bedarf der Genehmigung der unteren 
Naturschutzbehörde. Die Genehmigung darf nur 
erteilt werden, wenn 
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gung darf nur erteilt werden, wenn 

1. der Golfplatz in einem Bebauungsplan, 
oder wenn öffentlich-rechtliche Belange 
nicht entgegenstehen, in einem Flächen-
nutzungsplan ausgewiesen ist, 

2. Belange des Naturschutzes nicht entge-
genstehen, 

3. die durch Verordnung nach Absatz 2 be-
stimmten Mindestanforderungen erfüllt 
sind oder die Erfüllung nach dem Antrag 
vorgesehen ist und 

4. das Vorhaben insgesamt nicht zu einer 
ökologischen Standortverschlechterung 
führt. 

§ 13 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch 
Verordnung Mindestanforderungen an die 
Standortwahl, die Ausstattung und den Betrieb 
von Golfplätzen zu bestimmen. 

(3) § 44 Abs. 5 gilt für die Inbetriebnahme ent-
sprechend. 

 

1. der Golfplatz in einem Bebauungsplan, 
oder wenn öffentlich-rechtliche Belange 
nicht entgegenstehen, in einem Flächen-
nutzungsplan ausgewiesen ist,  

2. Belange des Naturschutzes nicht entge-
genstehen,  

3. die durch Verordnung nach Absatz 2 be-
stimmten Mindestanforderungen erfüllt 
sind oder die Erfüllung nach dem Antrag 
vorgesehen ist und  

4. das Vorhaben insgesamt nicht zu einer 
ökologischen Standortverschlechterung 
führt. 

§ 14 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 

(2) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch 
Verordnung Mindestanforderungen an die Stand-
ortwahl, die Ausstattung und den Betrieb von 
Golfplätzen zu bestimmen. 

(3) § 36 Abs. 6 gilt für die Inbetriebnahme ent-
sprechend. 

 

§ 47 
Skipisten 
 

Die Errichtung, der Betrieb sowie die wesentliche 
Änderung von Skipisten und zugehörigen Einrich-
tungen bedürfen der Genehmigung der zuständi-
gen Naturschutzbehörde. Bei der Genehmigung 

§ 38 a 
Skipisten, Skilifte, Seilbahnen 

Die Errichtung, der Betrieb sowie die wesentliche 
Änderung von Skipisten, Skiliften, Seilbahnen und 
zugehörigen Einrichtungen bedürfen der Geneh-
migung der unteren Naturschutzbehörde. Bei der 
Genehmigung ist die Umweltverträglichkeitsprü-
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ist die Umweltverträglichkeitsprüfung entspre-
chend den Vorschriften des Landes-UVP-
Gesetzes durchzuführen. § 13 Abs. 3 gilt entspre-
chend. 

 

fung entsprechend den Vorschriften des Landes-
UVP-Gesetzes durchzuführen. § 14 Abs. 2 und 3 
gilt entsprechend. 

 

Abschnitt VII 
Finanzielle Leistungen im Naturschutz 
 
§ 48 
Finanzielle Förderung 
 
Das Land fördert im Rahmen der im Haushalt 
bereitgestellten Mittel Maßnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege, der Natur-
schutzbildung einschließlich von Naturerlebnis-
räumen sowie Maßnahmen der Erholung in Natur 
und Landschaft. 
 

Abschnitt VII 
Einschränkung von Rechten, Förderung des 
Naturschutzes 
 
§ 44 
Öffentliche Förderung 

(1) Das Land kann der Stiftung Naturschutz 
Schleswig-Holstein, den Kreisen und Gemein-
den sowie der Teilnehmergemeinschaft und 
ihren Zusammenschlüssen nach dem Flurbe-
reinigungsgesetz und anderen Körperschaften 
des öffentlichen Rechts sowie Naturschutz-
vereinen im Rahmen der im Haushalt bereit-
gestellten Mittel Hilfen zu den Aufwendungen 
für Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele 
des Naturschutzes gewähren, insbesondere 
auch für die Aufstellung von Landschafts- oder 
Grünordnungsplänen, für Informationseinrich-
tungen oder Naturerlebnisräume sowie für die 
Schaffung und Unterhaltung von Wegen und 
Zugängen, die gleichermaßen der Förderung 
der naturbezogenen Erholung als auch dem 
Schutz bestimmter Teile der Natur dienen. 

(2) Die Ziele und Grundsätze des Naturschutzes 
sollen in Erziehung, Bildung und Forschung 
gefördert und berücksichtigt werden.  

 

 

 § 40  
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Vorkaufsrecht 

(1) Dem Land steht ein Vorkaufsrecht zu an einem 
Grundstück, 

1. auf dem ein oberirdisches Gewässer nach § 1 
Abs. 1 Nr. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes liegt 
oder das an ein solches angrenzt,  

2. das ganz oder teilweise in einem Nationalpark, 
in einem Naturschutzgebiet oder in einem Gebiet 
liegt, das als Naturschutzgebiet einstweilig sicher-
gestellt ist,  

3. auf dem sich ein Naturdenkmal oder ein ge-
schützter Landschaftsbestandteil befindet oder ein 
Naturdenkmal oder ein geschützter Landschafts-
bestandteil einstweilig sichergestellt ist,  

4. auf dem sich eingetragene, gesetzlich ge-
schützte Biotope im Sinne des § 15 a befinden,  

5. das in einem Bereich liegt, für den nach § 25 
besondere Schutzvorschriften bestehen,  

6. das in einem Gebiet liegt, das in einem festge-
stellten Landschaftsrahmenplan oder Land-
schaftsplan als vorrangige Fläche für den Natur-
schutz ausgewiesen ist. 

Das Vorkaufsrecht darf nur ausgeübt werden, 
wenn das Grundstück für Zwecke des Naturschut-
zes benötigt wird. 

(2) Das Vorkaufsrecht besteht nicht, wenn 

1. der Kauf von Rechten nach dem Wohnungsei-
gentumsgesetz vom 15. März 1951 (BGBl. I S. 
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175, 209), zuletzt geändert durch Artikel 25 des 
Gesetzes vom 23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2850), und 
von Erbbaurechten betroffen ist, 

2. die obere Naturschutzbehörde gegenüber den 
Grundbuchämtern erklärt hat, für Grundstücke, für 
welche im Bestandsverzeichnis des Grundbuchs 
bestimmte Wirtschaftsarten gemäß § 6 Abs. 3 a 
Nr. 4 der Grundbuchverfügung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24. Januar 1995 (BGBl. I S. 
114), geändert durch Artikel 1 der Verordnung 
vom 18. März 1999 (BGBl. I S. 497), eingetragen 
sind, auf die Ausübung des Vorkaufsrechts zu 
verzichten (Verzichtserklärung), 

3. die Eigentümerin oder der Eigentümer das 
Grundstück an ihren oder seinen Ehegatten ihre 
eingetragene Lebenspartnerin oder seinen einge-
tragenen Lebenspartner oder an eine Person ver-
äußert, die mit ihr oder ihm in gerader Linie ver-
wandt oder verschwägert oder in der Seitenlinie 
bis zum 3. Grad verwandt ist, 

4.das Grundstück ein geschlossener landwirt-
schaftlichen Betrieb ist, oder 

5. das Grundstück mit einem landwirtschaftlichen 
Betrieb veräußert wird und nicht an Flächen im 
Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 angrenzt. 

(3) Das Vorkaufsrecht wird nicht dadurch ausge-
schlossen, dass in dem Veräußerungs vertrag ein 
geringeres als das vereinbarte Entgelt beurkundet 
wird. Der zuständigen Landesbehörde gegenüber 
gilt das beurkundete Entgelt als vereinbart. 

(4) Das Vorkaufsrecht wird von der oberen Natur-
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schutzbehörde durch Verwaltungsakt ausgeübt. 
Die §§ 463 bis 469, 471, 1098 Abs. 2, §§ 1099 bis 
1102 des Bürgerlichen Gesetzbuches sind anzu-
wenden. 

(5) Die beurkundende Notarin oder der beurkun-
dende Notar hat den Inhalt des geschlossenen 
Vertrages der oberen Naturschutzbehörde unver-
züglich mitzuteilen. § 28 Abs. 1 Satz 2 bis 4 des 
Baugesetzbuches sind entsprechend anzuwen-
den. Die obere Naturschutzbehörde kann die Ver-
zichtserklärung nach Absatz 2 Nr. 2 jederzeit für 
zukünftig abzuschließende Kaufverträge widerru-
fen. Die Verzichtserklärung und ihr Widerruf sind 
im Amtsblatt für Schleswig-Holstein bekannt zu 
machen. Einer Mitteilung nach Satz 1 sowie eines 
Zeugnisses über das Nichtbestehen oder die 
Nichtausübung des Vorkaufsrechtes bedarf es 
nicht in den Fällen des Absatz 2 Nr. 1 und 2." 

  

(6) Das Vorkaufsrecht geht unbeschadet bundes-
rechtlicher Regelungen rechtsgeschäftlichen Vor-
kaufsrechten im Range vor und bedarf nicht der 
Eintragung im Grundbuch. 

(7) Das Land kann sein Vorkaufsrecht zugunsten 
eines Kreises, einer Gemeinde, einer sonstigen 
der Aufsicht des Landes unterstehenden Körper-
schaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts, sonstigen Naturschutzstiftungen oder 
eines Naturschutzvereines ausüben, wenn die 
oder der Begünstigte zustimmt. In diesem Fall tritt 
die oder der Begünstigte an die Stelle des Landes. 
Für die Verpflichtungen aus dem Kaufvertrag haf-
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tet das Land neben der oder dem Begünstigten. 

 
 § 41 

Enteignung 

(1) Grundstücke oder grundstücksgleiche Rechte 
können auf Antrag der obersten Naturschutz-
behörde zugunsten des Landes, einer der 
Aufsicht des Landes unterstehenden Körper-
schaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts sowie der Kreise und kreisfreien Städ-
te enteignet werden, wenn 

1. dies für die Verwirklichung der Ziele des 
Naturschutzes und die Erfordernisse und 
Maßnahmen nach diesem Gesetz zum 
Wohle der Allgemeinheit erforderlich ist,  

2. eine vertragliche Vereinbarung für die Ver-
wirklichung der Ziele des Naturschutzes 
nicht ausreicht und  

3. der freihändige Erwerb zu angemessenen 
Bedingungen nicht möglich ist. 

In dem Antrag muss die Zulässigkeit der Enteig-
nung dargelegt und begründet werden. 

(2) Die oberste Naturschutzbehörde ist auch für 
die Aufstellung des für die Enteignung erfor-
derlichen Plans zuständig. Im Übrigen gelten 
die landesrechtlichen Vorschriften über die 
Enteignung von Grundeigentum. 

(3) Auf die Enteignung und Entschädigung sind 
die für die Enteignung von Grundeigentum 
geltenden landesrechtlichen Vorschriften an-
zuwenden. 
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§ 49 
Entschädigung 
 
(1) Eine angemessene Entschädigung in Geld ist 

zu leisten, wenn aufgrund dieses Gesetzes, 
des Bundesnaturschutzgesetzes oder auf-
grund einer auf diesen Gesetzen beruhenden 
Rechtsvorschrift oder Maßnahme 

 
1. eine bisher rechtmäßig ausgeübte Grund-

stücksnutzung nicht mehr fortgesetzt wer-
den kann, 

 
2. eine beabsichtigte Nutzung, die sich nach 

Lage und Beschaffenheit des Grundstücks 
objektiv anbietet und auf die die Eigent ü-
merin oder der Eigentümer sonst einen 
Rechtsanspruch hat, unterbunden wird, 

 
3. Aufwendungen an Wert verlieren, die für 

die beabsichtigten, bisher rechtmäßigen 
Grundstücksnutzungen in schutzwürdigem 
Vertrauen darauf gemacht wurden, dass 
diese rechtmäßig bleiben, oder 

 
4. die Lasten und Bewirtschaftungskosten 

von Grundstücken auch in absehbarer 
Zukunft nicht durch Erträge und andere 
Vorteile ausgeglichen werden können 

 
und hierdurch die Betriebe oder sonstigen 
wirtschaftlichen Einheiten, zu denen die 
Grundstücke gehören, nicht nur unwesentlich 
beeinträchtigt werden. Die Entschädigung darf 
100 % des Verkehrswertes des Grundstücks 
nicht übersteigen. Die Sätze 1 und 2 gelten, 

§ 42 
Entschädigung 

(1) Eine angemessene Entschädigung in Geld ist 
zu leisten, wenn aufgrund dieses Gesetzes, 
des Bundesnaturschutzgesetzes oder auf-
grund einer auf diesen Gesetzen beruhenden 
Verordnung, Satzung oder Maßnahme 

1. eine bisher rechtmäßig ausgeübte Nutzung 
nicht mehr fortgesetzt werden kann und 
hierdurch die wirtschaftliche Nutzbarkeit 
des Grundstücks nicht nur unwesentlich 
beschränkt wird oder  

2. eine noch nicht ausgeübte Nutzung, die 
sich nach Lage und Beschaffenheit des 
Grundstücks objektiv anbietet oder auf die 
die Eigentümerin oder der Eigentümer 
sonst einen Rechtsanspruch hat, unter-
bunden wird und die Eigentümerin oder 
der Eigentümer dadurch erheblich und un-
zumutbar betroffen wird. 

Dies gilt, soweit die Beschränkung der wirt-
schaftlichen Nutzbarkeit nicht durch anderwei-
tige Maßnahmen vollständig oder teilweise 
ausgeglichen werden kann. Über die Entschä-
digung ist zumindest dem Grunde nach in 
Verbindung mit der nutzungsbeschränkenden 
Maßnahme im Einzelfall durch die zuständige 
Naturschutzbehörde zu entscheiden. In den 
Fällen des § 15 a Abs. 5, des § 15 b Abs. 3 
und des § 54 Abs. 1, 2 und 4, erster Halbsatz, 
ist die Entscheidung durch die obere Natur-
schutzbehörde in Verbindung mit der Vers a-
gung der Ausnahme oder Befreiung zu treffen. 
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soweit die Beschränkung der wirtschaftlichen 
Nutzbarkeit nicht durch anderweitige Maß-
nahmen vollständig oder teilweise ausgegli-
chen werden kann. 

 
(2) Zur Leistung der Entschädigung ist der Träger 

der öffentlichen Verwaltung verpflichtet, des-
sen Behörde die Rechtsvorschrift erlassen 
oder eine Maßnahme nach Absatz 1 getroffen 
hat. Über die Entschädigung ist zumindest 
dem Grunde nach in Verbindung mit der 
Rechtsvorschrift oder Maßnahme zu entschei-
den. Der oder die Begünstigte kann von den 
durch eine entschädigungspflichtige Maßnah-
me betroffenen Eigentümerinnen oder Eigen-
tümern die Eintragung einer beschränkten 
persönlichen Dienstbarkeit oder Grunddienst-
barkeit mit dem Inhalt verlangen, dass die 
Nutzung, für die die Entschädigung gezahlt 
werden soll, auf dem Grundstück nicht mehr 
ausgeübt werden kann. 

 
(3) Die Eigentümerin oder der Eigentümer kann 

die Entschädigung durch Übernahme des 
Grundstücks verlangen, wenn es ihr oder ihm 
wegen der entstandenen Nutzungsbeschrän-
kungen wirtschaftlich nicht mehr zuzumuten 
ist, das Grundstück zu behalten. Kommt eine 
Einigung über die Übernahme nicht zustande, 
kann die Eigentümerin oder der Eigentümer 
die Entziehung des Eigentums verlangen. Die 
Eigentümerin oder der Eigentümer kann den 
Antrag auf Entziehung des Eigentums bei der 
Enteignungsbehörde des Landes stellen. 

 
(4) Auf die Entschädigung nach Absatz 1 sowie 

Zur Leistung der Entschädigung ist der Träger 
der öffentlichen Verwaltung verpflichtet, des-
sen Behörde die nutzungsbeschränkende 
Rechtsvorschrift oder Maßnahme erlassen 
oder angeordnet hat. Soweit das Land zur 
Entschädigung verpflichtet ist, ist für die Leis-
tung und Festsetzung der Entschädigung ein-
schließlich der Ausübung der Rechte nach 
Absatz 3 und 4 die obere Naturschutzbehörde 
zuständig. Das Land ist auch zur Entschädi-
gung verpflichtet im Falle der Versagung der 
Zustimmung zu einer Befreiung nach § 54 
Abs. 4, erster Halbsatz. Entsprechendes gilt 
für die untere Naturschutzbehörde im Falle 
des § 54 Abs. 4, zweiter Halbsatz. 

(2) Die Grundstückseigentümerin oder der Grund-
stückseigentümer kann anstelle einer Ent-
schädigung von der oder dem Enteignungs-
begünstigten die Übernahme des Grundstücks 
verlangen, soweit es ihr oder ihm infolge der 
enteignenden Maßnahme wirtschaftlich nicht 
mehr zumutbar ist, das Grundstück zu behal-
ten oder es in der bisherigen oder in einer an-
deren zulässigen Art zu nutzen. Kommt eine 
Einigung über die Übernahme nicht zustande, 
so kann die Eigentümerin oder der Eigentümer 
den Antrag auf Entziehung des Eigentums an 
dem Grundstück bei der Enteignungsbehörde 
des Landes stellen. 

(3) Auf die Entschädigung nach Absatz 1 sowie 
auf die Entziehung des Eigentums nach Ab-
satz 2 Satz 2 sind die für die Enteignung von 
Grundeigentum geltenden landesrechtlichen 
Vorschriften anzuwenden. 
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auf die Entziehung des Eigentums nach Ab-
satz 3 sind die für die Enteignung von Grund-
eigentum geltenden landesrechtlichen Vor-
schriften anzuwenden. 

 

(4) Enteignungsbegünstigte können von den durch 
eine entschädigungspflichtige Maßnahme 
nach Absatz 1 betroffenen Eigentümerinnen 
oder Eigentümern die Übertragung des Eigen-
tums verlangen, wenn die an die Eigentüme-
rinnen oder Eigentümer zu zahlende Entschä-
digung mehr als 50 % des Verkehrswertes 
betragen würde. Sofern sich die die Entschä-
digungspflicht begründende Maßnahme nach 
Absatz 1 nur auf einen Grundstücksteil be-
zieht, beschränkt sich der Anspruch nach Satz 
1 auf diesen Teil. Kommt eine Einigung über 
die Übernahme nicht zustande, so können 
Enteignungsbegünstigte den Antrag auf Ent -
ziehung des Eigentums an dem Grundstück 
bei der Enteignungsbehörde des Landes stel-
len. 

(5) Enteignungsbegünstigte können von den durch 
eine entschädigungspflichtige Maßnahme 
nach Absatz 1 betroffenen Eigentümerinnen 
oder Eigentümern die Eintragung einer be-
schränkt persönlichen Dienstbarkeit oder 
Grunddienstbarkeit mit dem Inhalt verlangen, 
dass die Nutzung, für die die Entschädigung 
gezahlt werden soll, auf dem Grundstück nicht 
mehr ausgeübt werden kann. 

(6) Für Ansprüche aus § 42 ist der Verwaltungs-
rechtsweg eröffnet. 

 
§ 50 
Härteausgleich 
 
Wird durch Maßnahmen des Naturschutzes oder 
der Landschaftspflege Berechtigten ein wirtschaft-

§ 43 
Härteausgleich 
Wird durch Maßnahmen des Naturschutzes Eigen-
tümerinnen oder Eigentümern oder anderen Be-
rechtigten ein wirtschaftlicher Nachteil zugefügt, 
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licher Nachteil zugefügt, der für sie in ihren per-
sönlichen Lebensumständen, insbesondere im 
wirtschaftlichen und sozialen Bereich, eine beson-
dere Härte bedeutet, ohne dass nach § 49 eine 
Entschädigung zu leisten ist, kann ihnen auf An-
trag ein Härteausgleich in Geld gewährt werden, 
soweit dies zur Vermeidung oder zum Ausgleich 
der besonderen Härte geboten erscheint. § 49 
Abs. 2 Satz 1 gilt entsprechend. 
 

der für die Betroffenen in ihren persönlichen Le-
bensumständen, insbesondere im wirtschaftlichen 
und sozialen Bereich, eine besondere Härte be-
deutet, ohne dass nach § 42 eine Entschädigung 
zu leisten ist, so kann den Betroffenen auf Antrag 
ein Härteausgleich in Geld gewährt werden, so-
weit dies zur Vermeidung oder zum Ausgleich der 
besonderen Härte geboten erscheint. § 42 Abs. 1 
Satz 3 und 4 gilt entsprechend. Soweit das Land 
zum Härteausgleich verpflichtet ist, ist die obere 
Naturschutzbehörde zuständig. 

Abschnitt VIII 
Zuständigkeiten, Organisation, 
Vereinsbeteiligung 
 
Unterabschnitt 1 
Zuständigkeiten, Organisation 
 
§ 51 
Naturschutzbehörden 
 
(1) Das Bundesnaturschutzgesetz, dieses Gesetz 

und die aufgrund dieser Gesetze erlassenen 
Verordnungen führen die Naturschutzbehör-
den durch. Naturschutzbehörden sind 

 

1. das für Naturschutz zuständige Ministeri-
um als oberste Naturschutzbehörde, 

 

2. das Landesamt für Natur und Umwelt als 
obere Naturschutzbehörde, 

 

3. das Landesamt für den Nationalpark 
Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer als 

Abschnitt VIII 
Organisation, Zuständigkeiten, Verbandsbetei-
ligung, Verfahren 
 
Unterabschnitt 1: 
Organisation und Zuständigkeiten 
 
§ 45 
Naturschutzbehörden 

(1) Das Bundesnaturschutzgesetz, dieses Gesetz 
und die aufgrund dieser Gesetze erlassenen 
Verordnungen führen die Naturschutzbehör-
den durch. Naturschutzbehörden sind 

1. das Ministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Landwirtschaft als oberste Natur-
schutzbehörde,  

2. das Landesamt für Natur und Umwelt als 
obere Naturschutzbehörde,  

3. das Landesamt für den Nationalpark 
Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer als 
obere und untere Naturschutzbehörde für 
den Nationalpark,  
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obere und untere Naturschutzbehörde für 
den Nationalpark, 

 

4. die Landrätinnen und Landräte und die 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
der kreisfreien Städte als untere Natur-
schutzbehörde. 

 
(2) Die Kreise und kreisfreien Städte nehmen die-

se Aufgabe zur Erfüllung nach Weisung wahr. 
 

4. die Landrätinnen und Landräte und die Bür-
germeisterinnen und Bürgermeister der 
kreisfreien Städte als untere Naturschutz-
behörde. 

(2) Die Kreise und kreisfreien Städte nehmen die-
se Aufgabe als Aufgabe zur Erfüllung nach 
Weisung wahr. 

 
 

§ 52 
Zuständigkeiten  
 
Die Landesregierung bestimmt, soweit die Zu-
ständigkeiten nicht in diesem Gesetz geregelt 
sind, durch Verordnung die für die Ausführung des 
Bundesnaturschutzgesetzes, dieses Gesetz und 
der aufgrund dieser Gesetze erlassenen Verord-
nungen zuständigen Behörden. Sie kann diese 
Befugnis durch Verordnung auf die oberste Natur-
schutzbehörde übertragen. 
 

§ 45 a 
Zuständigkeiten der obersten Naturschutzbe-
hörde 

(1) Die oberste Naturschutzbehörde ist außer in 
den in diesem Gesetz genannten Fällen 
zuständig 

1. in den Küstengewässern, für die Binnen-
wasserstraßen des Bundes und auf sons-
tigen Flächen, die nicht zum Gebiet einer 
Gemeinde gehören, mit Ausnahme des 
gemeindefreien Gebietes Sachsenwald 
und des Forstgutsbezirks Buchholz,  

2. für die Ausübung der Fachaufsicht über die 
obere Naturschutzbehörde und die unte-
ren Naturschutzbehörden. 

(2) Die oberste Naturschutzbehörde kann durch 
Verordnung Zuständigkeiten nach diesem Ge-
setz auf die oberen oder die unteren Natur-
schutzbehörden übertragen, wenn dies für die 
Erledigung bestimmter Aufgaben zweckmäßi-
ger ist. Sie kann unter den gleichen Voraus-

 



Drucksache 16/694 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 16. Wahlperiode 
 

148 

LNatSchG-Entwurf Stand 28.02.2006 LNatSchG BNatSchG 

setzungen Zuständigkeiten sowie die Durch-
führung von Maßnahmen im Rahmen der §§ 3 
und 44 durch Verordnung auch auf die Staatli-
chen Umweltämter übertragen; einer Verord-
nung bedarf es nicht für die Übertragung der 
Vorbereitung von Entscheidungen. 

 

§ 45 b 
Zuständigkeiten der oberen Naturschutzbe-
hörde 

Die obere Naturschutzbehörde ist außer in den in 
diesem Gesetz und aufgrund des Bundesnatur-
schutzgesetzes bestimmten Fällen zuständig 

1. für die Durchführung der Verfahren nach § 
17 und § 16 Abs. 3 Satz 2, 

2. für die Erarbeitung von fachlichen Pla-
nungs- und Entscheidungshilfen für die 
Naturschutzbehörden,  

3. nach näherer Weisung für die Erarbeitung 
von Fachbeiträgen für die Planung ande-
rer Behörden und Stellen sowie deren Be-
ratung,  

4. für die Erfassung und wissenschaftliche 
Betreuung der nach § 15 geschützten Flä-
chen und Landschaftsbestandteile,  

5. für die Erfassung von Veränderungen in der 
Tier- und Pflanzenwelt und deren Lebens-
gemeinschaften einschließlich der Durch-
führung ökologischer Umweltbeobachtun-
gen (Monitoring),  
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6. für die Unterrichtung der Öffentlichkeit ein-
schließlich der Durchführung von Bil-
dungsarbeit und der Lenkung des Besu-
cherverkehrs in Fragen des Naturschutzes 
und  

7. für die fachliche Betreuung der im Natur-
schutz tätigen Bediensteten und ehren-
amtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter. 

 

§ 45 c 
Zuständigkeiten der unteren Naturschutzbe-
hörden 

(1) Die unteren Naturschutzbehörden sind zustän-
dig, soweit in diesem Gesetz, im Bundesna-
turschutzgesetz, den dazu ergangenen Durch-
führungsvorschriften sowie in anderen Vor-
schriften des Naturschutzrechts, insbesondere 
des Artenschutzes, nichts anderes bestimmt 
ist. 

(2) Die untere Naturschutzbehörde kann mit Zu-
stimmung der obersten Naturschutzbehörde 
durch Verordnung auf Antrag die Amtsvorste-
herin oder den Amtsvorsteher eines Amtes 
oder die Bürgermeisterin oder den Bürger-
meister einer Gemeinde zum Erlass von Ver-
ordnungen nach den §§ 18 bis 21 ermächti-
gen. Die zu ermächtigende Fachbehörde 
muss über geeignetes Fachpersonal verfügen. 
Für den Erlass der Verordnungen gelten § 45 
Abs. 2 und § 55 entsprechend; an die Stelle 
der obersten Naturschutzbehörde tritt die un-
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tere Naturschutzbehörde. 

 
§ 53 
Gefahrenabwehr 
 
(1) Die unteren Naturschutzbehörden überwachen 

die Erfüllung der nach den naturschutzrechtli-
chen Vorschriften bestehenden Verpflichtun-
gen und treffen nach pflichtgemäßem Ermes-
sen die erforderlichen Maßnahmen zur Ab-
wehr von Zuwiderhandlungen gegen diese 
Verpflichtungen und zur Abwehr von Gefahren 
für Natur und Landschaft. 

 
(2) Sind Teile von Natur und Landschaft rechts-

widrig zerstört, beschädigt oder verändert 
worden, ordnet die zuständige Naturschutzbe-
hörde die nach § 12 vorgesehenen Maßnah-
men an. Eine Anordnung, die ein Grundstück 
betrifft und sich an die Eigentümerin oder den 
Eigentümer oder die Nutzungsberechtigte o-
der den Nutzungsberechtigten richtet, ist auch 
für deren oder dessen Rechtsnachfolgerin o-
der Rechtsnachfolger verbindlich. 

 
(3) Die örtlichen Ordnungsbehörden und die Poli-

zei haben die Naturschutzbehörden von allen 
Vorgängen zu unterrichten, die deren Eingrei-
fen erfordern oder für deren Entscheidung von 
Bedeutung sein können. Diese Verpflichtung 
gilt im Verhältnis der unteren Naturschutzbe-
hörden zueinander entsprechend. 

 

§ 45 d 
Gefahrenabwehr 

(1) Die unteren Naturschutzbehörden überwachen 
die Erfüllung der nach den naturschutzrechtli-
chen Vorschriften bestehenden Verpflichtun-
gen und treffen nach pflichtgemäßem Ermes-
sen die erforderlichen Maßnahmen zur Ab-
wehr von Zuwiderhandlungen gegen diese 
Verpflichtungen und zur Abwehr von Gefahren 
für die Natur. 

(2) Die unteren Naturschutzbehörden werden als 
Ordnungsbehörden tätig. 

(3) Sind Teile der Natur rechtswidrig zerstört, be-
schädigt oder verändert worden, ordnet die 
Naturschutzbehörde die nach § 8 vorgesehe-
nen Maßnahmen an. Eine Anordnung, die ein 
Grundstück betrifft und sich an die Eigentüme-
rin oder den Eigentümer oder die Nutzungsbe-
rechtigte oder den Nutzungsberechtigten rich-
tet, ist auch für deren oder dessen Rechts-
nachfolgerin oder Rechtsnachfolger verbind-
lich. 

(4) Die örtlichen Ordnungsbehörden und die Poli-
zei haben die Naturschutzbehörden von allen 
Vorgängen zu unterrichten, die deren Eingrei-
fen erfordern oder für deren Entscheidung 
erforderlich sind. 

 

 

§ 54 
Landesbeauftragte für Naturschutz 

§ 48 
Landesbeauftragte für Naturschutz 
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(1) Die oberste Naturschutzbehörde beruft eine 

Landesbeauftragte oder einen Landesbeauf-
tragten für Naturschutz. 

 
(2) Die oder der Landesbeauftragte für Natur-

schutz unterstützt und berät die oberste und 
obere Naturschutzbehörde und vermittelt zwi-
schen ihnen und den Bürgerinnen und Bür-
gern. Auf Verlangen sind die Vorhaben und 
Maßnahmen mit der oder dem Landesbeauf-
tragten für Naturschutz zu erörtern. 

 
(3) Die oder der Landesbeauftragte für Natur-

schutz wird durch einen Beirat unterstützt und 
kann sich bei einzelnen Aufgaben von einem 
Beiratsmitglied vertreten lassen. Die Anzahl 
der Mitglieder des Beirates soll zwölf nicht ü-
berschreiten. Der Beirat setzt sich aus Kreis-
beauftragten gemäß § 55 und ökologischen 
Sachverständigen zusammen. Die Mitglieder 
des Beirats werden von der obersten Natur-
schutzbehörde berufen; die nach § 59 des 
Bundesnaturschutzgesetzes sowie § 58 die-
ses Gesetzes anerkannten Naturschutzverei-
ne, der Landesnaturschutzverband, die oder 
der Landesbeauftragte für Naturschutz und die 
Hochschulen können Vorschläge unterbreiten. 

 
(4) Die oder der Landesbeauftragte für Natur-

schutz ist ehrenamtlich für das Land tätig und 
an Weisungen nicht gebunden. Das Nähere 
über die Berufung, Amtsdauer, Entschädi-
gung, Zusammensetzung und die Geschäfts-
führung des Beirates sowie die Stellung und 
Befugnisse der oder des Landesbeauftragten 

(1) Die Ministerin oder der Minister für Umwelt, 
Naturschutz und Landwirtschaft beruft eine 
Landesbeauftragte oder einen Landesbeauf-
tragten für Naturschutz. Es können auch Lan-
desbeauftragte für einzelne Landesteile oder 
für Arbeitsschwerpunkte berufen werden. 

(2) Landesbeauftragte unterstützen und beraten 
die oberste und obere Naturschutzbehörde 
und vermitteln zwischen ihnen und den Bürge-
rinnen und Bürgern. Auf Verlangen sind die 
Vorhaben und Maßnahmen mit den Landes-
beauftragten zu erörtern. 

(3) Die oder der Landesbeauftragte wird durch 
einen Beirat unterstützt und kann sich bei ein-
zelnen Aufgaben von einem Beiratsmitglied 
vertreten lassen. Die Anzahl der Mitglieder 
des Beirates soll zwölf nicht überschreiten. 
Der Beirat setzt sich aus von der unteren Na-
turschutzbehörde berufenen Beauftragten für 
Naturschutz und ökologischen Sachverständi-
gen zusammen. Die Mitglieder des Beirats 
werden von der Ministerin oder vom Minister 
für Umwelt, Naturschutz und Landwirtschaft 
berufen; die nach § 59 des Bundesnatur-
schutzgesetzes sowie § 51 dieses Gesetzes 
anerkannten Naturschutzvereine, der Landes-
naturschutzverband, die Landesbeauftragten 
und die Hochschulen können Vorschläge un-
terbreiten. 

(4) Landesbeauftragte sind ehrenamtlich für das 
Land tätig und an Weisungen nicht gebunden. 
Das Nähere über die Berufung, Amtsdauer, 
Entschädigung, Zusammensetzung und die 



Drucksache 16/694 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 16. Wahlperiode 
 

152 

LNatSchG-Entwurf Stand 28.02.2006 LNatSchG BNatSchG 

für Naturschutz regelt die oberste Natur-
schutzbehörde durch Verordnung. 

 

Geschäftsführung des Beirates sowie die Stel-
lung und Befugnisse von Landesbeauftragten 
für einzelne Landesteile regelt die oberste Na-
turschutzbehörde durch Verordnung. 

 
§ 55 
Beiräte und Kreisbeauftragte für Naturschutz 
 
(1) Bei den unteren Naturschutzbehörden können 

Beiräte für den Naturschutz gebildet sowie aus 
deren Mitgliedern eine Kreisbeauftragte oder 
ein Kreisbeauftragter bestellt werden. Der Bei-
rat hat die unteren Naturschutzbehörden in 
wichtigen Angelegenheiten des Naturschutzes 
zu unterstützen und fachlich zu beraten. Zu 
diesem Zweck ist der Beirat rechtzeitig zu un-
terrichten. Er kann Maßnahmen des Natur-
schutzes anregen und ist auf Verlangen zu hö-
ren; er ist zumindest in allen Fällen zu beteili-
gen, in denen auch Naturschutzvereine betei-
ligt werden. Die oder der Kreisbeauftragte un-
terstützt die untere Naturschutzbehörde und 
vermittelt zwischen der Behörde und Bürge-
rinnen und Bürgern. 

 
(2) Die Beiratsmitglieder sind ehrenamtlich tätig. 

Das Nähere über die Zusammensetzung, Be-
rufung, Amtsdauer, Vorsitz, Vertretung und 
Entschädigung der Beiräte und der Kreisbe-
auftragten sowie über die Beteiligung des Bei-
rats an den Entscheidungen der Naturschutz-
behörde regelt die untere Naturschutzbehör-
de, die den Beirat beruft und den Kreisbeauf-
tragten bestellt, durch Satzung. 

 

§ 49 
Beiräte und Kreisbeauftragte für Naturschutz 

(1) Bei den unteren Naturschutzbehörden sind 
Beiräte für den Naturschutz zu bilden. Der Bei-
rat hat die unteren Naturschutzbehörden in 
wichtigen Angelegenheiten des Naturschutzes 
zu unterstützen und fachlich zu beraten. Zu 
diesem Zweck ist der Beirat rechtzeitig zu un-
terrichten. Er kann Maßnahmen des Natur-
schutzes anregen und ist auf Verlangen zu hö-
ren; er ist zumindest in allen Fällen zu beteili-
gen, in denen auch Naturschutzvereine betei-
ligt werden. 

(2) Die aus der Mitte des Beirats gewählte Vorsit-
zende oder den Vorsitzenden bestellt die unte-
re Naturschutzbehörde als Kreisbeauftragte 
oder Kreisbeauftragten für Naturschutz. Sie 
kann für bestimmte Sachbereiche oder Teilbe-
zirke auch mehrere Kreisbeauftragte aus der 
Mitte des Beirats bestellen. Auf Vorschlag der 
Gemeinden können auch für einzelne Ge-
meinden Ortsbeauftragte bestellt werden, 
wenn Zuständigkeitsüberschneidungen nicht 
zu besorgen sind. Der oder die Beauftragte 
unterstützt die Naturschutzbehörde und ve r-
mittelt zwischen der Behörde und Bürgern. 

(3) In die Beiräte sind Personen zu berufen, die im 
Naturschutz besonders fachkundig und erfah-
ren sind, insbesondere in Bereichen, für die in 
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der Naturschutzbehörde ein besonderer Bera-
tungsbedarf besteht. Die Anzahl der Mitglieder 
eines Beirats soll elf nicht überschreiten. Die 
Mitglieder der Beiräte werden von der unteren 
Naturschutzbehörde berufen. Die Landesbe-
auftragten, der Landesnaturschutzverband, 
die nach § 59 des Bundesnaturschutzgeset-
zes sowie § 51 dieses Gesetzes anerkannten 
Naturschutzvereine und bestehende Arbeits-
gemeinschaften der im Kreisgebiet tätigen Na-
turschutzvereine können Vorschläge unter-
breiten. 

(4) Die Beiratsmitglieder sind ehrenamtlich tätig. 
Das Nähere über die Zusammensetzung, Be-
rufung, Amtsdauer, Vorsitz, Vertretung und 
Entschädigung der Beiräte und der Kreisbe-
auftragten sowie über die Beteiligung des Bei-
rats an den Entscheidungen der Naturschutz-
behörde regelt die oberste Naturschutzbehör-
de durch Verordnung. Die Verordnung kann 
auch Grundsätze der Geschäftsordnung re-
geln. 

 
§ 56 
Naturschutzdienst 
 
(1) Die Naturschutzbehörden können für ein be-

stimmtes Gebiet sachkundige Pers onen mit 
der Aufgabe bestellen, Zuwiderhandlungen 
gegen Rechtsvo rschriften, die dem Schutz der 
Natur dienen oder die Erholung in der freien 
Natur regeln und deren Übertretung mit Strafe 
oder Geldbuße bedroht ist, festzustellen und 
abzuwehren. Die zu Hilfsbeamten der Staats-
anwaltschaft bestimmten Beamtinnen und Be-

§ 50 
Naturschutzdienst 

(1) Die Naturschutzbehörden können für ein be-
stimmtes Gebiet sachkundige Pers onen mit 
der Aufgabe bestellen, Zuwiderhandlungen 
gegen Rechtsvo rschriften, die dem Schutz der 
Natur dienen oder die Erholung in der freien 
Natur regeln und deren Übertretung mit Strafe 
oder Geldbuße bedroht ist, festzustellen und 
abzuwehren. Die zu Hilfsbeamten der Staats-
anwaltschaft bestimmten Beamtinnen und Be-
amten der Forst-, Jagd- und Fischereiverwal-
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amten der Forst-, Jagd- und Fischereiverwal-
tung des Bundes, des Landes, der Gemeinden 
und Körperschaften des öffentlichen Rechts 
sind für ihren Dienstbezirk Mitglieder des Na-
turschutzdienstes. 

 
(2) Soweit es zur Erfüllung ihrer Aufgaben erfor-

derlich ist, sind die Mitglieder des Natur-
schutzdienstes berechtigt, in ihrem Dienstbe-
zirk 

 

1. Grundstücke zu betreten, 

 

2. die Identität einer Person festzustellen; 
§ 181 des Landesverwaltungsgesetzes gilt 
entsprechend, 

 

3. eine Person vorübergehend vom Ort zu 
verweisen und ihr vorübergehend das Be-
treten des Ortes zu ve rbieten und 

 

4. unberechtigt entnommene Gegenstände, 
gehaltene oder erworbene Pflanzen und 
Tiere sowie solche Gegenstände sicher-
zustellen, die bei Zuwiderhandlungen 
nach Absatz 1 verwendet wurden oder 
verwendet werden sollen; die §§ 210 bis 
213 des Landesverwaltungsgesetzes gel-
ten entsprechend. 

 
(3) Die Mitglieder des Naturschutzdienstes haben 

die untere Naturschutzbehörde über alle 
nachteiligen Veränderungen in der Natur zu 

tung des Bundes, des Landes, der Gemeinden 
und Körperschaften des öffentlichen Rechts 
sind für ihren Dienstbezirk Mitglieder des 
Naturschutzdienstes. 

(2) Soweit es zur Erfüllung ihrer Aufgaben erfor-
derlich ist, sind die Mitglieder des Natur-
schutzdienstes berechtigt, in ihrem Dienstbe-
zirk 

1. Grundstücke zu betreten,  

2. die Identität einer Person festzustellen; § 
181 des Landesverwaltungsgesetzes gilt 
entsprechend,  

 

3. eine Person vorübergehend vom Ort zu 
verweisen und ihr vorübergehend das Be-
treten des Ortes zu verbieten und  
 

4. unberechtigt entnommene Gegenstände, 
gehaltene oder erworbene Pflanzen und 
Tiere sowie solche Gegenstände sicher-
zustellen, die bei Zuwiderhandlungen 
nach Absatz 1 ve rwendet wurden oder 
verwendet werden sollen; die §§ 210 bis 
213 des Landesverwaltungsgesetzes gel-
ten entsprechend. 
 

(3) Die Mitglieder des Naturschutzdienstes haben 
die untere Naturschutzbehörde über alle 
nachteiligen Veränderungen in der Natur zu 
informieren und durch Aufklärung darauf hin-
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informieren und durch Aufklärung darauf hin-
zuwirken, dass Schäden von der Natur abge-
wendet werden. 

 
(4) Die Mitglieder des Naturschutzdienstes sind 

während der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
Angehörige der Naturschutzbehörde im Au-
ßendienst; sie müssen bei dieser Tätigkeit ein 
Dienstabzeichen tragen und einen Dienstaus-
weis mit sich führen, der bei Vornahme einer 
Amtshandlung auf Verlangen vorzuzeigen ist. 

 
(5) Die Mitglieder des Naturschutzdienstes sind 

ehrenamtlich tätig. Die oberste Naturschutz-
behörde kann im Benehmen mit dem Innen-
ministerium durch Verordnung die Vorausset-
zungen für die Eignung, die Begründung, die 
Abberufung, die rechtliche Stellung, die Aus- 
und Fortbildung, Maßstäbe für eine Entschä-
digung sowie Vorschriften über den Dienst-
ausweis und Dienstabzeichen regeln. 

 

zuwirken, dass Schäden von der Natur abge-
wendet werden. 
 

(4) Die Mitglieder des Naturschutzdienstes sind 
während der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
Angehörige der Naturschutzbehörde im Au-
ßendienst; sie müssen bei dieser Tätigkeit ein 
Dienstabzeichen tragen und einen Dienstaus-
weis mit sich führen, der bei Vornahme einer 
Amtshandlung auf Verlangen vorzuzeigen ist. 

(5) Die Mitglieder des Naturschutzdienstes sind 
ehrenamtlich tätig. Die oberste Naturschutz-
behörde kann im Benehmen mit dem Innen-
ministerium durch Verordnung die Vorausset-
zungen für die Eignung, die Begründung, die 
Abberufung, die rechtliche Stellung, die Aus- 
und Fortbildung, Maßstäbe für eine Entschä-
digung sowie Vorschriften über den Dienst-
ausweis und Dienstabzeichen regeln. 

 

 § 50 a 
Akademie für Natur und Umwelt des Landes 
Schleswig-Holstein 

(1) Die Akademie für Natur und Umwelt fördert 
zum Wohle der Allgemeinheit im Rahmen der 
im Haushalt bereitgestellten Mittel solche 
Formen der Wissensvermittlung, der Bewusst-
seinsentwicklung sowie Handlungsperspekti-
ven, die zum Schutz, Erhalt und zur ökologi-
schen Gestaltung von Natur und Umwelt bei-
tragen. 

(2) Die Akademie für Natur und Umwelt untersteht 
als nichtrechtsfähige Anstalt des öffentlichen 
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Rechts der Aufsicht des Ministeriums für Um-
welt, Naturschutz und Landwirtschaft. 

 

 § 50 b 
Erhebung und Verarbeitung personen- und  
betriebsbezogener Daten 

(1) Die Naturschutzbehörden dürfen personenbe-
zogene Daten nach Maßgabe der Absätze 2 
bis 7 nur erheben und weiterverarbeiten, so-
weit ihre Kenntnis zur rechtmäßigen Erfüllung 
ihrer gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist 
und ihnen die Daten ohne Verstoß gegen 
Rechtsvorschriften offenbart werden können. 
Die Betroffenen sind verpflichtet, den Natur-
schutzbehörden die dazu erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen. 

(2) Werden die Daten von der Naturschutzbehörde 
als Ordnungsbehörde erhoben, gelten die 
Vorschriften der §§ 177, 178, 179, 181 und 
188 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2, §§ 190 bis 194 
sowie §§ 196 und 197 des Landesverwal-
tungsgesetzes entsprechend. 

(3) Sind die Daten für die Erteilung einer Geneh-
migung oder Gewährung einer Leistung erfor-
derlich, so sind die Betroffenen hierüber sowie 
über die möglichen Folgen einer Nichtbeant -
wortung aufzuklären. 

(4) Werden die Daten für auf den Schutz der Natur 
ausgerichtete Zwecke im Rahmen von Arten- 
und Biotopkartierungen, Planungen oder all-
gemeinverbindlichen Regelungen erhoben, so 
ist eine Weiterverarbeitung dieser Daten zu 
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anderen Zwecken nicht zulässig. Die Betroffe-
nen sind auf diese besondere Zweckbindung 
hinzuweisen. 

(5) Für die nach § 15 a Abs. 3 und § 16 Abs. 5 von 
der oberen Naturschutzbehörde zu führenden 
Naturschutzbücher gilt § 11 
Landesdatenschutzgesetz. 

(6) Personenbezogene Daten sind grundsätzlich 
bei Betroffenen mit ihrer Kenntnis zu erheben. 
Eine Erhebung oder Weiterverarbeitung ist 
ohne Kenntnis der Betroffenen nur zulässig, 
wenn anderenfalls die Erfüllung der gesetzli-
chen Aufgabe unmöglich wäre. Sobald die 
rechtmäßige Erfüllung der Aufgaben dadurch 
nicht gefährdet wird und soweit Rechtsvo r-
schriften nicht entgegenstehen, sind Betroffe-
ne über die Erhebung, die Rechtsgrundlage 
und den Zweck der Erhebung sowie bei beab-
sichtigter Übermittlung auch über den Emp-
fängerkreis der Daten aufzuklären. 

(7) Die oberste Naturschutzbehörde bestimmt im 
Einvernehmen mit dem Innenministerium in-
nerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes durch Verordnung, 

1. für welche der in den Absätzen 2 bis 4 ge-
nannten Zwecke welche Daten erhoben 
und weiterverarbeitet, insbesondere an 
welche Behörden sie übermittelt werden 
dürfen,  

2. wie lange die Daten bei welchen Behörden 
gespeichert werden dürfen..  
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(8) Die Naturschutzbehörden dürfen die erforderli-
chen betriebsbezogenen Daten erheben und 
weiterverarbeiten. 

 

§ 57 
Stiftung Naturschutz Schleswig-Holstein 
 
(1) Unter dem Namen „Stiftung Naturschutz 

Schleswig-Holstein“ besteht eine rechtsfähige 
Stiftung des öffentlichen Rechts fort. Der Be-
zirk der Stiftung erstreckt sich auf das Land 
Schleswig- Holstein. Die Stiftung führt das 
Landessiegel. Aufsichtsbehörde ist die oberste 
Naturschutzbehörde. 

 
(2) Die Stiftung hat den Zweck, nach näherer Re-

gelung in der Satzung 
 

1. den Erwerb, die langfristige Anpachtung 
und die sonstige zivilrechtliche Sicherung 
von Grundstücken in Schleswig-Holstein, 
die für den Naturschutz und die Sicherung 
des Naturhaushalts von besonderer Be-
deutung sind, durch geeignete Träger zu 
fördern, 
 

2. die Maßnahmen nach Nummer 1 selbst zu 
betreiben, 
 

3. für den Naturschutz geeignete Grundstü-
cke von anderen Verwaltungsträgern für 
Zwecke des Naturschutzes zu überneh-
men, 
 

4. die Grundstücke nach Nummer 2 und 3 zu 

§ 47 
Stiftung Naturschutz Schleswig-Holstein 

(1) Unter dem Namen "Stiftung Naturschutz 
Schleswig-Holstein" wird eine rechtsfähige 
Stiftung des öffentlichen Rechts errichtet. Der 
Bezirk der Stiftung erstreckt sich auf das Land 
Schleswig-Holstein. Die Stiftung führt das klei-
ne Landessiegel. 

(2) Die Stiftung hat den Zweck, nach näherer Re-
gelung der Satzung 

1. für den Naturschutz besonders geeignete 
Grundstücke in Schleswig-Holstein zu er-
werben, langfristig anzupachten oder den 
Erwerb oder die Anpachtung solcher 
Grundstücke durch geeignete Träger zu 
fördern,  

2. für den Naturschutz geeignete Grundstücke 
von anderen Verwaltungsträgern für Zw e-
cke des Naturschutzes zu übernehmen,  

3. die Grundstücke nach Nummer 1 und 2 zu 
verwalten und die Natur auf dem Grund-
stück zu schützen und gegebenenfalls zu 
entwickeln,  

4. sonstige Maßnahmen des Naturschutzes 
durchzuführen oder zu ihrer Durchführung 
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verwalten und sie den Naturschutzzielen 
entsprechend zu schützen,  zu pflegen und 
gegebenenfalls zu entwickeln. 
 

Die Stiftung kann sich durch die Satzung auch 
andere Aufgaben stellen, die dem Naturschutz 
förderlich sind. Die Stiftung nimmt ihre Aufga-
ben zur Erfüllung nach Weisung wahr. Die Zu-
ständigkeiten der Naturschutzbehörden blei-
ben unberührt. 
 

(3) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und 
unmittelbar steuerbegünstigte Zwecke im 
Sinne der §§ 51 bis 68 der Abgabenordnung. 
Die Stiftung kann sich zur Durchführung der 
Aufgaben nach Absatz 2 Dritter bedienen. 
 

(4) Das Stiftungsvermögen ist einschließlich der 
Zustiftungen zu erhalten. Richtlinien des Fi-
nanzministeriums für die Anlage von Stif-
tungsvermögen sind zu berücksichtigen. Nä-
heres über die Vermögensverwaltung regelt 
die Satzung. 

 
(5) Die Stiftung erfüllt ihren Zweck insbesondere 

durch Verwendung 
 
1. der Erträge des Stiftungsvermögens, 
 
2. der Zuwendungen Dritter, 
 

(6) Organe der Stiftung sind der Stiftungsvorstand 
und der Stiftungsrat.  
 

(7) Der Stiftungsvorstand besteht aus einer Vorsit-
zenden oder einem Vorsitzenden und höchs-

beizutragen. 

Die Stiftung kann sich durch die Satzung auch 
andere Aufgaben stellen, die dem Naturschutz 
förderlich sind. Die Stiftung nimmt diese Auf-
gaben zur Erfüllung nach Weisung wahr. Die 
Zuständigkeiten der Naturschutzbehörden 
nach diesem Gesetz bleiben unberührt. 

(3) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmit-
telbar steuerbegünstigte Zwecke im Sinne der 
§§ 51 bis 68 der Abgabenordnung. Die Stif-
tung kann sich zur Durchführung der Aufga-
ben nach Absatz 2 Dritter bedienen. Für den 
Grunderwerb nach dieser Vorschrift kommen 
auch die gemeinnützigen Siedlungsunterneh-
men nach § 1 des Reichssiedlungsgesetzes in 
Betracht. 

(4) Die Stiftung erfüllt ihren Zweck durch Verwen-
dung 

1. ihres Vermögens,  

2. der Erträge des Stiftungsvermögens und  

3. der Zuwendungen Dritter. 

(5) Organe der Stiftung sind der Stiftungsvorstand 
und der Stiftungsrat. 

(6) Der Stiftungsvorstand besteht aus einer Vorsit-
zenden oder einem Vorsitzenden und höchs-
tens zwei stellvertretenden Mitgliedern, die 
von der Ministerin oder dem Minister für Um-
welt, Naturschutz und Landwirtschaft auf Vor-
schlag des Stiftungsrates berufen werden. 
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tens zwei stellvertretenden Mitgliedern, die 
von der für Naturschutz zuständigen Ministerin 
oder dem für Naturschutz zuständigen Minis-
ter auf Vorschlag des Stiftungsrates berufen 
werden. Nach näherer Regelung in der Sat-
zung führt der Vorstand die Geschäfte und 
vertritt die Stiftung gerichtlich und außerge-
richtlich. 
 

(8) Der Stiftungsrat soll aus nicht mehr als 15 Mit-
gliedern bestehen. Sie sind ehrenamtlich tätig 
und werden von der für Naturschutz zuständi-
gen Ministerin oder dem für Naturschutz zu-
ständigen Minister berufen. Nach Maßgabe 
der Satzung nach Absatz 2 nimmt der Stif-
tungsrat alle Angelegenheiten der Stiftung 
wahr, soweit sie nicht auf die Vorsitzende oder 
den Vorsitzenden oder den Vorstand übertra-
gen worden sind. Der Stiftungsrat erlässt die 
Satzung, wählt den Vorstand und beschließt 
den Haushalt; die Beschlüsse bedürfen der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 
 

(9) Die Amtszeit der Mitglieder der Organe beträgt 
fünf Jahre; der Vorstand bleibt bis zum Zu-
sammentritt eines neu berufenen Vorstands 
im Amt. Anstelle eines ausgeschiedenen Mit-
glieds ist für den Rest der Amtszeit ein neues 
Mitglied zu berufen. Ein Mitglied kann abberu-
fen werden, wenn dafür ein wichtiger Grund 
vorliegt. 
 

(10) Die Satzung regelt auch Ausnahmen von den 
Haushaltsbestimmungen nach § 105 Abs. 2 
der Landeshaushaltsordnung und lässt zu, 
dass Grundstücke von anderen geeigneten 

Nach näherer Regelung in der Satzung führt 
der Vorstand die Geschäfte und vertritt die 
Stiftung gerichtlich und außergerichtlich. 

(7) Der Stiftungsrat soll aus nicht mehr als 15 Mit-
gliedern bestehen. Sie sind ehrenamtlich tätig 
und werden von der Ministerin oder dem Mi-
nister für Umwelt, Naturschutz und Landwirt-
schaft berufen. Nach Maßgabe der Satzung 
nimmt der Stiftungsrat alle Angelegenheiten 
der Stiftung wahr, soweit sie nicht auf die Vor-
sitzende oder den Vorsitzenden oder den Vor-
stand übertragen worden sind. Der Stiftungs-
rat erlässt die Satzung (Absatz 2), wählt den 
Vorstand und beschließt den Haushalt; die 
Beschlüsse bedürfen der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde (§ 45 Abs. 1 Nr. 1). 

(8) Die Amtszeit der Mitglieder der Organe beträgt 
fünf Jahre; der Vorstand bleibt bis zum Zu-
sammentritt eines neu berufenen Vorstands 
im Amt. Anstelle eines ausgeschiedenen Mit-
glieds ist für den Rest der Amtszeit ein neues 
Mitglied zu berufen. Ein Mitglied kann abberu-
fen werden, wenn dafür ein wichtiger Grund 
vorliegt. 

(9) Die Satzung regelt auch Ausnahmen von den 
Haushaltsbestimmungen nach § 105 Abs. 2 
der Landeshaushaltsordnung und lässt zu, 
dass Grundstücke von anderen geeigneten 
Trägern verwaltet werden. 

(10) Im Falle des Erlöschens der Stiftung hat das 
Land Schleswig-Holstein das ihm zufallende 
Vermögen im Sinne des Stiftungszwecks zu 
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Trägern verwaltet werden. 
 

(11) Im Falle des Erlöschens der Stiftung hat das 
Land Schleswig-Holstein das ihm zufallende Ver-
mögen im Sinne des Stiftungszwecks zu verwen-
den. 
 

verwenden. 

(11) Das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Landwirtschaft darf im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium der Stiftung Naturschutz 
Schleswig-Holstein zusagen, dass auf die Er-
stattung von Personal- und Sac hausgaben 
verzichtet wird, die durch den Einsatz von Mit-
arbeiterinnen oder Mitarbeitern des Landes 
entstehen.  

 
Unterabschnitt 2 
Vereinsbeteiligung 
 
 
 
§ 58 
Anerkennung von Vereinen 
(zu § 60 Bundesnaturschutzgesetz) 
 
(1) Die Anerkennung eines Vereines wird auf An-

trag erteilt. Sie ist zu erteilen, wenn der Verein 
 
1. nach seiner Satzung ideell und nicht nur 

vorübergehend vorwiegend die Ziele des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege 
fördert, 
 

2. einen Tätigkeitsbereich hat, der sich auf 
das Gebiet des Landes erstreckt, 
 

3. im Zeitpunkt der Anerkennung mindestens 
drei Jahre besteht und in diesem Zeitraum 
im Sinne der Nummer 1 tätig gewesen ist, 
 

4. die Gewähr für eine sachgerechte Aufga-

Unterabschnitt 2: 
Beteiligung der anerkannten Vereine im Ver-
waltungsverfahren, 
Rechtsbehelfe 
 
§ 51 
Anerkannte Vereine, Anerkennungsvorausse t-
zungen 

(1) Die Anerkennung eines Vereines wird auf An-
trag erteilt. Sie ist zu erteilen, wenn der Verein 

1. nach seiner Satzung ideell und nicht nur vo-
rübergehend vorwiegend die Ziele des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege 
fördert, 

2. einen Tätigkeitsbereich hat, der sich auf das 
Gebiet des Landes erstreckt, 

3. im Zeitpunkt der Anerkennung mindestens 
drei Jahre besteht und in diesem Zeitraum 
im Sinne der Nummer 1 tätig gewesen ist, 

4. die Gewähr für eine sachgerechte Aufga-
benerfüllung bietet; dabei sind Art und 

§ 60 
Von den Ländern anerkannte Vereine 

(1) Die Länder erlassen Vorschriften über die Mit-
wirkung und Anerkennung von rechtsfähigen 
Vereinen nach den in den Absätzen 2 und 3 
genannten Maßgaben. 

(3) Für die Anerkennung ist § 59 Abs. 1 Satz 2 Nr. 
1 und 4 bis 6 entsprechend anzuwenden. 

§ 59 Abs. 1 
Anerkennung durch das Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

 (1) Die Anerkennung wird auf Antrag erteilt. Sie 
ist zu erteilen, wenn der Verein 

1. nach seiner Satzung ideell und nicht nur vo-
rübergehend vorwiegend die Ziele des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege 
fördert, 

2. einen Tätigkeitsbereich hat, der über das 
Gebiet eines Landes hinausgeht, 
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benerfüllung bietet; dabei sind Art und 
Umfang seiner bisherigen Tätigkeit, der 
Mitgliederkreis sowie die Leistungsfähig-
keit des Vereines zu berücksichtigen, 
 

5. wegen Verfolgung gemeinnütziger Zwe-
cke nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körper-
schaftssteuergesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 
(BGBl. I S. 4144), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetz vom 15. Dezember 
2004 (BGBl. I S. 3416), von der Körper-
schaftssteuer befreit ist und 
 

6. den Eintritt als Mitglied, das in der 
Mitgliederversammlung volles Stimmrecht 
hat, jedermann ermöglicht, der die Ziele 
des Vereins unterstützt; bei Vereinen, 
deren Mitglieder ausschließlich juristische 
Personen sind, kann von dieser 
Voraussetzung abgesehen werden, sofern 
die Mehrzahl dieser juristischen Personen 
diese Voraussetzung erfüllt. 
 

In der Anerkennung ist der satzungsgemäße 
Aufgabenbereich, für den die Anerkennung 
gilt, zu bezeichnen. 
 

(2) Die Anerkennung sowie die Rücknahme und 
der Widerruf der Anerkennung werden durch 
die oberste Naturschutzbehörde ausgespro-
chen. Sie macht die anerkannten Vereine im 
Amtsblatt für Schleswig-Holstein bekannt. 

 

Umfang seiner bisherigen Tätigkeit, der 
Mitgliederkreis sowie die Leistungsfähig-
keit des Vereines zu berücksichtigen, 

5. wegen Verfolgung gemeinnütziger Zwecke 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschafts-
steuergesetzes von der Körperschafts-
steuer befreit ist und 

6. den Eintritt als Mitglied, das in der Mitglie-
derversammlung volles Stimmrecht hat, 
jedermann ermöglicht, der die Ziele des 
Vereins unterstützt. Bei Vereinen, deren 
Mitglieder ausschließlich juristische Per-
sonen sind, kann von der in Satz 2 Nr. 6 
genannten Voraussetzung abgesehen 
werden, sofern die Mehrzahl dieser juristi-
schen Personen diese Voraussetzung er-
füllt. 

In der Anerkennung ist der satzungsgemäße 
Aufgabenbereich, für den die Anerkennung 
gilt, zu bezeichnen. 

(2) Die Anerkennung wird durch das Ministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Landwirtschaft 
ausgesprochen. 

 

Absätze 3 und 4 siehe zu § 59 des Entwurfes 

 

3. im Zeitpunkt der Anerkennung mindestens 
drei Jahre besteht und in diesem Zeitraum 
im Sinne der Nummer 1 tätig gewesen ist, 

4. die Gewähr für eine sachgerechte Aufga-
benerfüllung bietet; dabei sind Art und 
Umfang seiner bisherigen Tätigkeit, der 
Mitgliederkreis sowie die Leistungsfähig-
keit des Vereins zu berücksichtigen, 

5. wegen Verfolgung gemeinnütziger Zwecke 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschafts-
teuergesetzes von der Körperschaftsteuer 
befreit ist und 

6. den Eintritt als Mitglied, das in der Mitglie-
derversammlung volles Stimmrecht hat, 
jedermann ermöglicht, der die Ziele des 
Vereins unterstützt. Bei Vereinen, deren 
Mitglieder ausschließlich juristische Per-
sonen sind, kann von der in Satz 1 ge-
nannten Voraussetzung abgesehen wer-
den, sofern die Mehrzahl dieser juristi-
schen Personen diese Voraussetzung er-
füllt. 

In der Anerkennung ist der satzungsgemäße 
Aufgabenbereich, für den die Anerkennung 
gilt, zu bezeichnen. 

 

§ 59 
Mitwirkung von Vereinen 

§ 51 Abs. 3 und 4 

(3) Einem vom Land anerkannten Verein ist Gele-

§ 60 Abs. 2 

(2) Einem von den Ländern anerkannten Verein ist 
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(zu § 60 Bundesnaturschutzgesetz) 
 
Einem vom Land anerkannten Verein ist Gelegen-
heit zur Stellungnahme und zur Einsicht in die 
einschlägigen Sachverständigengutachten zu 
geben 
 

1. bei der Vorbereitung von Verordnungen 
und anderen im Rang unter dem Gesetz 
stehenden Rechtsvorschriften der für Na-
turschutz und Landschaftspflege zustän-
digen Behörde, 
 

2. bei der Vorbereitung von Programmen 
und Plänen im Sinne der §§ 8 und 9, 
 

3. bei der Vorbereitung von Plänen im Sinne 
des § 35 Satz 1 Nr. 2 des Bundesnatur-
schutzgesetzes, 
 

4. bei der Vorbereitung von Programmen 
staatlicher und sonstiger öffentlicher Stel-
len zur Wiederansiedlung von Tieren und 
Pflanzen verdrängter wild lebender Arten 
in der freien Natur, 
 

5. vor Befreiungen von Verboten und Gebo-
ten zum Schutz von Naturschutzgebieten, 
Nationalparken, Biosphärenreservaten 
und sonstigen Schutzgebieten im Rahmen 
der § 28 Abs. 1 und § 29, 
 

6. vor der Zulassung von Projekten oder 
Plänen nach § 30 Abs. 4 und 5, bei denen 
die Prüfung der Verträglichkeit ergeben 
hat, dass sie zu erheblichen Beeinträchti-

genheit zur Stellungnahme und zur Einsicht in 
die einschlägigen Sachverständigengutachten 
zu geben 

1. bei der Vorbereitung von Verordnungen und 
anderen im Rang unter dem Gesetz ste-
henden Rechtsvorschriften der für Natur-
schutz und Landschaftspflege zuständigen 
Behörde, 

2. bei der Vorbereitung von Programmen und 
Plänen im Sinne der §§ 4 a bis 6, 

3. bei der Vorbereitung von Plänen im Sinne 
des § 35 Satz 1 Nr. 2 (s onstige FFH-
relevante Pläne) des 
Bundesnaturschutzgesetzes, 

4. bei der Vorbereitung von Programmen 
staatlicher und sonstiger öffentlicher Stel-
len zur Wiederansiedlung von Tieren und 
Pflanzen verdrängter wild lebender Arten 
in der freien Natur, 

5. vor Befreiungen von Verboten und Geboten 
zum Schutz von Naturschutzgebieten, 
Nationalparken, Biosphärenreservaten 
und sonstigen Schutzgebieten im Rahmen 
des § 20 d Abs. 2, 

6. in Planfeststellungsverfahren, die von Lan-
desbehörden oder sonstigen Behörden im 
Auftrag zur Erfüllung nach Weisung 
durchgeführt werden, soweit es sich um 
Vorhaben handelt, die mit Eingriffen in Na-
tur und Landschaft verbunden sind, 

Gelegenheit zur Stellungnahme und zur Ein-
sicht in die einschlägigen Sachverständigen-
gutachten zu geben 

1. bei der Vorbereitung von Verordnungen und 
anderen im Rang unter dem Gesetz ste-
henden Rechtsvorschriften der für Natur-
schutz und Landschaftspflege zuständigen 
Behörden der Länder, 

2. bei der Vorbereitung von Programmen und 
Plänen im Sinne der §§ 15 und 16, 

3. bei der Vorbereitung von Plänen im Sinne 
des § 35 Satz 1 Nr. 2, 

4. bei der Vorbereitung von Programmen 
staatlicher und sonstiger öffentlicher Stel-
len zur Wiederansiedlung von Tieren und 
Pflanzen verdrängter wild lebender Arten 
in der freien Natur, 

5. vor Befreiungen von Verboten und Geboten 
zum Schutz von Naturschutzgebieten, Na-
tionalparken, Biosphärenreservaten und 
sonstigen Schutzgebieten im Rahmen des 
§ 33 Abs. 2, 

6. in Planfeststellungsverfahren, die von Be-
hörden der Länder durchgeführt werden, 
soweit es sich um Vorhaben handelt, die 
mit Eingriffen in Natur und Landschaft 
verbunden sind, 

7. bei Plangenehmigungen, die von Behörden 
der Länder erlassen werden, die an die 
Stelle einer Planfeststellung im Sinne der 
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gungen eines Gebiets von gemeinschaftli-
cher Bedeutung oder eines Europäischen 
Vogelschutzgebietes führen, 
 

7. in Planfeststellungsverfahren, die von 
Landesbehörden oder sonstigen Behör-
den im Auftrag zur Erfüllung nach Wei-
sung durchgeführt werden, soweit es sich 
um Vorhaben handelt, die mit Eingriffen in 
Natur und Landschaft ve rbunden sind. 

 

7. bei Plangenehmigungen, die von Landes-
behörden erlassen werden, die an die 
Stelle einer Planfeststellung im Sinne der 
Nummer 6 treten, soweit eine Öffentlich-
keitsbeteiligung nach § 17 Abs. 1 b des 
Bundesfernstraßengesetzes vorgesehen 
ist. 

 

(4) Das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Landwirtschaft kann durch Verordnung festle-
gen, dass 

1. die Mitwirkung anerkannt er Vereine auch in 
anderen Verfahren erfolgt, soweit die Mit-
wirkung auf landesrechtlichen Vorschriften 
beruht sowie 

2. in Fällen, in denen Auswirkungen auf Natur 
und Landschaft nicht oder nur im gering-
fügigen Umfang oder Ausmaß zu erwarten 
sind, von einer Mitwirkung abgesehen 
werden kann. 

 

Nummer 6 treten, soweit eine Öffentlich-
keitsbeteiligung nach § 17 Abs. 1b des 
Bundesfernstraßengesetzes vorgesehen 
ist. 

 

 

Die Länder können eine weitergehende Form der 
Mitwirkung festlegen. Sie können darüber hin-
aus 

1. die Mitwirkung anerkannter Vereine auch in 
anderen Verfahren vorsehen, soweit die Mit-
wirkung auf landesrechtlichen Vorschriften be-
ruht, sowie 

2. bestimmen, dass in Fällen, in denen Auswir-
kungen auf Natur und Landschaft nicht oder 
nur im geringfügigen Umfang oder Ausmaß zu 
erwarten sind, von einer Mitwirkung abgese-
hen werden kann. 

 

§ 60 
Landesnaturschutzverband Schleswig-
Holstein 
 
(1) Ein rechtsfähiger Zusammenschluss von 
 

1. nach § 58 anerkannten Vereinen sowie 
 

2. Vereinen, die nach ihrer Satzung und bis-
herigen Tätigkeit hauptsächlich und nicht 
nur vorübergehend Ziele des Naturschut-

§ 52 
Landesnaturschutzverband Schleswig-
Holstein 

(1) Ein rechtsfähiger Zusammenschluss von  

1. Naturschutzvereinen, die nach ihrer Sat -
zung und ihrer bisherigen Tätigkeit ideell, 
ausschließlich und nicht nur vorüberge-
hend Ziele des Naturschutzes fördern, 
sowie  

 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 16. Wahlperiode Drucksache 16/694 
 

165 

LNatSchG-Entwurf Stand 28.02.2006 LNatSchG BNatSchG 

zes fördern, 
 

kann auf Antrag von der obersten Natur-
schutzbehörde als Landesnaturschutzverband 
Schleswig-Holstein anerkannt werden. 
 

(2) Voraussetzung ist, dass der Zusammenschluss 
 

1. sich nach seiner Satzung zur Aufgabe 
gemacht hat, für die Verwirklichung der 
Ziele des Naturschutzes im Lande 
Schleswig-Holstein einzutreten und die 
Arbeit von Naturschutzvereinen zu koordi-
nieren, 
 

2. nach seiner Satzung, dem Mitgliederkreis 
sowie der Leistungsfähigkeit die Gewähr 
für eine dauernde Erfüllung seiner Aufga-
ben bietet und 
 

3. aus der weitaus größten Anzahl der über-
örtlich tätigen Naturschutzvereine im Sin-
ne des Absatzes 1 Nr. 1 besteht. 

 
(3) Für die Dauer des Bestehens eines Landesna-

turschutzverbandes kann ein weiterer Zu-
sammenschluss von Naturschutzvereinen 
nicht anerkannt werden. Die Anerkennung ist 
zu widerrufen, wenn ihre Voraussetzungen 
nicht mehr gegeben sind oder wenn der Lan-
desnaturschutzverband seine Aufgaben nicht 
oder während eines längeren Zeitraums unzu-
länglich erfüllt hat. 
 

(4) Dem Landesnaturschutzverband sind die Mit-
wirkungsrechte nach § 58 des Bundesnatur-

2. Vereinen, die nach ihrer Satzung und bishe-
rigen Tätigkeit hauptsächlich und nicht nur 
vorübergehend Ziele des Naturschutzes 
fördern und ihnen Vorrang bei einem Wi-
derspruch mit einem anderen von mehre-
ren Vereinszwecken eingeräumt haben, 

kann auf Antrag von der obersten Natur-
schutzbehörde als Landesnaturschutzverband 
Schleswig-Holstein anerkannt werden. 

(2) Voraussetzung ist, dass der Zusammenschluss 

1. sich nach seiner Satzung zur Aufgabe ge-
macht hat, für die Verwirklichung der Ziele 
des Naturschutzes im Lande Schleswig-
Holstein einzutreten und die Arbeit von 
Naturschutzvereinen zu koordinieren,  

2. nach seiner Satzung, dem Mitgliederkreis 
sowie der Leistungsfähigkeit die Gewähr 
für eine dauernde Erfüllung seiner Aufga-
ben bietet und  

3. aus der weitaus größten Anzahl der überört-
lich tätigen Naturschutzvereine im Sinne 
des Absatzes 1 Nr. 1 besteht. 

(3) Die Verfolgung anderer Umweltbelange als die 
des Naturschutzes sowie die Aufnahme von 
Vereinen mit Sitz in benachbarten Ländern 
steht der Anerkennung nicht entgegen. Auch 
die Mitgliedschaft von natürlichen Personen 
als fördernde Mitglieder ist zulässig. 

(4) Für die Dauer des Bestehens eines Landesna-
turschutzverbandes kann ein weiterer Zu-
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schutzgesetzes sowie § 59 dieses Gesetzes 
eingeräumt. Der Landesnaturschutzverband 
kann nach Maßgabe des § 61 Abs. 1 bis 4 des 
Bundesnaturschutzgesetzes Rechtsbehelfe 
einlegen, ohne in seinen eigenen Rechten ver-
letzt zu sein. Er berät die nach § 58 anerkann-
ten Vereine bei ihren Stellungnahmen im 
Rahmen ihrer Mitwirkung. Er koordiniert die 
Vorschläge für die Berufung von Mitgliedern in 
die Beiräte und für die Betreuung geschützter 
Gebiete. Er ist ferner anzuhören vor der Auf-
stellung von allgemeinen Plänen der obersten 
Landesbehörden, welche die Belange des Na-
turschutzes nicht nur unerheblich berühren. 
 

(5) Das Land beteiligt sich im Rahmen der verfüg-
baren Haushaltsmittel an den Kosten der Ge-
schäftsführung. 

 

sammenschluss von Naturschutzvereinen 
nicht anerkannt werden. Die Anerkennung ist 
zu widerrufen, wenn ihre Voraussetzungen 
nicht mehr gegeben sind oder wenn der Lan-
desnaturschutzverband seine Aufgaben nicht 
oder während eines längeren Zeitraums unzu-
länglich erfüllt hat. 

(5) Dem Landesnaturschutzverband sind die Mit-
wirkungsrechte nach § 58 des Bundesnatur-
schutzgesetzes sowie § 51 dieses Gesetzes 
eingeräumt. Er berät die nach § 59 des Bun-
desnaturschutzgesetzes sowie § 51 dieses 
Gesetzes anerkannten Naturschutzvereine bei 
ihren Stellungnahmen 

1. in den zu § 58 des Bundesnaturschutzge-
setzes sowie § 51 dieses Gesetzes ge-
nannten Beteiligungsverfahren,  

2. zu den Entwürfen eines Landschaftspro-
gramms, der Landschaftsrahmen- und 
Landschaftspläne. 

Er koordiniert die Vorschläge für die Berufung 
von Mitgliedern in die Beiräte und für die 
Betreuung geschützter Gebiete. Er ist ferner 
anzuhören vor der Aufstellung von allgemei-
nen Plänen der obersten Landesbehörden, 
welche die Belange des Naturschutzes nicht 
nur unerheblich berühren. 

(6) Das Land beteiligt sich im Rahmen der verfüg-
baren Haushaltsmittel an den Kosten der Ge-
schäftsführung. Entsprechendes gilt für Ausla-
gen, die dem Landesnaturschutzverband aus 
der Koordinierung der Mitwirkungsrechte nach 
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§ 59 des Bundesnaturschutzgesetzes sowie § 
51 dieses Gesetzes anerkannter Naturschutz-
vereine erwachsen. 

 
§ 61 
Mitteilungs- und Zustellungsverfahren 
 
(1) In den Fällen des § 59 Nr. 1 bis 4 und 7 hat die 

für die jeweilige Entscheidung zuständige Be-
hörde den anerkannten Vereinen die Planaus-
legung unter Beifügung sämtlicher Unterlagen 
rechtzeitig mitzuteilen. Für Planänderungen 
gilt Satz 1 entsprechend. 
 

(2) In Verfahren, in denen anerkannte Vereine 
nach § 59 Nr. 1 bis 4 beteiligt worden sind, 
teilt die Behörde ihnen die jeweiligen Ent-
scheidungen mit. Entscheidungen nach § 59 
Nr. 7 stellt sie den beteiligten anerkannten 
Vereinen mit einer Rechtsbehelfsbelehrung 
zu. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 51 a 
Mitteilungs- und Zustellungsverfahren 

(1) In den Fällen des § 59 des Bundesnatur-
schutzgesetzes sowie § 51 dieses Gesetzes 
hat die für die jeweilige Entscheidung zustän-
dige Behörde den nach § 59 des Bundesna-
turschutzgesetzes sowie § 51 dieses Geset-
zes anerkannten Naturschutzvereinen die 
Planauslegung unter Beifügung sämtlicher Un-
terlagen rechtzeitig mitzuteilen. Für Planände-
rungen gilt Satz 1 entsprechend. 

(2) In Verfahren, in denen Naturschutzvereine 
nach § 58 des Bundesnaturschutzgesetzes 
sowie § 51 dieses Gesetzes beteiligt worden 
sind, teilt die Behörde den Vereinen die Ent-
scheidung in den Fällen des § 58 des Bun-
desnaturschutzgesetzes sowie § 51 dieses 
Gesetzes mit. Entscheidungen nach § 58 Abs. 
1 Nr. 2 und 3 des Bundesnaturschutzgesetzes 
sowie § 51 Abs. 3 Nr. 6 und 7 dieses Geset-
zes stellt sie den beteiligten Vereinen mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu. 

 

§ 51 b 
Besondere Rechtsvorschriften zur Beteiligung 
von Vereinen, 
Bekanntgabe von Befreiungen von Verboten 
und Geboten 

(1) Die für die Entscheidung über die Befreiung 
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(3) In den Fällen des § 59 Nr. 5 und 6 hat die für 
die Entscheidung zuständige Behörde den zur 
Mitwirkung berechtigten Vereinen 
 
1. die Entscheidung über den Antrag auf 

Befreiung oder Ausnahme zuzustellen, 
wenn diese von ihrem Mitwirkungsrecht 
innerhalb der gesetzten Frist Gebrauch 
gemacht haben; dies gilt auch, wenn der 
Verein Beteiligter im Sinne des Landes-
verwaltungsgesetzes ist, 
 

2. die Beteiligten unverzüglich über die Zu-
stellung nach Nummer 1 zu unterrichten 
und sie auf die Rechtsbehelfsmöglichkei-
ten nach § 61 des Bundesnaturschutzge-
setzes mit den sich daraus ergebenden 
Folgen für die Bestandskraft der Ent-
scheidung über den Antrag auf Befreiung 
oder Ausnahme hinzuweisen. 

 

von Verboten und Geboten nach Naturschutz-
gebietsverordnungen zuständige Behörde hat 
die nach § 59 des Bundesnaturschutzgeset-
zes sowie § 51 dieses Gesetzes zur Mitwir-
kung berechtigten Naturschutzvereine über 
den Eingang eines Antrags auf Befreiung zu 
benachrichtigen. Sie räumt den mitwirkungs-
berechtigten Naturschutzvereinen zugleich ei-
ne angemessene Frist zur Einsicht in ein-
schlägige Sachverständigengutachten und zur 
Äußerung zum Befreiungsantrag ein. 

(2) Die Entscheidung über den Antrag auf Befrei-
ung von Verboten und Geboten, die zum 
Schutz von Naturschutzgebieten erlassen 
sind, ist dem zur Mitwirkung berechtigten Na-
turschutzverein von der zuständigen Behörde 
zuzustellen. Die Zustellung und das Klage-
recht nach § 51 c entfallen, wenn der Natur-
schutzverein von seinem Recht auf Mitwirkung 
nach § 58 des Bundesnaturschutzgesetzes 
sowie § 51 dieses Gesetzes nicht innerhalb 
der nach Absatz 1 Satz 2 gesetzten Frist 
Gebrauch gemacht hat. Die Entscheidung ü-
ber den Antrag auf Befreiung ist dem Natur-
schutzverein entgegen den Vorschriften des 
Landesverwaltungsgesetzes auch dann zuzu-
stellen, wenn der Naturschutzverein selbst Be-
teiligter im Sinne des Landesverwaltungsge-
setzes ist. 

(3) Die für die Entscheidung über den Antrag auf 
Befreiung nach Absatz 1 zuständige Behörde 
unterrichtet die Beteiligten unverzüglich über 
die Zustellung der Entscheidung nach Absatz 
2 Satz 1 an den mitwirkungsberechtigten Na-
turschutzve rein. Sie weist die Beteiligten auf 
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das dem Naturschutzverein eingeräumte Kla-
gerecht und auf die sich daraus ergebenden 
Auswirkungen auf die Bestandskraft der Ent-
scheidung über den Befreiungsantrag hin. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für 
das Verfahren bei der Prüfung der Verträglich-
keit von Plänen und Projekten nach § 20 e. 

 
 § 51 c 

Rechtsbehelfe von Vereinen 

Ein nach § 51 anerkannter Naturschutzverein 
kann in den Fällen des § 61 Abs. 1 des Bundesna-
turschutzgesetzes Rechtsbehelfe nach Maßgabe 
der Verwaltungsgerichtsordnung einlegen, ohne 
eine Verletzung eigener Rechte darlegen zu müs-
sen. Die weiteren Voraussetzungen für die Einle-
gung der Rechtsbehelfe ergeben sich aus § 61 
Abs. 2 bis 4 des Bundesnaturschutzgesetzes. 

 

§ 61 
Rechtsbehelfe von Vere inen 

(1) Ein nach § 59 oder auf Grund landesrechtlicher 
Vorschriften im Rahmen des § 60 anerkannter 
Verein kann, ohne in seinen Rechten verletzt 
zu sein, Rechtsbehelfe nach Maßgabe der 
Verwaltungsgerichtsordnung einlegen gegen 

1. Befreiungen von Verboten und Geboten 
zum Schutz von Naturschutzgebieten, Na-
tionalparken und sonstigen Schutzgebie-
ten im Rahmen des § 33 Abs. 2 sowie 

2. Planfeststellungsbeschlüsse über Vorha-
ben, die mit Eingriffen in Natur und Land-
schaft verbunden sind, sowie Plangeneh-
migungen, soweit eine Öffentlichkeitsbe-
teiligung vorgesehen ist. 

Satz 1 gilt nicht, wenn ein dort genannter Ver-
waltungsakt auf Grund einer Entscheidung in 
einem verwaltungsgerichtlichen Streitverfah-
ren erlassen worden ist. 

(2) Rechtsbehelfe nach Absatz 1 sind nur zuläs-
sig, wenn der Verein 
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1. geltend macht, dass der Erlass eines in Ab-
satz 1 Satz 1 genannten Verwaltungsaktes 
Vorschriften dieses Gesetzes, Rechtsvor-
schriften, die auf Grund oder im Rahmen die-
ses Gesetzes erlassen worden sind oder fort-
gelten, oder anderen Rechtsvorschriften, die 
bei Erlass des Verwaltungsaktes zu beachten 
und zumindest auch den Belangen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege zu dienen 
bestimmt sind, widerspricht, 

2. in seinem satzungsgemäßen Aufgabenbe-
reich, soweit sich die Anerkennung darauf be-
zieht, berührt wird und 

3. zur Mitwirkung nach § 58 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
oder nach landesrechtlichen Vorschriften im 
Rahmen des § 60 Abs. 2 Nr. 5 bis 6 berechtigt 
war und er sich hierbei in der Sache geäußert 
hat oder ihm entgegen § 58 Abs. 1 oder im 
Rahmen des § 60 Abs. 2 erlassener landes-
rechtlicher Regelungen keine Gelegenheit zur 
Äußerung gegeben worden ist. 

(3) Hat der Verein im Verwaltungsverfahren Gele-
genheit zur Äußerung gehabt, ist er im Verfah-
ren über den Rechtsbehelf mit allen Einwen-
dungen ausgeschlossen, die er im Verwal-
tungsverfahren nicht geltend gemacht hat, a-
ber auf Grund der ihm überlassenen oder von 
ihm eingesehenen Unterlagen zum Gegens-
tand seiner Äußerung hätte machen können. 

(4) Ist der Verwaltungsakt dem Verein nicht be-
kannt gegeben worden, müssen Widerspruch 
und Klage binnen eines Jahres erhoben wer-
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den, nachdem der Verein von dem Verwal-
tungsakt Kenntnis erlangt hat oder hätte er-
langen können. 

(5) Die Länder können Rechtsbehelfe von Verei-
nen auch in anderen Fällen, in denen nach § 
60 Abs. 2 die Mitwirkung der Vereine vorge-
sehen ist, zulassen. Die Länder können weite-
re Vorschriften über das Verfahren erlassen. 

 
Abschnitt IX 
Besondere Verfahrensvorschriften 
 
§ 62 
Duldungspflicht 
(zu § 9 Bundesnaturschutzgesetz) 
 
(1) Eigentümerinnen und Eigentümer sowie Nut-

zungsberechtigte von Grundstücken müssen 
Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege nach diesem Gesetz, dem 
Bundesnaturschutzgesetz und den aufgrund 
dieser Gesetze erlassenen oder fortgeltenden 
Vorschriften sowie das Betreten von 
Grundstücken im Zusammenhang mit diesen 
Maßnahmen nach vorheriger Ankündigung 
dulden. Das Gleiche gilt für Maßnahmen des 
Naturschutzes aufgrund von Regelungen in 
Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaf-
ten. 

 

(2) Die zuständige Naturschutzbehörde kann die 
Duldung auch anordnen, wenn die zu dulden-
de Maßnahme zu einer unzumutbaren Beein-
trächtigung der Nutzung des Grundstücks 
führt und eine Vereinbarung über die Inan-

 

§ 39 
Pflege- und Duldungspflichten 

(1) Eigentümerinnen und Eigentümer sowie Nut-
zungsberechtigte von Grundstücken haben vorge-
schriebene oder zugelassene Maßnahmen nach 
dem Bundesnaturschutzgesetz, nach diesem Ge-
setz und den aufgrund dieser Gesetze erlassenen 
Verordnungen sowie das Betreten von Grundstü-
cken im Zusammenhang mit diesen Maßnahmen 
nach Absprache zu dulden. Das Gleiche gilt für 
Maßnahmen des Naturschutzes aufgrund von 
Regelungen in Rechtsakten der Europäischen 
Gemeinschaften. 

 

 

(2) § 21 b Abs. 2 Satz 2 und 3 und Abs. 4 finden 
entsprechende Anwendung. 

§ 21 b 
Schutz- und Entwicklungsmaßnahmen auf 
geschützten Flächen 

 

§ 9 
Duldungspflicht 

(1) Die Länder können bestimmen, dass Eigentü-
mer und Nutzungsberechtigte von Grundflächen 
Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege auf Grund oder im Rahmen dieses 
Gesetzes erlassener Rechtsvorschriften zu dulden 
haben, soweit dadurch die Nutzung der Grundflä-
che nicht unzumutbar beeinträchtigt wird. 

(2) Die Länder können weitergehende Vorschriften 
erlassen. 
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spruchnahme des Grundstücks für die Durch-
führung der Maßnahmen des Naturschutzes 
nicht zustande kommt. Diese Anordnung be-
rechtigt die Naturschutzbehörde, die Fläche 
gegen angemessene Entschädigung für die 
festgesetzten Zwecke zu nutzen. Sie ist ge-
genüber der Rechtsnachfolgerin oder dem 
Rechtsnachfolger wirksam. Auch Wirtschafts-
erschwernisse sind der Eigentümerin oder 
dem Eigentümer oder Nutzungsberechtigten 
angemessen in Geld zu entschädigen. Die Ei-
gentümerin oder der Eigentümer kann die Ü-
bernahme des Grundstücks nach Maßgabe 
des § 49 Abs. 3 verlangen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
(3) Die zuständige Naturschutzbehörde soll den 

Duldungspflichtigen Gelegenheit geben, die 
vorgesehene Maßnahme selbst durchzufüh-
ren. Machen die Duldungspflichtigen hiervon 

(4) Die Naturschutzbehörde, bei nach den §§ 17 
und 21 geschützten Gebieten die obere Natur-
schutzbehörde, kann die Duldung nach Absatz 2 
auch anordnen, wenn die zu duldende Maßnahme 
zu einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nut-
zung des Grundstücks führt und eine Vereinba-
rung über die Inanspruchnahme des Grundstücks 
für die Durchführung der Maßnahmen des Natur-
schutzes nicht zustande kommt. Diese Anordnung 
berechtigt die Naturschutzbehörde, die Fläche 
gegen angemessene Entschädigung für die fest-
gesetzten Zwecke zu nutzen. Sie ist gegenüber 
der Rechtsnachfolgerin oder dem Rechtsnachfol-
ger wirksam. Auch Wirtschaftserschwernisse sind 
der Eigentümerin oder dem Eigentümer oder Nut-
zungsberechtigten angemessen in Geld zu ent -
schädigen. Die Eigentümerin oder der Eigentümer 
kann die Übernahme des Grundstücks nach Maß-
gabe des § 42 Abs. 2 verlangen. 

 

§ 21 b 
Schutz- und Entwicklungsmaßnahmen auf 
geschützten Flächen 

(2) Eigentümerinnen und Eigentümer und sonstige 
Nutzungsberechtigte sind verpflichtet, die festge-
legten oder in den Schutzverordnungen vorgese-
henen Maßnahmen des Naturschutzes zu dulden. 
Die untere Naturschutzbehörde soll den Dul-
dungspflichtigen Gelegenheit geben, die Maß-
nahme selbst durchzuführen. Machen die Dul-
dungspflichtigen hiervon nicht Gebrauch, soll sie 
den Verpflichteten bekannt geben, von wem und 
wann die Maßnahme durchgeführt wird. 
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keinen Gebrauch, soll die Behörde ihnen be-
kannt geben, von wem und wann die Maß-
nahme durchgeführt wird. 

 

 

§ 63 
Befugnisse von Beauftragten der Naturschutz-

behörden 
 
(1) Beauftragte der Naturschutzbehörden dürfen 
 

1. zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
Grundstücke mit Ausnahme von Wohnge-
bäuden betreten und dort nach rechtzeiti-
ger Ankündigung auch Vermessungen, 
Bestandserhebungen, Bodenuntersu-
chungen, Bodenproben und ähnliche Ar-
beiten vornehmen und 
 

2. in den Fällen des § 38 an Ort und Stelle 
daraufhin überprüfen, ob die Vorschriften 
zum Schutz wild lebender Tiere eingehal-
ten und die in der Verordnung nach § 38 
Abs. 3 genannten Anforderungen erfüllt 
werden. 

 
(2) Die Ankündigung kann in geeigneten Fällen 

durch örtliche Bekanntmachung erfolgen; die 
Kosten trägt diejenige Naturschutzbehörde, 
auf deren Veranlassung die Bekanntmachung 
erfolgt. Eine Ankündigung kann unterbleiben, 
wenn sie mit unverhältnismäßigem Verwal-
tungsaufwand verbunden oder Gefahr im Ver-
zuge ist. 
 

(3) Bei Betrieben, die der Bergaufsicht unterste-
hen, haben Untersuchungen und Kontrollen im 

§ 55 
Behördliche Untersuchungen und Kontrollen 

(1) Beauftragte der Naturschutzbehörden dürfen 

1. zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
Grundstücke mit Ausnahme von Wohngebäu-
den betreten und dort nach rechtzeitiger An-
kündigung (Absatz 2) auch Vermessungen, 
Bestandserhebungen, Bodenuntersuchungen, 
Bodenproben und ähnliche Arbeiten vorneh-
men und  

2. in den Fällen des § 27 Tiergehege an Ort 
und Stelle daraufhin überprüfen, ob die Vor-
schriften zum Schutz wild lebender Tiere ein-
gehalten und die in § 27 Abs. 3 genannten An-
forderungen erfüllt werden.  

 

(2) Die Ankündigung kann in geeigneten Fällen 
durch örtliche Bekanntmachung erfolgen. Eine 
Ankündigung kann unterbleiben, wenn sie mit 
unverhältnismäßigem Verwaltungsaufwand ver-
bunden oder Gefahr im Verzuge ist. 

 

(3) Bei Betrieben, die der Bergaufsicht unterste-
hen, haben Untersuchungen und Kontrollen im 
Einvernehmen mit der Bergbehörde zu erfolgen. 
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Einvernehmen mit der Bergbehörde zu erfol-
gen. 

 
§ 64 
Ausnahmen und Befreiungen 
 
(1) Soweit in den aufgrund dieses Gesetzes erlas-

senen oder fortgeltenden Rechtsvorschriften 
Ausnahmen vorgesehen sind, ohne dass die 
Voraussetzungen für die Erteilung näher fest-
gelegt sind, kann die zuständige Naturschutz-
behörde Ausnahmen zulassen, wenn sich dies 
mit den Belangen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege vereinbaren lässt und auch 
keine sonstigen öffentliche Belange entgegen-
stehen. 

 
(2) Die zuständige Naturschutzbehörde kann auf 

Antrag von den Verboten und Geboten dieses 
Gesetzes und den aufgrund dieses Gesetzes 
erlassenen oder fortgeltenden Rechtsvor-
schriften Befreiungen gewähren, wenn 

 

1. die Durchführung der Vorschrift im Einzel-
fall 

 
a) zu einer nicht beabsichtigten Härte füh-

ren würde und die Abweichung mit den 
Belangen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege zu vereinbaren ist, 
oder 

 
b) zu einer Verschlechterung des Zustan-

des des betroffenen Teiles von Natur 
und Landschaft führen würde oder 

§ 54 
Ausnahmen und Befreiungen 

(1) Von Soll- oder Regelvorschriften in diesem 
Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes erlasse-
nen Verordnungen kann die zuständige Natur-
schutzbehörde Ausnahmen zulassen, wenn sich 
dies mit den Belangen des Naturschutzes verein-
baren lässt und auch keine sonstigen öffentlichen 
Belange entgegenstehen. Das Gleiche gilt, wenn 
in diesen Rechtsvorschriften Ausnahmen vorge-
sehen sind, ohne dass die Voraussetzungen für 
die Erteilung näher festgelegt sind. 

(2) Die zuständige Naturschutzbehörde kann auf 
Antrag von den Verboten und Geboten der in Ab-
satz 1 genannten Vorschriften eine Befreiung ge-
währen, wenn 

1. die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall 

a) zu einer nicht beabsichtigten Härte führen wür-
de und die Abweichung mit den Belangen des 
Naturschutzes zu vereinbaren ist, 

b) zu einer Verschlechterung des Zustandes des 
betroffenen Teils der Natur führen würde oder 

2. überwiegende Gründe des Wohls der Allge-
meinheit die Befreiung erfordern.  

(3) Ausnahmen und Befreiungen von Satzungen 
und Gemeindeverordnungen erteilt die Bürger-
meisterin oder der Bürgermeister. 
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2. überwiegende Gründe des Wohls der 
Allgemeinheit die Befreiung erfordern. 

 
(3) Auf die Zulassung von Ausnahmen und Befrei-

ungen findet § 12 Anwendung. 
 
(4) Ausnahmen und Befreiungen von Satzungen 

und Gemeindeverordnungen erteilt die Bür-
germeisterin oder der Bürgermeister. 

 

(4) Befreiungen durch die untere Naturschutzbe-
hörde mit Ausnahme von Verordnungen nach § 18 
bedürfen der Zustimmung der oberen Natur-
schutzbehörde; Befreiungen nach Absatz 3 bedür-
fen der Zustimmung durch die untere Natur-
schutzbehörde. 

(5) Soweit sich die Gebote und Verbote der in 
Absatz 1 genannten Rechtsvorschriften auf Hand-
lungen in Schutzgebieten beziehen, sind die Na-
turschutzbehörden und die von ihnen Beauftragten 
im Rahmen der Durchführung ihrer Aufgaben hier-
von befreit. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 65 
Maßnahmen des Naturschutzes 
 
Eine Genehmigung nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes und den aufgrund dieses Gesetzes er-
lassenen Rechtsvorschriften ist nicht erforderlich 
für Maßnahmen des Naturschutzes, soweit sie 
nach den Vorschriften des Abschnitts IV festgelegt 
oder vorgesehen sind. 
 

§ 54 b 
Verwaltungsvereinfachende Vorschriften 

(1) Die oberste Naturschutzbehörde kann für be-
stimmte Fälle, in denen dieses Gesetz ihre Zu-
stimmung oder ihr Einvernehmen oder die Beteili-
gung der oberen Naturschutzbehörde vorsieht, 
durch Verwaltungsvorschrift festlegen, dass ihre 
Beteiligung oder die der oberen Naturschutzbe-
hörde nicht erforderlich ist. 

(2) Eine Genehmigung nach den Vorschriften die-
ses Gesetzes und den auf seiner Grundlage er-
lassenen Verordnungen ist nicht erforderlich für 
Maßnahmen des Naturschutzes, soweit sie nach 
den Vorschriften des Abschnitts IV festgelegt oder 
vorgesehen sind. 

(3) Bedarf ein Vorhaben nach diesem Gesetz, 
nach dem Bundesnaturschutzgesetz oder Rechts-
akten der Europäischen Gemeinschaften neben 
einer Genehmigung, Ausnahme oder Befreiung 
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durch die untere Naturschutzbehörde auch einer 
Entscheidung der obersten oder oberen Natur-
schutzbehörde, so entscheidet die jeweils höhere 
zugleich für die nachgeordnete Naturschutzbehör-
de nach ihrer vorherigen Beteiligung und den für 
die ersetzte Entscheidung geltenden Vorschriften. 

 
§ 66 
Einschränkung von Grundrechten 
 
Für Maßnahmen, die nach diesem Gesetz getrof-
fen werden können, werden das Recht auf Freiheit 
der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des Grundge-
setzes) und das Recht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) einge-
schränkt. 
 

§ 56 
Einschränkung von Grundrechten 

Für Maßnahmen, die nach diesem Gesetz getrof-
fen werden können, werden das Recht auf Freiheit 
der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des Grundge-
setzes) und das Recht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) einge-
schränkt. 

 

 

Abschnitt X 
Ordnungswidrigkeiten 
 
§ 67 
Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer, ohne dass eine 

Ausnahme zugelassen oder eine Befreiung 
erteilt wurde, vorsätzlich oder fahrlässig 

 
1. einer aufgrund dieses Gesetzes erlasse-

nen vollziehbaren schriftlichen Anordnung, 
die auf diese Bußgeldvorschrift verweist, 
zuwiderhandelt oder einer aufgrund die-
ses Gesetzes erlassenen Verordnung o-
der Satzung zuwiderhandelt, soweit sie für 
bestimmte Tatbestände auf diese Buß-
geldvorschrift ve rweist, 
 

Abschnitt IX  
Ordnungswidrigkeiten 

§ 57  
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer, ohne dass eine 
Ausnahme zugelassen oder eine Befreiung erteilt 
wurde, vorsätzlich oder fahrlässig 

1. einer aufgrund dieses Gesetzes erlassenen 
vollziehbaren schriftlichen Anordnung, die auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist, zuwiderhan-
delt oder einer aufgrund dieses Gesetzes er-
lassenen Verordnung oder Satzung zuwider-
handelt, soweit sie für bestimmte Tatbestände 
auf diese Bußgeldvorschrift ve rweist,  

2. Auflagen, die mit einer auf diesem Gesetz 
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2. Auflagen, die mit einer auf diesem Gesetz 
oder aufgrund dieses Gesetzes erlasse-
nen Rechtsverordnung oder in dem Bun-
desnaturschutzgesetz beruhenden Zulas-
sung, Genehmigung oder Befreiung ver-
bunden sind, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erfüllt, soweit diese Maßnah-
men auf diese Bußgeldvorschrift verwei-
sen, 
 

3. entgegen § 11 Abs. 1 Eingriffe ohne Ge-
nehmigung vornimmt, 
 

4. nach Maßgabe einer Verordnung nach 
§ 16 Abs.1 entgegen § 16 Abs. 2 Hand-
lungen, die zu einer Zerstörung, Beschä-
digung oder Veränderung eines Natur-
schutzgebietes führen können, vornimmt, 
 

5. nach Maßgabe einer Verordnung nach 
§ 18 Abs. 1 Handlungen vornimmt, die 
entgegen § 18 Abs. 2 den Charakter eines 
Landschaftsschutzgebietes verändern o-
der dem Schutzzweck zuwiderlaufen, 
 

6. entgegen § 20 Abs. 3 Handlungen vor-
nimmt, die zu einer Zerstörung, Verände-
rung oder nachhaltigen Störung eines Na-
turdenkmales oder seiner geschützten 
Umgebung führen oder führen können, 
 

7. entgegen § 21 Abs. 2 einen geschützten 
Landschaftsbestandteil beseitigt oder 
Handlungen vornimmt, die zu seiner Zer-
störung, Beschädigung oder Veränderung 
führen können, 

oder aufgrund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnung oder in dem Bundesnatur-
schutzgesetz beruhenden Zulassung, Ge-
nehmigung oder Befreiung verbunden sind, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erfüllt, 
soweit diese Maßnahmen auf diese Bußgeld-
vorschrift verweisen,  

3. entgegen § 7 a Abs. 1 Eingriffe der in § 7 
Abs. 2 Nr. 1 bis 12 bezeichneten Art ohne Ge-
nehmigung beginnt oder trotz Untersagung 
fortsetzt oder durchführt,  

4. entgegen § 11 Abs. 1 an Küstengewässern, 
Gewässern erster Ordnung sowie Seen und 
kleineren Gewässern mit einer Größe von 
mehr als 1 ha bauliche Anlagen innerhalb des 
Gewässer- und Erholungsschutzstreifens er-
richtet oder wesentlich ändert,  

5. entgegen § 13 Abs. 1 ohne Genehmigung 
einen Fischteich oder ein anderes vom Was-
serrecht ausgenommenes Gewässer neu 
schafft,  

6. entgegen § 15 a einen gesetzlich geschütz-
ten Biotop zerstört, beschädigt, sonst erheb-
lich beeinträchtigt oder den charakteristischen 
Zustand verändert,  

7. entgegen § 15 b einen Knick beseitigt oder 
sonst erheblich oder nachhaltig beeinträchtigt,  

7 a. entgegen § 20 d Abs. 4 unbefugt Hand-
lungen vornimmt, die zu erheblichen Be-
einträchtigungen eines gemeldeten Gebie-
tes oder der in einem Konzertierungsge-
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8. entgegen § 25 Abs. 1 Maßnahmen vor-

nimmt, durch die ein gesetzlich geschütz-
tes Biotop zerstört oder sonst erheblich 
beeinträchtigt werden kann, 
 

 

biet vorkommenden prioritären Biotope 
oder prioritären Arten führen können, 

8. entgegen § 21 Veränderungen in dem ge-
planten Geltungsbereich von Verordnungen 
oder Satzungen nach den §§ 17, 19 und 20 
vornimmt,  

9. entgegen § 24 Abs. 1 Nr. 1 ohne vernünfti-
gen Grund wild wachsende Pflanzen entnimmt 
oder schädigt,  

10. entgegen § 24 Abs. 1 Nr. 2 wild lebende 
Tiere ohne vernünftigen Grund  
beunruhigt, fängt, verletzt oder tötet,  

11. entgegen § 24 Abs. 1 Nr. 3 ohne vernünf-
tigen Grund Lebensstätten wild lebender Tier- 
und Pflanzenarten beeinträchtigt oder zerstört,  

12. entgegen § 24 Abs. 5 Tiere oder Pflanzen 
außerhalb ihres natürlichen Verbreitungsge-
bietes ohne die erforderliche Genehmigung in 
der freien Natur ansiedelt oder aussetzt,  

13. entgegen § 24 Abs. 1 Nr. 4 Bodenvegeta-
tion abbrennt oder Wiesen und nicht land- und 
forstwirtschaftlich genutzte Flächen so behan-
delt, dass die Pflanzen- und Tierwelt nachhal-
tig beeinträchtigt wird,  

14. entgegen § 24 Abs. 1 Nr. 5 Bäume mit 
Bruthöhlen des Schwarzspechts oder ähnlich 
großen Bruthöhlen oder mit Nestern oder 
Horsten von Schwarzstörchen, Graureihern 
oder Greifvögeln abholzt, Brut- oder Nistplätze 
des Kranichs beschädigt oder zerstört, die ge-
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nannten Bruthöhlen, Nester, Horste oder Brut- 
und Nistplätze durch Abholzung der unmittel-
baren Umgebung gefährdet oder einen Um-
kreis von 100 Metern um die genannten Bäu-
me oder Brut - und Nistplätze in der Zeit vom 
1. Januar bis 31. Juli betritt,  

14 a. entgegen § 24 Abs. 4 unbefugt in der 
Zeit vom 15. März bis zum 30. September 
Bäume, Knicks, Hecken, Gebüsch, Röh-
richtbestände oder sonstige Gehölze fällt, 
rodet, auf den Stock setzt oder auf andere 
Weise beseitigt, 

15. den Vorschriften einer aufgrund des § 25 
erlassenen Verordnung zuwiderhandelt, so-
weit sie für einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Bußgeldvorschrift ve rweist,  

16. entgegen § 26 Abs. 1 wild lebende Tiere 
ohne schriftliche Genehmigung der oberen 
Naturschutzbehörde kennzeichnet,  

17. entgegen § 27 ohne Genehmigung Tier-
gehege oder Zoos errichtet, ändert oder be-
treibt,  

18. (gestrichen)  

19. in der freien Landschaft andere als die im 
§ 30 bezeichneten Wege und Flächen betritt 
oder sich dort aufhält,  

20. entgegen § 31 Abs. 1 Wege oder Flächen 
in der freien Landschaft, die nach § 30 betre-
ten oder benutzt werden dürfen, sperrt,  
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21. entgegen § 34 Abs. 1 auf dem Meeres-
strand mit Fahrzeugen fährt oder solche auf-
stellt oder zeltet oder Strandkörbe oder ähnli-
che Einrichtungen aufstellt oder in Küstendü-
nen oder auf Strandwällen außerhalb der ge-
kennzeichneten Wege fährt, zeltet oder 
Wohnwagen, Wohnmobile oder andere Fahr-
zeuge aufstellt oder entgegen § 34 Abs. 2 ge-
sperrte Strandabschnitte nutzt oder dort reitet,  

22. entgegen § 36 Abs. 1 Zelte oder Wohnwa-
gen außerhalb von Zelt- und Campingplätzen 
aufstellt oder nutzt oder entgegen § 37 Abs. 1 
ohne Genehmigung einen Liegeplatz einrich-
tet,  

23. entgegen § 36 Abs. 4 ohne Genehmigung 
einen Zelt- und Campingplatz oder entgegen § 
37 Abs. 2 einen Sportboothafen errichtet oder 
wesentlich ändert oder entgegen § 38 einen 
Golfplatz errichtet oder wesentlich ändert. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig unbefugt 

1. ein bestelltes Feld vor der Aberntung oder 
ein Feld, eine Wiese oder Weide entgegen ei-
nem ausdrücklich erklärten Verbot der oder 
des Berechtigten betritt, befährt oder sich auf 
Aufforderung der oder des Berechtigten nicht 
entfernt,  

2. im Feld ausgediente Fahrzeuge abstellt,  

3. Weide- und Feldtore, Schlagbäume oder 
ähnliche Vorrichtungen, die zur Sperrung die-
nen, öffnet oder befugterweise geöffnete Wei-
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de- und Feldtore, Schlagbäume oder ähnliche 
Einrichtungen nicht wieder schließt oder  

4. Zeichen oder Vorrichtungen, die zur Sper-
rung, zur Kennzeichnung von kennzeich-
nungsbedürftigen Flächen oder Gegenständen 
dienen, entfernt, beschädigt, zerstört oder auf 
andere Weise unbrauchbar macht. 

 
9. entgegen § 26 Abs. 1 Satz 1 an Gewäs-

sern erster Ordnung sowie Seen und Tei-
chen von einem Hektar und mehr bauliche 
Anlagen in einem Abstand bis zu 50 m 
landwärts von der Uferlinie erricht et oder 
wesentlich erweitert, oder entgegen § 26 
Abs. 1 Satz 2 an den Küsten bauliche 
Anlagen in einem Abstand bis zu 100 m 
landeinwärts von der Küstenlinie errichtet 
oder wesentlich erweitert, 
 

10. in einem Gebiet von gemeinschaftlicher 
Bedeutung bis zur Schutzerklärung ent-
gegen § 28 Abs. 4 oder 5 unbefugt Hand-
lungen vornimmt, die zu erheblichen Be-
einträchtigungen führen können, 
 

11.entgegen § 34 Abs. 2 Nr. 1 wild lebende 
Tiere ohne vernünftigen Grund beunru-
higt, fängt, verletzt oder tötet, 
 

12.entgegen § 34 Abs. 2 Nr. 2 ohne vernünfti-
gen Grund wild wachsende Pflanzen ent-
nimmt oder schädigt, 
 

13.entgegen § 34 Abs. 2 Nr. 3 ohne vernünfti-
gen Grund Lebensstätten wild lebender 
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Tier- oder Pflanzenarten beeinträchtigt 
oder zerstört, 
 

14.entgegen § 34 Abs. 2 Nr. 4 Bodenvegetati-
on abbrennt oder nicht land- oder forst-
wirtschaftlich genutzte Flächen so behan-
delt, dass die Pflanzen- und Tierwelt 
nachhaltig beeinträchtigt wird, 
 

15.entgegen § 34 Abs. 3 Tiere oder Pflanzen 
gebietsfremder Arten ohne die erforderli-
che Genehmigung in der freien Natur an-
siedelt oder aussetzt, 
 

16.entgegen § 34 Abs. 5 Nr. 1 in der Zeit vom 
15. März bis 30. September unbefugt 
Bäume, Knicks, wild wac hsende Hecken 
und Gebüsch sowie Röhrichtbestände 
fällt, rodet, zurück schneidet oder auf 
sonstige Weise beseitigt, 
 

17.entgegen § 34 Abs. 5 Nr. 2 Bäume mit 
Horsten oder Bruthöhlen besteigt oder be-
seitigt, 
 

18.entgegen § 34 Abs. 6 Satz 2 ohne Geneh-
migung wild lebende Tiere und Pflanzen 
gewerbsmäßig sammelt, 
 

19.entgegen § 37 Abs. 1 wild lebende Tiere 
ohne die erforderliche Genehmigung 
kennzeichnet, 
 

 
20.entgegen § 38 Abs. 2 ohne Genehmigung 

Tiergehege einrichtet, ändert, betreibt o-
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der die Betreiberin oder den Betreiber 
wechselt, 
 

21.entgegen § 38 Abs. 5 unbefugt Tiere wild 
lebender Arten hält, die Menschen le-
bensgefährlich werden können, insbeson-
dere alle großen Katzen- und Bärenarten, 
Wölfe, Krokodile und Giftschlangen, 
 

22. in der freien Landschaft andere als die in 
§ 39 Abs. 1 und 2 bezeichneten Wege 
und Flächen und die in § 39 Abs. 1 und 2 
bezeichneten Wege und Flächen anders 
als in der dort bezeichneten Art benutzt, 
 

23.entgegen § 40 Abs. 1 Wege oder Flächen 
in der freien Landschaft, die nach § 39 be-
treten oder benutzt werden dürfen, sperrt, 
 

24.entgegen § 41 Abs. 1 den Badebetrieb 
beeinträchtigt, 
 

25.entgegen § 41 Abs. 2 an Strandabschnitten 
mit regem Badebetrieb in der Zeit vom 1. 
April bis zum 30. September reitet oder 
Hunde mitführt, ohne das dies die Ge-
meinde im Rahmen einer Sondernutzung 
zugelassen hat, 
 

26.entgegen § 41 Abs. 3 geschützte Bereiche 
betritt oder beeinträchtigt, 
 

27.entgegen § 42 Abs. 1 Nr. 1 auf dem Mee-
resstrand mit Fahrzeugen fährt oder sol-
che aufstellt, 
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28.  entgegen § 42 Abs. 1 Nr. 2 auf dem Mee-
resstrand unbefugt zeltet oder Strandkör-
be oder ähnliche Einrichtungen aufstellt, 
 

29. entgegen § 42 Abs. 1 Nr. 3 in Küstendünen 
oder auf Strandwällen außerhalb der ge-
kennzeichneten Wege fährt, zeltet, 
Wohnwagen, Wohnmobile oder andere 
Fahrzeuge aufstellt, 
 

29.entgegen § 44 Abs. 1 Zelte oder sonstige 
bewegliche Unterkünfte außerhalb der 
hierfür zugelassenen Plätze aufstellt oder 
benutzt, 
 

30.als Wanderer entgegen § 44 Abs. 2 unbe-
fugt länger als eine Nacht abseits von 
Zelt- und Campingplätzen zeltet, 
 

31.entgegen § 45 Abs. 1 ohne Genehmigung 
eine Wasserfläche mit Hilfe einer Boje, ei-
nes Steges oder einer anderen Anlage als 
Liegeplatz für ein Sportboot außerhalb ei-
nes Hafens nutzt. 

 
(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig unbefugt 
 

1. im Feld ausgediente Fahrzeuge abstellt 
oder, 

2. Zeichen oder Vorrichtungen, die zur 
Sperrung, zur Kennzeichnung von kenn-
zeichnungsbedürftigen Flächen oder Ge-
genständen dienen, entfernt, beschädigt, 
zerstört oder auf andere Weise un-
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brauchbar macht. 

 
(3) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätzlich 

oder fahrlässig 

1. einer Vorschrift über Naturdenkmale oder 
Naturschutzgebiete nach § 16 des 
Reichsnaturschutzgesetzes vom 26. Juni 
1935 (RGBl. I S. 821), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 25. Februar 1971 
(GVOBl. Schl.-H. S. 66), oder 

2. einer Verordnung über Naturdenkmale 
oder Naturschutzgebiete nach § 15 Abs. 1 
des Reichsnaturschutzgesetzes, oder 

3. einer Verordnung über geschützte Land-
schaftsteile oder Landschaftsschutzgebie-
te nach §§ 5 und 19 des Reichsnatur-
schutzgesetzes zuwiderhandelt. 

 
Soweit in Strafvorschriften der in Absatz 1 ge-
nannten Verordnungen Verweisungen auf die 
§§ 21 und 22 des Reichsnaturschutzgesetzes 
allein oder in Verbindung mit Verweisungen auf 
die §§ 15 oder 16 der Verordnung zur Durchfüh-
rung des Reichsnaturschutzgesetzes vom 31. 
Oktober 1935 (RGBl. I S. 1275), geändert durch 
Verordnung vom 16. September 1938 (RGBl. I S. 
1184), enthalten sind, gelten diese als Verweisun-
gen auf § 68 Abs. 1 Nr. 1. 
 

§ 57 b 
Verstöße gegen Bestimmungen weitergelten-
der Verordnungen 

(1) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig einer Vorschrift über Naturdenkma-
le oder Naturschutzgebiete nach § 16 des Reichs-
naturschutzgesetzes vom 26. Juni 1935 (RGBl. I 
S. 821), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. 
Februar 1971 (GVOBl. Schl.-H. S. 66), oder einer 
Verordnung über Naturdenkmale oder Natur-
schutzgebiete nach § 15 Abs. 1 des Reichsnatur-
schutzgesetzes, oder einer Verordnung über ge-
schützte Landschaftsteile oder Landschafts-
schutzgebiete nach §§ 5 und 19 des Reichsnatur-
schutzgesetzes, zuwiderhandelt. 

(2) Soweit in Strafvorschriften der in Absatz 1 ge-
nannten Verordnungen Verweisungen auf die §§ 
21 und 22 des Reichsnaturschutzgesetzes allein 
oder in Verbindung mit Verweisungen auf die §§ 
15 oder 16 der Verordnung zur Durchführung des 
Reichsnaturschutzgesetzes vom 31. Oktober 1935 
(RGBl. I S. 1275), geändert durch Verordnung 
vom 16. September 1938 (RGBl. I S. 1184), ent-
halten sind, gelten diese als Verweisungen auf § 
57 Abs. 1 Nr. 1 dieses Gesetzes. 

 

 

§ 68 
Höhe der Geldbuße 
 
Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des 

§ 57 a 
Höhe der Geldbuße, Einziehung 

(1) Die Ordnungswidrigkeit kann geahndet werden 
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§ 67 Abs. 1 Nr. 1, 4, 5, 6, 7, 8, 16 und 20 mit einer 
Geldbuße bis zu 50.000 Euro, in den übrigen Fäl-
len mit einer Geldbuße bis zu 10.000 Euro geahn-
det werden. 
 

1. in den Fällen des § 57 Abs. 1 Nr. 1, 6, 7, 8, 
15, 17 und 23 mit einer Geldbuße bis zu 
50.000 Euro,  

2. in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße 
bis zu 5.000 Euro. 

 
§ 69 
Einziehung 
 
Ist eine Ordnungswidrigkeit nach diesem Gesetz 
begangen worden, können 
 

1. Gegenstände, auf die sich die Ordnungs-
widrigkeit bezieht, und 
 

2. Gegenstände, die zu ihrer Begehung oder 
Vorbereitung gebraucht worden oder be-
stimmt gewesen sind, 

 
eingezogen werden. § 23 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten ist anzuwenden. 
 

§ 57 a 
Höhe der Geldbuße, Einziehung 
 
(2) Gegenstände, die zur Begehung einer Ord-
nungswidrigkeit gebraucht worden oder bestimmt 
gewesen sind, können eingezogen werden. 

 

Abschnitt XI 
Übergangs- und Schlussvorschriften 
 
§ 70 
Weitergeltende Verordnungen 
 
(1) Verordnungen, die aufgrund des preußischen 

Feld- und Forstpolizeigesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21. Januar 1926, 
des Reichsnaturschutzgesetzes, des Land-
schaftspflegegesetzes in der bis zum 30. Juni 

Abschnitt X 
Übergangs- und Schlussvorschriften 
 
 
§ 58 a 
Weitergeltende Verordnungen 
 

(1) Verordnungen, die aufgrund des preußischen 
Feld- und Forstpolizeigesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21.01.1926, des Reichsna-
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1993 geltenden Fassung sowie aufgrund des 
Landesnaturschutzgesetzes in der bis zum In-
krafttreten dieses Gesetzes geltenden Fas-
sung zum Schutz und zur Sicherstellung von 
Gebieten und Landschaftsbestandteilen erlas-
sen wurden, gelten nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes weiter, soweit sie diesem nicht wi-
dersprechen. Die Geltungsdauer der Verord-
nungen zur einstweiligen Sicherstellung, die 
bei Inkrafttreten dieses Ges etzes gelten, rich-
tet sich nach § 22 Abs. 2. 

 
(2) Verordnungen, die aufgrund der in Absatz 1 

Satz 1 genannten Gesetze erlassen worden 
sind, können aufgrund der Ermächtigungen 
dieses Gesetzes in Verbindung mit § 23 durch 
Verordnung aufgehoben und geändert wer-
den. 

(3) Verfahren zum Erlass von Schutzverordnun-
gen, die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bereits eingeleitet worden sind, sind nach 
Maßgabe der Vorschriften dieses Gesetzes 
fortzuführen. 

(4) Für Verordnungen nach Absatz 1 gilt § 67 
Abs. 1 Nr. 1 entsprechend. 

 

turschutzgesetzes und aufgrund des Abschnitts IV 
des Landschaftspflegegesetzes in den bisher gel-
tenden Fassungen zum Schutz und zur Sicherstel-
lung von Gebieten und Landschaftsbestandteilen 
erlassen wurden, treten mit dem Inkrafttreten die-
ses Gesetzes außer Kraft, soweit sie diesem Ge-
setz widersprechen. Die Geltungsdauer der Ver-
ordnungen zur einstweiligen Sicherstellung, die 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten, richtet 
sich nach § 21 Abs. 2 dieses Gesetzes. 

(2) Verordnungen, die aufgrund der in Absatz 1 
Satz 1 genannten Gesetze erlassen worden sind, 
können aufgrund der Ermächtigungen dieses Ge-
setzes in Verbindung mit § 53 durch Verordnung 
aufgehoben und geändert werden. 

(3) Verfahren zum Erlass von Schutzverordnun-
gen, die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes be-
reits eingeleitet worden sind, sind nach Maßgabe 
der Vorschriften dieses Gesetzes fortzuführen. 

(4) Für Verordnungen nach Absatz 1 gilt § 57 Abs. 
1 Nr. 1 entsprechend. 

 

§ 71 
Bestehende Naturschutzverordnungen 
 
In einem Naturschutzgebiet, das vor dem Inkraft-
treten des Landesnaturschutzgesetzes vom 16. 
Juni 1993 (GVOBl. Schl.-H. S. 215) durch Verord-
nung unter Schutz gestellt worden ist, gelten, un-
beschadet der Vorschriften der Naturschutzve r-
ordnung im Übrigen, bis zu einer Neuregelung 
aufgrund dieses Gesetzes mindestens folgende 

§ 58 b 
Bestehende Naturschutzverordnungen 

(1) In einem Naturschutzgebiet, das vor dem In-
krafttreten dieses Gesetzes durch Verordnung 
unter Schutz gestellt worden ist, gelten, unbe-
schadet der Vorschriften der Naturschutzverord-
nung im Übrigen, bis zu einer Neuregelung auf-
grund dieses Gesetzes mindestens folgende Ver-
bote: 
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Verbote: 
 

1. Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes zu-
lässige Nutzung darf nicht intensiviert, be-
stehende Nutzungen dürfen nicht zum 
Nachteil der Natur verändert werden. 

 

2. Wiesen und Dauergrünland dürfen nicht 
mehr als bisher entwässert und nicht um-
gebrochen werden. Pflanzenschutzmittel 
und Klärschlamm dürfen auf diese Flä-
chen nicht aufgebracht werden. 

 

3. Die Errichtung oder wesentliche Änderung 
von baulichen Anlagen aller Art und die 
Vornahme sonstiger Eingriffe im Sinne 
des § 10 ist unzulässig. 

 

4. Im Rahmen der in einer Verordnung zuge-
lassenen Ausübung des Jagdrechts dür-
fen Wildäcker, Fütterungseinrichtungen 
und Hochsitze mit geschlossenen Aufbau-
ten nicht errichtet werden. 

 

5. Im Rahmen der in einer Verordnung zuge-
lassenen Ausübung des Angelsports darf 
das Angeln nur von zugewiesenen Plät-
zen aus stattfinden. 

 

6. Das Betreten ist nur auf dafür ausgewie-
senen Wegen und Flächen zulässig, das 

1. Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
zulässige Nutzung darf nicht intensi-
viert, bestehende Nutzungen dürfen 
nicht zum Nachteil der Natur verän-
dert werden.  

2. Wiesen und Dauergrünland dürfen 
nicht mehr als bisher entwässert und 
nicht umgebrochen werden. Pflanzen-
schutzmittel und Klärschlamm dürfen 
auf diese Flächen nicht aufgebracht 
werden.  

3. Die Errichtung oder wesentliche Ände-
rung von baulichen Anlagen aller Art 
und die Vornahme sonstiger Eingriffe 
im Sinne des § 7 ist unzulässig.  

4. Im Rahmen der in einer Verordnung 
zugelassenen Ausübung des Jagd-
rechts dürfen Wildäcker, Fütterungs-
einrichtungen und Hochsitze mit ge-
schlossenen Aufbauten nicht errichtet 
werden.  

5. Im Rahmen einer in einer Verordnung 
zugelassenen Ausübung des Angel-
sports darf das Angeln nur von zuge-
wiesenen Plätzen aus stattfinden.  

6. Das Betreten ist nur auf dafür ausge-
wiesenen Wegen und Flächen zuläs-
sig, das Reiten nur auf ausgewiese-
nen Reitwegen. 

(2) Soweit Absatz 1 über die Naturschutzverord-
nung hinausgeht, ist § 54 mit der Maßgabe anzu-
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Reiten nur auf ausgewiesenen Reitwegen. 

 

wenden, dass die Befreiung auch zulässig ist, 
wenn die Verbote des Absatzes 1 im Einzelfall zu 
einer unzumutbaren Härte führen und die Befrei-
ung mit den Belangen des Naturschutzes verein-
bar ist. Bestehende behördliche Zulassungen blei-
ben unberührt. Sie sollen diesem Gesetz ange-
passt werden; § 17 Abs. 4 findet entsprechend 
Anwendung. 

 
§ 72 
Bestehende Landschaftsschutzverordnungen 
 
(1) In einem Landschaftsschutzgebiet, das vor 

dem Inkrafttreten des Landesnaturschutzge-
setzes vom 16. Juni 1993 (GVOBl. Schl.-H. S. 
215) durch Verordnung unter Schutz gestellt 
worden ist, gelten, unbeschadet der Land-
schaftsschutzverordnung im Übrigen, bis zu 
einer Neuregelung aufgrund dieses Gesetzes 
mindestens folgende Verbote: 

1. baugenehmigungspflichtige Anlagen auf 
nicht baulich genutzten Grundstücken so-
wie Hochspannungsleitungen zu errichten, 
 

2. Plätze aller Art, Straßen und andere Ver-
kehrsflächen mit festem Belag anzulegen. 

Einfriedigungen von Hausgrundstücken, von 
landwirtschaftlich genutzten Grundstücken oder 
von schutzbedürft igen Forst- und Sonderkulturen 
in der üblichen und landschaftsgerechten Art sind 
zulässig. 
 
(2) Eine Ausnahme kann zugelassen werden für 
 

§ 58 c 
Bestehende Landschaftsschutzverordnungen 

(1) In einem Landschaftsschutzgebiet, das vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes durch Verord-
nung unter Schutz gestellt worden ist, gelten, un-
beschadet der Landschaftsschutzverordnung im 
Übrigen, bis zu einer Neuregelung aufgrund die-
ses Gesetzes mindestens folgende Verbote: 

1. baugenehmigungspflichtige Anlagen 
auf nicht baulich genutzten Grundstü-
cken und Hochspannungsleitungen zu 
errichten sowie Plätze aller Art, Stra-
ßen und andere Verkehrsflächen mit 
festem Belag anzulegen;  

2. Bodenbestandteile abzubauen oder 
andere Abgrabungen, Aufschüttungen 
und Auffüllungen in dem in § 13 Abs. 
1 genannten Umfang vo rzunehmen 
oder die Bodengestalt auf andere Art 
zu verändern;  

3. die wasserwirtschaftlichen Verhältnis-
se durch Ausbau eines Gewässers (§ 
31 des Wasserhaushaltsgesetzes), 
Grundwasserabsenkungen oder Ent-
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1. wesentliche Änderungen der in Absatz 1 
genannten Anlagen sowie für Vorhaben 
nach § 35 Abs. 1 und 4 des Baugesetz-
buchs, 

 

2. das Verlegen oder die wesentliche Ände-
rung von ober- oder unterirdischen Lei-
tungen, ausgenommen im Straßenkörper, 
elektrischen Weidezäunen und Rohrlei-
tungen zur Bewässerung landwirtschaftli-
cher Flächen und für die Versorgung von 
Weidevieh, 

 

3. die Errichtung anderer als nach Absatz 1 
zulässiger Einfriedigungen aller Art, 

 

4. die Durchführung von Veranstaltungen 
außerhalb öffentlicher Verkehrsflächen, 
die mit erheblichem Lärm verbunden sind 
oder auf andere Weise die Ruhe der Natur 
oder den Naturgenuss durch außerge-
wöhnlichen Lärm stören, 

 

5. die Aufstellung von Zelten oder sonstigen 
beweglichen Unterkünften außerhalb der 
dafür bestimmten Plätze. 

 

wässerungen zu verändern;  

4. Wald und Feldgehölze umzuwandeln, 
ungenutzte Flächen in Nutzung zu 
nehmen; § 15 a Abs. 5 Satz 2 gilt 
sinngemäß. 

(2) Eine Ausnahme kann zugelassen werden für 

1. wesentliche Änderungen der in Absatz 
1 Nr. 1 genannten Anlagen sowie für 
nach § 35 des Baugesetzbuchs bevor-
rechtigt im Außenbereich zulässige 
Vorhaben;  

2. das Verlegen oder die wesentliche 
Änderung von ober- oder unterirdi-
schen Leitungen, ausgenommen im 
Straßenkörper, elektrischen Weide-
zäunen und Rohrleitungen zur Be-
wässerung landwirtschaftlicher Flä-
chen und für die Versorgung von 
Weidevieh;  

3. die Errichtung von Einfriedigungen al-
ler Art, ausgenommen Einfriedigungen 
von Hausgrundstücken, von landwirt-
schaftlich genutzten Grundstücken 
oder von schutzbedürftigen Forst- und 
Sonderkulturen in der üblichen und 
landschaftsgerechten Art;  

4. die Durchführung von Veranstaltun-
gen außerhalb öffentlicher Verkehrs -
flächen, die mit erheblichem Lärm 
verbunden sind oder auf andere Wei-
se die Ruhe der Natur oder den Na-
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turgenuss durch außergewöhnlichen 
Lärm stören;  

5. Zelte oder sonstige bewegliche Unter-
künfte (Wohnwagen) außerhalb der 
dafür bestimmten Plätze aufzustellen. 

(3) Soweit Absatz 1 über die Landschaftsschutz-
verordnung hinausgeht, ist § 54 Abs. 2 mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass die Befreiung auch 
zulässig ist, wenn die Verbote des Absatzes im 
Einzelfall zu einer unzumutbaren Härte führen und 
die Befreiung mit den Belangen des Naturschut-
zes vereinbar ist. Bestehende behördliche Zulas-
sungen bleiben unberührt; sie sollen diesem Ge-
setz angepasst werden. 

§ 73 
Übergangsvorschrift für Sondernutzungen, 
 Sportboothäfen, Zeltplätze und Golfplätze 
 

(1) Sondernutzungen am Meeresstrand im Sinne 
des § 43, die unwiderruflich oder unbefristet 
erteilt wurden, können aus wichtigem Grund 
widerrufen werden. 

(2) Ein Sportboothafen, der aufgrund der Sportha-
fenverordnung vom 20. August 1974 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 335) und vom 15. Februar 1983 
(GVOBl. Schl.-H. S. 121) genehmigt und ab-
genommen worden ist, gilt nach § 45 als ge-
nehmigt und abgenommen. Soweit ein solcher 
Sportboothafen den gesetzlichen Anforderun-
gen nicht genügt, kann die zuständige Nat ur-
schutzbehörde die Anpassung an das gelten-
de Recht verlangen. 

§ 59 
Übergangsvorschriften für Sondernutzungen,  
Zeltplätze, Bootsliegeplätze, Sportboothäfen 
und Golfplätze 

(1) Sondernutzungen am Meeresstrand im Sinne 
des § 35, die unwiderruflich oder unbefristet erteilt 
wurden, können aus wichtigem Grund widerrufen 
werden. 

(2) Ein Sportboothafen, der aufgrund der Sportha-
fenverordnung vom 20. August 1974 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 335) und vom 15. Februar 1983 
(GVOBl. Schl.-H. S. 121) genehmigt und abge-
nommen worden ist, gilt nach § 37 als genehmigt 
und abgenommen. Soweit ein solcher Sportboot-
hafen den gesetzlichen Anforderungen nicht ge-
nügt, kann die oberste Naturschutzbehörde die 
Anpassung an das geltende Recht verlangen. 

(3) Zelt- und Campingplätze, die vor Inkrafttreten 
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(3) Zelt- und Campingplätze, die vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes genehmigt worden sind, gel-
ten nach § 44 als genehmigt. Soweit ein sol-
cher Zelt- und Campingplatz den gesetzlichen 
Anforderungen nicht genügt, kann die zustän-
dige Naturschutzbehörde die Anpassung an 
das geltende Recht verlangen. 

(4) Golfplätze, die vor Inkrafttreten dieses Geset-
zes genehmigt worden sind, gelten nach § 46 
als genehmigt. Soweit ein solcher Golfplatz 
den gesetzlichen Anforderungen nicht genügt, 
kann die zuständige Naturschutzbehörde die 
Anpassung an das geltende Recht verlangen. 

 

dieses Gesetzes genehmigt worden sind, gelten 
nach § 36 als genehmigt. Soweit ein solcher Zelt- 
und Campingplatz den gesetzlichen Anforderun-
gen nicht genügt, kann die oberste Naturschutz-
behörde die Anpassung an das geltende Recht 
verlangen. 

(4) Liegeplätze, die bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes rechtmäßig benutzt worden sind, kön-
nen bis zu einer Entscheidung der unteren Natur-
schutzbehörde über den Antrag nach § 37 Abs. 1 
weiter benutzt werden. 

(5) Golfplätze, die vor Inkrafttreten dieses Geset-
zes genehmigt worden sind, gelten nach § 38 als 
genehmigt. Soweit ein solcher Golfplatz den ge-
setzlichen Anforderungen nicht genügt, kann die 
oberste Naturschutzbehörde die Anpassung an 
das geltende Recht verlangen. 

 
§ 74 
Übergangsvorschriften für sonstige Eingriffe 
in die Natur 
 
Eingriffe in die Natur, die vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes nach dem Landesnaturschutzge-
setz in der Fassung vom 18. Juli 2003 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 246) oder anderen Rechtsvorschriften 
genehmigt, aber noch nicht begonnen oder nicht 
beendet worden sind, können nach Maßgabe der 
Genehmigung verwirklicht werden; die Natur-
schutzbehörde ist jedoch befugt, nach diesem 
Gesetz zulässige Nebenbestimmungen nachträg-
lich anzuordnen. 
 

§ 59 a 
Übergangsvorschriften für sonstige Eingriffe 
in die Natur 

Eingriffe in die Natur, die vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes nach dem Landschaftspflegege-
setz oder anderen Rechtsvorschriften genehmigt, 
aber noch nicht begonnen oder nicht beendet 
worden sind, können nach Maßgabe der Geneh-
migung verwirklicht werden; die Naturschutzbe-
hörde ist jedoch befugt, nach diesem Gesetz zu-
lässige Nebenbestimmungen nachträglich anzu-
ordnen. Genehmigungen für Eingriffe, die unbe-
fristet oder über einen Zeitraum von mehr als zehn 
Jahren erteilt worden sind, treten spätestens zehn 
Jahre nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
außer Kraft; auf Antrag ist über die Fort führung 
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nach Maßgabe dieses Gesetzes zu entscheiden. 

 
§ 75 
Übergangsvorschrift für die Anerkennung 
rechtsfähiger Vereine  
 
Die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ausge-
sprochenen Anerkennungen von Vereinen nach 
§ 29 Abs. 2 des Bundesnaturschutzgesetzes in 
der bis zum 3. April 2002 geltenden Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. September 1998 
(BGBl. I S. 2994), zuletzt geändert durch Artikel 
205 der Verordnung vom 29. Oktober 2001 (BGBl. 
I S. 2785) gelten als Anerkennungen gemäß § 58. 

 

§ 60 
Übergangsvorschriften 
 

(1) Für die vom Land nach § 29 des Bundesnatur-
schutzgesetzes in der bis zum 3. April 2002 gel-
tenden Fassung anerkannten Vereine gilt § 51 ab 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes entsprechend, 
soweit die Vereine aufgrund von § 29 Abs. 1 Nr. 3 
und 4 des bis zum 3. April 2002 geltenden Bun-
desnaturschutzgesetzes oder aufgrund von lan-
desrechtlichen Regelungen im Rahmen des § 60 
Abs. 2 Nr. 5 und 6 zur Mitwirkung befugt sind. Für 
Verwaltungsakte, die auf Verwaltungsve rfahren 
beruhen, die vor dem 3. April 2002 begonnen 
worden und nicht in § 61 Abs. 1 aufgeführt sind, 
gelten die bis zu diesem Tag geltenden landes-
rechtlichen Regelungen über die Rechtsbehelfe 
von Vereinen fort. 

(2) § 9 Abs. 6 Satz 1 gilt nicht für Anträge, die vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnene 
Maßnahmen betreffen. 

 

 

§ 76 
Bestehende Landschaftsplanungen 

 

Landschaftsrahmenpläne, die vor dem Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes festgestellt und veröffentlicht 
worden sind, behalten ihre Gültigkeit bis zur Veröf-
fentlichung eines auf der Grundlage dieses Geset-
zes fortgeschriebenen und veröffentlichten Land-
schaftsprogramms. Grünordnungspläne, die vor 
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dem Inkrafttreten dieses Gesetzes festgestellt 
worden sind, behalten ihre Gültigkeit bis zur Auf-
stellung oder Änderung des Bauleitplanes. 

 
§ 77 
Übergangsvorschrift für Sukzessionsflächen 
 
Werden sonstige Sukzessionsflächen im Sinne 
des § 15 a Abs. 1 Nr. 10 des Landesnaturschutz-
gesetzes in der vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Fassung der Bekanntmachung vom 18. 
Juli 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 339), zuletzt geän-
dert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 1. Februar 
2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 57), in einem Bauleitver-
fahren als Bauflächen oder Baugebiete überplant, 
gilt § 25 bis zur Erteilung einer Baugenehmigung, 
längstens aber bis vier Jahre nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes, entsprechend. 
 

  

Artikel 2 
Änderung des Landesseilbahngesetzes 
 
Das Landesseilbahngesetz für das Land Schles-
wig-Holstein vom 27. Mai 2004 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 144) wird wie folgt geändert: 
 
§ 3 Abs. 5 wird gestrichen. 
 

  

Artikel 3 
Änderung des Landesbodenschutz- und Altlas-
tengese tzes 
 
Das Landesbodenschutz- und Altlastengesetz 
vom 14. März 2002 (GVOBl. Schl.-H. S. 60), Zu-
ständigkeiten und Ressortbezeichnungen ersetzt 
durch Verordnung vom 16. September 2003 
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(GVOBl. Schl.-H. S. 503), wird wie folgt geändert: 
 
§ 7 wird wie folgt geändert: 
 

1. In der Überschrift wird das Wort „Fachbei-
träge“ durch das Wort „Fachbeitrag“ er-
setzt. 

 
2. Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Zu diesem Zweck erstellt die obere Bo-
denschutzbehörde einen Fachbeitrag des 
Bodenschutzes für das Landschaftspro-
gramm nach § 8 Landesnaturschutzge-
setz.“ 

 
Artikel 4 
Inkrafttreten , Außerkrafttreten 
 
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft. Gleichzeitig treten außer Kraft: 
 

1. das Landesnaturschutzgesetz vom 18. Ju-
li 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 339), zuletzt 
geändert durch Artikel 11 des Gesetzes 
vom 1. Februar 2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 
57), 
 

2. die Landesverordnung zur Übertragung 
von Zuständigkeiten nach dem Landesna-
turschutzgesetz (NZustÜVO) vom 5. Au-
gust 2004 (GVOBl. Schl.-H. S. 355), 
 

3. die Landesverordnung über den Schutz 
von personenbezogenen Daten im Natur-
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schutz (Datenschutzverordnung Natur-
schutz, DSNVO) vom 30. Juni 1995 
(GVOBL. Schl.-H. S. 271), 
 

4. die Landesverordnung zum Schutz selte-
ner, im Bestand bedrohter Tierarten in der 
Gemeinde Altenhof vom 7. Juli 1980 
(GVOBl. Schl.-H. S. 244), 
 

5. die Landesverordnung zum Schutz selte-
ner, im Bestand bedrohter Tierarten in der 
Gemeinde Lammershagen vom 22. Janu-
ar 1974 (GVOBl. Schl.-H. S. 48), geändert 
durch Verordnung vom 14. Juli 1980 
(GVOBl. Schl.-H. S. 250), 
 

6. die Landesverordnung zum Schutz ge-
fährdeter Tierarten am westlichen Witten-
see vom 27. April 1984 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 111), Zuständigkeiten und Ressortbe-
zeichnungen ersetzt durch Verordnung 
vom 16. September 2003 (GVOBl. Schl.-
H. S. 503), 
 

7. die Landesverordnung zum Schutz ge-
fährdeter Tier- und Pflanzenarten in 
Feuchtgebieten am Projensdorfer Gehölz 
vom 18. Oktober 1984 (GVOBl.  
Schl.-H. S. 203), Zuständigkeiten und 
Ressortbezeichnungen ersetzt durch Ver-
ordnung vom 16. September 2003 
(GVOBl. Schl.-H. S. 503), 
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8. die Landesverordnung zum Schutz einer 
Graureiher-Kolonie in Haseldorf vom 
9. November 1984 (GVOBl. Schl.-H. S. 
225), Zuständigkeiten und Ressortbe-
zeichnungen ersetzt durch Verordnung 
vom 16. September 2003 (GVOBl. Schl.-
H. S. 503), und 
 

9. die Landesverordnung zum Schutz des 
Großen Brachvogels in der Rothenmühle-
nau-Niederung vom 18. Februar 1985 
(GVOBl. Schl.-H. S. 111), Zuständigkeiten 
und Ressortbezeichnungen ersetzt durch 
Verordnung vom 16. September 2003 
(GVOBl. Schl.-H. S. 503). 

 
 

 


